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EDITORIAL/135: In eigener Sache ... (SB)





Wochendruckausgabe 135 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
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In eigener Sache

Liebe Leserinnen und Leser des Schattenblick,

noch einmal möchten wir auf diesem Wege daran erinnern, daß aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der Deutschen Bundespost zum 1. Juli 2019
ein Abonnement der Wochendruckausgabe ab der Nummer 140 statt zur Zeit
Euro 25,- dann Euro 28,- kosten wird; das bedeutet einen Aufpreis pro
Ausgabe von 70 Cent.

Dem Nichtabonnenten bleibt ein Einzelexemplar mit Euro 8,50 erhalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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ATOM/217: Halbwertzeit - Augenhöhe gefordert ... (BBU)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e. V.

Natur- und Umweltschutzverein Gronau (NUG) e. V.

Mitglied in der Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt (LNU) NRW e. V.

Gemeinsame Pressemitteilung vom 02.06.2019

Ab Dienstag (4. Juni 2019) Atommüll-Erörterung in Legden bei
Ahaus.

Gronauer Initiativen richten Forderungen an die Genehmigungsbehörde



Der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau und der Natur- und
Umweltschutzverein Gronau (NUG) e. V. weisen darauf hin, dass am
Dienstag (4. Juni 2019) in Legden bei Ahaus (Kreis Borken) ein
Erörterungstermin beginnt, bei dem es um das Atommülllager in Ahaus
geht. Konkreter Anlass des Termins ist die beantragte Verlängerung der
Lagerfrist für schwach- und mittelradioaktiven Atommüll. Die aktuelle
Lagerungsgenehmigung läuft am 20. Juli 2020 aus. Beantragt ist jetzt
eine Lagerungsdauer bis Ende 2057. Gegen diese verlängerte Lagerfrist
wurden zahlreiche Einsprüche bei der zuständigen Bezirksregierung in
Münster eingereicht. Auch der AKU Gronau und der NUG haben einen
Einspruch gegen die geplante längere Lagerdauer für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll unterschrieben.

Erörterungstermin findet in Legden statt, nicht in Ahaus!

Der Erörterungstermin soll am Dienstag um 10 Uhr beginnen - im Audimax
des 'Dorf Münsterland'-Hotels, Haidkamp 1, 48739 Legden - nicht in Ahaus!
Alle Personen und Organisationen, die Anfang des Jahres einen Einspruch
gegen die längere Atommüll-Lagerdauer erhoben haben, sind
teilnahmeberechtigt. Man kann ganztägig teilnehmen oder bei Zeitmangel
auch stundenweise. Einlass ist ab 9 Uhr. Bei Bedarf wird der
Erörterungstermin an den Folgetagen fortgesetzt. Zur Einlassberechtigung
ist ein Personaldokument mitzubringen. Ausführliche Informationen zum
Ablauf des Erörterungstermins gibt es im Internet (siehe unter [1]

Wer eventuell nicht mehr genau weiß, ob er / sie einen Einspruch gegen
die längere Lagerdauer unterschrieben und eingereicht hat, sollte das
frühzeitig mit der Bezirksregierung Münster klären. Und wer aus
Zeitmangel nicht an der Erörterung teilnehmen kann, kann eine Vertretung
zur Teilnahme bevollmächtigen.

Kritik am Erörterungsort Legden

In der letzten Woche haben sich der AKU Gronau und der NUG gemeinsam in
einem Schreiben an die Bezirksregierung Münster gewandt, die die
zuständige Behörde zur Durchführung des Erörterungstermins ist. In dem
Schreiben bringen die Initiativen ihr Befremden darüber zum Ausdruck,
dass die Erörterung in Legden stattfindet, und nicht in Ahaus. Eine
Begründung dafür wurde der Öffentlichkeit bisher nicht mitgeteilt. Die
Initiativen sind gespannt, wie die Bezirksregierung die Zulässigkeit der
Erörterung außerhalb von Ahaus begründen wird. Der AKU Gronau und der
NUG betonen in ihrem Schreiben: "Leider sind wir es bereits gewohnt,
dass Erörterungstermine fernab der betroffenen Kommune durchgeführt
werden."Die Initiativen erinnern daran, dass Erörterungstermine zur
Gronauer Urananreicherungsanlage in der Vergangenheit in Emsdetten und
auch in Legden durchgeführt wurden.

Weiter heißt es in dem Schreiben der Initiativen an die
Bezirksregierung: "Leider gab es im Vorfeld der Erörterung kein
Vorbereitungsgespräch zwischen der Genehmigungsbehörde und den
EinwenderInnen. (Vor der Erörterung zur UAA Gronau in Legden gab es
das). Daher in Schriftform einige wichtige Punkte, die Ihrerseits
frühzeitig geregelt werden sollten."

Konkrete Forderungen an die Bezirksregierung

Konkret fordern die Initiativen, dass die Erörterung durchgängig auch
für die breite Öffentlichkeit zugänglich sein soll, dass die Presse bei
der Erörterung durchgängig zugelassen wird und dass für die
Einwenderinnen und Einwender ein Besprechungsraum mit angemessener
technischer Infrastruktur (Kopierer, Faxgerät, Telefon) zur Verfügung
gestellt wird.

Weitere Forderungen: Für niederländische Einwenderinnen und Einwender
ist ein Dolmetscher / eine Dolmetscherin erforderlich, die Sitzordnung
(Genehmigungsbehörde, Antragsteller, EinwenderInnen ...) soll auf
Augenhöhe erfolgen und die Sitzplätze der Einwenderinnen und Einwender
sind mit Tischmikrofonen auszustatten. Außerdem fordern die Initiativen,
dass allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern das Recht einzuräumen ist,
jederzeit zu allen Punkten der Tagesordnung reden zu dürfen.
Abschließend weisen die Initiativen darauf hin, dass ein Busshuttle vom
Bahnhof Legden zum Erörterungssaal im Dorf Münsterland sinnvoll wäre.

Neben zahlreichen Einsprüchen aus Ahaus, Gronau und der Umgebung haben
auch der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) und das
Landesbüro der nordrhein-westfälischen Naturschutzverbände Einsprüche
gegen die beantragte längere Lagerdauer für Atommüll in Ahaus erheben.
Im BBU sind auch die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" sowie der
AKU Gronau organisiert. Der NUG ist Mitglied der Landesgemeinschaft
Naturschutz und Umwelt (LNU) NRW e. V. und wird auch deren Interessen
beim Erörterungstermin in Legden vertreten.


Anmerkung:

http://www.bezreg-
muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/strahlenschutz/zwischenlager_ahaus/index.html

Link zur Einwendung des BBU:

https://bbu-online.de/Einwendungen/BBU%20Stellungnahme%20Ahaus%20Maerz%202019.pdf

Weitere Informationen zum Atommülllager in Ahaus, zu drohenden
Castor-Atommülltransporten nach Ahaus und zu weiteren Aspekten des
weiten Themenfeldes "Atommüll" unter:

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://atommuell-protest.de

https://ag-schacht-konrad.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de,

https://www.atommuellreport.de

http://www.atommuellkonferenz.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 02.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juni 2019 
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KOHLEALARM/604: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkonflikte ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum offenen Brief an Ministerpräsident Laschet:
Bündnis aus 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen
fordert Moratorium für den Erhalt bedrohter Dörfer und den Hambacher Wald

Verlässliche Bestandsgarantien würden Beitrag zur sozialen Befriedung
leisten und Planungssicherheit für Tagebaurand-Kommunen schaffen



NRW/Buir, 31.05.2019. In einem offenen Brief an den NRW
Minister-präsidenten Armin Laschet hat ein Bündnis aus 40
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen 
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) aufgefordert sich für den dauerhaften
Erhalt der bedrohten Dörfer und des Hambacher Waldes einzusetzen.

Seitdem Ministerpräsident Armin Laschet im November 2018 in Kuckum war und
die Menschen angehört hat, die nicht umsiedeln wollen oder können, weiss
er, dass Umsiedlungen für viele Menschen wegen der damit verbundenen
sozialen und wirtschaftlichen Härten nicht zumutbar sind.[1]

Es befremdet mich daher, dass Landesvater Laschet nach der EU-Wahl bei der
Lösung der sozialen Fragen erneut den Kontext des Erhaltes von NRW als
Industrieland 2 fokussiert und die von Tagebauen und Kraftwerksstandorten
betroffenen und beeinträchtigten Anwohner*innen wieder einmal vergisst. Das
zeugt von einer asozialen Haltung gegenüber den tagebaubetroffenen
Menschen, die gerne weiterhin in ihren bedrohten Dörfern leben möchten und
zum Teil auch müssen. Diese soziale Frage sollte, könnte und müsste der
Ministerpräsident mit einer Bestandsgarantie zuallererst lösen.

Wenn er den Kohlekompromiss und die Empfehlungen der Kommission "Wachstum,
Beschäftigung und Strukturwandel" ernst nimmt, dann muss er sich jetzt
endlich auch schützend vor den Hambacher Wald und die bedrohten Dörfer
stellen. Eine Bestandsgarantie würde dazu beitragen den sozialen Frieden
wieder herzustellen. Darüber hinaus hätten die betroffenen 
Tagebaurand-Kommunen endlich die notwendige Planungssicherheit. Durch die Neu- und
Umplanung vormals geplanter Abbaugebiete könnten sie die zurückgewonnenen
Flächen für die Umsetzung ihrer Strukturwandelprojekte fest einplanen und
nachhaltig nutzen, und dabei auch auf besondere Unterstützung aus
Strukturfördermitteln zurückgreifen.


Anmerkungen:

[1] https://www.erkelenz.de/dokumente/rat-und-verwaltung/top-themen/positionspapier-umsiedler-tagebaurandbewohner.pdf?cid=3yf

[2] "Das Kunststück wird ja sein, wie können wir Industrieland bleiben, wie
können wir die sozialen Fragen mit lösen und trotzdem unsere
Klimaschutzziele ambitiös erreichen."

Quelle: Armin Laschet bei "Anne Will - nach den Wahlen" am 26.05.2019 ab
Min. 4'18

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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LESUNG/4323: Kiel - Jaroslav Rudis, "Winterbergs letzte Reise", 06.06.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

06.06.2019, 20:00 h 

Lesung Jaroslav Rudis

Der tschechische Autor Jaroslav Rudis liest aus seinem Roman
"Winterbergs letzte Reise"



Der tschechische Autor Jaroslav Rudis nimmt den Leser mit auf eine
ganz besondere Reise. In seinem ersten auf Deutsch verfassten Roman
"Winterbergs letzte Reise", der in diesem Jahr für den Preis der
Leipziger Buchmesse nominiert war, begleiten wir die Protagonisten
auf einer Zugfahrt, die nicht nur durch halb Europa, sondern vor
allem auch in die Vergangenheit führt. Denn so wie das Streckennetz
der Eisenbahnschienen Verbindungen zwischen den Ländern schafft, so
sind auch wir Menschen durch die gemeinsame Geschichte Europas
untrennbar miteinander vereint. Diese Zusammenhänge spielen für den
Autor eine große Rolle und lassen auch die beiden ungleichen Männer
in Rudis' Roman nicht los, während sie sich gemeinsam auf ihre Reise
begeben.

Eintritt: 8,- / 5,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AKTION/064: Auf Achse für Frieden und Abrüstung (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 2 / 2019

Magazin der DFG-VK

Auf Achse für Frieden und Abrüstung

Friedensfahrradtouren der DFG-VK-Landesverbände NRW und Bayern im
August

Von Joachim Schramm und Johanna Pfeffer



Frieden und Klimaschutz - wie kann man den Zusammenhang dieser beiden
aktuell wichtigen Themenfelder besser symbolisieren als mit der
Friedensfahrradtour der DFG-VK NRW? Auch in diesem August sind wir
wieder ressourcenschonend mit dem Fahrrad unterwegs, für Frieden,
Abrüstung, für Klima- und Umweltschutz.

In diesem Jahr geht es über die Landesgrenzen von NRW hinaus: Wir
besuchen Friedensfreunde der Gruppe "Enschede voor Vrede" in den
Niederlanden und wollen gemeinsam mit ihnen an den Jahrestag des
Atombombenabwurfs auf Hiroshima gedenken. Zu diesem Zeitpunkt wird der
INF-Vertrag sechs Monate nach der Kündigung auslaufen, wenn bis dahin
nicht noch Entscheidendes passiert.

Start ist am 3. August in Düsseldorf, wo wir vor der
Konzernzentrale von Rheinmetall gegen den Bombenexport an
Saudi-Arabien protestieren werden, Waffen, die im Jemenkrieg
eingesetzt werden. Auch die anhaltende Konfrontation zwischen Nato und
Russland werden wir aufgreifen, wenn wir in Kalkar gegen die dortigen
Nato- und Bundeswehr-Kommandozentralen protestieren und in Bielefeld,
dem Ziel der Tour, vor dem Hauptquartier der weiterhin in Deutschland
aktiven britischen Armee Halt machen.

Gemeinsam mit der dortigen Anti-AKW-Gruppe protestieren wir in Gronau
gegen die Urananreicherungsanlage von Urenco. Trotz beschlossener
Energiewende wird hier weiter Uran für Kernkraftwerke angereichert.
Aktuell sorgen Meldungen für Aufsehen, dass Uran aus Gronau in den USA
bis zu einem militärisch nutzbaren Grad weiter angereichert wird.
Zusammen mit der Umweltschutzbewegung fordern wir die Schließung von
Urenco!

Doch wir wollen auch die positiven Aspekte nicht außen vor
lassen. Im Münsterland besuchen wir in Saerbeck den dortigen
Energiepark, der bis vor wenigen Jahren ein Bundeswehr-Munitionsdepot
war. Ein gelungenes Beispiel von Konversion: Erneuerbare Energie statt
Bomben und Granaten. In Osnabrück, wo wir von der neuen DFG-VK-Gruppe
unterstützt werden, besuchen wir den Friedenssaal, der an das Ende des
Dreißigjährigen Krieges erinnert und das Remarque-Museum, das das
Wirken des bedeutenden antimilitaristischen Schriftstellers
präsentiert.

Auf zwei Rädern in normalem Tourentempo quer durch NRW, politische
Themen aufgreifen, Neues kennenlernen, vor Ort aktiv werden. Gemeinsam
die schöne Umgebung genießen, zusammen kochen, abends zusammensitzen,
sich kennenlernen, diskutieren. Das ist die Friedensfahrradtour NRW
2019 vom 3. bis 10. August. Jetzt anmelden.

Friedensfahrradtour NRW 

3.-10. August

Anmeldung und weitere Informationen unter

https://nrw.dfg-vk.de/aktionen/friedensfahrradtour-nrw

Joachim Schramm ist Geschäftsführer des DFG-VK-Landesverbands NRW.


 * 

Wider den Zeitgeist der Aufrüstung, wider die gewaltsame Durchsetzung
von Interessen und gegen den Strom konsumvernebelter Gleichgültigkeit
schwingen wir uns auf die Räder und werben für Abrüstung. Wie jedes
Jahr seit 2004.

"Und was bringt's?" - so die oft gehörte Frage. Uns? - Ziemlich viel
Spaß, Bewegung, frische Luft und ein Erlebnis gemeinsamer Aktion.

Der "Sache" des Friedens? Ein paar Medienmeldungen, einige Fünkchen
Nachdenklichkeit beim Gegenüber, Gedankenaustausch und neue Ideen für
die mühevolle Arbeit gegen den Krieg.

Also wollen wir 2019 weitermachen und die Friedensfahrradtour (FFT)
weiterentwickeln. Wir suchen neue Mitstreiter*innen und möchten vor
allem auch jüngeren Teilnehmer*innen anbieten, Impulse für neue
Aktionen und deren Außendarstellung zu setzen.

Daher beginnen wir die FFT 2019 mit einem Friedenscamp: Von
Freitagabend bis Sonntagmorgen wird auf der Zeltwiese des
Naturfreundehauses Zeit und Raum sein für inhaltliche Diskussion, für
Information und die Entwicklung neuer Ideen rund um die Tour.

Zum Einstieg haben wir einen jungen Künstler eingeladen, der einige
Bilder ausstellen und uns ein paar Worte zu diesen Bildern erzählen
wird. Mohammad B. Eldae floh gemeinsam mit seinem Bruder vor dem
Syrienkrieg und durchlebte als Minderjähriger Situationen, die er in
Bildern auszudrücken lernte, weil er sie mit Worten nicht erzählen
konnte. Mit seinen Bildern und seiner Geschichte möchten wir uns die
tagtäglich stattfindende Grausamkeit des Krieges einmal mehr bewusst
machen. Denn Kriege sind Gegenwart, waren Vergangenheit und dürfen
nicht zur Zukunft werden! Der Camp-Samstag beinhaltet ein buntes
Programm aus Praktischem, Infos, Besprechungen, einer kleinen
Auftaktfahrt und offener Zeit, um einander kennenzulernen und uns als
Gruppe einzuspielen.

Ab Sonntag sind wir dann eine Woche Auf Achse: Ulm - Donauwörth -
Ingolstadt - Regensburg - Hohenfels - Grafenwöhr - Weiden; ca. 450
Kilometer, ohne Stress, in gemäßigtem Gruppentempo.

Wir protestieren gegen die Kriegsvorbereitungen an
Militärstandorten und Rüstungsbetrieben:

- in Ulm an der Wilhelmsburg-Kaserne, wo ein multinationales
Nato-Kommando etabliert wird,

- in Donauwörth vor Airbus-Helicopters, wo Kampfhubschrauber gebaut,
gewartet und getestet werden, 

- in Manching (bei Ingolstadt), an der Rüstungsschmiede Airbus Defence
& Space, bei der im Februar dieses Jahres 33 Eurofighter für die
Bundeswehr bestellt wurden, die "uns Steuerzahler" mindestens 3,3
Milliarden Euro kosten,

- und an den Truppenübungsplätzen Hohenfels und Grafenwöhr, in denen
die US-Soldaten mit scharfer Munition Kriege üben und große
Landflächen kontaminieren.

In Fußgängerzonen und anderen publikumsreichen Plätzen stören wir mit
unserer Performance "Kein Krieg ist heilig" den Scheinfrieden der
Konsumwelt und ziehen Aufmerksamkeit auf die Kehrseite der ungerechten
Macht- und Wirtschaftsstrukturen. Wir kommen mit Passant*innen ins
Gespräch über aktuelle Kriege und deren Ursachen, über die
Notwendigkeit, abzurüsten und Kriege abzuschaffen.

Wie im Vorjahr werden wir fünf Freiplätze für Geflüchtete anbieten.
Damit wollen wir Solidarität mit den Opfern der heutigen Kriege
ausdrücken und mehr über ihre Lebenswirklichkeit, ihre Wahrnehmungen
und Ansichten erfahren.

Wir sind in diesem Jahr arbeitsteiliger organisiert als in Vorjahren.
Die einzelnen Abschnitte werden von unterschiedlichen DFG-VK-Gruppen
vorbereitet - in Zusammenarbeit mit anderen Friedensfreund*innen in
Ulm, Donauwörth, Ingolstadt und der Oberpfalz. Auch hiervon
versprechen wir uns neue Impulse und Ideen für unsere weiteren
Aktionstouren.

Die Tour startet mit dem Friedenscamp am Freitag 2. August, 17
Uhr, und endet am Sonntag, 11. August mit einem gemeinsamen
Abschiedsfrühstück in Weiden. Infos über Einzeletappen, Kosten und
Teilnahmevoraussetzungen sind unter www.dfg-vk-bayern.de zu
finden.

Wir freuen uns auf fahrradbegeisterte Mitstreiter*innen, einen
lebendigen Austausch und neue, kreative Ideen. Anmeldung unter:
muenchen@dfg-vk.de

Friedensfahrradtour Bayern

2.-11. August

Anmeldung und weitere Informationen unter

www.dfg-vk-bayern.de

Johanna Pfeffer ist aktiv im DFG-VK-Landesverband Bayern.

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 2 / 2019, S. 10 - 11
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APPELL/147: Kein Krieg gegen den Iran! (Amir Mortasawi)


Kein Krieg gegen den Iran!



Als Iranerinnen und Iraner, die seit längerer Zeit in Deutschland arbeiten
und leben, sich aktiv am gesellschaftlichen Leben beteiligen sowie dieses
Land als ihre zweite Heimat betrachten, verfolgen wir mit größter Sorge und
Betroffenheit die wachsende Gefahr eines Krieges gegen unsere angestammte
iranische Heimat. Wir wenden uns an unsere deutschen Mitbürgerinnen und
Mitbürger sowie an die deutsche Bundesregierung und rufen sie mit Nachdruck
dazu auf, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um den drohenden Krieg zu
verhindern.

Ein Krieg gegen den Iran wird nicht nur für die iranische Bevölkerung
verhängnisvoll sein und abertausende menschliche Opfer verursachen. Er ist
geeignet, die gesamte Region des Mittleren und Nahen Ostens für einen
längeren Zeitraum ins Chaos zu stürzen. Ein solcher Krieg hätte nach
unserer Auffassung auch schwerwiegende Folgen für Europa und den Frieden in
der Welt.

Wir sind uns darüber im Klaren, dass die Möglichkeiten der Einflussnahme
Deutschlands und der Europäischen Union auf die US-Regierung beschränkt
sind. Andererseits sind wir auch überzeugt, dass die USA ohne Unterstützung
ihrer Verbündeten, insbesondere in Europa, es nicht wagen werden, einen
Krieg gegen den Iran vom Zaun zu brechen. Deshalb fordern wir unsere
deutsche Bundesregierung mit allem Nachdruck dazu auf, schon jetzt klar und
unmissverständlich zu erklären, dass Deutschland sich an einem Krieg gegen
den Iran nicht beteiligen und den USA untersagen wird, ihre militärischen
Einrichtungen auf deutschem Boden (u.a. diverse militärische Hauptquartiere
in Ramstein-Miesenbach und das Europäische Kommando der USA in
Stuttgart-Vaihingen) im Falle eines solchen Krieges einzusetzen. Wir bitten
die Bundesregierung, auch die Europäische Union für eine klare
Stellungnahme gegen den Krieg zu gewinnen.

Wir unterstützen nachdrücklich alle Bemühungen der deutschen
Bundesregierung und der Europäischen Union zur Bewahrung des
Iran-Atomabkommens und bitten sie, zusammen mit den anderen
Unterzeichnerstaaten dieses Abkommens, der Russischen Föderation und der
Volksrepublik China, eine humanitäre internationale Initiative zur
Aufhebung aller Iran-Sanktionen zu starten. Des Weiteren schlagen wir vor,
die seit November 2018 in New York laufenden Verhandlungen für die
Einrichtung einer von Massenvernichtungswaffen freien Zone im Mittleren und
Nahen Osten aktiv zu unterstützen sowie sich für die Teilnahme der USA und
Israels an diesen Verhandlungen einzusetzen.

18.05.2019



Der Aufruf in Deutsch, Englisch und Farsi sowie die Namen der bisherigen
UnterzeichnerInnen sind hier zu finden: 

https://amirmortasawi.wordpress.com/2019/05/29/20688277/

Wenn Sie die Forderungen im Appell unterstützen möchten, schicken Sie bitte
Ihre Daten (Vor- und Nachname, Wohnort, ggf. Organisation) an
afsaneyebahar@gmail.com

 * 

Quelle:

Amir Mortasawi

https://amirmortasawi.wordpress.com/
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STANDPUNKT/347: Bundeswehrmandat für Syrien darf nicht verlängert werden (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Bundeswehrmandat für Syrien darf nicht verlängert werden

USA fordern "Schutzzone" in Nordsyrien mit deutscher Beteiligung



Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" übt scharfe Kritik
an Überlegungen der Bundesregierung, die USA bei der Einrichtung einer
"Schutzzone" in Nordsyrien zu unterstützen. Die Kampagne appelliert in
einem Offenen Brief an die Bundesregierung, den Einsatz der Bundeswehr im
Irak und in Syrien nicht zu verlängern. "Die Bundeswehr muss vollständig
aus der Region abgezogen werden. Wir fordern die Bundesregierung auf, den
Friedenswillen der Deutschen auch gegen Kriegsbefürworter*innen in den USA
mit aktiven Maßnahmen durchzusetzen", erklärt Berthold Keunecke für die
Kampagne.

Eine deutsche Beteiligung an der Errichtung einer sogenannten "Schutzzone"
wäre mit einer Verlängerung der Stationierung deutscher Soldat*innen in
Jordanien verbunden. Die 280 deutschen Soldat*innen auf dem
Luftwaffenstützpunkt Al-Asrak beteiligen sich mit Aufklärungstornados und
einem Tankflugzeug an den Luftangriffen gegen den IS. Die Begründung für
das Bundeswehrmandat in Syrien ist mit dem Territorialverlust des IS in
Syrien jedoch entfallen. Ebenso wie für den bisherigen Militäreinsatz
Deutschlands und seiner Verbündeten, gibt es auch für eine vom Westen
kontrollierte Schutzzone auf syrischem Staatsgebiet keinerlei
völkerrechtliche Legitimation, kritisiert die Kampagne. Der Wunsch der 
US-Regierung, dass dem Iran die Verbindung zu den Kräften in Syrien
abgeschnitten wird, kann für Deutschland keine Begründung für eine erneute
Erweiterung des Bundeswehrmandats sein. Um einen Einmarsch türkischer
Truppen in das Gebiet in Nordsyrien zu erschweren, könnten in Absprache mit
der Regierung in Damaskus und der Selbstverwaltung Nordsyriens zivile
Beobachter*innen entsendet werden. Ebenso müssen alle deutschen
Waffenexporte an die Türkei sofort eingestellt werden, da diese Teile
Nordsyriens (Afrin) völkerrechtswidrig besetzt.

"Wir sehen zudem eine große Gefahr, dass die derzeit in Jordanien und Irak
stationierten Bundeswehrsoldat*innen in einen möglichen Krieg zwischen den
USA/Israel und Iran verwickelt werden könnten", so Kathi Müller,
Campaignerin der Kampagne. Einerseits könnten die von Jordanien aus
startenden Tornadokampfflugzeuge wie auch die AWACS-Systeme eine
unterstützende Funktion in einem solchen Krieg übernehmen, andererseits
könnten die Bundeswehrsoldat*innen im Irak selbst zu einem Angriffsziel
werden. "Eigentlich hatte die Bundesregierung bereits im vergangenen Herbst
aus guten Gründen beschlossen, das sog. Anti-IS-Mandat im Oktober 2019
auslaufen zu lassen", so Müller weiter. "Dieser Beschluss darf nun nicht
aus falsch verstandener Bündnistreue gegenüber den USA wieder in Frage
gestellt werden!"

Die Kampagne "MACHT FRIEDEN." verurteilt den Einsatz international
geächteter Waffen in der Provinz Idlib scharf und fordert die
Kriegsparteien auf, den im September 2018 vereinbarten Waffenstillstand
einzuhalten sowie keine Waffen in die Region zu liefern, die überwiegend
unter der Kontrolle der Dschihadistenallianz Hajat Tahrir al-Scham (HTS)
steht. Eine nachhaltige Befriedung kann nur auf dem Verhandlungswege nach
Beendigung externer Einmischung und der Kriegshandlungen eingeleitet
werden. In Idlib leben etwa drei Millionen Menschen, darunter eine Million
Kinder. Seit dem Beginn der neuen Bodenoffensive wurden der UN-Agentur zur
Koordinierung humanitärer Hilfe (OCHA) zufolge mehr als 200.000 Menschen
vertrieben. Es gab viele zivile Todesopfer und Verletzte. Zur Vermeidung
weiterer Opfer könnte die Türkei zum Beispiel ihre Grenzen bei Idlib öffnen
und der Zivilbevölkerung so die Flucht in sichere Gebiete ermöglichen.

Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird von 25
Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung getragen,
darunter die IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der
Versöhnungsbund und pax christi.

Mehr Informationen über die Kampagne und die beteiligten
Trägerorganisationen: 

www.macht-frieden.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STANDPUNKT/346: Die falschen Themen der Politik? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die falschen Themen der Politik?

Von Günter Buhlke, 3. Juni 2019



Noch am Wahlabend des 26. Mai tönte es mit dieser Aussage unisono von
den Spitzenleuten der GroKo-Parteien. Sie hätten die falschen Fragen
angesprochen, glaubten sie. Das ist wohl wahr und sie vergessen, dass
sie ständig und unbedenklich Versprechungen auf vielen Gebieten
machen, ohne Taten und Gesetze folgen zu lassen, meinen die Wähler.

Die Bevölkerung erwartet von der Politik die Lösung der großen
Problemkomplexe des Landes zum Wohle der Mehrheiten. Beispielsweise
ausreichenden und bezahlbaren Wohnraum, Umlenkung der Wirtschaft zum
Erhalt der Natur mit strengeren Gesetzesverpflichtungen in allen
Bereichen, Schließung der Schere bei der Einkommensentwicklung, keine
Schleichwege beim Waffenexport. Sie erwartet keine Aktionen der
Parteien, um sich selbst Wahlgewinne zu sichern. Zwischen Partei- und
Wahlprogrammen klaffen beachtliche Lücken.

Zu oft wurden von beiden Parteien Tür und Tor für ein "Weiter so"
offengehalten. Die bisherige Art und Weise der Politikausführung der
CDU/CSU und SPD, verbunden mit der größer werdenden gesellschaftlichen
Kluft zwischen Arm und Reich, sowie der ungebremsten Beschädigung der
Natur, werden zum Nährboden für Zuläufe zur rechtspopulistischen und
EU kritischen AfD.

Die Reaktionen der Regierungsparteien auf Greta und Kevin zeigen, wie
weit sie schon von den Wünschen der gesellschaftlichen Basis abgehoben
sind.

Der Ausgang der für 2019 bereits terminisierten Landtagswahlen in den
neuen Bundesländern Sachsen, Brandenburg und Thüringen wird die
Wahlverlierer der GroKo-Parteien noch stärker zwingen, Konzepte zu
finden, um Demokratie, soziale Gerechtigkeit und Teilhabe für
Deutschland und in der EU zu verfestigen. Aktuelle Signale aus dem
internationalen Umfeld der EU und aus den USA lassen nicht auf äußere
Unterstützung hoffen.

Die globalisierte Welt des beginnenden 21. Jahrhundert wird mit
neuen - zusätzlichen - Gefahren konfrontiert. Kriege werden
unvermindert geführt und Alternativen in Lateinamerika mit allen
Mitteln zurückgedrängt. Die Summe der für die Rüstung bereitgestellten
Geldmittel ist angesichts der Weltprobleme bedenklich hoch. Vorhandene
Regelungen der UNO für den friedlichen Handel, für den Schutz der
Natur und der Menschenrechte werden aufgekündigt. Der politische und
wirtschaftliche Egoismus feiert Triumphe. Die Moral des Wortes sinkt
weiter. Toleranz und Vernunft im Miteinander werden seltener. Es ist
an der Zeit, eine Renaissance der Aufklärung mit der Kraft der
Wissenschaftler aller Disziplinen und Vernunftbegabten herbeizuführen.

Eine solche Aufgabe ist bei der weltweiten Ablösung des klerikalen
Monarchismus historisch schon einmal gelungen.

Wie wäre das in der Heutzeit zu schaffen? Humanistische Sichtweisen
der Politikwissenschaftler, Biologen, Ökologen, Physiker,
Wirtschaftswissenschaftler, Materialwissenschaftler u.a. aller Länder
der Welt sind gefragt! Ihre öffentlichen Vorschläge zur Verbesserung
der Zustände, nicht nur der finanziellen, werden gebraucht!

Was wäre mit einer anhaltenden Aktion eines "Sundays for Future" der
Wissenschaftler per Internet an die Adresse der Politik oder gar an
die der UNO? Albert Einstein, Max Weber, Pierre Bourdieu, Nelson
Mandela, Martin Luther King, hätten sich sicher angeschlossen. Heutige
Friedensforscher und viele andere wären sicher dabei.

Der Ausspruch von Che Guevara hat seine Gültigkeit "Seien wir
Realisten, versuchen wir das Unmögliche".


Über den Autor

Günter Buhlke, geb. 1934. Verh. Studium an der Humboldtuniversität und
der Hochschule für Ökonomie Berlin. Dipl. Volkswirtschaftler.
Internationale Arbeit als Handelsrat in Mexiko und Venezuela.
Koordinator für die Wirtschaftsbeziehungen der DDR zu Lateinamerika.
Wirtschaftserfahrungen als langjähriger Leiter des Schweizerischen
Instituts für Betriebswirtschaft in Berlin, Vorstand einer
Wohnungsgenossenschaft und Referent im Haushaltsausschuss der
Volkskammer und des Bundestages. Gegenwärtig ehrenamtliche
Tätigkeiten.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/345: Friedens- und Umweltaktivisten gemeinsam für eine bessere Welt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Friedens- und Umweltaktivisten gemeinsam für eine bessere Welt

Von Bernhard Trautvetter, Rubikon, 1. Juni 2019



Auf Veränderung ausgerichtete Bewegungen haben dann größere
Erfolgsaussichten, wenn ihre Forderungen die neuralgischen Punkte des
Gegners und die vordringlichen Aufgaben der Zeit treffen.

Wenn die Lage gefährlich ist und die Ursachen nicht so leicht zu
durchschauen sind, ist es besonders wichtig, welche Prioritäten die
Bewegungen setzen, die sich für ein Überleben in einer bedrohten Welt
einsetzen. Ebenso entscheidend ist, mit welchen Forderungen und
Parolen sie die Menschen gegen die Mächte des Alten und für ein
repressionsfreies Leben gewinnen wollen.

Aktuell entscheiden schwerpunktmäßig drei Gefahren zwischen Krieg und
Frieden: Gefahren der Nuklear-Rüstung, der Digitalisierung und der
Hochrüstung, die immer deutlicher auf eine Kriegsvorbereitung
hinausläuft. Forderungen, die erkennbar darauf abzielen, die größten
Gefahren abzuwenden, haben die größte Chance auf Unterstützung aus der
Bevölkerung und damit auf Verwirklichung.

Heute leben wir in einer Phase der Geschichte, die infolge
menschlicher Aktivitäten gefährlicher für das Leben ist als alle
Epochen zuvor. Diese Phase ist gekennzeichnet durch immer
ausgefeiltere (Nuklear-)Rüstung, immer heißere internationale und auch
wachsende innerstaatliche Spannungen sowie die um sich greifende
Zerstörung des Lebensraums Erde. Viel wird davon abhängen, ob
Friedens- und Umweltbewegung gemeinsam das Herzstück eines großen
Bündnisses werden, die mit einem langen Atem die gemeinsame Vision
einer Welt ohne Gewalt mit Leben füllen.

Die grundlegende Aufgabe, die Gesellschaft der Ausbeutung, also des
Kapitalismus zu überwinden, können beide Bewegungen nach Lage der
Dinge kaum in der Zeitspanne umsetzen, die die Menschheit aus
ökologischen Gründen vielleicht noch zur Verfügung hat.

Niemand kann ausschließen, dass diejenigen Recht haben, die davor
warnen, weiterhin auf jährlich mehr Wachstum zu setzen, so als hätte
die Erde unbegrenzte Ressourcen für den "Konsum" genannten Verbrauch.
In der Medizin nennt man ein unbegrenztes Wachstum in einem begrenzten
Körper "Krebs". Der Kapitalismus baut auf Konkurrenz auf und auf einer
Ökonomie des "Friss oder werde gefressen". Kooperation ist ihm fremd,
außer sie nutzt dem einzelnen Wettbewerber für eine Weile. Diese auf
Konkurrenz aufgebaute Ökonomie birgt bei immer weiter anwachsender
Spannung zwischen Konkurrenten die Gefahr von Kriegen in sich.

Zu den augenblicklichen Forderungen zählt dementsprechend, möglichst
zeitnah die Überwindung des Kapitalismus anzustreben, sonst mangelt es
ihnen an Nachhaltigkeit. Die Friedensbewegung wird deshalb immer
wichtiger, weil das Tempo der Entwicklung und die zerstörerischen
Kräfte ein Potenzial entfalten können, das das Ende der Zivilisation
innerhalb sehr kurzer Zeit und dann für alle Zeit "heraufbeschwört".

Die Konkurrenzgesetze des Kapitalismus gelten auch für die
NATO-Politik, wenn es den Militärs um die Sicherung der Zugänge zu
Rohstoffen, um Handelswege und um Zugriff auf weltweite Märkte geht.

Schon das Weißbuch der Bundeswehr von 2006 besagte:

"Verwerfungen im internationalen Beziehungsgefüge, Störungen der
Rohstoff- und Warenströme, beispielsweise durch zunehmende Piraterie,
und Unterbrechungen der weltweiten Kommunikation bleiben in einer
interdependenten Welt nicht ohne Auswirkungen auf nationale
Wirtschaftsstrukturen, Wohlstand und sozialen Frieden im Lande und
damit auf unsere Sicherheit" (1).

Forderungen der Friedensbewegung haben ohne die antikapitalistische
Perspektive demzufolge eine geringe Halbwertzeit.

Schon alleine das Tempo der Entwicklung führt dazu, dass sich
Herausforderungen überstürzen, die die Gefahr des großen Krieges, der
alles gefährdet, heraufbeschwören. Es reicht, wenn verantwortliche
Führungskräfte in einer solchen Situation den Kopf verlieren und den
roten Knopf auslösen.

Das Tempo der technischen Innovation in der Rüstung findet eine
Parallele im Tempo des Zerfalls der internationalen Ordnung aufgrund
von Kriegen und Wirtschaftskriegen.

Die Nuklearrüstung erhöht die Gefahr eines Atomkrieges aus Versehen.
Sie wird so ausgefeilt produziert, dass es Präsidenten leichter fällt,
sie einzusetzen: Er kann die Dosis der Sprengkraft beispielsweise
passend absenken. Zudem führt die Zielgenauigkeit dazu, dass ein
Projektil nach Abschuss von einem NATO-Stützpunkt das Tor im Moskauer
Stadion trifft.

Drohnen verwischen die Grenze zwischen Krieg und Nichtkrieg, da sie
ohne Kriegserklärung in fremdem Gebiet zum Einsatz kommen können, wie
bei einer Expedition: Rein, Feuer, raus. Danach Business as usual.

Die sprunghafte Zunahme katastrophaler Wetterphänomene mit ungeheurer
Zerstörungskraft erhöht immer wieder Spannungen in direkt betroffenen
Staaten und Regionen. Wie das Beispiel Syrien zeigt, können sich diese
allzu leicht zum Flächenbrand entwickeln und am Ende sogar zum
Atomkrieg führen (2). Der Cyberkrieg beschleunigt die militärischen
Möglichkeiten, er verwischt die Grenzen zwischen Friedenszeiten und
Krieg noch weiter und schneller (3).

Die NATO, die derzeit mehr als 15-Mal so viel in Rüstung und Krieg
investiert als Russland (4), versucht, die Menschen noch weiter dafür
zu gewinnen, dass jeder NATO-Staat zwei Prozent seiner
Wirtschaftsleistung in den Militäretat steckt. Die einzige Erklärung
für diesen Wahnsinn ist die Kriegsvorbereitung, sei es gegen Russland
an dessen Westgrenze, am Golf oder direkt gegen China.

In diesem Szenario nimmt Deutschland eine globalstrategische Stellung
ein und Ramstein im Besonderen. Alleine die USA verantworten circa
zwei Drittel der NATO-Militärausgaben. Sie benutzen Ramstein nicht nur
als Drehkreuz für ihren Drohnenkrieg, sondern auch als notwendigen
Zwischenstopp auf dem Weg in den Krieg und als Materiallager für
militärisches Gerät. Zusätzlich entsteht in Ramstein auch noch das
weltgrößte US-Militär-Hospital außerhalb der USA. Es soll bis 2022
entsprechend ausgebaut werden. Eine solche Investition lässt sich am
ehesten dann erklären, wenn sich der Investor auf einen Krieg
vorbereitet (5).

Vor diesem Hintergrund lautet die Forderung, die US-Airbase Ramstein
zu schließen und den Stationierungsvertrag des deutschen Staates mit
den USA aufzukündigen:

"Die Air Base muss weg. ... Dazu ist eine breite Bewegung der
Bevölkerung nötig, um den notwendigen gesellschaftlichen Druck auf die
Verantwortlichen auszuüben" (6).

Diese Forderung eignet sich regional durchaus als Bindeglied vieler
Aktivitäten der Friedensbewegung vor Ort und im Umfeld von Ramstein.
Die überregionale Friedensbewegung sollte im Zusammenhang mit dem
Aufruf "Abrüsten statt aufrüsten!", mit der ICAN-Kampagne zum
Nuklearverbotsvertrag der UNO und mit den Forderungen der
Anti-Drohnen-Kampagne auf die aktuell gefährlichsten Elemente der
NATO-Strategie eingehen:

- Der bundesweite Schwerpunkt gegen die Ausweitung des Militäretats
sollte zumindest bis zur Verabschiedung des Bundeshaushaltes 2020
unter dem Motto 'Abrüsten statt aufrüsten!' weiter geführt werden.
Bislang sind laut Website https://abruesten.jetzt 140.000
Unterschriften zusammengekommen.

- Die Kampagne gegen die Atomrüstung gewinnt deshalb an Bedeutung,
weil die NATO plant, ab 2022 mit der Stationierung völlig neuartiger
und noch ausgefeilterer Nuklear-Systeme unter anderem in Büchel zu
beginnen. "Friedensforscher wie Hans Kristensen und Otfried Nassauer,
Direktor des Berliner Informationszentrums für Transatlantische
Sicherheit, fürchten die Fähigkeiten der neuen Bombengeneration B.61-
12. Denn statt 'dumm' - also frei fallend - werde sie präziser lenkbar
sein als die alten B.61-3 und die B.61-4. So sind die Bomben nicht nur
besser für die Zerstörung einzelner Ziele geeignet. Sie richten auch
weniger ungewollten Schaden an. "Damit könnte die Hemmschwelle sinken,
sie zu verwenden", fürchtet Nassauer. Laut Kristensen sollen die
ersten Exemplare 2020 fertig werden. Ab 2022 könnte der Austausch
beginnen" (7).

- Die Anti-Drohnen-Kampagne ist dringend auszubauen, auch da es in der
Koalition in Berlin dazu unterschiedliche Positionen gibt: Der
Koalitionsvertrag spricht von der Anschaffung "bewaffnungsfertiger"
Drohnen, deren rechtliche Seite allerdings umstritten ist. Zitat: "Vor
einer zukünftigen Beschaffung von bewaffnungsfertigen Drohnen sind die
konzeptionellen Grundlagen für deren Einsatz zu schaffen.
Völkerrechtswidrige Tötungen lehnen wir kategorisch ab, auch durch
Drohnen." Diese Schaffung "konzeptioneller Grundlagen" sollte die
Friedensbewegung zum Anlass heftiger Kritik und massiver Aufklärung
nehmen. Denn Drohnen sind Geräte zum Bruch des Völkerrechts.

Folgende zentrale Forderungen zu diesen neuralgischen Punkten der
Auseinandersetzungen um die Rüstung sind überregional:

- Abrüsten statt aufrüsten

- Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenverbotsvertrag und Verschrottung
der letzten Sprengköpfe von deutschem Boden!

- Ächtung von Drohnen

- Verbot von Tötungsautomaten und Programmen, die über Krieg und
Frieden entscheiden, auch im Cyberspace.

- Verbot jeglichen Waffenexports

Diese Forderungen mit der nach der Schließung von Ramstein zu
verbinden, kann regional Rückenwind für einen bundesweiten Erfolg
bedeuten. In diesem Kontext sehe ich die Forderungen nach einer
Kündigung des Stationierungsvertrages als sinnvoll an.

Der gemeinsame Erfolg hängt aus meiner Erfahrung zentral davon ab, wie
die Friedensbewegung die Umweltbewegung unterstützt und ergänzt sowie
wie umgekehrt die Umweltbewegung den Frieden stärker in ihre
Forderungen einbezieht.

In Ramstein findet am 29. Juni 2019 eine große Manifestation der
Friedensbewegung gegen die Airbase statt:

In Büchel laufen derzeit die 20 Aktionswochen gegen die Atombomben vor
Ort und für den Atomwaffenverbotsvertrag +, der Initiativkreis gegen
Atomwaffen (8) in Büchel erhält den diesjährigen Aachener
Friedenspreis!


Dieser Beitrag erschien erstmalig unter dem Titel "Gemeinsam für eine
bessere Welt!" (9) bei Rubikon - Magazin für die kritische Masse (10)
unter CC BY 4.0. 

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Über den Autor

Bernhard Trautvetter, Jahrgang 1954, ehemaliger Berufsschullehrer,
Friedensaktivist aus Essen, Organisator von Friedensaktivitäten,
darunter Demonstrationen gegen Nato-Konferenzen in der Messe Essen,
Mitglied in der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes-Bund der
Antifaschisten (VVN), Experte für Friedenspädagogik und
Friedenspolitik in der GEW NRW, Referent zu Friedensfragen, u.a. auf
der didacta für die GEW, bei Veranstaltungen der VVN, den Linken und
den Grünen, dem bundesweiten Friedensratschlag in Kassel, von
attac- und weiteren Friedens-Gruppen in mehreren Städten Deutschlands,
Lyriker und Bildgestalter. Veröffentlichungen in Anthologien sowie
u.a. in Neues Deutschland, Junge Welt, Marxistische Blätter,
Weltbühne, KenFM, RUBIKON, Friedensforum; Träger des Düsseldorfer
Friedenspreises 2018, Ausstellungen im In- und Ausland mit Fotografie,
Lyrik und Collagen - ein Thema u.a. "Kriege enden nicht im Frieden",
www.fotolyrikart.eu.


Quellen und Anmerkungen:

Hier noch einmal die Website mit den Informationen zur Kampagne gegen
die Hochrüstung:

https://abruesten.jetzt/

Hier: Aktion Aufschrei für das Verbot von Waffenexport: 

https://www.aufschrei-waffenhandel.de/

(1) http://www.ag-friedensforschung.de/themen/Bundeswehr/weissbuch-henken.html

Seite 8

(2) Zum Klima als Kriegsursache: 

http://www.taz.de/!161233/

(3) Gefährlichkeit der digitalen Vernetzung für den Frieden (siehe
Gerhard Baum): 

https://www.youtube.com/watch?v=HLQcNDcARrg

(4) http://www.bund-rvso.de/auf-ruestung-deutschland-nato-russland-ausgaben.html

(5) https://www.rheinpfalz.de/lokal/aus-dem-suedwesten/artikel/das-groesste-us-militaerhospital-ausserhalb-der-usa/

(6) Klaus Hartmann: Kündigung des Stationierungsvertrags!, in: Stopp
Air Base Ramstein, Dezember 2018

(7) https://www.volksfreund.de/region/rheinland-pfalz/fliegerhorst-buechel-lagern-die-atombomben-sicher_aid-6353116

(8) http://www.atomwaffenfrei.de/home/artikel/528edbdd66c0fec84383f0e403747c41/mach-mit-aktionspraesenz-2019.html

(9) https://www.rubikon.news/artikel/gemeinsam-fur-eine-bessere-welt-2

(10) https://www.rubikon.news/

 * 
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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EVENT/019: Köln - Festival der Jugend. Vier Tage Kultur, von Jugendlichen für Jugendliche, 7.-10.06.2019


Sozialistische Deutsche Arbeiter Jugend (SDAJ)

Festival der Jugend - vier Tage Kultur, von Jugendlichen für
Jugendliche



Über das diesjährige Pfingstwochenende, vom 07. bis zum 10. Juni, wird
erneut das alle zwei Jahre stattfindende Festival der Jugend seine Zelte
im Jugendpark Köln am Rhein aufschlagen. Zu einem der größten linken
Festivals in Deutschland zählend wird es komplett ehrenamtlich
organisiert. Das Prinzip: Von Jugendlichen für Jugendliche. Dabei werden
die Veranstalter der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) und
ihre Mitveranstalter von der Naturfreundejugend NRW auch in diesem Jahr
von mehr als 50 Organisationen und Gruppen unterstützt, darunter auch
zahlreiche Gewerkschaftsgliederungen wie die IG BAU-Jugend bundesweit
oder regionale Strukturen der IG-Metall-Jugend und der ver.di-Jugend.
Rund 800 Camping- und 1500 Tagesgäste aus ganz Deutschland werden erwartet.

"Das wird nicht irgendein Festival", sagt Lena Kreymann,
Bundesvorsitzende der SDAJ. "Das wird ein Ort des solidarischen
Widerstands gegen Krieg und Faschismus, für eine Kultur jenseits von
Kommerz und Konkurrenz, für eine Welt, in der wir selbst bestimmen statt
in Schule, Uni und Betrieb lohngekürzt, aussortiert und immer mehr unter
Druck gesetzt zu werden. Das wird eine Party, von uns organisiert und
für unsere eigene Zukunft."

Auch die Künstlerinnen und Künstler, die auf den Konzerten und Partys
zum Feiern und Tanzen einladen, kommen aus allen Ecken der Republik,
wobei der Kölner Rapper Veedel Kaztro den kürzesten Anreiseweg hat. DJ
Craft reist aus Berlin an und die Mod-Rock-Band "The Movement" reist mit
ihren Vans aus Dänemark an. Mit den Bands Steve Next Door, IONO und
Rapper TAMI sowie u.a den DJs 8Moss und Constantin Grauer sind auch
einige lokale Größen vertreten. Sie alle stehen für Gegenkultur - für
eine Kultur jenseits des oberflächlichen Mainstreams heutiger Popmusik.
Die Konzerte am Freitag und Samstag sind Open Air und kostenlos - man
kann einfach vorbei kommen!

Doch das Festival der Jugend ist mehr als nur Musik und ausgiebiges
Feiern. Es ist vor allem ein politisches Festival, wo Jugendliche über
ihre Situation in der Schule und in der Ausbildung diskutieren und
gemeinsam Aktionen planen. Die vier Tage bieten Raum, um sich
auszutauschen - über den Ausgang der EU-Wahlen oder die Kämpfe um
Personalbemessung an Krankenhäusern. Aber auch die Themen Rechtsruck
oder die Klimastreiks der "Fridays for future" Bewegung werden eine
Rolle spielen. Die Themen der Workshops und Diskussionsrunden reichen
von Bildungspolitik über Gewerkschaftsarbeit und Antifaschismus bis hin
zu Antimilitarismus und internationalen Fragen. "Rassismus in
Deutschland", "Aktiv werden an der eigenen Schule" und "Der
NATO-Rußland-Konflikt und die Rolle Deutschlands" - so heißen drei der
knapp 80 Veranstaltungen. Extra für Schülerinnen und Schüler aus Köln
wird der Workshop "NRW und die Bildungsrepublik der Containerschulen"
organisiert. Hier können sich Kölner Lernende über die Situationen an
ihren Schulen austauschen und überlegen, wie man mit kaputten Klos,
mangelnder Ausstattung und co. umgehen kann.

Politische Festival heißt aber nicht nur Diskussionsrunden, sondern auch
Freizeitangebote. Jugendliche können von kreativen, erfahrenen Köpfen
lernen, wie sie ihre Gedanken in eigene HipHop-Texte gießen oder für
einen Poetry Slam aufbereiten können. In einem Do-it-yourself-Bereich
kann geupcyled werden und Speckstein bearbeitet werden. Zusätzlich wird
es die ganze Zeit die Möglichkeit geben, sich in einer gemütliche
ChillOut Area bei Hörspielen zu erholen - ob in der Sonne oder bei Nacht
unterm Sternenhimmel.

Lara Turek, Hauptorganisatorin des Festivals, erklärt: "Über 50
Jugendliche arbeiten seit Monaten auf dieses Festival hin. 'Von
Jugendlichen, für Jugendliche' ist hier keine hohle Phrase. Jeder
anwesende trägt zum Gelingen des Festivals bei. Dabei soll keiner arm
werden: Vorbeikommen ist kostenlos, nur wer Zelten möchte, muss eine
Karte kaufen, Essen gibt es zu erschwinglichen, nicht auf Gewinn
ausgelegten Preisen. Alle finden sich auf diesem Festival zusammen, weil
sie dem Motto "Zeit für Widerstand" zustimmen."

Weitere Infos finden sich auf:

www.festival-der-jugend.de

 * 

Quelle:

SDAJ Bundesvorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

E-Mail: info@sdaj-netz.de

Internet: https://www.festival-der-jugend.de/
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TREFF/1211: Kiel - Lesekreis. Herausragende Romane der Gegenwart, 21.06.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

21.06.2019, 17:00 h

"Lesekreis im Literaturhaus"

"Herausragende Romane der Gegenwart" - Lesekreis im Literaturhaus



Alle zwei Monate werden herausragende Romane besprochen unter der
fachkundigen Leitung von Prof. Dr. Albert Meier, der von 1995 bis
2018 die Professur im Bereich der Neueren Deutschen Literatur an der
CAU innehatte.

Das Thema für diesen Lesekreis ist der Roman "Archipel" von 
Inger-Maria Mahlke, ausgezeichnet mit dem Deutschen Buchpreis 2018 der
Stiftung des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels als
deutschsprachiger "Roman des Jahres".

Teilnahme frei / Begrenzte Teilnehmerzahl - Anmeldung erforderlich
unter T 0431 / 5796840

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSSICHTEN/8660: Und morgen, den 05. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.06.2019 bis zum 06.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8660 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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GRENZEN/166: Die tödlichste Migrationsroute der Welt (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 4. Juni 2019

german-foreign-policy.com

Die tödlichste Migrationsroute der Welt



BERLIN/DEN HAAG - Menschenrechtsanwälte werfen der EU und ihren
Mitgliedstaaten "crimes against humanity" ("Verbrechen gegen die
Menschheit") vor und haben beim Internationalen Strafgerichtshof (IStGH)
Anzeige wegen des Flüchtlingssterbens im Mittelmeer erstattet. Die 
EU-Flüchtlingsabwehr habe das Mittelmeer in die "tödlichste Migrationsroute
der Welt" transformiert, heißt es in dem Anzeigedokument; dass dort in den
vergangenen Jahren weit mehr als 10.000 Menschen zu Tode gekommen seien,
sei keiner "Naturkatastrophe" und keinem "tragischen Fehler" geschuldet,
sondern einer bewusst gestalteten Politik. Die Anwälte belegen dies
detailliert an zwei Maßnahmen. Demnach hat die Ablösung der italienischen
Seenotrettungsoperation "Mare Nostrum" durch die Frontex-Operation "Triton"
im Herbst 2014 die Zahl der Opfer absehbar erhöht. Zudem hat die
Kooperation mit der libyschen Küstenwache zur Internierung Zehntausender
Flüchtlinge in Folter- und Mordlagern geführt. Beides hat besonders die
Bundesregierung forciert, und dies in voller Kenntis der mörderischen
Folgen.

Ein doppeltes Novum

Die Menschenrechtsanwälte Omer Shatz und Juan Branco haben am gestrigen
Montag beim Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag Anzeige
gegen die EU und ihre Mitgliedstaaten erstattet. Shatz lehrt an der Yale
Law School in New Haven (Connecticut) und an der Pariser Sciences Po;
Branco hat unter anderem für den IStGH und für das Pariser Außenministerium
gearbeitet sowie WikiLeaks und Julian Assange beraten. Die Anzeige ist in
doppelter Hinsicht ein Novum. Zum einen wird der IStGH, sofern er
Untersuchungen einleitet, erstmals gegen EU-Staaten ermitteln, darunter
Deutschland. Nach seiner Gründung hatte das Gericht jahrelang
ausschließlich Strafverfahren gegen Politiker aus afrikanischen Ländern
angestrengt und erst spät, als seine Legitimität in Afrika vollends zu
schwinden drohte, Ermittlungen in einigen Staaten Asiens und Südamerikas
aufgenommen. Shatz und Branco konstatieren nun: "Mitarbeiter und
Repräsentanten der EU und ihrer Mitgliedstaaten unterscheiden sich in
nichts von jeder anderen nicht-europäischen Person. Sie verdienen dieselbe
strenge Behandlung".[1] Ein Novum ist die Anzeige zum anderen, weil sie
erstmals den Tod zahlloser Flüchtlinge bei der Überfahrt über das
Mittelmeer auf die Tagesordnung des IStGH setzt.

Vermeidbare Todesopfer

Dabei fokussieren Shatz und Branco ihre Anzeige beim IStGH auf zwei
politische Maßnahmen der EU. Eine von ihnen betrifft den Übergang von der
italienischen Seenotrettungsoperation "Mare Nostrum" zur Frontex-Operation
"Triton". Die italienische Regierung hatte im Oktober 2013 nach einer Serie
furchtbarer Bootsunglücke, bei denen viele hundert Flüchtlinge zu Tode
kamen, "Mare Nostrum" gestartet, um das Massensterben im Mittelmeer zu
beenden. Bis zum 31. Oktober 2014 gelang es in der Tat, mehr als 150.000
Menschen das Leben zu retten. Rom drang darauf, die Maßnahme in eine 
EU-Operation zu überführen, scheiterte jedoch: Brüssel beschloss, "Mare
Nostrum" durch eine Frontex-Operation ("Triton") zu ersetzen. "Triton"
unterschied sich dabei von der Vorläuferoperation nicht zuletzt dadurch,
dass Rettungseinsätze nur noch innerhalb einer 30-Meilen-Zone vor den
italienischen Küsten durchgeführt werden durften. Die Entscheidung für
"Triton" fiel, obwohl Frontex-Mitarbeiter ausdrücklich gewarnt hatten, eine
Abkehr von "Mare Nostrum" werde zu "viel mehr Toten auf See" führen.[2]
Brüssel nahm das Massensterben demnach wissentlich in Kauf. Auf der
Mittelmeer-Zentralroute, die "Mare Nostrum" einigermaßen abgedeckt hatte,
kamen in den Jahren von 2015 bis 2018 laut Angaben der International
Organization for Migration (IOM) mindestens 11.897 Menschen ums Leben -
"vermeidbare Todesopfer", konstatieren Shatz und Branco.

Vermeidbare Folteropfer

Die zweite Maßnahme, die Shatz und Branco ins Zentrum ihrer Anzeige rücken,
ist die EU-Unterstützung für den Auf- und den Ausbau der sogenannten
libyschen Küstenwache. Brüssel reagierte damit auf das im internationalen
Recht festgeschriebene Verbot, Flüchtlinge ohne jegliche Prüfung ihres
Asylantrags in ein Bürgerkriegsgebiet abzuschieben. Durften
Bootsflüchtlinge wegen des Non-Refoulement-Gebotes nicht nach Libyen
zurückgebracht werden, so gestattete es der Aufbau der Küstenwache, sie
bereits am Verlassen der libyschen Hoheitsgewässer zu hindern - aus Sicht
der EU ein optimales Resultat. Freilich nahm Brüssel damit zugleich in
Kauf, dass die Flüchtlinge von den Küstenwächtern in den berüchtigten
libyschen Lagern interniert wurden und werden. Die Zustände in den Lagern,
in denen Folter, Misshandlung, Vergewaltigung, sogar Versklavung und Mord
an der Tagesordnung sind, sind schon seit Jahren bekannt.[3] Das hat die EU
nicht davon abgehalten, die Effizienz der Küstenwache durch
Ausbildungsmaßnahmen und durch Bereitstellung von Informationen über den
Aufenthaltsort von Flüchtlingsbooten zu steigern - mit der Folge, dass die
Zahl der internierten Flüchtlinge weiter stieg. Shatz und Branco schätzen
die Zahl derjenigen, die von der Küstenwache aufgegriffen und in Lager
gesteckt wuren, allein für die Jahre 2016 bis 2018 auf mehr als 40.000.

Die Prioritäten der EU

Beide Maßnahmen hat die Bundesregierung maßgeblich vorangetrieben. So wurde
"Mare Nostrum" vor allem auf deutschen Druck beendet. Berlin hatte sich
dafür stark gemacht, weil - so formulierte es der damalige
Bundesinnenminister Thomas de Maizière - "Mare Nostrum",
ursprünglich "als Nothilfe gedacht", sich "als Brücke nach Europa erwiesen"
habe; das müsse geändert werden. Der damalige deutsche "Triton"-Leiter
Klaus Rösler legte großen Wert darauf, Rettungsoperationen strikt auf die
30-Meilen-Zone zu beschränken; in einem Schreiben mit Datum vom 9. Dezember
2014 an den Direktor der italienischen Grenzpolizei setzte er sich dafür
ein, Notrufen von außerhalb dieser Zone nicht mehr Folge zu leisten, um den
Flüchtlingen keine "Anreize" zu bieten. Der zeitweiligen
Befehlsverweigerung italienischer und maltesischer Behörden verdankten
allein am dritten Februarwochenende 2015 mehr als 2.700 Flüchtlinge, die
außerhalb der 30-Meilen-Zone in Seenot gerieten, ihr Leben 
(german-foreign-policy.com berichtete [4]). Der damalige Hohe Flüchtlingskommissar der
Vereinten Nationen und heutige UN-Generalsekretär António Guterres
protestierte: "Einige Regierungen räumen der Abwehr von Flüchtlingen höhere
Priorität ein als dem Recht auf Asyl".[5] Berlin blieb hart. Nach dem Tod
von rund 700 Menschen, deren Boot am 19. April 2015 außerhalb der 
30-Meilen-Zone und damit jenseits der "Triton"-Zuständigkeit kenterte, teilte der
damalige deutsche Außenminister Frank-Walter Steinmeier mit, man werde sich
nun darauf konzentrieren, "Schlepperorganisationen das Handwerk" zu
legen.[6]

Libyens Lager

Auch die Übertragung der Flüchtlingsabwehr an die sogenannte libysche
Küstenwache ist von Berlin systematisch gefördert worden. Die EU hatte
schon 2013 begonnen, in dem Land eine Küstenwache aufzubauen; das Vorhaben
litt jedoch unter dem 2014 neu entflammten Bürgerkrieg. Als der deutsche 
UN-Sondergesandte Martin Kobler Ende 2015 die sogenannte Übergangsregierung in
Tripolis installierte - nicht zuletzt, um eine formelle Ansprechstelle für
die Flüchtlingsabwehr zu erhalten -, unterstützte er dabei auch eine
erneute Kooperation zwecks Auf- und Ausbau von Libyens Küstenwache.[7] Im
Jahr 2016 dehnte Brüssel die Trainingsmaßnahmen für die Küstenwächter aus
und kündigte offiziell an, ihnen die nötigen Daten zum Abfangen von
Flüchtlingen zu übermitteln.[8] Praktisch durchgeführt wurde die Ausbildung
von der EU-"Operation Sophia" im Mittelmeer, an der sich auch Einheiten der
deutschen Marine beteiligten. Die EU hielt an der Kooperation fest, obwohl
regelmäßig brutale Übergriffe der Küstenwächter bekannt wurden - und obwohl
von ihnen festgesetzte Flüchtlinge regelmäßig in libyschen Lagern
interniert wurden, die Mitarbeiter der deutschen Botschaft in Niger in
internen Schreiben offen als "Konzentrationslager" einstuften.[9] Die
Bundesregierung zog keinerlei Konsequenzen daraus.

Auf dem Rechtswege

Die gestern erstattete Anzeige ist der jüngste Schritt in den Bemühungen
internationaler Menschenrechtler, gegen die mörderische deutsch-europäische
Flüchtlingsabwehr auf dem Rechtswege vorzugehen und deren politische
Organisatoren zur Rechenschaft zu ziehen. Weitere Verfahren sind bereits
eingeleitet worden. german-foreign-policy.com berichtet in Kürze.



Bitte beachten Sie unsere Video-Kolumne zum Thema:

https://www.youtube.com/watch?v=GV_c4TdVTTo&list=PLTJHO_DZA590ij9FhcNCCwB9wXvVHkd1h&index=1


Anmerkungen:

[1], [2] Omer Shatz, Juan Branco: Communication to the Office of the
Prosecutor of the International Criminal Court Pursuant to the Article 15
of the Rome Statute. Paris, 03.06.2019.

[3] S. dazu Libysche Lager

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7649/

und Das Erfolgsbarometer der EU

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7839/

[4] S. dazu Kein Ende in Sicht

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6560/

[5] Europa lässt weiter sterben. proasyl.de 23.12.2014.

[6] Presse- und Informationsamt der Bundesregierung: Unglück im Mittelmeer.
Berlin, 19.04.2015.

[7] S. dazu Gegen Terror und Migration (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6910/

[8] S. dazu Lager für Europa (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7006/

[9] S. dazu Rückschub in die Hölle

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7200/
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Quelle:

www.german-foreign-policy.com
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THEATER/1421: Unna - Mitspieltheater "Biene Paul will schwimmen gehen" am 16.6.2019


Stadt Unna

Mitspieltheater für Kinder zwischen 2 und 5 Jahren in der JKS



Kreisstadt Unna. "Theater fängt mit Staunen an" lautet das Motto des
Theaterbereichs der JKS Unna. Am Sonntag, 16. Juni. 2019 sind Kinder
im Alter von 2 bis 5 Jahren herzlich eingeladen, zusammen mit einer
Begleitperson beim Mitspieltheater "Biene Paul will schwimmen gehen"
von 16 bis 17 Uhr dabei zu sein. Die Kosten betragen 20 Euro.

Anmeldung unter Tel. 9612261

Ort: Jugendkunstschule Unna, Kurpark 4, Unna-Königsborn

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSTELLUNG/9664: Mönchengladbach - Kunst und Geschichte in der Schriefersmühle vom 8. bis 10.6.19


Stadt Mönchengladbach

Kunst und Geschichte: Schriefersmühle am Pfingstmontag geöffnet

Tag der offenen Tür am Montag / Kunstausstellung am Pfingstwochenende
/ Vernissage am Samstag



Am Pfingstmontag, dem Deutschen Mühlentag, ist auch die
Schriefersmühle an der B57 zwischen Rheindahlen und Erkelenz wie mehr
als 1.000 historische Mühlen in ganz Deutschland für Besucher
geöffnet.

Im Jahr 1747 erbaut ist sie eines der ältesten erhaltenen Bauwerke in
Mönchengladbach. Über Jahrhunderte wurden in der Schriefersmühle das
Getreide der Bauern aus der Umgebung gemahlen. Letzte Bilder, auf
denen die Mühle mit Flügeln zu sehen ist, stammen aus der Zeit um
1926. Heute ist die Schriefersmühle, die seit 1986 unter Denkmalschutz
steht, eine von nur noch vier Windmühlen in Mönchengladbach, von denen
Reste erhalten sind.

Tag der offenen Tür am Pfingstmontag von 11 bis 18 Uhr

Der Förderverein Schriefersmühle e.V. hat dieses bedeutende Stück der
Stadt-und Regionalgeschichte vor dem Zerfall gerettet. Das Bauwerk
befindet sich in der abschließenden Sanierungsphase. Dass zur
Fertigstellung nicht mehr viel fehlt (im September sollen wieder
Mühlenkappe und Flügel den Turm komplettieren), davon können sich die
Besucher am Pfingstmontag von 11 bis 18 Uhr überzeugen.

Als besondere Sehenswürdigkeit ist dann erstmalig ein mehr als 120
Jahre altes Mahlwerk zu besichtigen, das von Vereinsmitgliedern in
Eigenleistung aufgebaut wurde. Zudem erfahren die Besucher bei
bebilderten Vorträgen einiges über die Historie und die
Restaurierungsarbeiten, Wissenswertes über Windmühlen am Niederrhein
und ihre Technik sowie Episoden aus dem dem Müllerleben. An Ort und
Stelle gibt es Info-Material zur Geschichte der Windmühle.

Kreativausstellung ab Pfingstsamstag

Außerdem ist am Pfingstwochenende in der Schriefersmühle eine
Kreativausstellung von 12 Künstlerinnen und Künstlern aus
Mönchengladbach und der Region zu sehen. Gezeigt werden unter anderem
Objekte und Malerei, Ferroprint, Klöppelei, Bücherbilder, Holzdeko,
Kartenkunst, Lampwork Beads, Miyuki Delicia und Keramik. Zur
Ausstellungseröffnung am Pfingstsamstag (8. Juni) um 18 Uhr spielt ein
Gitarrentrio unter der Leitung von Norbert Hansen mit Kim Klein und
Daniel Flachs. Unter der Leitung von Norbert Hansen.

Die Ausstellung ist Pfingstsonntag und Pfingstmontag von 11 bis 18.00
Uhr geöffnet. Der Eintritt in die Schriefersmühle ist an allen Tagen
frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 28. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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FÜHRUNG/985: Kassel - Senioren-Rundgang durch die Caricatura, Galerie für Komische Kunst, 19.6.19


Stadt Kassel

Führung für Seniorinnen und Senioren in der Caricatura



Die Caricatura - Galerie für Komische Kunst - und das Referat für
Altenhilfe laden am Mittwoch, 19. Juni, 14.30 Uhr, Seniorinnen und
Senioren zu einer kostenlosen Führung durch die Einzelausstellung
"Deutschland dreht durch - Cartoons zur Lage der Nation" ein.

Der Eintritt in die Caricatura beträgt fünf Euro, mit "Mittendrin!
Teilhabecard Kassel" vier Euro.

Um Anmeldung ab Montag, 27. Mai, unter der Telefonnummer 787-5100,
montags und freitags 9.30 bis 12 Uhr, sonstige Zeiten (vormittags)
unter 787-5024 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten.

Ausstellung "Deutschland dreht durch - Cartoons zur Lage der Nation"

Wenn der Stammtisch endgültig die Deutungshoheit in der politischen
Debatte übernimmt, haben die Irren gewonnen. Das wird man ja wohl noch
sagen dürfen?

Anscheinend geht es uns zu gut im freiheitlichsten System, das je
deutschen Boden betreten hat. Wir leben im Zeitalter der Spalter und
der Spaltung. Ist unsere Demokratie tatsächlich in die Jahre gekommen?
Anlässlich des 70. Geburtstags des Grundgesetzes schauen 41 führende
Cartoonistinnen und Cartoonisten des Landes auf den Zustand der
Nation. Was wurde erreicht und was ist noch zu tun? Wo herrscht
Stillstand und wo braut sich was zusammen? Drehen eigentlich alle
durch? Die Antworten liefert diese Ausstellung. Denn manchmal hilft
nur noch der scharfe Blick der Komischen Kunst.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 20. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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GEGENWIND/808: Klimaneutral bis 2035


Gegenwind Nr. 368 - Mai 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Freitags für die Zukunft: Klimaneutral bis 2035

von Anna Luther



Mutig fordern die Aktivist*innen von "Fridays for Future" die
Maßnahmen ein, die für die Erreichung der Ziele des Pariser
Klimaabkommens in Deutschland notwendig sind. Aber der Weg dahin ist
nicht leicht: Selbst der Bewegung fällt es schwer, stark, bunt und
geeint zu sein.


Und wieder ist Freitag. In Kiel vor dem Landtag versammeln sich
am Morgen die ersten Menschen zur Mahnwache. Sie tragen dicke Jacken
und Mützen auf dem Kopf. Auf den Stufen vor dem Regierungsgebäude
steht ein Lautsprecher, der fast allen zur Verfügung steht. Die schon
öfters da waren, kennen die Sprüche von "Fridays for Future" in
Deutschland. In vielen davon geht es um den umweltschädlichen
Kohleabbau und um die Energiewende.

Ein Junge mit Rucksack schnappt sich den Lautsprecher und ruft hinein:

"Kohlekonzerne!

Baggern in der Ferne.

Zerstören unsere Umwelt.

Nur für'n Batzen Geld.

Worin wir unsere Zukunft sehen?

Erneuerbare Energien!

Das war noch viel zu leise.

Drum wollen wir lauter singen."

Die anderen Menschen auf der Mahnwache singen ihm nach, schauen sich
an, lächeln sich zu. Einige kennen sich bereits durch ihr politisches
Engagement. Zwischen den Sprechchören entstehen genügend Pausen, um
sich auszutauschen und Wissenslücken zu füllen. Ein Taxi fährt vor den
Landtag. Eine Politikerin steigt aus und Stimmen werden laut. "Motor
aus, Fahrrad fahren, nehmt doch lieber Bus und Bahn!", schreien sie.
Sie schaut in die Gesichter und kommt auf die Menge zu.

Manche Politikerinnen und Politiker suchen das Gespräch bei der
Mahnwache. Da "Fridays for Future" aber kein Sprachrohr für sie sein
will, steht der Lautsprecher für sie nicht zur Verfügung. So finden
Einzelgespräche statt. Nicht nur bei den Mahnwachen. Die
Organisationsteams von "Fridays for Future" schätzen die Offenheit und
treffen sich immer wieder mit Personen aus Politik und Wissenschaft.
Sie wissen, dass ihr Weg lang ist. Eine Klimakrise bekommen wir nicht
von einem Tag auf den anderen in den Griff.

Reaktionen aus der Politik

In der Politik aber wird der Schulstreik für das Klima nicht überall
begrüßt. Der Bundesgesundheitsminister (CDU) Jens Spahn fordert die
Schülerinnen und Schüler auf, sich in Parteien zu engagieren. In einem
von ihm verfassten Artikel der "Zeit" (Ausgabe vom 28. März 2019)
richtet er sich direkt an sie:

"Liebe 'Fridays for Future'-Schülerinnen und Schüler; man kann als
junger Mensch etwas verändern und für politischen Fortschritt sorgen.
Und ihr habt recht, dafür muss man auch mal laut werden. Aber
langfristig reicht das nicht. Veränderung ist immer konkret. Unser
Grundgesetz feiert dieses Jahr seinen 70. Geburtstag. Parteien werden
dort explizit erwähnt. Ohne sie ist auch heute kein Staat zu machen -
und Klimaschutz auch nicht. Macht mit, ihr werdet gebraucht - und seid
herzlich willkommen. Bleibt politisch, aber werdet konkret!"

Hat Bundesminister Spahn recht? Sollen Schülerinnen und Schüler neben
ihrem Protest auf der Straße, neben Hausaufgaben und Lernen sich auch
in Parteien einbringen? Diese Erwartungshaltung könnte zu
Überforderung führen. Schließlich macht es durchaus Sinn, dass die
Arbeit in der Politik von Erwachsenen übernommen wird und sie bei
Amtsantritt ihre vorige Beschäftigung niederlegen. Ein Bundesminister
wie Spahn weiß, wie anstrengend und zeitaufwändig sein Job in einer
repräsentativen Demokratie wie Deutschland ist. Kann er ernsthaft
verlangen, dass Schülerinnen und Schüler seine Aufgabe übernehmen
sollen?

Das Bildungsministerium in Kiel ist in seiner Stellungnahme zu Fridays
for Future wesentlich vorsichtiger. Die Bildungsministerin Karin Prien
ist in derselben Partei wie Jens Spahn Mitglied, nämlich bei der CDU.
Zu den Klimastreiks äußerte sie sich wie folgt:

"Grundsätzlich ist das gesellschaftliche Engagement sehr zu
begrüßen, und es ist ganz im Sinne einer demokratischen Kultur, dass
Menschen ihre Forderungen und Wünsche äußern. Das unterstützen wir
auch mit den zahlreichen Aktivitäten und Initiativen, die wir im
Rahmen des 'Jahres der politischen Bildung' anbieten. Man kann sich
allerdings auch sehr gut außerhalb der Schulzeit engagieren und muss
dafür keinen Unterricht versäumen. Im Übrigen sind Klimaschutz und
Nachhaltigkeit wichtige Themen und Teil unserer Fachanforderungen, und
es ist mir wichtig, dass diese Fragen auch im Unterricht kontrovers
diskutiert werden."

Prien und Spahn scheinen sehr wohl Verständnis dafür zu haben, dass
sich junge Menschen Sorgen um ihre Zukunft machen. Das heißt aber
nicht, dass sie ihren Forderungen nachkommen wollen. Vielmehr zeigen
beide auf schon bestehende Instrumente hin, die die Klimakrise lösen
sollen. Spahn schlägt vor, sich in Parteien zu engagieren, die bis
jetzt noch keine erfolgreiche Klimapolitik geleistet haben. Prien
weist daraufhin, dass Klimaschutz und Nachhaltigkeit bereits Teil des
Schulunterrichts sind.

Wären die bestehenden Instrumente zur Bewältigung der Klimakrise
hinreichend sie zu lösen, gäbe es "Fridays for Future" nicht.
Vielleicht hat auch deshalb diese globale Bewegung bei vielen Menschen
Hoffnung auf Veränderung ausgelöst.

Wer ist bei Fridays for Future dabei?

Andreas Schnor ist 17 Jahre alt. Er besucht die Max-Brauer-Schule in
Hamburg. Für ihn ist Klimaschutz ein Thema, das bisher totgeschwiegen
wurde. Am 15. März war er trotz Schulferien auf der Straße, um mit
Fridays for Future für eine bessere Klimapolitik zu demonstrieren. Und
seine Schulnoten? "Meine Mutter hat mich gebeten meine schulischen
Leistungen im Auge zu behalten und mit den Lehrerinnen, die mich
freitags unterrichten, abzusprechen, in wie weit ich Fehlstunden
verkrafte", sagt er.

Der Schüler wünscht sich von den Erwachsenen, dass sie im Alltag
bewusster konsumieren und sich darüber klar werden, was ihr Konsum für
kommende Generationen bedeutet. "Denn nur wenn wir wissen wo das
Problem liegt, können wir etwas ändern." Er selbst ernährt sich
vegetarisch und wo es geht vegan. In den Ferien fährt er nicht weit
weg in den Urlaub, sondern bleibt in Hamburg und Umgebung.

Viele seiner Mitstreiterinnen und Mitstreiter achten auf ihr eigenes
Handeln. Sie fragen sich, woher das billige Fleisch in den
Supermarktregalen kommt, wieso Modelabels den Umweltschutz in anderen
Ländern missachten und Wohlhabende nicht auf ihren SUV verzichten
können. Aber nicht alle haben die Möglichkeit, sich solche Fragen zu
stellen. Die Bewegung von "Fridays for Future" hat in Deutschland
einen mehrheitlich akademischen Hintergrund. Sie wollen ein Abi oder
sind bereits auf der Uni. Daran ist nichts Verwerfliches. Um möglichst
ernstgenommen zu werden, muss "Fridays for Future" aber mehr über das
eigene gewohnte Umfeld hinaus.

Die taz-Journalistin Yasmine M'Barek fordert "Fridays for Future" dazu
auf, global und divers zu handeln. Sie erinnert daran, dass der
Klimawandel ein Produkt der westlichen Konsumgesellschaft ist. Also
von uns.

"Die selbstverständliche Politisierung der Jugendlichen ist
charakterbildend. Nur: Was kommt danach? Und: Wen nimmt es mit? Das
ist der Wunsch und der Appell, den ich bei der Verfolgung dieser
Bewegung verspüre. Die Energie, solche politischen Zeichen zu setzen,
nicht nur dann, wenn man weiß, dass wir nur elf Jahre Zeit haben. um
uns zu retten. Denn in Folge der Kolonialisierung und des
Neokolonialismus gibt es Menschen, die nicht das Privileg haben, für
solche Dinge auf die Straße gehen zu können."

Das Privileg sich politisch engagieren zu können, deutet auf die
prekäre, gefährliche Situation hin, in der wir uns gerade befinden:
Auch wenn viele wissen, dass ihr eigenes Handeln schrittweise aber
sicher unsere Lebensgrundlagen zerstört, können sie aus verschiedenen
Gründen nichts daran ändern. Kinder und Jugendliche verzweifeln an
dieser Tatsache nicht, sondern versuchen sie zu ändern. Sie haben
Hoffnung.

Was will die Bewegung Fridays for Future in Deutschland?

Jugendmitglieder verschiedener Parteien wie "Die Linke" freut das. Die
Parteijugend "solid" in Kiel ist begeistert: "Viel zu lange wurde
nur geredet, anstatt den Ankündigungen auch mal Taten folgen zu
lassen, dabei sind wir die Generationen, die mit den Folgen dieser
'Aussitzpolitik' noch viele Jahrzehnte leben müssen." Dennoch
fällt es dem Jugendverband "solid" schwer, "Fridays for Future"
einzuschätzen, da die Bewegung "divers" ist.

"Mit dem übergeordneten Ziel, Klimaschutz zu stärken,
identifizieren wir uns und auch die Forderungen der Kieler Proteste,
die viel auf Alternativen zum Autoverkehr abzielen, finden sich bei
uns wieder."

Wie auch die Stellungnahme von "solid" Kiel zeigt, ist "Fridays for
Future" bereits bunt gemischt. Allerdings macht eine Bewältigung der
Klimakrise nicht nur die Zusammenarbeit vieler Menschen mit
verschiedenen Meinungen notwendig, sondern auch die Zusammenarbeit
verschiedener Interessensgruppen wie Minderheiten und ausgebeutete
oder unterdrückte Menschen.

Die Einigung für den richtigen Weg ist dabei schwierig, aber nicht
unmöglich. Über Monate verhandelte "Fridays for Future" in Deutschland
über gemeinsame Forderungen. Stundenlange Telefonkonferenzen: Wer
nicht zuhören kann, hat schon verloren.

Vor einigen Wochen konnten sich die über 300 Delegierten der
Ortsgruppen nach intensiver Zusammenarbeit mit der Wissenschaft auf
Forderungen einigen. Wenn Deutschland als Land seinen Beitrag zur
Erreichung der Ziele des Pariser Klimaabkommens leisten will, ist
geraten dem Aufruf Folge zu leisten.

Das Pariser Klimaabkommen

Am 12. Dezember 2015 beschlossen 196 Staaten das Pariser
Klimaabkommen. Der völkerrechtlich bindende Vertrag soll den
Klimawandel bremsen und seine Auswirkungen abfedern. Die Staaten
wollen versuchen, die Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius im Vergleich
zur vorindustriellen Zeit zu beschränken. Es gilt die
Selbstverpflichtung. Deutschland ratifizierte wie viele andere Länder
auch das Abkommen im Jahr 2016. Allerdings rebellieren bei der
Erreichung des hehren Ziels einige Bundesministerien. Der Abschied von
Öl und Gas fällt nicht leicht.

"Fridays for Future" fordert, dass Deutschland bis 2030 aus der
Kohleverbrennung aussteigt. Bis Ende 2019 soll ein Viertel der
Kohlekraft abgeschaltet werden. Bis 2035 soll Deutschland klimaneutral
werden und sich mit 100 Prozent erneuerbare Energien versorgen. Das
klingt nach viel Arbeit.

Die Schulzeit neigt sich diesen Freitag dem Ende zu und auch auf der
Mahnwache am Kieler Landtag schauen einige auf die Uhr. Noch immer
halten sie Plakate in der Hand und stimmen Sprechchöre an. Sobald die
Mahnwache um 11:30 Uhr beendet ist, fängt wieder der Alltag an. Und
damit die quälenden Entscheidungen, wie wir unser Handeln umwelt- und
menschenfreundlicher gestalten können und wollen.
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GLEICHHEIT/6879: Österreich - Die herrschende Klasse rückt zusammen
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Österreich: Die herrschende Klasse rückt zusammen

Von Markus Salzmann und Peter Schwarz

4. Juni 2019



Nach dem Zusammenbruch der rechts-konservativen Regierung rückt die
herrschende Klasse Österreichs zusammen. Bundespräsident Alexander Van der
Bellen vereidigte am Montag eine "Expertenregierung", die er persönlich
ausgewählt hat und die bis zur vorgezogenen Parlamentswahl im Herbst die
Geschäfte führen soll. Sie wird von allen im Nationalrat vertretenen
Parteien vorbehaltlos unterstützt.

Die "Expertenregierung" erfüllt eine doppelte Aufgabe.

Zum einen soll sie das Land beruhigen und verhindern, dass die massive
Opposition gegen die rechte Politik der Regierung einen unabhängigen
Ausdruck findet. Van der Bellen, ein ehemaliger Bundesprecher der Grünen,
überschlug sich während der Vereidigung geradezu in der Beschwörung der
Einheit des Landes. In der innenpolitisch turbulenten Zeit habe Österreich
Krisenfestigkeit bewiesen, freute er sich, dank "dem in der Bundeshymne
besungenen Mut und der Dialogfähigkeit der Österreicher".

Zum andern soll sie die rechte Politik der gestürzten Regierung
weiterführen und so die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die schwer
diskreditierte Freiheitliche Partei (FPÖ) nach der Wahl in die Regierung
zurückkehren kann. Ein heimlich auf Ibiza gedrehtes Video, dessen
Veröffentlichung die Regierungskrise auslöste, hatte den FPÖ-Vorsitzenden
und Vizekanzler Heinz-Christian Strache der Bestechlichkeit und Korruption
überführt.

Neue Bundeskanzlerin ist die 69-jährige Brigitte Bierlein, die bisherige
Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs. Der "wertkonservativen" und
"stramm rechten" Juristin, wie sie von Vertretern aller Parteien bezeichnet
wird, werden gute Kontakte zur FPÖ und zur ÖVP nachgesagt. 2002 war sie von
der damalige ÖVP-FPÖ-Regierung zur Vizepräsidentin des
Verfassungsgerichtshofes ernannt worden. Auch ihre Beförderung an die
Spitze des Gerichts zwei Jahre vor ihrer geplanten Pensionierung soll sie
der FPÖ verdanken.

Van der Bellen versuchte den rechten Charakter der Übergangsregierung zu
vertuschen, indem er hervorhob, dass mit Bierlein erstmals eine Frau an der
Spitze der österreichischen Regierung stehe. Er freue sich, "ich mache auch
gar keinen Hehl daraus", dass zum ersten Mal eine Frau die Regierung
anführe und dass die Hälfte der Regierungsmitglieder weiblich sei.
"Künftig", so der Präsident, "kann niemand mehr sagen: 'Das geht leider
nicht.'"

Das Außenministerium übernimmt Alexander Schallenberg, die "graue Eminenz"
(Der Standard) der österreichischen Außenpolitik. Der 49-Jährige,
der einer Aristokraten- und Diplomatenfamilie entstammt, hat eine lange
Karriere als Diplomat hinter sich. Er gilt als enger Vertrauter von 
Ex-Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP). Zuvor war er in der ständigen
Vertretung Österreichs in Brüssel aktiv und hat die Außenpolitik des Landes
maßgeblich mitbestimmt, auch unter Schwarz-Blau.

Am deutlichsten zeigt der neue Infrastrukturminister Andreas Reichhardt den
Charakter der Übergangsregierung. Der FPÖ-Politiker war bereits 2003
stellvertretender Kabinettschef und Referent im Verkehrsministerium von
Hubert Gorbach (FPÖ) in der ersten rechts-konservativen Regierung. 2008
waren Bilder aufgetaucht, die Reichhardt als Burschenschafter in einem
Uniformhemd neben Heinz-Christian Strache und einem wegen Wiederbetätigung
verurteilten Neonazi zeigten.

Das Innenministerium übernimmt Wolfgang Peschhorn. Der ehemalige Präsident
der Finanzprokuratur ist mit dem Auftrag angetreten, einen scharfen
Sparkurs umzusetzen. Der Jurist gilt als Kopf der Notverstaatlichung der
Hypo Alpe Adria Bank. Im Verlauf der Krise der maroden Bank waren
Millionenbeträge aus dem Haushalt eingesetzt worden, die zu Lasten der
Bevölkerung wieder eingetrieben wurden. Die Alpe-Adria-Krise zeigte auch,
wie eng die Hochfinanz mit den rechten Regierungen und Parteien in
Österreich vernetzt war und ist.

Neuer Verteidigungsminister ist Thomas Starlinger, der seit 2017
Militär-Adjutant des Präsidenten war. Mit der Ernennung des 56-jährigen
Generalmajors legt Van der Bellen, dessen Partei sich ursprünglich aus
Teilen der Friedensbewegung rekrutierte, den Grundstein für einen deutlich
stärkeren Einfluss des Militärs in der Politik. Starlinger war vor seinem
Wechsel ins Präsidentenamt Vize-Chef des Stabes beim multinationalen
Kommando "Operative Führung Eingreifkräfte" in Ulm, das Militäraktionen auf
dem Balkan, im Nahen und Mittleren Osten und in Afrika überwacht. Von 2003
bis 2007 war er bei der österreichischen Militärmission in der Europäischen
Verteidigungsagentur Brüssel tätig.

Bereits in der Übergangsregierung, die Van der Bellen nach der Abwahl von
Kurz berief und die nur fünf Tage im Amt blieb, führte ein Militär das
Verteidigungsministerium: der stellvertretende Generalstabschef Johann
Luif, der mit allen Parteien vernetzt ist und ausdrücklich auch zur FPÖ
Kontakte pflegt. "Er konnte sowohl mit Doskozil (SPÖ) als auch mit Kunasek
(FPÖ)", beschrieb ihn der Kurier. Von 2003 bis 2016 war Luif auch
als Militärkommandant des Burgenlandes tätig, unter einer Landesregierung
von FPÖ und SPÖ.

Führende FPÖ-Politiker haben die neue die Regierung gelobt. Der designierte
FPÖ-Chef Norbert Hofer gratulierte am Montag der neuen Bundesregierung zu
ihrem Amtsantritt. Er bedankte sich bei Bundespräsident Alexander Van der
Bellen und Bundeskanzlerin Brigitte Bierlein für deren umsichtiges Handeln
und die konstruktiven Gespräche in den letzten Tagen.

Hofer erklärte, die FPÖ werde für die neue Regierung ein verlässlicher
Partner sein, wenn es um die Interessen Österreichs und seiner Bevölkerung
gehe. Der als rechter Hardliner geltende Ex-Innenminister Herbert Kickl
wünschte "der designierten Übergangs-Bundesregierung für ihre Arbeit alles
Gute".

"Ich bin zuversichtlich, dass die von der designierten Kanzlerin Brigitte
Bierlein ausgewählten Minister die Verwaltung gut weiterführen werden, ehe
sich im Herbst bei Neuwahlen die Gelegenheit für neue politische
Weichenstellungen bietet", sagte Kickl. "Für uns gilt es jetzt, die
freiheitlichen Grundsätze und Argumente für die Gestaltung unserer Heimat
Österreich bestmöglich sichtbar zu machen. Es waren die freiheitlichen
Minister, die in der Regierung den Takt vorgegeben und die wesentlichen
Reformprojekte umgesetzt haben."

Vieles deutet darauf hin, dass nach den Wahlen sowohl die ÖVP als auch die
SPÖ bereit sein werden, ein Bündnis mit den Rechtsextremen einzugehen.
ÖVP-Chef Sebastian Kurz und andere ÖVP-Größen haben sich bereits
entsprechend geäußert.

Auch in der SPÖ, die auf Landesebene bereits mit der FPÖ koaliert, findet
ein Bündnis mit den Rechtsextremen immer mehr Unterstützung. Parteisekretär
Thomas Drozda ließ sich jüngst im Parlament von Kickl, den die SPÖ in
früheren Zeiten heftig kritisiert hatte, mit einem Wink zum Gespräch unter
der Tribüne bitten. Die Bilder wurden am gleichen Abend im Fernsehen
ausgestrahlt.
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GRASWURZELREVOLUTION/1878: "Weiße Nigger" - Über Rassismus, Machtlosigkeit und Sprachmoral


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Weiße Nigger"

Über Rassismus, Machtlosigkeit und Sprachmoral

von Hanna Mittelstädt



"Weiße Nigger" ist der Titel eines Romans von Ingvar
Ambjørnsen. Er erschien 1986 unter genau dem Titel in
norwegischer Sprache: "Hvite Niggere", und 1988 in deutscher
Übersetzung von Gabriele Haefs in der Edition Nautilus.


In den dreißig Jahren gemeinsamer Verlagsgeschichte (mit einer
gewissen Unterbrechung, die die erfolgreichsten Bücher des Autors
betreffen: die Elling-Romane) wurden zehn Bücher von Ingvar
Ambjørnsen bei Nautilus veröffentlicht, darunter knallharte
Erzählungen (Der Mann im Schrank), Kriminalromane, Romane aus
dem Randständigenmilieu (eins meiner Lieblingsbücher: Die Nacht
träumt vom Tag), und einfach gute Romane mit eigenwilligen,
spröden Protagonistinnen und Protagonisten, die durch ihre Welt
geistern, ohne sich der modernen oder bürgerlichen Welt anzupassen,
die verstrickt werden oder herausfallen, die bei sich bleiben und auch
bei ihrem Schöpfer, dem Autor, die abgründig sind, lustig,
tieftraurig, verstiegen und immer die volle Sympathie der Leserinnen
und Leser verdienen, weil sie mit der vollen Empathie des Autors für
solcherart Figuren geschrieben wurden. Im Herbst wird auch sein
neuster Roman Echo eines Freundes bei Nautilus erscheinen.

Norwegen ist im Herbst 2019 Gastland der Frankfurter Buchmesse, und so
wollte ich, von Anfang an eine begeisterte Anhängerin dieses Autors,
mit einer szenischen Lesung zweier ebenso begeisterter Schauspieler
für einen außergewöhnlichen Focus auf ihn sorgen. Gabriele Haefs,
Ingvar Ambjørnsen und ich besprachen das an einem schönen
Frühabend in einem chinesischen Lokal draußen auf der Terrasse, es
dämmerte langsam, und uns wurde klar: Wir wollen nicht die
Neuerscheinungsmaschine des Buchmarktes bedienen, wir wollen mit
dieser speziellen Lesung das erste gemeinsame Buch feiern: "Weiße
Nigger". Es ist ein stark autobiographisches Buch, ein bitterböses,
oftmals zum Schreien komisches Buch, und bei seinem Erscheinen in
Norwegen war es eine Ohrfeige gegen den Kulturbetrieb und gegen die
Art von Gesellschaft, die sich diese Art Kulturbetrieb leistet.

Die Provokation umfasste den Titel (die radioaktive Zusammensetzung
der beiden Worte) sowie den Inhalt (die schonungslose Geschichte
dreier Freunde aus der Jugendsubkultur der frühen 80er Jahre mit ihren
Verweigerungen, Räuschen, Grenzübertretungen, ihre Konfrontation mit
der spießigen Bürgerlichkeit, der gesellschaftlichen Moral, der
verlogenen Anständigkeit, die Suche nach einer persönlichen und
solidarischen Freiheit, nach Poesie, Lust und Freundschaft). Der Titel
ist Ausdruck dieser Grenzüberschreitung und der Selbstermächtigung:
Ihr habt uns die "Nigger" dieser Gesellschaft genannt und uns so
behandelt, als Aussätzige, als Unrat. Jetzt nennen wir uns selbst so,
denn ihr, die ihr meint, diese Gesellschaft exklusiv darzustellen,
habt nicht das Recht, die Regeln exklusiv bestimmen zu dürfen.

Zunächst erhielt ich großes Interesse von etlichen Aufführungsorten,
offenbar den bekannten Namen der Schauspieler geschuldet, dann aber
die Rückzüge: Leider wäre es unmöglich, eine Lesung aus einem Buch mit
dem "N-Wort" im Titel zu veranstalten. Dafür gäbe es zu viel
Gegenwind.

Unterdessen gab es auch Angriffe aus den sozialen Netzwerken mit Echo
in den Buchhandel, ein Buch mit so einem Titel sei per se ein
rassistisches Machwerk und gehöre aus dem Verlag geworfen. Ein weißer
Autor oder eine ebensolche Autorin begehe einen rassistischen Akt,
wenn sie oder er das Wort Nigger gebrauche. Sie hätten nicht das
Recht. Gelesen hatte das Buch niemand von denen, die diese Forderung
stellten. Es geht darum, das N-Wort (Nigger oder Neger) aus der
Öffentlichkeit regelrecht zu verbannen. Zumindest, wenn es einer
weißen Autorinnenschaft entspringt. Ebenso im Inneren der Bücher wird
bereits und soll möglichst allumfassend das N-Wort auch nachträglich
eliminiert werden.

Augenblick mal: Ist das nicht eine Fälschung? Die Umschreibung eines
historischen kulturellen Kontextes? Werden hier nicht historische
Bedeutungsschichten nachträglich ausgemerzt? Wegradiert? Einem
aktuellen Sprachcode angepasst? Was ist mit Carl Einsteins Buch "Die
Negerplastik" von 1915, eine der ersten Annäherungen an einen
europäisch-afrikanischen Austausch im Bereich der Ästhetik auf
Augenhöhe bzw. auf der Ebene einer kollektiven Imagination, dieses
Carl Einsteins, einer deutsch-jüdischen Familie entstammend, der 1918
an der Novemberrevolution in Brüssel teilnahm und im Spanischen
Bürgerkrieg in der anarchistischen Kolonne Durruti gegen den
Faschismus kämpfte, nicht nur mit Worten, sondern auch mit der Waffe?
Gehört dieses Buch wegen des Gebrauchs des N-Wortes verboten? Muss
Hannah Arendt umgeschrieben werden? Und all die anderen Bücher, deren
Autorinnen und Autoren in ihrem historischen Kontext das N-Wort
benutzten? Wird hiermit nicht die Geschichte des Kolonialismus
verfälscht? Es gibt Rassismus in Deutschland: Hass gegen "Fremde",
tätliche Übergriffe, rassistisch motivierte Gewaltakte, Beleidigung
und Verachtung, strukturelle Benachteiligung und Ausgrenzung.
Kolonialismus und Faschismus sind aus der Gesellschaft nicht
verschwunden, nur weil sie sich modernisiert hat. Die Vorstellung
einer Gesellschaft, die aus hierarchisierten und identifizierbaren
gesellschaftlichen Einheiten besteht, in die die Individuen eingeteilt
werden, ist trotz der angeblichen Durchlässigkeit und Flexibilität
dieser Gesellschaft noch weit verbreitet.

Außerhalb der Sphäre der politischen Institutionen, im Alltagsleben,
richteten sich Hass, Ausgrenzung und Sanktionierung gegen "Andere" in
der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg gegen Gammler, Obdachlose,
Behinderte, Langhaarige, Unangepasste, sexuell Abweichende, Hippies,
gegen alle innerhalb der westdeutschen Gesellschaft, die sich nicht am
Aufbau der neuen Ordnung beteiligen wollten oder konnten. Die ein
anderes Leben wollten, sich nicht der Norm anpassten. Im Mai 68 war es
pauschal "die Jugend", die für die große gesellschaftliche Störung
verantwortlich gemacht wurde, die u.a. die Kontinuität des Faschismus
brandmarkte. Diese Jugend, diese Unangepassten, diese Abweichler
eigneten sich eine eigene Sprache und eigene Zeichen an, die in ihrer
Musik, ihrer Literatur, ihren Filmen, ihrer Kunst, ihrem Alltagsleben
benutzt wurden.

Diese Sprache und diese Zeichen waren grenzüberschreitend, provokativ,
impulsiv. Sie entdeckte das Imaginäre, das Verschüttete, Verdrängte,
das Vulgäre, sie sprach aus, was zu denken verboten war. Sie
widersprach dem Regelwerk der gesellschaftlichen Akzeptanz. Aus der
jugendlichen Abweichung formten sich durch die gesellschaftlichen
Konflikte der siebziger Jahre neue Institutionen, die ihrerseits jetzt
Macht erhielten und neue Codes, eine neue Moral festlegten. Die Punks
irritierten diese neuen Codes in den 80ern durch ihre Aggressivität,
z.B. durch die öffentliche Verwendung des Hakenkreuzes. Der Faschismus
war eben immer noch nicht tot, auch nicht, nachdem die Codes der 68er
institutionalisiert waren.

Mit dem Ende des Kalten Krieges, der Blockkonfrontation zwischen den
zwei kapitalistischen Formationen (dem westlichen und dem
Staatskapitalismus), und der Vereinigung der beiden deutschen Staaten
ist "die Rechte" wieder verschärft auf den Plan getreten: Sie ruft zu
einer neuen gesellschaftlichen Homogenität und zur tatkräftigen
Ausgrenzung der "Fremden", insbesondere der Geflüchteten, auf, mit
gewalttätigen Folgen. Natürlich marschiert die "Antifa" da hin und
wieder auf und schlägt sich wacker, aber ist das eine
gesellschaftliche Kraft? Wo bleibt die wirkliche demokratische Stärke
gegen diese bedrohlichen Rechtstendenzen? Wieso gibt es keine
stärkeren "linken" Kräfte, die gegen die reaktionären Übergriffe
vorgehen? Wieso diese merkwürdige Passivität? Diese Bequemlichkeit,
vorausgesetzte Machtlosigkeit?

Und in diese Perspektivlosigkeit der "Linken" sprinted die
Sprachpolizei und bläht sich auf: Sie definiert ihre Codes, was man
sagen darf und was nicht, und wer was sagen darf, und ahnden Verstöße
durch Anprangerung und moralische, auch tätliche Angriffe. In
quasi-staatlicher Anmaßung setzt sie sich als Subjekt der Kritik, ohne
sich selbst der Kritik zu stellen. Als ob die Etablierung sprachlicher
Normen eine gesellschaftliche Veränderung ersetzen könnte. Normen,
Regelwerk, Ordnung: Meine Jugend in den 60er Jahren bestand aus der
Rebellion gegen die bigotte Moral, die ihr zugrunde liegende Feigheit
und Kleingeistigkeit. Schon damals galt: nur wer den Krieg (Hunger,
Lager, Ausgrenzung) erlebt hatte, durfte Kritik üben.

Der Opfer- und Täterdiskurs ist ein schwieriges Feld. Bin ich als
Deutsche definiert als Täterkind, bin ich als Weiße definiert als
Täterin, bin ich als Frau definiert als potenzielles Opfer? Worüber
darf ich sprechen? Mit welchen Worten? Darf ich nur mit den Worten
meiner Klasse, meiner "Rasse", meines Geschlechts, meiner Herkunft
sprechen? Geht es nicht in der Sprache, im Zusammenleben, in der
Gesellschaft um eine gelebte Solidarität, um die gegenseitige
Anerkennung und Aneignung von Sichtweisen, Ausdrucksmöglichkeiten,
Zeichen, Imaginationen, Geschichten usw., um ein unendliches
Universum, das wir miteinander teilen und in dem wir uns austauschen
können?

Um ein gegenseitiges Bereichern ohne Eigentum? Es geht sicher auch um
Demut gegenüber dem Anderen, es geht um Toleranz, um Empathie. Aber es
geht auch um Ermächtigung, um Selbstbewusstsein, um persönliche und
gesellschaftliche Stärke, um eine andere Welt als die bestehende
schaffen zu können. Die Kontrollvorstellungen neuer Hegemonieansprüche
sind in dieser Hinsicht rückwärtsgewandt und hinderlich.

Um hier am Ende noch einen sprachpolizeilich veränderten Satz richtig
zu stellen: "die Verdammten dieser Erde" schlafen nicht, um zu
träumen, sondern "träumen, die Welt zu verändern". Nein, sie
träumen, UM die Welt zu verändern. Sie eignen sich die
Imagination an, sie überschreiten das Gegebene ihrer Gegenwart
zunächst im Traum, um sich aus den unveränderlich erscheinenden
kolonialen oder postkolonialen Ausbeutungsverhältnissen, aus den
entwürdigenden Klassen- oder Geschlechterverhältnisse zu befreien!

Edouard Glissant spricht von der Kreolisierung. "Es gibt keine reinen
Kulturen, das wäre lächerlich. Die Spur des Lebens wird nicht durch
das Identische gelegt, sondern durch das Verschiedene. Das Gleiche
produziert: nichts." Was Glissant die "Poetik der Beziehung" nennt,
steht für eine menschliche Identität, die sich über die Vielfalt der
Beziehungen definiert und nicht über eine ethnische (rassische,
geschlechtliche, nationale oder sonstwie definierte) Abstammung oder
Zuschreibung. Und die Sprache ist Teil dieser Kreolisierung. Nur durch
die solidarische Verschränkung und Verflüssigung von Identitäten
entsteht etwas Neues, das nicht identitär ist, nicht moralisch
verhärtet, das nicht Recht haben will, nicht die Definitionsmacht
beansprucht, das nicht hierarchisiert, sondern die Freiheit als Raum
öffnet, in den wir, wie die Zapatistas, fragend voranschreiten können.
Fragend, und nicht ausschließend.
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OSSIETZKY/1056: Endlagerökonomie - Fass ohne Boden


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 11 vom 1. Juni 2019

Endlagerökonomie - Fass ohne Boden

von Wolfgang Ehmke



Er ist die größte öffentlich-rechtliche Stiftung des Bundes: der
"Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung". Am 16. Juni
2017 trat das Entsorgungsfondsgesetz in Kraft, mit dem der Fonds
errichtet wurde.

Der Atomfonds, wie er allgemein genannt wird, ist das Ergebnis eines
Kompromisses zwischen Energieversorgern und Bundesregierung. Unter der
Leitung des ehemaligen Umweltministers Jürgen Trittin (Bündnis 90/Die
Grünen) wurde ausgehandelt, dass die Stromkonzerne für die Stilllegung
und den Rückbau der Kernkraftwerke sowie die Verpackung der
radioaktiven Abfälle verantwortlich sind. Die Verantwortung für
Zwischen- und Endlagerung des Atommülls hingegen ist mit einer
einmaligen Zahlung von 24,1 Milliarden Euro durch die Konzerne auf den
Bund übergegangen.

Die Trittin-Kommission sah einen Kapitalbedarf von 48,8 Milliarden
Euro für die Zwischenlagerung und die Endlagerung. Allerdings
errechneten die Wirtschaftsprüfer von Warth & Klein im Auftrag des
Bundeswirtschaftsministeriums schon im Jahr 2016, dass sich die
Gesamtkosten für den Rückbau der Atomkraftwerke und die
Atommülllagerung auf 169,8 Milliarden Euro summieren könnten. Da
klafft eine erhebliche Finanzierungs- und Erklärungslücke.

Das Standortauswahlgesetz (StandAG) hat einen ambitionierten
zeitlichen Rahmen für die Endlagersuche gesetzt. Bis zum Jahr 2050
soll ein Endlager für hochradioaktive Abfälle startklar sein. Bis zum
Zeitpunkt der Inbetriebnahme, aber auch während der unterstellten
50-jährigen Betriebs- und anschließenden Nachbetriebszeit fallen
enorme Kosten an. Kommen diese Termine, wie zu erwarten ist, ins
Rutschen, steigen zugleich auch die Kosten für die oberirdische
Zwischenlagerung der Abfälle, für die die bundeseigene Gesellschaft
für Zwischenlagerung (BGZ) zuständig ist; inzwischen ist nicht mehr
von 40 Jahren, sondern von 100 Jahren Zwischenlagerung auszugehen. Die
BGZ managt seit Beginn des Jahres 13 Zwischenlager für hochradioaktive
Abfälle - die dezentralen wie Ahaus und Gorleben und die Lager an elf
Atomkraftwerken. Hinzu kommen ab 2020 die zwölf Lager mit schwach- und
mittelradioaktiven Abfällen. Eine gesonderte Rolle spielen die
Lagerstätten in Lubmin, die vom Finanzministerium finanziert werden,
eine Folge der Wendezeit, in der der Kraftwerkskomplex "Bruno
Leuschner" von der Treuhand übernommen wurde.

Wer zahlt also am Ende die Zeche für die Suche nach einem Endlager für
hochradioaktive Abfälle, die Betriebs- und Nachbetriebsphase die
Zwischenlagerung atomarer Abfälle? Und: Gibt es überhaupt eine
längerfristige, solide Finanzplanung für die Lagerung des Atommülls?

Ein Anlageerfolg beim Atom-Entsorgungsfonds will sich nämlich bisher
nicht einstellen. Sowohl auf der Aktien- als auch auf der Anleiheseite
verzeichnete das prestigeträchtige Portfolio 2018 ein sattes Minus.
Das gehe aus einem Bericht des Bundeswirtschaftsministeriums hervor,
berichtete der Berliner Tagesspiegel. Bis zum Jahresende verloren die
Aktien im Fonds demnach 8,6 Prozent an Wert. Bei den Anleihen waren es
im selben Zeitraum 3,2 Prozent.

Ein Grund für die schlechten Zahlen ist demnach die anhaltende
Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB).

Allein 2018 musste der Atomfonds, der von Anja Mikus - der
langjährigen Star-Fondsmanagerin in Diensten von Allianz Global
Investors und Union Investment - gelenkt wird, rund 125 Millionen Euro
an Negativzinsen an die Bundesbank respektive die EZB überweisen.
Dennoch blicken Fondsverwalter zuversichtlich in die Zukunft:
"Mittlerweile haben sich die Märkte erholt und die Anlagen des
Entsorgungsfonds an Wert zugenommen", heißt es in dem Bericht. Der
Fonds habe die aktuelle Situation genutzt, um günstigere
Einstiegspreise für weitere Investitionen zu erreichen.

Da es keine Nachschusspflicht der Stromkonzerne gibt, wird die
Ausgestaltung der Endlagersuche, aber auch die notwendige Forschung am
Ende von Haushaltsberatungen der Parteien bestimmt, und bei einer
klammen Kasse wird es unglaubliche Verteilungskämpfe geben. Die
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) fürchtet eine
"Endlagersuche light" - ohne die Möglichkeit von Rücksprüngen, ohne
eine breit angelegte untertägige Untersuchung mehrerer Standorte in
der Schlussphase - und natürlich die Gefahr, dass auf das Bergwerk im
Salzstock Gorleben jederzeit wieder zurückgegriffen werden kann.

Entsprechende Fragen hat die BI an das Bundesumweltministerium (BMU)
und die Verwalter des Atomfonds gerichtet, aus Sorge, dass die 24,1
Milliarden Euro, die die Atomstromkonzerne in den Fonds eingezahlt
haben, vorn und hinten nicht reichen.

Jährlich werde akribisch ermittelt, welche Kosten für die
Endlagersuche beim Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit
(BfE), bei der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) und der
bundeseigenen Gesellschaft für Zwischenlagerung (BGZ) anfallen, betont
hingegen die BMU-Administration. Diese Gelder würden jährlich
verauslagt.

Alexander Quekwer (BMU) schreibt unter Bezug auf den Gesetzestext: "Am
Ende eines Haushaltsjahres ermittelt das BfE über eine entsprechende
Kosten-Leistungs-Rechnung, welche der ihr bei der Aufgabenwahrnehmung
entstandenen Kosten refinanzierbar sind (z. B. Kosten für das
Standortauswahlverfahren) und welche nicht refinanzierbar sind (z. B.
bloße Unterstützungstätigkeit für das BMU). Die jeweilige
Refinanzierbarkeit einer Aufgabe ergibt sich aus dem StandAG."

Eine längerfristige Planung, die über eine fünfjährige Finanzplanung
des Bundes hinausgeht, gibt es offensichtlich nicht. Quekwer: "Der 
BfE-Haushalt und die für die Aufgabenwahrnehmung von BGE und BGZ
veranschlagten Haushaltstitel sind unmittelbarer Bestandteil des
jeweils vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Bundeshaushalts und
der fünfjährigen Finanzplanung des Bundes."

Vor diesem Hintergrund erscheint die Prognose, dass das Geld
beispielsweise für eine vergleichende Endlagersuche inklusive einer
untertägigen Erkundung weiterer Standorte neben Gorleben ausreiche,
kühn. Ein klammer Finanzierungsspielraum hat weitreichende
Konsequenzen: für die finanzielle Ausstattung und wissenschaftliche
Beratung von Kommunen, Umweltgruppen und Einzelpersonen, die in
Partizipationsverfahren eingebunden werden und um Augenhöhe kämpfen
müssen, um ihre Rechte wahrnehmen zu können; für die Endlager- und
Zwischenlagerforschung und für die Fairness bei der Endlagersuche
schlechthin.

Deshalb hakt die BI nach und fragt das Bundesumweltministerium, ob die
beteiligten Behörden und bundeseigenen Firmen BfE, BGE und BGZ
überhaupt aufgefordert worden sind, eine Abschätzung vorzulegen,
welche Kosten bei der Zwischenlagerung bis zu Beginn einer Endlagerung
und welche Kosten bei einer vergleichenden Endlagersuche bis zur
Inbetriebnahme eines Endlagers entstehen könnten.


Das Thema ist Gegenstand einer Ringvorlesung am 5. Juni
in der Freien Universität Berlin: "Ökonomie der Endlagerung - wer
zahlt die Zeche?", Diskussion mit Jürgen Trittin, Prof. Dr. Claudia
Kemfert, Ort: Seminarzentrum, Zeit: 17-19 Uhr.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/999: Netzaktivistin und Bloggerin Katharina Nocun diskutiert mit Schüler*innen über Digitalisierung (idw)


Universität Vechta - 03.06.2019

Netzaktivistin und Bloggerin Katharina Nocun diskutiert mit Schüler*innen
über Digitalisierung



Am Mittwoch, 29. Mai 2019, war die Netzaktivistin, Bloggerin und
ehemalige Politikerin Katharina Nocun zu Gast an der Universität Vechta.
Gemeinsam mit Prof. Dr. Martin K. W. Schweer, Professor für Pädagogische
Psychologie und Leiter des Zentrums für Vertrauensforschung (ZfV),
gestaltete sie die vom ZfV initiierte Veranstaltung "Digitalisierung im
Schulalltag - eine zentrale gesellschaftliche Herausforderung" in der Reihe
"smart life - smart work". Rund 120 Schüler*innen - sechs Klassen - der
Ludgerusschule, der Geschwister-Scholl-Oberschule und der Liebfrauenschule
kamen dazu an die Universität und diskutierten über Datensicherheit und die
Digitalisierung.

In einem Impulsvortrag sprach Katharina Nocun zunächst über Datenspuren.
Anschaulich machte sie den Schüler*innen klar, wie ihre Daten vernetzt
werden: Aus Datenspuren einzelner Dienste lässt sich schnell ein
psychologisches Profil des Menschen erstellen, so Nocun. Das Geburtsdatum
und Hobbies auf Facebook, die Musikvorlieben bei Spotify, die jüngsten
Einkäufe bei Amazon - schnell ergibt sich ein Bild des Internetnutzers
bzw. der Internetnutzerin. Sie selbst hatte sich ihren sogenannten
"Clickstream" von Amazon senden lassen. Das Ergebnis: 15.365 Zeilen mit
allen ihren Interaktionen mit der Plattform. Erschreckend sei es gewesen,
was alles aufgezeichnet wurde, und bei anderen Anbietern wie Facebook oder
Streamingdiensten sehe es nicht anders aus. Anhand der Daten, so Nocun,
könnten die Konzerne auf Stimmung, Lebenssituation oder künftige
Ereignisse im Leben der Nutzer*innen schließen und ihnen gezielt Werbung
anbieten. Damit Unternehmen derart persönliche Daten nicht nutzen können,
warb Nocun für die Idee des "privacy by design", Datenschutz als
Standard-Einstellung. "Denn jeder hat etwas zu verbergen", so die
Netzaktivistin. "Dieses Etwas heißt Privatsphäre."

In der anschließenden Diskussion gaben die Schüler*innen zu nicht gewusst
zu haben, wie umfangreich die Datensammlung im Internet ist. "Ich wusste
zum Beispiel nicht, dass Dinge wie meine Standortdaten gespeichert
werden", sagte die 16-jährige Lina. "Wozu brauchen die das?" Ihre
Mitschülerin Emma, 17, fand die Vermittlung solcher Fakten relevant:
"Wichtig ist, dass mehr über Datenschutz informiert wird. Vor allem so,
dass es jeder verstehen kann." Diese Einschätzung stärkte Gastgeber Prof.
Dr. Martin K. W. Schweer: "Es ist eine wichtige Aufgabe für Schulen, ein
Bewusstsein zu schaffen für Datenschutz und Datensicherheit. Die Vorteile
von Internetdiensten verdrängen oft negative Aspekte wie mangelnden
Datenschutz." Gerade im anonymen Raum wie dem Internet sei Nutzer*innen
ihr Verhalten nicht so bewusst - würde ein derartiger Grad von Wissen
näher in den sozialen Raum fallen, wüssten beispielsweise Eltern oder
Lehrkräfte das, was Internetdienste über die Schüler*innen wissen, fiele
deren Reaktion und Bereitschaft, Daten zu teilen, sicherlich ganz anders
aus, so der Psychologe.

Nach der Diskussion mit den Schüler*innen hatten in einer zweiten Sitzung
etwa 220 Bachelor-Studierende des Seminars "Soziale Interaktion und
Persönlichkeitspsychologie" von Professor Schweer ebenfalls die
Möglichkeit, sich mit Nocun auszutauschen.

Die Veranstaltung "Digitalisierung im Schulalltag" war Teil der Reihe
"smart life -smart work" der Universität Vechta. Sie steht unter der
Schirmherrschaft von Björn Thümler, Minister für Wissenschaft und Kultur
in Niedersachsen. In insgesamt elf Events stellt die Universität ihre
Expertise zu anwendungsbezogenen Aspekten der Digitalisierung vor.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-vechta.de/digitalisierung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1258: Deutschlandfunk Kultur - Ist die Patientenverfügung gescheitert?, 6.6.2019, (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

(K)eine Vorsorge für den Notfall

Ist die Patientenverfügung gescheitert?

Von Horst Gross

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 6. Juni 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Autonomie bis zum letzten Atemzug. Das hat der Gesetzgeber mit der
Einführung der Patientenverfügung vor einem Jahrzehnt versprochen.
Eine möglichst unkomplizierte juristische Lösung. Das Formular aus dem
Internet genügt. Ein Konzept, das sich zunehmend als realitätsfern
erweist. Die Umsetzung in der Klinik scheitert an zu vagen
Formulierungen. Nur etwa jede 20. Verfügung wird im Therapieprozess
relevant. Auf Patientenverfügungen einzugehen, ist zeitaufwendig.
Kliniken entwickeln deshalb Gegenstrategien, um dieses Instrument
auszuhebeln. Trotzdem ist das Konzept nicht prinzipiell gescheitert.
Die Weiterentwicklung ist bereits in Sicht: Advance Care Planning.
Eine beratungsaufwendige Variante, dafür aber wesentlich effektiver.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2907: Deutschlandfunk - Der Pianist Philippe Entremont, 6.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Gradlinig, aber alles andere als langweilig

Der Pianist Philippe Entremont (*1934)

Von Christoph Vratz

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 6. Juni 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Der am 7. Juni 1934 im französischen Reims als Sohn zweier Musiker
geborene Philippe Entremont begann schon früh zu konzertieren. Sein
Debüt gab er bereits im Alter von 18 Jahren in der New Yorker Carnegie
Hall. Seine große Bekanntheit erzielte Entremont nicht zuletzt durch
eine Vielzahl von Schallplattenproduktionen, deren Spektrum von
kleinen Sonatinen bis zu den großen romantischen Virtuosenkonzerten
reicht. Mit seinem betont gradlinigen Spiel hat er über viele
Jahrzehnte eine hohe künstlerische Konstanz konservieren können. Stets
reizten den Franzosen auch die Pfade abseits des gängigen Repertoires.
Schließlich überraschte er als Dirigent mit einer Einspielung von
Orchesterwerken Erik Saties, die den Auftakt zu weiteren Aufnahmen als
Orchesterleiter bildeten. Seit nunmehr 40 Jahren steht Entremont auch
als Dirigent auf dem Podium.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/447: Köln - Filmreihe KHM-Heimspiel zeigt "Lucica und ihre Kinder" von Bettina Braun, 5.6.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 3.6.2019

"Lucica und ihre Kinder"

von Bettina Braun, 5. Juni, 19 Uhr

Moderation: Solveig Klaßen

Mittwoch, 5. Juni 2019, 19 Uhr, Eintritt frei

Aula der KHM, Filzengraben 2, 50676 Köln



Die Filmreihe "Heimspiel" präsentiert den preisgekrönten
Dokumentarfilm "Lucica und ihre Kinder" von Bettina Braun. In ihrem
neuesten Dokumentarfilm über eine alleinerziehende junge Mutter von
sechs Kindern im Dortmunder Norden thematisiert die KHM-Absolventin
ihren persönlichen Zwiespalt zwischen der Notwendigkeit zu helfen und
der beruflich nötigen Distanz als Filmemacherin. Das Familienportrait
erhielt den Filmpreis NRW beim Film Festival Cologne 2018 als bester
Dokumentarfilm. Im Anschluss an die Vorführung spricht Solveig Klaßen,
künstlerisch-wissenschaftliche Mitarbeiterin für Dokumentarfilm an der
KHM, mit der anwesenden Regisseurin Bettina Braun.

Inhalt: Lucica (29) hat sechs Kinder, mit denen sie in einer
1-Zimmer-Wohnung in Dortmund lebt, damit sie hier zur Schule gehen
können. Und einen Mann, der nach einer Gefängnisstrafe nicht mehr nach
Deutschland einreisen darf. Die Situation spitzt sich zu, als Lucica
der Strom abgestellt wird und ihre jüngste Tochter in Rumänien bleiben
muss. Die Kamera ist immer nah dabei und die Regisseurin wird zur
engen Vertrauten. Aber Nähe schafft Verbindlichkeiten. Wer braucht
hier wen und für was? Eine Heldinnenreise mit Brüchen und tiefen
Einblicken in die Poesie des bedingungslosen Miteinanders der Familie.

"Lucica und ihre Kinder" (2018, 90 Min.) Team: Regie und Buch: Bettina
Braun; Bildgestaltung: Beate Maria Scherer, Jennifer Günther; Schnitt:
Gesa Marten, Bettina Braun; Produktion: B'Braun; Koproduktion:
ZDF/3sat; Förderung: Film- und Medienstiftung NRW; Uraufführung:
Crossing Europe Linz 2018; Auszeichnung: Filmpreis NRW für den besten
Dokumentarfilm 2018, Film Festival Cologne 2018; Kinostart: 22.
November 2018

Bettina Braun (*1969 in Hamburg) 1988-1993 Studium der freien Kunst
und Grafikdesign in London. 1995-1997 Postgraduiertenstudium an der
KHM. 2004-2005 Professur an der Fachhochschule Lippe und Höxter. 2005
erhält sie den Förderpreis des Landes NRW für junge Künstler/innen.
Ihre Filme "Was lebst Du?" (2005, 84 Min., ZDF), "Was du willst"
(2008, 41 Min., ZDF/Arte) und "Wo stehst Du" (2011, 91 Min., ZDF)
werden mehrfach ausgezeichnet und in den deutschen Kinos gezeigt. Für
diese Langzeitbeobachtung in drei Teilen wurde Bettina Braun 2013 mit
dem Grimme Preis Spezial ausgezeichnet. Seit 2001 ist sie als
Regisseurin für Kino und Fernsehen und als Dozentin für Film tätig.


Die nächsten Termine der Filmreihe "Heimspiel" im
Sommersemester 2019

Mittwoch, 5. Juni 2019, 19 Uhr, Aula der KHM

Filmreihe KHM-Heimspiel zeigt: "Lucica und ihre Kinder" von Bettina
Braun (Kinodokumentarfilm, 2018, 90 Min.)

Moderation: Solveig Klaßen

Mittwoch, 19. Juni 2019, 19 Uhr, Aula der KHM

Filmreihe KHM-Heimspiel zeigt: "In Search?" von Beryl Magoko, Buch und
Regie, und Jule Katinka Cramer, Bildgestaltung (Dokumentarfilm, 2018,
90 Min.)

Moderation: Prof. Sophie Maintigneux


Weitere Informationen

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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DER FILM/446: Hanau - Alte Filme aus 1938 noch einmal gezeigt am 8. Juni 2019


Stadt Hanau

Alte Filme aus 1938 werden noch einmal gezeigt



Zwei historische Filme aus dem Bestand des Medienzentrums
Hanau-Bildarchiv wurden im vergangenen Jahr professionell aufbereitet
und digitalisiert. Im Rahmen der Reihe 'Kino-Variété' in
Zusammenarbeit mit zdf/arte im Hanauer Kinopolis wurden sie im Januar
2019 erstmals wieder vorgeführt.

Die beiden zehnminütigen Streifen, deren Autor der Gründer und
langjährige Leiter der Bildstelle (heute MZHU) Franz Weber war, zeigen
Sequenzen von der Hanauer Messe auf dem Paradeplatz und vom Hanauer
Lamboywaldfest. Wer die Vorführung im Januar verpasst hat, hat am
kommenden Samstag, 8. Juni, eine neue Gelegenheit, in den Genuss der
historischen Bilder zu kommen. Um 11.30 Uhr und um 12.30 Uhr werden
die beiden Filme im Kulturcafé des Kulturforums am Freiheitsplatz 18a
noch einmal gezeigt. 

Eintritt wird nicht erhoben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1914: Unna - "Musik-CDs selbst erstellen" am 15. Juni 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Musik-CDs selbst erstellen



Kreisstadt Unna. Der VHS-Workshop zeigt, wie in wenigen Schritten
eigene Musik-CDs von hoher Qualität mit eigenem Booklet erstellt
werden. Die Teilnehmenden erlernen das notwenige Handwerkszeug, um CDs
selbständig am eigenen Gerät zu brennen. Das Seminar "Musik Special:
Audio- und MP3-CDs selbst erstellen" mit der Kursnummer 191-4054
findet am Samstag, 15. Juni 2019 von 9.30 bis 14.15 Uhr im zib in Unna
statt. Die Gebühr beträgt 30 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 48 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 30. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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FORSCHUNG/4047: Molekulare Medizin - Ungewöhnliche Schmerzresistenz von afrikanischen Nacktmullen (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 31.05.2019

Schmerzfrei dank Evolution



Afrikanische Mulle sind gegen viele Schmerzen unempfindlich. Wie ein
internationales Team um den MDC-Forscher Gary Lewin in "Science"
berichtet, eröffnen sich ihnen dadurch sogar neue Lebensräume. So lebt der
Highveld-Mull dank eines mutierten Gens mit Ameisen zusammen, die von
anderen Mullen gemieden werden.




[image: Foto: Kopf eines Tieres mit grossen Nagezähnen. Direkt davor läuft eine Ameise. - © Dewald Kleynhans, University of Pretoria]

Highveld-Mulle können dank ihrer Schmerzunempfindlichkeit mit giftigen Ameisen zusammenleben.

Foto: © Dewald Kleynhans, University of Pretoria



Vor gut zehn Jahren wurden die Nacktmulle des Max-Delbrück-Centrums für
Molekulare Medizin (MDC) quasi über Nacht berühmt. Zu verdanken hatten sie
das Gary Lewin (Berlin) und Thomas Park (Chicago), die gemeinsam die
seltsame Sinneswelt der Nacktmulle untersuchen. Lewin, Park und ihre Teams
konnten zeigen, dass die aus Afrika stammenden Nager gegen Schmerzen
erstaunlich resistent sind: Wie sie 2008 im Fachblatt "PLOS Biology"
berichteten, konnten weder Säure noch Capsaicin - die Substanz, die
Chilischoten scharf macht - den unterirdisch lebenden Tieren etwas
anhaben. Die Experimente stießen weltweit auf großes Interesse.

Für seine neueste in "Science" veröffentlichte Studie haben sie sich mit
Kolleginnen und Kollegen aus Südafrika und Tansania zusammengetan, um die
ungewöhnliche Schmerzresistenz der afrikanischen Nager weiter zu
ergründen. "Die Erkenntnisse, die wir an den Tieren gewinnen, sollen unter
anderem bei der Entwicklung neuer Schmerzmedikamente helfen", erklärt der
Leiter der MDC-Arbeitsgruppe "Molekulare Physiologie der
somatosensorischen Wahrnehmung".

In enger Zusammenarbeit mit einem weltweit führenden Experten für Mulle,
Nigel Bennett von der Universität Pretoria in Südafrika, haben Lewin, Park
und ihre Kolleginnen und Kollegen daher untersucht, wie der Nacktmull und
acht weitere, mit ihm verwandte Arten auf drei Substanzen reagieren, die
bei Menschen und anderen Säugetieren auf der Haut gewöhnlich für kurze
Zeit einen brennenden Schmerz auslösen: verdünnte Salzsäure, Capsaicin und
Allylisothiocyanat, kurz AITC. AITC verleiht dem vom Sushi-Essen bekannten
Wasabi seine extreme Schärfe. Solchen und ähnlichen Substanzen sind die
Mulle auch in der Natur ausgesetzt.

Nur der Highveld-Mull ist von der Wasabi-Schärfe unbeeindruckt

Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um die beiden Erstautoren
der Studie, Ole Eigenbrod und Karlien Debus, in "Science" schreiben, waren
insgesamt drei Mullarten unempfindlich gegen Säure. Sie sind evolutionär
nicht sehr eng miteinander verwandt. Zwei Spezies zeigten keinerlei
Reaktion, wenn sie eine Lösung mit Capsaicin in die Pfote injiziert
bekamen. "Die anderen hoben ihre Pfote kurz an oder leckten sie ab - was
uns zeigte, dass die Tiere einen kurzzeitigen Schmerzreiz empfanden",
erläutert Lewin.

Nur eine einzige Mullart erwies sich als resistent gegen AITC. Und dabei
handelte es sich nicht um den Nacktmull, sondern um den ebenfalls in
unterirdischen Gängen lebenden Highveld-Mull - benannt nach der
gleichnamigen Region im östlichen Südafrika, in der die Tiere
ausschließlich vorkommen. "Diese Beobachtung war für uns äußerst
spannend", sagt Lewin. "Denn AITC kann im Körper Aminosäuren und somit
auch ganze Proteine zerstören. Deswegen vermeiden es alle anderen
Tierarten, die wir kennen, mit der Substanz in Kontakt zu kommen."
Lediglich der Highveld-Mull zeigte sich von AITC in den Experimenten
völlig unbeeindruckt.

Der Grund für die Schmerzresistenz sind veränderte Ionenkanäle

Um den molekularen Gründen für die ungewöhnliche Schmerzresistenz der
Mulle auf die Spur zu kommen, isolierten die Forscherinnen und Forscher
von allen neun untersuchten Arten sensorisches Gewebe aus dem Rückenmark
sowie Spinalganglien. Dabei handelt es sich um Ansammlungen von
Nervenzellkörpern, die Schmerzsignale an das Rückenmark weiterleiten.
"Mithilfe moderner Sequenziertechniken haben wir dann in den Geweben die
Aktivität von rund 7000 Genen miteinander verglichen", berichtet Lewin.

Zunächst konnte das Team feststellen, dass bei den schmerzunempfindlichen
Tieren insbesondere die Aktivität von zwei Genen verändert war, die den
Bauplan für die Ionenkanäle TRPA1 und NaV1.7 enthalten. Von beiden Kanälen
ist bekannt, dass sie an der Schmerzwahrnehmung beteiligt sind.

"AITC und viele andere ätzende Substanzen, die in Wurzeln, einem der
Hauptnahrungsmittel von Mullen, vorkommen, aktivieren TRPA1", sagt Lewin.
Deshalb sei bei vielen Arten im Laufe der Evolution das Gen für diesen
Kanal offenbar herunterreguliert worden. "Gänzlich stummgeschaltet ist der
Wasabi-Kanal aber nur bei den Highveld-Mullen", sagt der Forscher. Wie er
und sein Team herausfanden, liegt das an einem besonders aktiven Gen für
einen weiteren Kanal, den stets offen stehenden sogenannten Leckkanal
NALCN. Auf diese veränderte Genexpression stieß die Forschungsgruppe
ausschließlich bei den Highveld-Mullen.

Die Schmerzresistenz der Mulle ließ sich in Experimenten ausschalten

Besonders überrascht war Lewin jedoch von den Ergebnissen eines weiteren
Experiments: "Wenn wir den NALCN-Kanal mit einem Wirkstoff blockierten,
wurden die Highveld-Mulle auf einmal wieder empfindlich für AITC",
berichtet der Wissenschaftler. Und nur einen Tag nach der Gabe des
Kanal-Antagonisten hätten sich die Tiere von AITC erneut unbeeindruckt gezeigt.
"Offenbar hatten wir unter den Tausenden von untersuchten Genen das
entscheidende für die besondere Schmerzresistenz der Highveld-Mulle
gefunden", sagt Lewin - was er persönlich für einen riesengroßen
Glücksfall halte.

Daniel Hart, ein Doktorand, der mit Nigel Bennett zusammenarbeitet, fand
zudem heraus, dass die Highveld-Mulle in ihren Höhlen oft mit Ameisen der
Art Myrmicaria natalensis, auch Natal-Droptail-Ameisen genannt,
zusammenleben. "Diese Insekten sind für ihre Aggressivität und ihr sehr
ätzendes Gift bekannt", sagt Lewin. Tatsächlich reagierten alle
untersuchten Mullarten auf einen Cocktail des Ameisengiftes in ihrer Pfote
mit einer kurzen Schmerzreaktion - nur nicht der Highveld-Mull.
Blockierten die Forscherinnen und Forscher bei ihm jedoch den NALCN-Kanal,
wurde auch er empfindlich für das Gift.

Das neue Wissen dient womöglich auch der Arzneimittelforschung

"Mithilfe eines besonders aktiven Gens für einen Ionenkanal konnte sich
der Highveld-Mull im Laufe der Evolution ganz offensichtlich einen
Lebensraum erobern, der von anderen Mullen gemieden wird", schlussfolgert
Lewin. Für ihn sei es ein besonders schönes Beispiel dafür, wie die Umwelt
die langfristige Entwicklung von Tieren beeinflusse. Nutzen lassen könne
sich das jetzt erworbene Wissen womöglich aber auch zur Entwicklung sehr
wirksamer Analgetika, sagt der MDC-Forscher: "Das Hochexprimieren des
NALCN-Kanals ist anscheinend ein sehr effektives Mittel, um Schmerzen zu
stillen." (bro)


Originalpublikation:

Ole Eigenbrod, Karlien Debus et al. (2019): "Rapid molecular evolution of
pain insensitivity in multiple African rodents", Science

doi/10.1126/science.aau0236.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdc-berlin.de/lewin 

(Webseite der AG Lewin)

https://science.sciencemag.org/content/364/6443/852 

(Studie in Science)

https://www.mdc-berlin.de/de/news/press/molekulare-mechanismen-entschluesseln-und-fuer-therapien-nutzen 

(Gary Lewin erhält Ernst-Jung-Preis)

https://www.mdc-berlin.de/de/news/news/beruehrung-schmerz-und-die-seltsame-sinneswelt-der-nacktmulle 

(Gary Lewin im Porträt)
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FORSCHUNG/4046: Molekulare Medizin - Unbekannte Mini-Eiweiße im Herzen (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 31.05.2019

Unbekannte Mini-Eiweiße im Herzen



Ein Team um die MDC-Arbeitsgruppe von Professor Norbert Hübner hat den
Eiweißfabriken menschlicher Herzzellen bei der Arbeit zugesehen und dabei
erstmals ganze Gewebe untersucht. In "Cell" berichtet die Gruppe von
überraschenden Beobachtungen und möglichen Folgen für die Therapie von
Herzleiden.

Das menschliche Herz birgt viele Geheimnisse. Und das nicht nur im
übertragenen, emotionalen Sinn: Auch ganz rational betrachtet weiß man
erstaunlich wenig darüber, wie das muskuläre Organ, das jede Zelle des
Körpers mit Sauerstoff versorgt, funktioniert - und warum es manchmal
nicht das tut, was es eigentlich soll.

Etwas mehr Licht ins Dunkel bringt jetzt eine im Fachblatt "Cell"
veröffentlichte Studie. Ein internationales Team aus 56 Forscherinnen und
Forschern unter Leitung des MDC berichtet darin, welche Proteine von den
Ribosomen, den zellulären Eiweißfabriken, in den Herzzellen gesunder und
kranker Menschen hergestellt werden. Bei ihren Experimenten ist die Gruppe
auf so manche Überraschung gestoßen, zum Beispiel auf eine Vielzahl
winziger Proteine, die man bislang noch gar nicht kannte.

Beteiligt waren an der Arbeit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus
Berlin, unter anderem aus mehreren Arbeitsgruppen des MDC und der Charité,
sowie aus Bad Oeynhausen, Göttingen, Hamburg, Münster, Australien,
Großbritannien, Japan, den Niederlanden, Singapur und den USA.

Im Erbgut gibt es viele erst jetzt entdeckte Baupläne

Die im Zellkern jeder Zelle verpackte DNA enthält einen Bauplan für
sämtliche Proteine, die im Körper gebildet werden. Die Produktion der
Eiweiße erfolgt stets in zwei Schritten, der Transkription und der
Translation. Im ersten Schritt werden Kopien von Teilstücken der DNA in
Form von Boten- oder Messenger-RNA (mRNA) hergestellt, die den Zellkern
verlassen. Im zweiten Schritt bauen die Ribosomen aus einzelnen
Aminosäuren, die in der Zelle umherschwimmen, die entsprechenden Proteine
zusammen. Während die Transkription ein wissenschaftlich recht gut
untersuchter Prozess ist, sind bei der Translation noch vergleichsweise
viele Fragen offen.

"Wir haben nun mithilfe einer noch recht jungen Technik, dem
Ribosomen-Profiling oder kurz Ribo-Seq, zum ersten Mal nicht nur in isolierten
Zellen, sondern in intaktem menschlichen Herzgewebe ermittelt, zu welchen
Stellen der mRNA sich die Ribosomen begeben", sagt Dr. Sebastiaan van
Heesch aus der MDC-Arbeitsgruppe "Genetik und Genomik kardiovaskulärer
Erkrankungen" von Professor Norbert Hübner. "Über spezielle Algorithmen
konnten wir daraus anschließend errechnen, welche Proteine bei der
Translation im Herzen gebildet werden", erläutert van Heesch, der
Erstautor der Studie ist.

Auf diese Weise entdeckten die Forscherinnen und Forscher eine ganze Reihe
winziger, bislang unbekannter Eiweiße. "Was uns zusätzlich überraschte,
war die Tatsache, dass sehr viele der Mikroproteine von RNAs kodiert
wurden, von denen man bislang dachte, dass sie gar nicht kodierend sind,
also keine Bauanleitung für Proteine enthalten", berichtet van Heesch.

Die meisten Mini-Eiweiße dienen der Energiegewinnung

Mit speziellen mikroskopischen Techniken konnten die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler anschließend beobachten, dass mehr als die Hälfte der
Mikroproteine nach ihrer Herstellung zu den Mitochondrien, den Kraftwerken
der Zelle, wanderten. "Das bedeutet, dass sie offenbar für die
Energiegewinnung des Herzens benötigt werden", sagt Norbert Hübner. "Da
viele Herzerkrankungen auf Fehler im Energiestoffwechsel zurückgehen,
interessierte uns dieses Resultat natürlich ganz besonders."

Um mögliche Unterschiede des Translatoms, also der Gesamtheit der
hergestellten Eiweiße, zwischen kranken und gesunden Herzen aufzuspüren,
untersuchten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zum einen
Gewebeproben von 65 Patientinnen und Patienten mit dilatativer
Kardiomyopathie (DCM), einer krankhaften Erweiterung des Herzmuskels. Die
Proben wurden den Betroffenen während einer ohnehin anstehenden
Herzoperation per Biopsie entnommen. Zum Vergleich diente das Gewebe von
15 nicht erkrankten Herzen.

Das Herzleiden DCM, das bei vielen Patientinnen und Patienten irgendwann
eine Herztransplantation erforderlich macht, geht bei manchen Erkrankten
auf eine Mutation im Gen für das größte und wichtigste Eiweiß des
menschlichen Herzens zurück: Titin. "Aufgrund der Genveränderung entsteht
in der mRNA ein Stoppsignal, das den Ribosomen signalisiert, ihre Arbeit
zu beenden und das Titin nicht fertig zu bauen", erläutert van Heesch.
Allerdings erkranken nicht alle Menschen, die diese Mutation in ihrem
Erbgut tragen, im Laufe ihres Lebens tatsächlich an DCM.

Neue Ansätze gegen Herzleiden sind nun in Sicht

Den Gründen dafür sind van Heesch und seine Kolleginnen und Kollegen jetzt
auf der Spur. "Wir haben beobachtet, dass die Ribosomen zuweilen das rote
Ampellicht einfach ignorieren und mit der Titin-Produktion fortfahren
können", berichtet der Forscher. Nun gelte es herauszufinden, unter
welchen Umständen dies geschehe. "Möglicherweise liegt es an der Position,
die die Genveränderung auf der mRNA einnimmt", spekuliert van Heesch.
Vielleicht seien aber auch Faktoren beteiligt, die sich, wenn man sie erst
einmal erkannt habe, therapieren lassen.

Auch die Rolle der neu entdeckten Mikroproteine will er gemeinsam mit
seinen Kolleginnen und Kollegen nun noch näher untersuchen. "Es scheint
sich bei diesen Eiweißen um evolutionär recht junge Substanzen zu handeln,
die wir beispielsweise in Mäuseherzen nicht entdecken konnten", sagt van
Heesch. Die Mini-Eiweiße zeigten einmal mehr, wie besonders das
menschliche Herz doch sei. Darüber hinaus hofft der Wissenschaftler, sie
eines Tages entweder zur Diagnostik von Herzerkrankungen nutzen zu können
- oder aber als therapeutische Zielstruktur, über die sich ein gestörter
Energiestoffwechsel des Herzens besser als bisher behandeln lässt. (bro)


Originalpublikation:

Sebastiaan van Heesch et al. (2019): "The Translational Landscape of the
Human Heart". Cell

DOI:10.1016/j.cell.2019.05.010.
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FORSCHUNG/4045: Alternativen zu Tierversuchen - Wie belastbar sind heutige Testsysteme aus Stammzellen? (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 31.05.2019

Alternativen zu Tierversuchen: Wie belastbar sind heutige Testsysteme aus Stammzellen?



Viele Fortschritte moderner Medizin wären ohne Tierversuche unmöglich
gewesen. Um solche Versuche zu ersetzen, wird weltweit an Alternativen
geforscht. Einen Schwerpunkt bilden Testmodelle aus künstlich erzeugten,
menschlichen Stammzellen, aus denen theoretisch alle Zelltypen entwickelt
werden können. Noch klafft jedoch ein Spalt zwischen den im Labor
differenzierten Stammzellen und ihren menschlichen Vorbildern, wie
Herz- und Leberzellen. Den aktuellen Forschungsstand und Empfehlungen zur
Methodenverbesserung fassen Forschende des Leibniz-Instituts für
Arbeitsforschung und der Universität Köln in "Trends in Molecular
Medicine" zusammen.

Induzierte pluripotente Stammzellen - seit einigen Jahren können diese
Vielkönner im Labor aus menschlichem Körpergewebe entwickelt werden, etwa
aus Hautzellen. Diese Stammzellen sind theoretisch fähig, sich in jeden
beliebigen Zelltyp zu entwickeln. Das macht sie unter anderem für die
Forschung an Alternativen zu Tierversuchen interessant: Anstatt Versuche
direkt an Tieren durchzuführen, könnten etwa Sicherheitsprüfungen von
Medikamenten und Chemikalien direkt in der Zellkultur erfolgen - so die
Vision. Bislang werden solche Systeme aber nicht in der Toxikologie oder
Pharmakologie eingesetzt, da der Differenzierungsweg von der Stammzelle
zur Leber-, Nieren- oder Herzzelle die Forschung vor Herausforderungen
stellt.

Wo die Grenzen der Technik liegen und wie die Modelle zukünftig verbessert
werden können, haben Toxikologinnen und Toxikologen des Leibniz-Instituts
für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) zusammen mit Forschenden
der Universität Köln in einer aktuellen Übersichtsarbeit zusammengefasst.
Dazu haben sie die bisherige Forschungsliteratur zum Thema
stammzellbasierte Ersatzmethoden anhand verschiedener Zelltypen wie
Leberzellen ausgewertet.

Ungewollte und unvollständige Differenzierung als Herausforderung

Die Ergebnisse bisheriger Bemühungen zeigen, dass noch große Unterschiede
zwischen den im Labor gezüchteten leberzellähnlichen Zellen und den
menschlichen Leberzellen bestehen: So konnten vergleichende Genanalysen
beispielsweise zeigen, dass die aus den Stammzellen entwickelten Zellen
nicht nur Eigenschaften der Leber, sondern auch ungewollt darmspezifische
Gene aufwiesen, die in menschlichen Leberzellen nicht vorkommen. Zudem
waren Gene, die in Stammzellen aktiv sind, in den leberzellähnlichen
Zellen stärker ausgeprägt als in menschlichen Leberzellen.

Diese Hürden bei der Differenzierung lassen sich mit einem Blick auf die
embryonale Entwicklung der Leber einordnen. "Das ist ein straff
organisierter, dynamischer Prozess. Beispielsweise gibt es nur wenige
Stunden andauernde Zeitfenster, in denen dieselben regulierenden Proteine
gegenläufige Effekte auf die Organentwicklung haben. Zudem ist bekannt,
dass sich die Leber in einem mehrstufigen Prozess aus dem Urdarm
entwickelt", erklärt Wiebke Albrecht, Doktorandin am IfADo und Mitautorin
der Übersichtsarbeit. Wenn ein Testsystem entwickelt wird, sollen die der
Leberentwicklung zugrundeliegenden Mechanismen beachtet werden:
Beispielsweise indem die Zugabe von regulierenden Proteinen in der
Zellkultur optimiert wird oder Proteine gezielt unterdrückt werden, die
für die Aktivierung von "ungewollten Genen" verantwortlich sind.

Roadmap für die Entwicklung von stammzellbasierten Testverfahren

Um die Entwicklung von verlässlichen Testsystemen in der Zellkultur
voranzutreiben, schlagen die Forschenden ein mehrstufiges Verfahren vor:
Zunächst sollten neue Testsysteme mit wenigen Substanzen getestet werden,
für die bereits durch Versuche an menschlichen Leberzellen bekannt ist, ob
und auf welche Weise sie toxisch wirken. Dieses Vorgehen gibt eine erste
Orientierung, die Mehrheit der neuen Systeme fällt zu diesem frühen
Zeitpunkt durch. In einem nächsten Schritt sollte das neue System mit
mehreren Kontrollsubstanzen anhand bestimmter Maßzahlen standardisiert
bewertet werden. Auf diese Weise kann eingeschätzt werden, wie gut ein
Testsystem die Situation im Organismus widerspiegeln kann. Anschließend
sollte das Vorgehen mit einer großen Anzahl von Kontrollsubstanzen sowie
von unabhängigen Forschungsgruppen überprüft werden.

"Auf diese Weise können Testsysteme entwickelt werden, die langfristig
Tierversuche in vorklinischen Sicherheitsüberprüfungen von Medikamenten
und Chemikalien ersetzen können. Grundsätzlich wäre es aber auf Basis des
aktuellen Forschungsstands fahrlässig, heute schon vollständig auf
Tierversuche zu verzichten. Ein Verbot würde schließlich auch die
Forschung zu Alternativmethoden diskreditieren", so Toxikologe und
IfADo-Direktor Prof. Dr. Jan Hengstler.

Induzierte pluripotente Stammzellen (iPS-Zellen):

iPS-Zellen sind pluripotente Stammzellen, die durch künstliche
Reprogrammierung von nicht-pluripotenten Körperzellen entstanden sind.
Unter Verwendung von molekularbiologischen Verfahren ist es im Labor
möglich, beispielsweise schon spezialisierte Zellen, wie etwa Hautzellen,
zu pluripotenten Zellen "zurück zu programmieren". Zellen, die die
Fähigkeit besitzen, sich in jeden Zelltyp des Körpers entwickeln zu
können, bezeichnet man als pluripotent.

Die aktuelle Forschungsarbeit wurde durch das EU-Projekt "EUToxRisk" sowie
verschiedene, vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte
Projekte ("StemCellNet", "LiSyM", "LivSysTransfer", "SysDT-Trans" sowie
"SteatoTox") unterstützt.


Originalpublikation:

Sachinidis, A., Albrecht, W., Nell, P., Cherianidou, A., Hewitt, N.,
Edlund, K., Hengstler, JG. (2019): Roadmap for development of stem
cell-based alternative test methods. Trends in Molecular Medicine. 
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FORSCHUNG/4044: Weniger Diabetes trotz fettreicher Ernährung (idw)


Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung - 30.05.2019

Weniger Diabetes trotz fettreicher Ernährung

Eingriff in Fettstoffwechsel verbessert die Fettleber und den Zuckerstoffwechsel dicker Mäuse



Zu viel Fett und Zucker macht dick und krank - das wissen schon kleine
Kinder. Aber warum ist das eigentlich so und kann man da etwas gegen
unternehmen? Die Forschungsgruppe von Prof. Jens Brüning am
Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung in Köln hat jetzt in einer Studie in
der Fachzeitschrift Cell beschrieben, dass dicke Mäuse durch einen
Eingriff in den Fettstoffwechsel der Leber trotz schlechter Ernährung
wieder dünner werden können. Dabei verbessert sich gleichzeitig der
Zuckerstoffwechsel der Tiere. Sie schalten dafür ein Protein, die Ceramid
Synthase 6, in den Mäusen aus.

Das Fettgewebe speichert normalerweise überschüssige Fette. Bei einer
dauerhaft zu fettreichen Ernährung kann das Gewebe jedoch irgendwann keine
Fette mehr aufnehmen und diese werden dann auch in Muskeln und der Leber
eingelagert. Das kann zu einer Fettleber und Insulinresistenz führen und
letztlich die Entstehung des Diabetes mellitus Typ 2 bewirken. Forschende
wissen schon länger, dass daran eine bestimmte Gruppe von Fetten beteiligt
ist, die sogenannten Ceramide. Diese werden im Körper von verschiedenen
Ceramid Synthasen hergestellt.

"Andere Forschungsgruppen haben schon gezeigt, dass das Blockieren der
Ceramid-Produktion die Tiere vor der Entstehung einer Insulinresistenz
schützt. Allerdings kann dies viele Nebenwirkungen haben, so ist bei einer
vollständigen Hemmung der Ceramidsynthese zum Beispiel auch die
Entwicklung der Tiere gestört", sagt Philipp Hammerschmidt, Doktorand in
der Forschungsgruppe Brüning. Die Forscher wollten daher untersuchen,
welche der unterschiedlichen Ceramid Synthasen genau an der Entstehung der
Insulinresistenz beteiligt sind, um diese dann spezifischer ansteuern zu
können.

Sie fanden heraus, dass sich Ceramid-Moleküle, die eine bestimmte Länge
besitzen und durch die beiden Ceramid Synthasen 5 und 6 gebildet werden,
in der Leber anreichern, wenn Mäuse durch eine fettreiche Ernährung dick
werden. "Interessanterweise konnte aber nur die Inaktivierung der Ceramid
Synthase 6 die Mäuse vor Fettleibigkeit, Fettleber, und Insulinresistenz
schützen. Der Verlust der Ceramid Synthase 5 hingegen hatte darauf keinen
Effekt", erklärt Hammerschmidt.

Gleiches Produkt aber unterschiedliche Funktion

"Das war sehr überraschend, denn diese beiden Synthasen stellen exakt das
gleiche Ceramid-Produkt her, haben aber einen völlig anderen Effekt auf
den Stoffwechsel der Mäuse", so Hammerschmidt. Die Wissenschaftler haben
entdeckt, dass die beiden Proteine an verschiedenen Orten in der Zelle
aktiv sind. Die Ceramid Synthase 6 reguliert den Ceramid-Haushalt von
Mitochondrien, den Energielieferanten der Zelle, und beeinflusst ihre
Struktur und Funktion.

Dass die Mäuse bei einer schlechten Ernährung übergewichtig und krank
werden liegt also vermutlich unter anderem daran, dass sich spezifisch die
Ceramide, die von der Ceramid Synthase 6 gebildet werden, in Mitochondrien
anreichern und diese langfristig in ihrer Funktion hemmen. So
identifizierten die Forscher bestimmte Proteine in Mitochondrien, welche
spezifisch die von Ceramid Synthase 6 gebildeten, aber nicht die von der
verwandten Ceramid Synthase 5 gebildeten, Ceramide binden.

Die Forscher können die Ceramid Synthase 6 zu einem definierten Zeitpunkt
in Mäusen ausschalten. Das hat bei dicken Mäusen einen deutlichen Effekt:
"Die Mäuse essen weiterhin sehr fettreich, verlieren aber an Gewicht bei
gleichzeitiger Verbesserung ihres Zuckerstoffwechsels", erklärt
Hammerschmidt. "Eine potentielle Anwendung der Ceramidsynthase-6-Hemmung
oder die Beeinflussung der durch diese Ceramide regulierten
Mitochondrien-Proteine am Menschen wäre auch vorstellbar, bis dahin ist es aber noch ein
weiter Weg."


Originalpublikation:
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STELLUNGNAHME/205: Zur Neuorganisation des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDS)


Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 29. Mai 2019

MDS-Verwaltungsrat lehnt MDK-Reformgesetz strikt ab



"Das MDK-Reformgesetz ist unnötig, untauglich und gefährlich", stellt
der Verwaltungsratsvorsitzende des MDS, Dr. Volker Hansen, in der
Sitzung des Verwaltungsrates am 28. Mai in Berlin fest. "Wer weiterhin
eine qualitativ hochwertige und wirtschaftliche Versorgung der über 70
Millionen gesetzlich Versicherten will, der darf weder die soziale
Selbstverwaltung in den Entscheidungsgremien der Medizinischen Dienste
de facto abschaffen, noch den MDS vom GKV-Spitzenverband abtrennen."

Der Verwaltungsrat lehnt die vorgesehene tiefgreifende Veränderung in
der Organisation der Medizinischen Dienste ab. Danach ist vorgesehen,
die Stimmenanteile im Verwaltungsrat grundlegend zu verändern (6
Versicherten- und Arbeitgebervertreter, 6 Patientenvertreter, 4
Berufsvertreter). Zudem sollen Vertreter aus den
Selbstverwaltungsorganen der Kranken- und Pflegekassen sowie ihrer
Verbände aus den Verwaltungsräten der Medizinischen Dienste
ausgeschlossen werden. "Das bedeutet de facto die Abschaffung der
Sozialen Selbstverwaltung auf der Ebene der Medizinischen Dienste und
damit den Ausschluss der Sozialpartner aus der Gestaltung", sagt
Dieter F. Märtens, stellvertretender Verwaltungsratsvorsitzender des
MDS. "Die vorgesehene Unvereinbarkeit eines Selbstverwaltungsamtes bei
den Medizinischen Diensten mit einem Selbstverwaltungsamt im System
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung führt dazu, dass der
Sachverstand dieser Selbstverwaltungsgruppe nicht mehr im
Medizinischen Dienst genutzt werden kann."

Der MDS-Verwaltungsrat kritisiert auch die vorgesehene Abkoppelung des
MDS vom GKV-Spitzenverband. Es sei zwingend erforderlich, die
Tätigkeit von MDS, MDK-Gemeinschaft und GKV-Spitzenverband miteinander
zu verbinden. Der Verwaltungsrat des MDS müsse weiterhin mit
Selbstverwaltungsvertretern aus dem GKV-Spitzenverband besetzt werden.

Der Referentenentwurf für ein MDK-Reformgesetz sieht vor, an die
Stelle der Selbstverwaltervertreter eine Vertretung mit Patienten- und
Betroffenenvertreter sowie Berufsgruppen aus Gesundheitswesen und
Pflege zu setzen. "Damit besteht die Gefahr, dass Interessen von
Leistungserbringern bzw. Partikularinteressen Einfluss in den
Entscheidungsgremien der Medizinischen Dienste finden", sagt Hansen.
Die Einbindung von Patientenvertretern erfolgt schon heute in den
Beiräten zu Fragen der Pflegeversicherung. Die Beiräte sind der
richtige Ort für die beabsichtigte Ausdehnung auf Fragen der
Krankenversicherung. Eine Beteiligung von Leistungserbringern ist
abzulehnen.

Der MDS-Verwaltungsrat weist darauf hin, dass die fachliche
Unabhängigkeit der Medizinischen Dienste schon heute im Gesetz
festgeschrieben und gelebte Praxis bei den Medizinischen Diensten ist.
Die Verwaltungsräte nehmen keinerlei Einfluss auf die medizinischen
und pflegerischen Bewertungen der Gutachterinnen und Gutachter der
Medizinischen Dienste. Die Verwaltungsräte regeln ausschließlich den
organisatorischen Rahmen für die Aufgabenerfüllung und sie legen das
Haushaltsvolumen fest.

Es ist ein wichtiges Aufgabenfeld der Medizinischen Dienste, die
Korrektheit der Abrechnung der Krankenhausleistungen im Auftrag der
Krankenkassen zu prüfen. Auch wenn die im Referentenentwurf
vorgesehenen Anreize für die Krankenhäuser zur richtigen Abrechnung
positiv zu bewerten sind, so sollte es keine Einschränkung der
Prüfrechte geben. Denn nach aktuellen Feststellungen der Medizinischen
Dienste sind über 50 Prozent der von ihnen geprüften
Krankenhausabrechnungen nicht korrekt und müssen deshalb ausgeglichen
werden.


Hintergrund:

Anfang Mai hat das Bundesgesundheitsministerium einen
"Referentenentwurf für bessere und unabhängigere Prüfungen -
MDK-Reformgesetz" vorgelegt. Demnach sind grundlegende
organisatorische Veränderungen des MDS und des MDK (Medizinischer
Dienst der Krankenversicherung) vorgesehen. MDS und MDK sollen zu
Körperschaften des öffentlichen Rechts umgestaltet werden. Die
föderale Struktur soll beibehalten werden. Die MDK sollen in MD
(Medizinische Dienste) umbenannt werden.

Die Besetzung der Verwaltungsräte soll auf Bundes- und Landesebene neu
geregelt werden: Anstatt der bisher 16 Vertreter aus der sozialen
Selbstverwaltung sollen 6 Selbstverwaltervertreter der Krankenkassen,
6 Vertreter von Patienten- und Betroffenenorganisationen und 4
Vertreter der Verbände der Pflegeberufe und Landesärztekammern den
Verwaltungsrat bilden. Die Benennung soll durch die Aufsichtsbehörden
erfolgen. Der MDS soll künftig MD Bund heißen und von den
Medizinischen Diensten und nicht mehr der GKV-Spitzenverband getragen
werden.

Der Referentenentwurf sieht zudem eine Neugestaltung der
Krankenhausabrechnungsprüfungen vor. In Zukunft sollen grundsätzlich
nur noch 10 Prozent der Abrechnungen geprüft werden. Bei
Krankenhäusern, die mindestens 60 Prozent korrekte Abrechnungen
vorweisen, sollen nur noch 5 Prozent der Rechnungen geprüft werden.
Bei Klinken mit weniger als 40 Prozent korrekten Rechnungen erhöht
sich dagegen die Prüfquote auf 15 Prozent. Zudem müssen Krankenhäuser,
die vermehrt falsch abrechnen, Strafzahlungen an die Krankenkassen
leisten.


Der Medizinische Dienst des GKV-Spitzenverbandes (MDS) berät den
GKV-Spitzenverband in medizinischen und pflegerischen Fragen. Er
koordiniert und fördert die Durchführung der Aufgaben und die
Zusammenarbeit der MDK. Dabei geht es zum Beispiel um bundesweit
einheitliche Kriterien für die Begutachtung.

Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK) begutachten
Antragsteller auf Leistungen der Kranken- und Pflegeversicherung im
Auftrag der Krankenkassen. Die MDK führen zudem Qualitätsprüfungen in
Pflegeheimen und ambulanten Diensten sowie Abrechnungsprüfungen in
Krankenhäusern durch.

 * 

Quelle:
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DEMENZ/438: Ernährung - Interview ... "Ich wollte meine Frau nicht verhungern lassen" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

"Ich wollte meine Frau nicht verhungern lassen"

Interview von Susanna Saxl, DAlzG



Essen und Trinken ist ein Thema, das Angehörige oft auch dann weiter
beschäftigt, wenn Menschen mit Demenz bereits in einem Pflegeheim
versorgt werden. Reiner Kaltschmitt besucht seine Frau Edith, die
schon im Alter von 64 Jahren an einer Frontotemporalen Demenz erkrankt
ist, täglich im Heim und unterstützt sie beim Abendessen. Er sprach
mit uns darüber, wie viel Kreativität er entwickelt hat, damit seine
Frau regelmäßig ausreichend Nahrung zu sich nehmen kann.

Alzheimer Info: Seit wann spielt das Thema "Essen" eine
besondere Rolle bei der Betreuung Ihrer Frau? 

Reiner Kaltschmitt: Essen war bei ihr schon ganz früh ein
besonderes Thema. Nach dem Beginn ihrer Krankheit hat sie noch fast
acht Jahre lang zu Hause gelebt. In dieser Zeit hat sie auf dem immer
gleichen Essen bestanden: Morgens zwei Scheiben Brot, dick bestrichen
mit cremigem Honig von einem bestimmten Imker, mittags Puten-Cordon
Bleu mit Maultaschen und Karotten und abends Pizzafleischkäse mit
Karottensalat (1 kg Karotten und ein halbes Glas Honig). Ansonsten nur
süße Sachen wie Pudding. Sogar für den Urlaub im Hotel mussten diese
Dinge eingepackt werden.

Wann hat sich das verändert? 

Vor knapp zwei Jahren hatte Edith einen Schlaganfall und ich konnte
sie nicht mehr zu Hause versorgen. Im Heim hat sie dann notgedrungen
begonnen, auch andere Speisen zu essen. Das ging eine Weile ganz gut.
Vor acht Monaten hat sich die Situation aber drastisch verschlechtert
und es traten starke Schluckstörungen auf. Mit festen Speisen kann sie
nichts mehr anfangen. Sie schiebt das Essen im Mund herum, weiß aber
nicht mehr, wie sie es schlucken könnte.

Wie ging es weiter, als das Schlucken so problematisch geworden
ist? 

Die Ärzte haben uns damals empfohlen, eine Magensonde legen zu lassen.
Abgesehen von den Schluckstörungen und den kognitiven Einschränkungen
ist meine Frau nämlich körperlich sehr gesund. Ediths Kinder haben
sich jedoch strikt gegen eine Magensonde ausgesprochen. Sie waren der
Meinung, dass diese nicht dem Willen ihrer Mutter entspräche. Ich
wollte meine Frau aber nicht verhungern lassen und habe angefangen,
herumzuexperimentieren. Zuerst hat sie sogenannte Astronautenkost,
hochkalorische Nahrung in flüssiger Form, bekommen. Aber das ist keine
Dauerlösung. Inzwischen funktioniert es mit dem Essen recht gut und
Edith hat bisher kaum abgenommen. Allerdings ist es sehr
zeitaufwendig, ihr das Essen anzureichen. Die 60 bis 90 Minuten, die
man für eine Mahlzeit benötigt, hat das Pflegepersonal im Heim einfach
nicht täglich. Deshalb fahre ich jeden Abend vom Geschäft aus ins Heim
und übernehme das. Alleine kann meine Frau weder Speisen noch ein Glas
zum Mund führen.

Was geben Sie ihr denn jetzt zu essen?

Ganz wichtig ist die Konsistenz der Speisen. Feste Nahrung und alles,
was körnig oder krümelig ist, kann sie nicht mehr essen. Alles, was
ich ihr gebe, ist so flüssig, dass sie es aus einem Glas trinken kann.
Dafür lasse ich mir von der Küche das Essen pürieren und verdünne es
dann mit etwas klarer Suppe, bis es cremig ist, ungefähr wie
Trinkjoghurt. Meine Frau trinkt es dann in kleinen Schlucken und sehr
langsam aus dem Glas. Auch wenn Edith heute nicht mehr sprechen kann,
nimmt sie sehr genau wahr, was sie zum Essen angeboten bekommt, und
sie probiert auch, ob es ihr schmeckt. Deshalb achte ich darauf, dass
Kartoffeln, Gemüse, Fleisch usw. jeweils einzeln püriert werden und
nicht als Einheitsbrei bei uns ankommen. Zum Abschluss bekommt sie
immer etwas Süßes, Pudding oder Grießbrei beispielsweise, das mag sie
besonders. Auch die Süßspeisen muss ich für sie verdünnen, aber
natürlich mit Fruchtsaft statt Suppe. Das richtige Mischungsverhältnis
habe ich im Laufe der Zeit durch Ausprobieren herausgefunden und es
verändert sich immer wieder.

Was bekommt Ihre Frau ansonsten den Tag über zu essen? 

Die Pflegekräfte geben ihr vor allem Joghurt, der gut zu schlucken
ist, und manchmal auch Astronautenkost, wenn sie den Eindruck haben,
dass sie zu wenige Kalorien aufnimmt. Die hochkalorische Nahrung
verschreibt der Hausarzt und ich sorge immer dafür, dass ein Vorrat
davon vorhanden ist.

Welche Maßnahmen sind außerdem zur Unterstützung nötig? 

Eine Logopädin und eine Ergotherapeutin machen regelmäßig
Schlucktraining. Dazu gehört insbesondere die Stimulation des
Schluckreflexes durch eine leichte Massage im Bereich des Kehlkopfes
über vibratorische Stimulation mittels eines Massagegerätes (Novafon
R) sowie manuelle Stimulation in Anlehnung an das Castillo Morales
Konzept. Beim Essen ist eine aufrechte Haltung wichtig, und Ediths
Kopf muss leicht nach vorne geneigt sein. Außerdem achte ich darauf,
dass sie zwischendrin aufstößt und so die Luft aus dem Magen lässt.
Danach isst sie dann besser weiter. Wenn meine Frau sich verschluckt,
machen wir erstmal Pause, damit sie in Ruhe abhusten kann. Es ist
wichtig, dass beim Essen die ganze Zeit jemand bei ihr ist, weil sie
sich jederzeit verschlucken kann. Wenn es mit dem Schlucken an manchen
Tagen nicht so gut klappt, hilft ein Wechsel von kalten und warmen
Speisen, den Schluckreflex anzuregen.

Ganz wichtig ist auch, dass die Umgebung ruhig ist und Edith nicht
durch laute Geräusche oder hin- und herhastende Menschen abgelenkt
wird. Auf eine ruhige Atmosphäre bei den Mahlzeiten wird im Heim zum
Glück viel Wert gelegt.

Ist es nicht eine große Herausforderung, diese Aufgabe jeden Tag zu
übernehmen? 

Manchmal ist es stressig, wenn im Geschäft viel zu tun und die Zeit
knapp ist. Urlaub machen kann ich tatsächlich nicht. Durch die Zeit
mit meiner Frau habe ich aber auch Entschleunigung gelernt. Wenn ich
bei ihr bin, schaue ich nie auf die Uhr. Ab und zu habe ich einen
"freien" Abend, wenn ich zur Angehörigengruppe gehe. Dann übernehmen
die Pflegekräfte ausnahmsweise die Abendmahlzeit. Übrigens haben sich
die Pflegekräfte einiges bei mir abgeschaut und verpflegen inzwischen
auch andere Heimbewohner mit Schluckbeschwerden auf diese Weise.

Zum Glück ist meine Frau in einem sehr guten Pflegeheim, in dem auf
jeden einzelnen Heimbewohner liebevoll und fürsorglich eingegangen
wird. Meine Frau nimmt noch an allen Aktivitäten des Pflegeheims teil.
Trotz des fortgeschrittenen Krankheitsverlaufs hat ihr Leben noch
Lebensqualität, davon sind alle Angehörigen und Pflegekräfte
überzeugt.

Vielen Dank für das Gespräch und alles Gute.

 * 

Lesetipps zu Ernährung und Demenz: 

- Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V. (Hrsg.): DGE-Praxiswissen
Essen und Trinken bei Demenz.

- "Fit im Alter - Gesund essen, besser leben". Bonn 2012. Zentrum für
Qualität in der Pflege (Hrsg.): Essen und Trinken. Praxistipps für den
Pflegealltag. Berlin 2018.

 * 

Quelle:
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Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.
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DEMENZ/437: Ernährung - Kochen für und mit Leib und Seele (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Kochen für und mit Leib und Seele

Ein Verpflegungskonzept für mehr Lebensqualität und Wohlbefinden

von Petra Vollmers-Frevel, Pflegezentrum Haus Monika, Schmallenberg



Lebensqualität fängt mit gutem Essen an! Dieser Herausforderung stellt
sich Chefkoch Alexander Braun und bekocht die 99 Bewohnerinnen und
Bewohner im Pflegezentrum Haus Monika sowie im Haus Seniorenwohnen im
Park - Ein Zuhause für Demenzerkrankte in Bad Fredeburg mit vielen
kreativen Ideen. Er setzt nicht nur auf Biofleisch und ökologische
Produkte aus heimischer Region, sondern bezieht die Bewohnerinnen und
Bewohner auch aktiv die Küchenplanung und den Kochprozess ein.

Am Tisch der gemütlichen Wohnküche sitzen drei Damen mit Kochschürzen
und zupfen Blattspinat. Alexander Braun bringt gerade eine Schüssel
frisches Wasser. Er hat den Überblick: Heute gibt es gebratene
Bachforelle mit glasiertem Blattspinat, Nussbutter und Bratkartoffeln.
Die Forellen hat er am Tag zuvor im hauseigenen Park - gemeinsam mit
zwei Hausbewohnern - frisch geangelt. Als Dessert stehen Quarkschaum
und Bananenmousse mit passierten Brombeeren und frischer Minze auf dem
Plan. Am Nachbartisch wird gerade die Bananenmousse zubereitet. Ein
älterer Herr paniert am Küchenblock stehend die Forelle. "Ich war
schon früher zuständig für die Zubereitung von Fisch oder Fleisch",
schmunzelt er.

Gourmet-Kochaktionen mit dem Chefkoch

Die regelmäßig stattfindenden Kochaktionen werden reihum in den
Hausgemeinschaften der Häuser Monika und Seniorenwohnen im Park
jeweils für sechs bis zehn Personen angeboten. Der gelernte Diätkoch
und Küchenmeister Braun weiß, dass neben dem Genuss besonders die
Geselligkeit beim Kochen nicht zu kurz kommen darf. So bietet er als
Aperitif beispielsweise einen leichten, selbstgemachten
Waldmeister-Prosecco an und ist offen für jede Unterhaltung mit den
Bewohnern.

Eine besondere Herausforderung ist das Kochen in den
Hausgemeinschaften mit Menschen mit Demenz. Viele lieben das
Zubereiten von Essen, da sie es von früher gewohnt sind. Es ist
Bestandteil des Alltagslebens und trägt zum "Daheimgefühl" bei. Die
aktive Beteiligung und das Mitspracherecht stärken das
Selbstwertgefühl. Chefkoch Braun weiß: Der Geruch von Gebratenem
stimuliert die Sinne. So wird Blutwurst in der Pfanne auf einem alten,
mit Holz befeuerten Ofen gebraten. Der Duft lässt einem das Wasser im
Munde zusammenlaufen. Alexander Braun ist Spezialist im Zubereiten von
Gerichten aus Großmutters Zeiten - "Stengelkohl" oder "Westfälischer
Pillekuchen" sind Themen von Kochevents. Hier werden Erinnerungen an
die Kindheit und an alte Rezepte geweckt.

Aber auch aktuelle saisonale kulinarische Ideen werden realisiert: Im
Sommer gab es die Aktion "Kochen mit frischem Bergwiesenheu" und im
Herbst "Kochen rund um die Martinsgans". Höhepunkt jeder Kochaktion
ist die gemeinsame Mahlzeit des selbstzubereiteten Menüs. Komplimente
werden ausgetauscht ebenso wie Rezepte und Verbesserungsvorschläge.

Der Bewohner-Wunschessensplan

Während dieser Aktionen ist auch die Idee zur Erstellung eines
Lieblingsessensplans entstanden. in den Menüplan wird wöchentlich ein
Wunschessen integriert. Die Bewohner bereiten ihr Wunschgericht
gemeinsam mit dem Koch und seinem Team in der jeweiligen
Hausgemeinschaftsküche zu. Auf individuelle Wünsche wird eingegangen,
alle fühlen sich wahrgenommen und bestätigt.

Im hauseigenen Garten wird gemeinsam geerntet

Das Küchenteam verarbeitet Obst und Kräuter aus dem hauseigenen
Garten. Auch hier haben die Bewohner viele Möglichkeiten, bei der
Ernte mitzuhelfen. Für körperlich eingeschränkte Personen sind
Hochbeete angelegt werden.

Eine kreative Küche sorgt mit Projekten für Abwechselung

Auch an Projekten des sozialen Dienstes ist die Küche maßgeblich
beteiligt. So war zum Beispiel das Menü zur "50er-Jahre Woche" ein
kulinarisches Highlight mit Gerichten wie "Falscher Hase" oder "Toast
Hawaii". Beim Projekt "Zuckerbütters und Plundermilch" wurden Gerichte
aus früheren "schlechten" Zeiten nach Rezepten und Erinnerungen der
Hausbewohner mit einfachsten Mitteln erstellt.

Eine öffentliche Ausstellung mit zusammengetragenen Koch- und
Küchenutensilien, Steingut und Porzellan mit Silberbesteck und
gestickten Tischdecken aus damaliger Zeit rundete das Projekt ab.

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 1/19, S. 4
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E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DIABETES/2058: Prävalenz und Risikofaktoren von Sarkopenie bei Patienten mit Typ-1 und Typ-2 (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 31.05.2019

Prävalenz und Risikofaktoren von Sarkopenie bei Patienten mit Typ-1-Diabetes und Typ-2-Diabetes



Die Deutsche Diabetes Gesellschaft hat Professor Christian Herder vom
Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ) mit der Menarini-Projektförderung im
Rahmen des Diabetes Kongresses in Berlin ausgezeichnet. Der
Arbeitsgruppenleiter "Inflammation" am Institut für Klinische Diabetologie
(DDZ) und Wissenschaftler an der Klinik für Endokrinologie und
Diabetologie (Med. Fakultät, Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf)
erhielt die Auszeichnung für sein Projekt "Prävalenz, Determinanten und
Risikofaktoren von Sarkopenie bei Patienten mit kürzlich diagnostiziertem
Typ-1-Diabetes und Typ-2-Diabetes".

Eine Sarkopenie bezeichnet den zunehmenden Abbau von Muskelmasse,
Muskelkraft und Muskelfunktion. Sie tritt nicht nur mit fortschreitendem
Alter, sondern zunehmend auch im Zusammenhang mit Diabetes auf. Ziel des
Projekts von Professor Herder ist, die Zusammenhänge von Sarkopenie und
Diabetes aufzudecken. Denn Muskeln spielen eine zentrale Bedeutung für die
Entstehung des Diabetes, da 80 Prozent der insulinstimulierten
Glukoseaufnahme im Muskelgewebe abläuft. Eine höhere Muskelmasse geht
demzufolge mit einer besseren Insulin-Sensitivität einher und eine
verringerte Muskelmasse ist mit einem höheren Risiko für Typ-2-Diabetes
assoziiert.

"Der Zusammenhang zwischen Muskelmasse und Diabetes interessiert mich sehr
und ich hoffe mit der Menarini-Projektförderung neue Mechanismen zu
identifizieren, die das Fortschreiten der Erkrankung erklären", betont
Professor Christian Herder im Rahmen der Preisverleihung in Berlin. "Mit
diesen Erkenntnissen ließen sich Faktoren in der Folge ausschalten oder
minimieren, um Folgeerkrankungen zu vermeiden". Das Projekt wird anhand
der Deutschen Diabetes-Studie, die von Professor Michael Roden, Vorstand
des DDZ und Direktor der Klinik für Endokrinologie und Diabetologie der
Med. Fakultät und der Universitätsklinik Düsseldorf, geleitet wird,
umgesetzt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ddz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1280

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Diabetes-Zentrum - 31.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





PSYCHOLOGIE/188: Psychische Belastungen unbegleiteter junger Flüchtlinge sind hoch (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 28. Mai 2019

Psychische Belastungen unbegleiteter junger Flüchtlinge sind hoch



fzm, Stuttgart, Mai 2019 - Junge Flüchtlinge, die ohne Begleitung nach
Deutschland kommen, sind psychisch besonders belastet. Einer aktuellen Leipziger
Studie zufolge leiden sie besonders häufig unter Depressionen,
Verhaltensauffälligkeiten und posttraumatischen Belastungsstörungen. Wie die
Studienautoren in der Fachzeitschrift "Psychiatrische Praxis" (Georg Thieme
Verlag, Stuttgart. 2019) berichten, sind hiervon nicht nur unbegleitete
Minderjährige, sondern auch junge volljährige Flüchtlinge im Alter von 18 und 19
Jahren betroffen. Altersentsprechende Unterstützungsangebote werden jedoch nur
in Ausnahmefällen bis 21 Jahre genehmigt. Dies sehen die Experten kritisch.

Pubertät und Adoleszenz stellen für Jugendliche eine Herausforderung dar.
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge müssen diese Entwicklungsaufgabe außerdem
in einem belastenden Umfeld und ohne familiäre Unterstützung bewältigen.
"Traumatische Erfahrungen und ihre ungewisse Zukunft belasten sie zusätzlich",
sagt Dr. rer. med. Susan Sierau von der Abteilung für Medizinische Psychologie
und Medizinische Soziologie der Universität Leipzig. Um zu untersuchen, wie
häufig psychische Auffälligkeiten bei jungen Geflüchteten sind, hat die
Leipziger Diplom-Psychologin gemeinsam mit Kollegen 105 unbegleitete Flüchtlinge
im Alter zwischen 14 und 19 Jahren befragt. Auch deren Betreuer in den
jeweiligen Jugendhilfeeinrichtungen wurden gebeten, Angaben zu
Verhaltensauffälligkeiten, posttraumatischen Belastungsstörungen, Hyperaktivität
oder anderen Auffälligkeiten ihrer Schützlinge zu machen.

Die jungen Flüchtlinge berichteten im Durchschnitt von drei traumatischen
Ereignissen, die sie durchlebt hatten. Mehr als die Hälfte gab an, schon einem
gewalttätigen Angriff ausgesetzt gewesen zu sein, 42 Prozent einem Angriff mit
einer Waffe. Jeweils ein Drittel der Befragten hatte schon Kampfhandlungen,
Feuer oder Explosionen erlebt, jeder Sechste Gefangenschaft oder Geiselnahme.

Diese Erlebnisse blieben nicht ohne Folgen für die Psyche der jungen
Geflüchteten. Knapp 60 Prozent wiesen mäßige bis sehr starke psychische
Auffälligkeiten auf. 42 Prozent berichteten über depressive Symptome, 35 Prozent
gaben an, Verhaltensprobleme zum Beispiel im Umgang mit Gleichaltrigen zu haben
und 32 Prozent berichteten über Symptome einer posttraumatischen
Belastungsstörung. Rund ein Viertel der Befragten litt außerdem an
generalisierter Angst.

Während die Fremdeinschätzung durch die Betreuer mit der Selbsteinschätzung der
Geflüchteten in Bezug auf die posttraumatische Belastung weitgehend
übereinstimmte, zeigten sich bei der Wahrnehmung des Verhaltens deutliche
Unterschiede. "Die Betreuer sahen mehr Probleme in den Bereichen Emotion,
Verhalten und Hyperaktivität als die Geflüchteten selbst", so Studienleiterin
Sierau. Für die Jugendlichen selbst hätten dagegen Probleme mit Gleichaltrigen
im Vordergrund gestanden. Die Expertin vermutet, dass die Jugendlichen auch ihre
Kontakte außerhalb der Wohngruppe bewertet haben, während die Betreuer nur die
Situation innerhalb im Blick hatten.

Wie eine nach Altersgruppen getrennte Analyse ergab, hatten die volljährigen und
die minderjährigen Teilnehmer gleichermaßen mit psychischen Problemen zu
kämpfen. "Der Gesetzgeber behandelt Personen unter 18 Jahren jedoch anders als
junge Erwachsene zwischen 18 und 21 Jahren. Für Letztere ist eine Unterstützung
über das Jugendhilfesystem nur in begründeten Fällen bis 21 Jahre möglich", sagt
Sierau. Angesichts der Ergebnisse scheinen Interventionen jedoch für die gesamte
Gruppe dringend geboten, so die Autoren.

Susan Sierau et al.:

Psychische Belastung bei unbegleiteten jungen Geflüchteten in Jugendhilfeeinrichtungen

Psychiatrische Praxis 2019; 46 (3); S. 135-140

 * 

Quelle:

FZMedNews - 28. Mai 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart

Telefon: 0711-8931-319, Fax: 0711-8931-167

Internet: www.thieme.de/presseservice/fzmednews/
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10211: Kassel - "Junges Podium" mit den Jungstudierenden der Musikakademie, 11.6.2019


Stadt Kassel

"Junges Podium" mit den Jungstudierenden der Musikakademie



Die Jungstudierenden spielen am Dienstag, 11. Juni, ab 19 Uhr im
Konzertsaal der Musikakademie Klavierwerke von Bach, Beethoven,
Mendelssohn, Debussy und anderen. Der Eintritt ist frei.

Hintergrund:

Das Jungstudium richtet sich an hochbegabte junge Musikerinnen und
Musiker aus Kassel und der Region, die sich neben dem Besuch der
allgemeinbildenden Schule auch intensiv auf ein Musikstudium
vorbereiten. Sie absolvieren eine Aufnahmeprüfung, bei der der sich
ihre besondere Begabung und Motivation unter Beweis stellen müssen.
Derzeit zählt die Musikakademie knapp zehn Jungstudierende.

Im vergangenen Jahr wurde das Jungstudium an der Musikakademie durch
die Zentrale Evaluations- und Akkreditierungsagentur Hannover
zertifiziert. Das bedeutet, dass die Gleichwertigkeit mit den Inhalten
der ersten beiden Semester eines Vollstudiums festgestellt wurde. Im
Jungstudium an der Musikakademie können also offiziell Inhalte eines
Vollstudiums vorweggenommen werden, sodass sich der Weg zum erstem
berufsqualifizierenden Studienabschluss, dem Bachelor of Music,
verkürzen kann. In dieser Form ist das Modell des Jungstudiums an der
Musikakademie deutschlandweit einmalig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9086: Aus aller Welt - 04.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sudans Militärrat kündigt Neuwahlen an

Der militärische Übergangsrat im Sudan hat die Vereinbarungen mit der
Protestbewegung für einen politischen Übergang aufgekündigt und will
statt dessen binnen weniger Monate Neuwahlen abhalten. Das gab der
Chef des militärischen Übergangsrats, General Abdelfattah al-Burhan,
laut der Nachrichtenseite "Sudan Tribune" bekannt. Die Ankündigung
erfolgte nach der gewaltsamen Auflösung eines Protestlagers im
Zentrum von Khartum, bei der nach Angaben eines Ärzteverbands am
Montag mehr als 30 Menschen getötet und Hunderte verletzt wurden. Der
Organisator der Massenproteste, das Gewerkschaftsbündnis SPA, sprach
von einem blutigen Massaker an Demonstranten. Die Vorfälle sollen
laut Burhan untersucht werden.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9086: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Offenbacher Polizei stellt sieben Kilogramm Cannabis sicher

Bei einer Fahrzeugkontrolle im hessischen Offenbach entdeckte die
Polizei drei Kilogramm Cannabis in einem Auto. Anschließend
beantragten die Beamten laut Behördenangaben noch einen
Wohnungdurchsuchungsbeschluß beim zuständigen Richter. In der
Unterkunft des Fahrers fanden sie weitere vier Kilogramm der Droge.
Gegen die beiden 25 und 21 Jahre alten mutmaßlichen Drogendealer
wurde ein Strafverfahren eingeleitet.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9083: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gemeinsame Übung von Polizei und Bundeswehr

Einsatzkräfte der Polizei und Soldaten der Bundeswehr haben heute
eine Katastrophen- und Anti-Terror-Übung begonnen. Auf dem
Brandenburger Truppenübungsplatz Lehnin südwestlich von Berlin nehmen
rund 400 Kräfte von Polizei und Bundeswehr aus Berlin, Brandenburg,
Thüringen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern an der
zweitägigen, großangelegten Sicherheitsoperation teil. Trainiert wird
nach Angaben der Deutschen Presse-Agentur unter anderem ein
gemeinsames Vorgehen gegen terroristische Geiselnehmer sowie die
Sicherung eines Regierungsgebäudes. Einsätze der Streitkräfte im
Inland sind umstritten und aus historischen Gründen an strenge
Voraussetzungen geknüpft.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9085: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Wirtschaftsrats-Vorsitzende sieht große Koalition vor dem Aus

Nach Einschätzung der neuen Präsidentin des CDU-Wirtschaftsrats,
Astrid Hamker, wird die große Koalition noch vor Ablauf der
Legislaturperiode zerbrechen. Die SPD sei in einem katastrophalen
Zustand, sagte die frischgewählte Verbandspräsidentin den Zeitungen
der Funke Mediengruppe (Mittwochausgaben). Auch den Kurs ihrer
eigenen Partei kritisierte Hamker scharf. Mit Blick auf die Verluste
bei der Europawahl warnte sie die CDU, sich noch weiter von ihren
Kernthemen, wie die soziale Marktwirtschaft, zu entfernen. Hamker
plädierte zudem dafür, daß Parteichefin Annegret Kramp-Karrenbauer
schnell die Regierungsgeschäfte von Bundeskanzlerin Angela Merkel
übernimmt.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9084: Tragisches und Kurioses - 04.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indiens Hauptstadt droht im Abfall zu ersticken

Neu Delhi hat ein gravierendes Abfallproblem. Die
25-Millionen-Metropole produziert täglich 10.000 Tonnen Müll. Es gibt
aber nur vier Deponien. Die Müllkippe von Ghazipur liegt am östlichen
Stadtrand. Dort werden am Tag rund 2.000 Tonnen Abfall entsorgt. Nach
Angaben der zuständigen Behörden wächst der etwa 29 Hektar bedeckende
Müllberg im Jahr um zehn Meter. Derzeit ist der stinkende und
rauchende Koloß 65 Meter hoch und damit bereits größer als die
Zentralkuppel des berühmten Mausoleums Taj Majahal im nahegelegenen
Agra. Umweltaktivisten und Mediziner warnen vor den verheerenden
gesundheitlichen Auswirkungen durch die immensen
Schadstoffbelastungen in Luft und Boden.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8169: Aus Forschung und Technik - 04.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dragon-Frachter im Pazifik gewassert

Sechs Stunden nach dem Abkoppeln von der Internationalen Raumstation
ISS ist das Frachtraumschiff Dragon am späten Montagabend rund 320
Kilometer südwestlich von Long Beach (Kalifornien) im Pazifik
gewassert. An Bord der Kapsel befinden sich laut NASA-Angaben knapp
zwei Tonnen Stationsmüll und diverse wissenschaftliche Experimente,
darunter das Proteinwachstumsexperiment Biophysics-6, das reinere
Arzneimittel für die Krebsbehandlung und den Strahlenschutz
herstellen konnte. Das Transportschiff des privaten
US-Raumfahrtunternehmens SpaceX war am 4. Mai an der
Spitze einer Falcon-9-Trägerrakete vom Startkomplex Cape Canaveral
(Florida) zur ISS aufgebrochen. Die nächste Versorgungsmission zur
Raumstation ist für den 8. Juli geplant.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8182: Aus aller Welt - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Peking gibt Reisewarnung für die USA heraus

Die Regierung Chinas ermahnt Unternehmen und Bürger der Volksrepublik
im Zusammenhang mit Aufenthalten in den USA zu besonderer Vorsicht.
Demnach laufen chinesische Touristen in den Vereinigten Staaten
Gefahr, Opfer von Waffengewalt, Raub und anderem zu werden. Außerdem
ist mit Schikanen der US-Behörden zu rechnen. Von der Reisewarnung
berichteten chinesische Staatsmedien. Anfang der Woche hat das
Bildungsministerium in Peking von Problemen mit der Visumsvergabe für
chinesische Studenten in den USA berichtet. Demnach stieg die Quote
verzögerter oder abgelehnter Visumsbescheide für Studierende zwischen
Januar und März von rund drei auf 13,5 Prozent. Zur Zeit sind rund
360.000 chinesische Studenten und Studentinnen an Universitäten der
USA eingeschrieben.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8141: Medizin und Gesundheitswesen - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Höheres Infektionsrisiko nach Darmspiegelungen als gedacht

Spiegelungen des Magen-Darm-Traktes stellen eine von vielen Ärzten
bevorzugte Methode in der Krebsvorsorge dar. Ihre Aussagekraft ist
hoch und das Infektionsrisiko wird als gering eingestuft. Zumindest
zweiteres scheint ein Irrtum zu sein. Im Anschluß an Spiegelungen
soll es im Magen-Darm-Trakt häufiger zu schweren Infektionen
gekommen sein als bislang angenommen. Das hat eine Analyse von
Versichertendaten aus sechs US-Staaten durch Susan Hutfless von Johns
Hopkins Medicine in Baltimore und Mitarbeiter gezeigt.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8170: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Krebskranker Australier klagt gegen Monsanto

Der 54jährige Michael Ogalirolo, ein Gärtner aus Melbourne, klagt
beim Obersten Gerichtshof des australischen Bundesstaats Victoria
gegen die Bayer-Tochtergesellschaft Monsanto auf Schadenersatz wegen
des bei ihm diagnostizierten Lymphdrüsenkrebses
(Non-Hodgkin-Lymphom). Das teilte seine Kanzlei Carbone Lawyers der
Tageszeitung Sydney Morning Herald zufolge am Dienstag mit. Ihr
Mandant hatte im Zeitraum von 18 Jahren als selbständiger
Landschaftsgärtner das glyphosathaltige Herbizid Roundup eingesetzt
und führt seine Erkrankung darauf zurück. Der Vorwurf an Monsanto
lautet, nicht vor einer Gefährlichkeit der Anwendung von Roundup
gewarnt zu haben. Mit diesem Argument klagen auch Tausende von
Bürgern in den USA gegen den ehemaligen US-Konzern. Im Mai wurde
Bayer zur Zahlung von mehr als zwei Milliarden Dollar an ein
krebskrankes Ehepaar verurteilt. In zwei anderen Fällen belief sich
die geforderte Schadenersatzzahlung auf insgesamt fast 160 Millionen
Dollar. Bayer hat gegen die Urteile Berufung eingelegt und verweist
auf mehrere Zulassungsbehörden weltweit sowie umfangreiche
wissenschaftliche Erkenntnisse über glyphosathaltige Herbizide,
welche den Schluß zulassen, daß Roundup kein Non-Hodgkin-Lymphom
verursacht. Eine Klageschrift aus Australien lag in Leverkusen
zunächst nicht vor.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8093: Sprache, Kunst und Medium - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Filmakademie gibt Nominierte für Ehren-Oscars bekannt

Wie Akademie-Leiter John Bailey in Los Angeles bekanntgab, sollen die
sogenannten Govenor Awards - die Ehren-Oscars - in diesem Jahr an den
britischen Filmregisseur David Lynch (73), seine italienische Kollegin
Lina Wertmüller (90), den US-Schauspieler indianischer Herkunft, Wes
Studi (71), und die 63jährige Schauspielerin Geena Davis gehen.

Gewürdigt werden alljährlich Persönlichkeiten, die sich besondere
Verdienste in der Filmbranche und darüber hinaus erworben haben.

Die Verleihung soll am 27. Oktober im Rahmen einer Gala gefeiert
werden.

4. Juni 2019
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MILITÄR/8160: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Experten warnen vor Gefahr für die nukleare Weltordnung

In dem am Dienstag in Berlin veröffentlichten Friedensgutachten 2019
wird vor einer Blockade der Abrüstungsbestrebungen der Supermächte
gewarnt. Bestehende Rüstungskontrollverträge würden gekündigt oder
liefen in Kürze aus. Regionale Nuklearkrisen drohten zu eskalieren,
heißt es in der Expertise. Die Bundesregierung wird aufgefordert,
sich verstärkt gegen ein nukleares Wettrüsten einzusetzen. Dazu
sollte sie sich neue strategische Partner für ihre Friedenspolitik
suchen und eine Erosion der Beziehungen von NATO und Rußland
verhindern. Außerdem müssen die Rüstungsexportkontrollen verstärkt
werden. Das Friedensgutachten wurde vom Bonn International Center for
Conversion, dem Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und
Konfliktforschung, dem Institut für Friedensforschung und
Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg und dem Institut für
Entwicklung und Frieden verfaßt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8174: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Wagenknecht bleibt Fraktionsvorsitzende Der Linken bis zum Herbst

Die Fraktionsvorsitzende Der Linken im Bundestag, Sahra Wagenknecht,
wird auf Bitten ihres Co-Vorsitzenden Dietmar Bartsch ihren Posten
bis zum Herbst behalten. Ursprünglich hatte sie den Fraktionsvorsitz
unter anderem aus gesundheitlichen Gründen eventuell vor der
parlamentarischen Sommerpause aufgeben wollen. Mit dem Aufschub für
die Neubesetzung des Fraktionsvorsitzes bis nach den Landtagswahlen
in Brandenburg, Sachsen und Thüringen reagiert der Vorstand auf den
Rücktritt der SPD-Partei- und -Fraktionsvorsitzenden Andrea Nahles.
Möglicherweise bedeutet dieser das Ende der Großen Koalition in
Berlin und Neuwahlen. Bartsch sagte am Montag im ZDF-Morgenmagazin,
zur Zeit könne man nicht ernsthaft in Der Linken chaotische
Verhältnisse produzieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8143: Tragisches und Kurioses - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Hoher Preis für ein Selfie - tödlicher Sturz

Am südlichen Lake Tahoe in Kalifornien hat eine junge Frau bei einem
Selbstportrait am spektakulären Wasserfall Eagle Falls den Halt
verloren und ist rund 45 Meter in die Tiefe gestürzt.

Augenzeugen berichteten davon, saß sie sich zu nah an den Rand des
Aussichtspunkts getraut habe und abgerutscht sei. Herbeigerufene
Sanitäter hätten nur noch den Tod der Touristin feststellen können.

Offenbar wollte die Frau ein Bild von sich mit dem See im Hintergrund
von ihrem Ausflug mitbringen.

Die Aufsichtsbehörde mahnt die Besucher immer wieder, beim
Fotografieren keine Risiken einzugehen.

4. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8171: Arbeit, Soziales und Familie - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Gleichberechtigungskonferenz Women Deliver in Vancouver

Am Montag hat im kanadischen Vancouver die viertägige "Women Deliver
2019 Conference" begonnen. An der weltweit größten Konferenz zur
Gleichberechtigung von Frauen und Männer nehmen rund 8000 Delegierte
aus 165 Ländern teil. Hauptthemen des Treffens sind Gesundheit,
Rechte und Wohlergehen von Mädchen und Frauen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8152: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Jäger wollen niedrigeren Schutzstatus für Biber

Es ist noch gar nicht so lange her, da galten Biber in Deutschland
nahezu als ausgerottet. Doch inzwischen geht es ihnen so gut, daß sie
in vielen Regionen auf dem Vormarsch sind. So sollen die Nager im
Saarland bereits in gut einem Drittel der Reviere (35 Prozent)
gesichtet worden sein, gefolgt von Sachsen-Anhalt (33 Prozent),
Mecklenburg-Vorpommern (22 Prozent) und Baden-Württemberg (21
Prozent). Das ruft die Jäger auf den Plan. So fordert mit Volker
Böhning der Vizepräsident des Deutschen Jagdverbandes (DJV), daß man
auf die positive Bestandsentwicklung der Biber reagieren und daher
ihren Schutzstatus senken müsse.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8159: Märkte und Finanzen - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Teslas Umsatz mit Emissionszertifikaten

Der kalifornische Autobauer Tesla könnte Fahrzeuge mit
Verbrennungsmotor herstellen, tut es aber nicht. Weil er nur
Elektroautos im Angebot hat, bekommt er von dem US-Bundesstaat sowie
anderen Staaten Punkte, die er für viel Geld weiterverkaufen kann.
Das nutzen offenbar Unternehmen wie General Motors und Fiat Chrysler,
in deren Fahrzeugflotte klimaschädliche Benziner und Diesel
dominieren. Der Finanzdienst Bloomberg berichtet unter Berufung auf
Dokumente, die bereits in diesem Jahr im US-Bundesstaat
Delaware eingereicht wurden, die beiden Konzerne hätten von Tesla
sogenannte "Zero Emission Vehicle Credits" in großem Umfang erworben.
Damit bereiten sich GM und Fiat Chrysler möglicherweise auf einen
Führungswechsel in Washington und unter der Ägide der Demokraten
verschärfte Umweltauflagen vor. Tesla hat dem Bericht zufolge seit
2010 fast zwei Milliarden Dollar mit dem Verkauf von
Emissionszertifikaten umgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8175: Aus Forschung und Technik - 04.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Europa womöglich Wiege der Menschheit

Mal soll der Urahn des Menschen aus Peking stammen, dann wieder aus
Australien oder Afrika. Und jetzt scheint seine Wiege in Europa zu
stehen. Ein Forscherteam um Madelaine Böhme vom Senckenberg Centre
for Human Evolution and Paleoenvironment (HEP) in Tübingen will
Hinweise dafür gefunden haben, daß sich die ersten Vormenschen auf
dem alten Kontinent entwickelt haben. Die Paläontologen hatten zwei
Funde des Hominiden Graecopithecus freybergi analysiert und große
Übereinstimmungen mit dem modernen Menschen gefunden. Bei den
Fossilien handelt es sich um Funde aus Griechenland (Unterkiefer) und
Bulgarien (Zahn). Sollten weitere Funde den Ursprung der Menschheit in
Europa bestätigen, wäre das eine wissenschaftliche Sensation.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1641: Väter verhelfen zu grösseren Gehirnen (idw)


Universität Zürich - 03.06.2019

Väter verhelfen zu grösseren Gehirnen



Säugetierarten sind umso intelligenter, je grösser ihr Gehirn ist. Ein
grosses Hirn auszubilden, benötigt aber sehr viel Energie. Um ihre Jungen
zu versorgen, sind Weibchen vieler grosshirniger Tierarten daher auf die
Hilfe anderer Gruppenmitglieder angewiesen. Forschende der Universität
Zürich zeigen nun, dass speziell jene Tierarten grössere Gehirne
entwickeln, bei denen die Väter die Mütter unterstützen. Denn nur sie
helfen zuverlässig.




[image: Bild: © Judith Burkart]

Bei Krallenaffen, wie diesen Weissbüscheläffchen, werden in der Regel
zwei Jungtiere geboren. Der Vater und die anderen Gruppenmitglieder
unterstützen das Weibchen bei der Aufzucht.

Bild: © Judith Burkart



Je grösser das Gehirn im Verhältnis zur Körpergrösse ist, desto
intelligenter ist ein Lebewesen. Säugetierarten mit grossen Gehirnen sind
somit klüger als solche mit kleinen. Ein grosses Hirn auszubilden, hat
aber seinen Preis: So verbraucht ein Säugling rund zwei Drittel seiner
Energie ausschliesslich zur Versorgung des Hirns. Diese grosse
Energiemenge muss in Form von Milch und später via Nahrung permanent zur
Verfügung stehen. Allein können die Weibchen von vielen grosshirnigen
Tierarten die Energiekosten für die Aufzucht der Jungen nicht bewältigen -
sie sind auf zusätzliche Hilfe angewiesen.

Väter helfen zuverlässig

Bisher ging man davon aus, dass es nebensächlich ist, ob der Vater oder
andere Gruppenmitglieder die Mutter bei der Versorgung des Nachwuchses
unterstützen. Dass es sehr wohl eine Rolle spielt, wer der Mutter hilft,
zeigen nun erstmals Sandra Heldstab und ihre Kollegen Karin Isler, Judith
Burkart und Carel van Schaik vom Anthropologischen Institut der
Universität Zürich. Insbesondere Tierarten mit väterlicher Jungenfürsorge
können sich ein grösseres Hirn leisten. Die Hilfe anderer
Gruppenmitglieder ist viel weniger wichtig für die Evolution eines grossen
Gehirns. In ihrer Studie haben die Forschenden die Hirngrössen sowie den
Umfang und die Häufigkeit der väterlichen Hilfe und jener anderer
Gruppenmitglieder von rund 480 Säugetierarten miteinander verglichen.

«Väter helfen bei der Jungenaufzucht konstant und zuverlässig, während die
Unterstützung von anderen Gruppenmitgliedern wie etwa älteren Geschwistern
viel weniger verlässlich ist», erklärt Evolutionsbiologin Heldstab.
Beispielsweise bei Wildhunden und Wölfen - zwei Säugetierarten mit grossen
Gehirnen - helfen die älteren Geschwister häufig weniger und schauen
zuerst für sich selber, wenn die Nahrung knapp wird. Teilweise stehlen sie
sogar die Beute, die das Elternpaar dem Nachwuchs bringt. Der Vater
hingegen steigert sogar noch seine Hilfsbereitschaft gegenüber den Jungen,
wenn sich die Umweltbedingungen verschlechtern.

Grössere Gehirne oder mehr Jungtiere

Bei anderen Arten wie etwa Erdmännchen und Präriewühlmäusen wandern die
älteren Geschwister oft in eine andere Gruppe ab, sobald sie
geschlechtsreif werden, und stehen - im Gegensatz zum Vater - der Mutter
als Helfer nicht mehr zur Verfügung. Zudem ist die Qualität der
väterlichen Hilfe meist besser als jene von anderen Gruppenmitgliedern,
die oft jung und unerfahren sind. «Ein Weibchen kann sich Nachwuchs mit
grossen Hirnen nur leisten, wenn es sich auf die Hilfe verlassen kann. Und
das ist nur beim Vater der Fall», sagt Heldstab.




[image: Bild: © Sandra Heldstab]

Löwenmännchen unterstützen die Weibchen kaum bei der Jungenaufzucht,
verteidigen aber das Revier der Weibchen mit ihren Jungtieren.

Bild: © Sandra Heldstab



Ist die Unterstützung, die das Weibchen für die Aufzucht der Jungen
bekommt, unbeständig, schlägt die Evolution einen alternativen Weg ein.
Bei diesen Säugetierarten - z.B. bei Löwen oder roten Varis - gebären die
Mütter nicht wenige Jungtiere mit grossen, sondern viele mit kleinen
Gehirnen. Gibt es viel Hilfe bei der Jungenfürsorge, überlebt der gesamte
Nachwuchs. Erfährt das Weibchen wenig Unterstützung, sterben ein paar der
Jungtiere. So stellt die Evolution sicher, dass auch bei wenig Hilfe ein
Teil der Jungtiere überlebt, und das Weibchen nicht unnötig Energie in ein
Junges mit grossem Hirn steckt, das bei unzuverlässigen Helfern stirbt.
Die Studie zeigt einmal mehr, dass nur eine stabile und zuverlässige
Energieversorgung - etwa durch väterliche Hilfe - im Verlauf der Evolution
ein grosses Hirn ermöglicht.

Menschen sind die Ausnahme

Menschen sind in dieser Hinsicht einzigartig: Nicht nur die väterliche
Unterstützung, sondern auch die Hilfe von anderen Verwandten und nicht
Verwandten ist bei der Kinderbetreuung sehr zuverlässig. Dieser Umstand
erlaubte es dem Menschen, das im Verhältnis zur Körpergrösse grösste
Gehirn im gesamten Tierreich zu entwickeln und dennoch die Zeitspanne
zwischen Geburten im Vergleich mit unseren nächsten Verwandten, den
Menschenaffen, massiv zu verkürzen. «Bei Säugetieren ist nur auf die Hilfe
der Väter Verlass. Wir Menschen können uns glücklicherweise auch auf die
Hilfe anderer verlassen», sagt Sandra Heldstab.


Originalpublikation:

Sandra A. Heldstab, Karin Isler, Judith M. Burkart, Carel P. van Schaik.

Allomaternal care, brains and fertility in mammals: who cares matters.

Behavioural Ecology and Sociobiology. May 30, 2019.

DOI: https://link.springer.com/article/10.1007/s00265-019-2684-x

Weitere Informationen unter:

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Jungenaufzucht.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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FORSCHUNG/487: Das Rätsel der sich mischenden Wolkentröpfchen (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 03.06.2019

Das Rätsel der sich mischenden Wolkentröpfchen



Leipzig. Einen wichtigen Beitrag, Wolken künftig in Klimamodellen genauer
zu berücksichtigen, will ein Projekt leisten, das jetzt am Leibniz-Institut
für Troposphärenforschung (TROPOS) gestartet ist. Die
Meteorologin Dr. Wiebke Frey wird dazu in den kommenden zwei Jahren
atmosphärische Wolken im Windkanal des TROPOS-Wolkenlabors nachstellen und
modellieren, um Mischprozesse in Wolken zu untersuchen. Gefördert werden
die Arbeiten der Wissenschaftlerin, die zuvor an der Universität
Manchester in Großbritannien tätig war, mit einem Individual Fellowship im
Rahmen des Marie Skłodowska-Curie-Förderprogramms (MSCA).

Damit unterstützt die EU die Karriereentwicklung von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern. Es ist das erste MSCA-Fellowship dieser Art, das an
das TROPOS geht.

Wolken und deren Wechselwirkungen mit dem Klima bleiben eine der größten
Herausforderungen bei der Vorhersage des zukünftigen Klimas. Klimamodelle
sind aufgrund ihrer groben Auflösung nicht in der Lage, viele kleinräumige
Prozesse in den Wolken zu berücksichtigen. Diese Prozesse werden deshalb
durch statistische Formulierungen - so genannte Parametrisierungen -
dargestellt, die von Natur aus mit Unsicherheiten behaftet sind. Dies gilt
besonders, wenn die zugrunde liegenden Prozesse bisher wenig oder
unvollständig verstanden sind. Einer der wichtigsten dieser kleinräumigen
Prozesse ist die turbulente Vermischung von bewölkter und wolkenfreier
Luft, das Entrainment. Da Wolken sehr dynamische Gebilde sind und einen
wichtigen Beitrag zur Strahlungsbilanz der Erde leisten, ist ein besseres
Verständnis eben dieser Mischprozesse nötig.

Mehr über die Mischungsprozesse am Rande von Wolken will jetzt ein neues
Projekt am TROPOS herausfinden. Diese Prozesse verändern die Eigenschaften
von Wolkenpartikeln, wie z.B. deren Anzahl und Größen in der Wolke. Dies
wiederum beeinflusst die Strahlungseigenschaften der Wolke.
Mischungsprozesse an den Rändern der Wolke haben außerdem Auswirkungen auf
die Lebensdauer der Wolke. Die Mischungsprozesse und ihre Abbildung in den
numerischen Modellen sind für einen Großteil der starken Unterschiede bei
den Abschätzungen zur zukünftigen Klimaentwicklung mitverantwortlich.
"Bislang gibt es keine zuverlässige mathematische Formulierung, die es
erlaubt, diese Mischprozesse in Form von physikalischen Wolken- und
Umgebungsgrößen zu verstehen und zu beschreiben. Das Modell des
Europäischen Zentrums für mittelfristige Wettervorhersage (ECMWF)
beispielsweise verwendet eine Mischungsrate, die mit steigender relativer
Luftfeuchtigkeit sinkt, während ein anderes weit verbreitetes Schema (von
Kain und Fritsch) das Gegenteil tut. Dies zeigt, dass dieser
Mischungsprozess selbst noch nicht gut verstanden wird. Mein Projekt steht
deshalb unter dem Titel: 'Solving The Entrainment Puzzle' ('Das Rätsel des
Entrainments lösen')", erklärt Dr. Wiebke Frey.

Frey will dazu im Windkanal des TROPOS-Wolkenlabors, die atmosphärischen
Bedingungen wie sie in Freilandmessungen an realen Wolken beobachtet
wurden, nachstellen und dann gezielt spezielle Parameter variieren. Die
Daten stammen von der Messkampagne "Azores stratoCumulus measurements Of
Radiation, turbulEnce and aeroSols" (ACORES). Im Rahmen dieser Kampagne
hatte im Juli 2017 ein internationales Forscherteam unter Leitung des
TROPOS Wolken, u.a. unter Verwendung der Hubschrauber getragenen
Messplattform (ACTOS), um die Inselgruppe der Azoren im Nordatlantik
untersucht. Die Arbeiten im Windkanal und begleitende hochaufgelöste
Simulationen (Direkte Numerische Simulationen mit Auflösungen im
Millimeter-Bereich) sollen helfen, eine genaue physikalische Beschreibung
für das Entrainment zu erhalten. Diese will Wiebke Frey im folgenden Schritt
in gröberen Simulationen, so genannten Large Eddy Simulations (LES mit
Auflösung im 10-Meter-Bereich), einbauen. Dann wird überprüft, wie gut
Modell und Realität übereinstimmen. Dafür wird das Atmosphärenmodell
ICON-LEM genutzt, das vom Deutschen Wetterdienst zusammen mit dem
Max-Planck-Institut für Meteorologie entwickelt wurde. Dabei arbeitet die
Neu-Leipzigerin mit den renommierten Wolkenmodellierern Prof. Johannes Quaas
von der Universität Leipzig und Prof. Bjorn Stevens vom
Max-Planck-Institut für Meteorologie in Hamburg zusammen.

"Wir freuen uns sehr, dass Frau Frey unsere Gruppe verstärkt und sich
einem schwierigen, aber spannendem Thema widmet. Mit unserem einzigartigen
Windkanal LACIS-T wird es erstmals möglich, die physikalischen Parameter
zu untersuchen, die diese Mischungsprozesse in Wolken steuern. Vermutlich
spielt der Unterschied der Luftgeschwindigkeit innerhalb und außerhalb der
Wolke eine große Rolle dabei, den wir bei LACIS-T sehr genau einstellen
können. Diese Genauigkeit hat uns die Konstruktion der Anlage nicht gerade
leicht gemacht. Wir sind daher sehr gespannt auf die Ergebnisse, die in
etwa zwei Jahren vorliegen werden", betont Dr. Frank Stratmann, Leiter der
Arbeitsgruppe Wolken am TROPOS.

Dr. Wiebke Frey hat Meteorologie an der Leibniz-Universität Hannover
studiert und an der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz zu
Flugzeugmessungen von Eispartikeln in der tropischen Tropospausenregion
promoviert. Im Anschluss arbeitete sie am Max-Planck-Institut für Chemie
in Mainz, der Universität Melbourne in Australien und der Universität
Manchester in Großbritannien. Ihre Studien in Leipzig werden von der
Europäischen Union im Rahmen der Marie Skłodowska-Curie Actions (MSCA)
gefördert. Das Programm ist Teil des europäischen Rahmenprogramms für
Forschung und Innovation ("Horizon 2020"). Es wurde von der EU im
Programmteil "Exzellente Wissenschaft" angesiedelt und mit einem Budget
über sechs Milliarden Euro über die gesamte Laufzeit von "Horizon 2020"
(2014 bis 2020) ausgestattet. Das Programms hat zum Ziel, Forschung und
Technologie in Europa zu stärken sowie die Karriere hin zu innovativen
Forschenden zu fördern. Für eine persönliche Förderung ("Individual
Fellowship"/IF) können sich Forschende mit einem Doktortitel oder
mindesten vier Jahren Vollzeit-Forschungserfahrung nach dem
Universitätsabschluss bewerben. Die Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen
dienen vor allem dem Austausch: Forschende werden dazu gefördert, in dem
sie in einem anderen Land ihre Kompetenzen erweitern oder vertiefen und
ihr Wissen mit der Gasteinrichtung teilen. Tilo Arnhold



Das Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS) ist Mitglied der
Leibniz-Gemeinschaft, die 95 selbständige Forschungseinrichtungen
verbindet. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-, Ingenieur- und
Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und Sozialwissenschaften
bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute widmen sich
gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen -
u.a. in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 20.000 Personen,
darunter 10.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

http://www.leibniz-gemeinschaft.de


Links:

Solving The Entrainment Puzzle (STEP) project @ Twitter:

https://twitter.com/@STEP_msca

Arbeitsgruppe Wolken am TROPOS:

https://www.tropos.de/institut/abteilungen/experimentelle-aerosol-und-wolkenmikrophysik/ag-wolken/

Messkampagne "Azores stratoCumulus measurements Of Radiation, turbulEnce
and aeroSols" (ACORES) 2017:

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/wolken-ueber-der-wetterkueche-die-azoren-im-fokus-eines-internationalen/

Weltweit einzigartiger Windkanal im Leipziger Wolkenlabor hat Betrieb
aufgenommen (2017):

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/weltweit-einzigartiger-windkanal-im-leipziger-wolkenlabor-hat-betrieb/

https://www.tropos.de/entdecken/fotogalerien/einweihung-lacis-t/

https://www.tropos.de/forschung/grossprojekte-infrastruktur-technologie/technologie-am-tropos/aerosolversuchsanlagen/lacis-t/

Marie Skłodowska-Curie Actions (MSCA):

https://www.kowi.de/kowi/marie-s-curie/marie-sk%C5%82odowska-curie-actions-msca.aspx

https://www.kowi.de/kowi/marie-s-curie/individualfoerderung/individual-fellowships.aspx

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V., 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1604: Mit Licht kontrollierte neuartige Supraleiter könnten zukünftige Quantencomputer ermöglichen (idw)


Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie - 03.06.2019

Mit Licht kontrollierte neuartige Supraleiter könnten zukünftige
Quantencomputer ermöglichen



Eine der zentralen Herausforderungen der Physik ist die Kontrolle der
Quanteneigenschaften von Materialien. Gleichzeitig liegt darin der
Schlüssel, um die Quantenphysik für Anwendungen zu nutzen, wie etwa
skalierbare Quantencomputer.




[image: Abbildung: © Martin Claassen / Nature Physics]

Umschalten eines zweikomponentigen chiralen Ordnungsparameters auf
einer Bloch-Kugel

Abbildung: © Martin Claassen / Nature Physics



Ein aktuelles Forschungsfeld im Bereich der Kontrolle von
Quantenmaterialien besteht in der Nutzung von starker elektromagnetischer
Strahlung, mit der Materialien aus ihrem normalen Gleichgewicht getrieben
werden. Diese Manipulation führt zum Auftreten neuer Materialzustände mit
nützlichen und kontrollierbaren Eigenschaften.

Jetzt hat ein Team aus Wissenschaftlern in den USA und Deutschland
gezeigt, dass gezielt eingesetzte Laserpulse zur Kontrolle der Chiralität
in topologischen Supraleitern genutzt werden können. Ihre Arbeit wurde
gerade in Nature Physics veröffentlicht.

Supraleiter sind Materialien, die elektrischen Strom ohne Reibungsverluste
leiten können. Derzeit passiert dies nur unter bestimmten Umständen,
beispielsweise bei sehr tiefen Temperaturen. Chirale topologische
Supraleiter sind eine spezielle Klasse von Supraleitern, in der ein schwer
aufzufindendes Teilchen - ein Majorana-Fermion - auftaucht. Dieses kann
für Quanten-Bits genutzt werden, um fehlerresistente Rechnungen
durchzuführen. Allerdings sind die Kontrolle und Manipulation von chiralen
Supraleitern schwierige Aufgaben.

Im Wesentlichen beruht die chirale topologische Natur dieser Materialien
auf den Rotations- und Spiegel-Symmetrien des Kristallgitters, die
wiederum eine subtile Balance zwischen konkurrierenden supraleitenden
Zuständen aufrechterhalten.

Die Forscher am Center for Computational Quantum Physics (CCQ) am New
Yorker Flatiron Institut (USA), an der Freien Universität Berlin und am
Hamburger Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie (beide
in Deutschland) haben herausgefunden, dass ein schwacher Lichtpuls diese
Balance stören und eine dramatische Veränderung der elektronischen Ordnung
erzeugen kann. Dies geschieht, weil der Puls durch die Wahl der
Lichtpolarisation gezielt die unterliegenden Symmetrien bricht.

Insbesondere zeigte das Forscherteam, dass eine bestimmte Abfolge von
Lichtpulsen gezielt die Chiralität ("Händigkeit") einer chiralen
supraleitenden Region auf einer sehr schnellen Zeitskala umdrehen kann,
nämlich innerhalb weniger Pikosekunden. Eine Pikosekunde ist eine
Billionstel (0,000 000 000 001) Sekunde. Diese Händigkeit ist eine
intrinsische topologische Eigenschaft solcher Materialien und bestimmt die
Laufrichtung (im oder gegen den Uhrzeigersinn) von Majorana-Fermionen, die
am Rand des Materials auftauchen.

Eine spannende Folge dieser Arbeit ist die Möglichkeit, rein optisch
topologisch geschützte Quantenschaltkreise zu "programmieren". Mit diesen
Schaltkreisen könnten Rechnungen mit den Ladungszuständen einzelner
Elektronen gemacht werden, die in diese Majorana-Randzustände gebracht
werden. Außerdem ist der zugrunde liegende Mechanismus robust und beruht
ausschließlich auf Symmetrien und nicht etwa auf Materialdetails. Er
könnte direkt auf jedes Material angewandt werden, das mehrkomponentige
Ordnungsparameter aufweist.

Die Wissenschaftler sagen voraus, dass topologische Supraleitung in
zeitaufgelösten Anregungs-und-Abfrage- ("Pump-Probe") Experimenten
nachgewiesen werden kann, indem ein erster Laserpuls die Chiralität der
Supraleitung umschaltet und ein zweiter Laserpuls diese Veränderung nach
einer kurzen Wartezeit "ausliest".

Dies etabliert Pump-Probe-Experimente als ein neues experimentelles
Werkzeug, um die vermutete, aber bislang nicht einwandfrei bestätigte
chirale topologische Natur der Supraleitung in einer Reihe von Materialien
zu belegen, etwa in Sr2RuO4, Doppellagen-Graphen mit leichter Rotation der
beiden Ebenen ("twisted bilayer graphene"), SrPtAs, oder UPt3.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41567-019-0532-6

Weitere Informationen unter:

http://www.mpsd.mpg.de/534166/2019-05-majorana-claassen-sentef

http://www.nature.com/articles/s41567-019-0540-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1902
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie, 03.06.2019
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ENERGIE/1634: Preiswerte Energiespeicher für das Elektroauto von morgen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.06.2019

Preiswerte Energiespeicher für das Elektroauto von morgen



Um Batterien künftig preisgünstiger und umweltschonender herstellen zu
können, haben Forscherinnen und Forscher am Fraunhofer-Institut für
Werkstoff- und Strahltechnik IWS in Dresden ein neues Produktionsverfahren
entwickelt. Dabei beschichten sie die Elektroden der Energiespeicherzellen
mit einem trockenen Film statt mit flüssigen Chemikalien. Das spart
Energiekosten und macht giftige Lösungsmittel in diesem Prozessschritt
überflüssig. Ein finnisches Unternehmen erprobt die neue
Fraunhofer-Technologie bereits erfolgreich in der Praxis.

Bessere und kostengünstigere Produktionsmethoden für Energiespeicher sind
gerade auch in Deutschland zunehmend gefragt: Alle großen
Automobilhersteller haben ehrgeizige Elektrofahrzeugprogramme aufgelegt,
die für eine stark steigende Batterienachfrage sorgen werden. Bisher
kaufen die deutschen Unternehmen die Zellen dafür in Asien ein. Das hat
vor allem zwei Gründe: Asiatische Technologiekonzerne verfügen über
jahrzehntelange Erfahrungen in der Massenproduktion von Batteriezellen und
in diesen Prozessen wird viel Energie verbraucht. Das macht die Fertigung
an Standorten mit hohen Strompreisen wie Deutschland kostenintensiv.

Keine giftigen Lösungsmittel mehr - Stromkosten sinken

Eben dies wollen die sächsischen Fraunhofer-Ingenieurinnen und Ingenieure
ändern: »Unser Transferverfahren zur Trockenbeschichtung zielt darauf ab,
die Prozesskosten in der Elektrodenbeschichtung spürbar zu reduzieren«,
betont Dr. Benjamin Schumm, Projektleiter am Fraunhofer IWS. »Die
Hersteller können dadurch auf giftige und teure Lösungsmittel verzichten
und Energiekosten bei der Trocknung sparen. Außerdem lassen sich mit
unserer Technologie auch Elektrodenmaterialien verwenden, die sich
nasschemisch kaum oder gar nicht verarbeiten lassen.« Eben diese
Werkstoffe werden aber für künftige Batterien mit höherer Energiedichte
benötigt. »Wir denken aus all diesen Gründen, dass unsere Technologie
dabei helfen kann, eine international wettbewerbsfähige
Batteriezellproduktion in Deutschland und Europa möglich zu machen.«

Pilotanlage erfolgreich in Finnland gestartet

Dieses Potenzial sehen auch die skandinavischen Partner der
Fraunhofer-Forscherinnen und -Forscher: Das finnische Batterieunternehmen
»BroadBit Batteries« hat in seiner Fabrik in Espoo gemeinsam mit dem
Fraunhofer IWS eine Pilotanlage in Betrieb genommen, die Elektroden im
Trockenfilmverfahren beschichtet statt mit feuchten Pasten, wie bisher in
der Industrie üblich. Die Finnen stellen damit neuartige
Natrium-Ionen-Batterien her. »Die Nachfrage für unsere Technologie ist groß,
auch in Deutschland«, berichtet Benjamin Schumm. Im Labormaßstab kann das
Fraunhofer IWS Elektrodenfolien kontinuierlich mit mehreren Metern pro
Minute beschichten und somit das Potenzial für die Aufskalierung in den
Produktionsmaßstab demonstrieren.

Grenzen der klassischen Nasschemie

Bisher beschichten Zellproduzenten ihre Batterieelektroden meist in einem
aufwändigen nasschemischen Verfahren. Zunächst mischen sie die
Aktivmaterialien, die später die gespeicherte Energie freisetzen sollen,
mit speziellen Zusatzstoffen zu einer Paste. Dabei setzen sie organische
Lösungsmittel zu, die teuer und meist giftig sind. Um die Fabrikarbeiter
und die Umwelt zu schützen, sind hier aufwändige Vorkehrungen für
Arbeitsschutz und Wiederaufbereitung notwendig. Ist die Paste auf dünne
Metallfolien aufgestrichen, beginnt ein weiterer teurer Prozessschritt:
Dutzende Meter lange Heizstrecken trocknen die beschichteten Folien, bevor
sie weiterverarbeitet werden können. Das Trocknen verursacht in aller
Regel hohe Stromkosten.

Bindemoleküle formen ein Spinnennetz

Das neue Transferverfahren zur Trockenbeschichtung kommt dagegen ohne
diese ökologisch bedenklichen und teuren Prozessschritte aus: Die
Forschenden am Fraunhofer IWS mischen ihr Aktivmaterial mit bindenden
Polymeren. Dieses Trockengemisch verarbeiten sie in einer »Kalander«
genannten Walzanlage. Die Scherkräfte in diesem Rollensystem reißen aus
den Binderpolymeren ganze Molekülketten heraus. Diese »Fibrillen«
verbinden sich mit den Elektrodenpartikeln wie in einem Spinnennetz. Dies
verleiht den Elektrodenmaterialien Stabilität. Dabei entsteht ein
flexibler Elektrodenfilm. Diese rund 100 Mikrometer dicke
Elektrodenschicht laminiert der Kalander direkt im nächsten Prozessschritt
auf eine Aluminiumfolie - und so entsteht die Batterieelektrode.

Auf dem Weg zur feuerfesten Festkörperbatterie

»Auf diese Weise können wir auch Materalien für neue Batteriegenerationen
verarbeiten, bei denen die klassischen Verfahren versagen«, schätzt
Benjamin Schumm ein. Dazu zählen zum Beispiel Energiespeicher, die
Schwefel als Aktivmaterial nutzen oder sogenannte Festkörperbatterien, die
statt brennbaren Flüssigelektrolyten ionenleitende Feststoffe einsetzen.
»Diese Batterien werden mehr Energie im gleichen Volumen speichern können
als heutige Lithium-Ionen-Batterien«, sagt der Wissenschaftler vom
Fraunhofer IWS mit Blick auf die Zukunft. »Diese Festelektrolyte können
jedoch im Kontakt zu Lösungsmitteln ihre Funktion verlieren. Um diese
Speicher herzustellen, eignet sich daher ein lösemittelfreies
Beschichtungsverfahren deutlich besser.« Einen Meilenstein zur Herstellung
von Festkörperbatterien haben die Dresdner Forscher bereits erreicht: Sie
machten es möglich, Elektroden mittels Trockenfilmverfahren mit extrem
niedrigen Bindergehalten herzustellen. Dies ist in ihrem aktuellen
Fachartikel nachzulesen.

Verfahren könnte klassische Pastenprozesse verdrängen

Die Dresdner Ingenieure wollen ihre Technologie nun gemeinsam mit
Industriepartnern verfeinern, um ihr zum Durchbruch zu verhelfen. Im vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF geförderten Projekt
»DryProTex « beispielsweise entwickeln sie das trockene Transferverfahren
zur Elektrodenbeschichtung zusammen mit den Firmen Saueressig, INDEV,
Netzsch Trockenmahltechnik und BroadBit Batteries weiter. Die Partner
rechnen mit einem grundlegenden Wandel in der Batterieproduktion: »Das
Verfahren hat das Potenzial, auf lange Sicht die herkömmlichen Prozesse
zur pastenbasierten Elektrodenherstellung zu verdrängen«, ist Benjamin
Schumm überzeugt. Im Projekt DryProTex werden Material-, Prozess- und
Anlagenentwicklungen vorangetrieben, die eine Prozessauslegung zur
trockenen Elektrodenherstellung im industriellen Maßstab ermöglichen
sollen.


Mehr über die Batterie der Zukunft erfahren: Das Fraunhofer IWS
veranstaltet am 18. und 19. November 2019 die »Carbon Electrode Materials«
und die »Lithium-Metal-Anodes: Processing and Integration in
Next-Generation Batteries« in Dresden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Fraunhofer-Gesellschaft, 03.06.2019
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ENERGIE/1633: Photovoltaik wird zum Game Changer im globalen Energiesystem (idw)


Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE - 03.06.2019

Photovoltaik wird zum Game Changer im globalen Energiesystem



Dramatische Kostensenkungen und der rasante Ausbau der
Produktionskapazitäten machen die Photovoltaik zu einem Game Changer des
globalen Energiesystems. Nicht nur der Stromsektor, sondern auch Verkehr,
Wärme, Industrie und Chemieprozesse werden in Zukunft maßgeblich durch
Solarstrom versorgt. Darin liegen Chancen, aber auch Herausforderungen -
auf der Ebene des Energiesystems ebenso wie für Forschung und Industrie.
Die Eckpunkte der zukünftigen Entwicklungen beschreiben führende
internationale Photovoltaik-Forscher rund um die Global Alliance for Solar
Energy Research Institutes in einem Artikel, der am 31. Mai im Journal
»Science« erschien.

Die Global Alliance for Solar Energy Research Institutes GA-SERI besteht
aus dem Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE, dem National
Institute of Advanced Industrial Science and Technology AIST (Japan) und
dem National Renewable Energy Laboratory NREL (USA). Seit 2016 diskutiert
dieser internationale Expertenkreis, erweitert um Forscher aus weiteren
Gruppen und Ländern, regelmäßig über die Herausforderungen für den Einsatz
der Photovoltaik zur Realisierung der weltweiten Klimaziele.

Das Wachstum der PV-Branche zu einem Multi-Terawatt-Markt verlaufe
schneller als erwartet, so die Experten. Während Ende 2018 500 Gigawatt
Photovoltaikleistung weltweit installiert waren, wird für 2030 mit 10
Terawatt und für 2050 mit 30 bis 70 Terawatt gerechnet. »Die Kosten für
PV- Module sind in den letzten 40 Jahren um zwei Größenordnungen gesunken,
Ende 2018 lagen sie unter 25 Dollarcent pro Watt. Dadurch sanken die
Stromgestehungskosten für Solarstrom - im Gegensatz zu konventionellen
Energiequellen - und in weiten Teilen der Welt ist er absolut
wettbewerbsfähig«, so Dr. Andreas Bett, Leiter des Fraunhofer-Instituts
für Solare Energiesysteme ISE.

Der steigende Anteil von PV-Strom am Strommix zieht Änderungen im
Stromerzeugungs- und Übertragungssystem, in den Betriebsführungsstrategien
und bei den PV-Systemen selbst nach sich, so die Autoren. »Der
fundamentale Wandel in unserem Energiesystem stellt uns vor die
Herausforderung, ergänzende Technologien wie Speicher zu entwickeln und
die Sektorenkopplung voranzutreiben«, so Andreas Bett weiter. Fünf
Handlungsfelder identifizieren die Wissenschaftler:

Netze und Leistungselektronik

Die Harmonisierung von Verbrauch und Erzeugung auch über größere
Entfernungen, Speicher sowie verbesserte Solarprognosen helfen,
Schwankungen im Solarstromangebot auszugleichen. Mit einem wachsenden 
PV-Strom-Anteil im Stromnetz werden Solaranlagen zunehmend netzdienliche
Leistungen wie Spannungsregulierung und Frequenzsteuerung übernehmen,
wofür eine neue Generation PV-Wechselrichter entwickelt wurde. Bei einem
sehr hohen PV-Anteil werden neue Technologien wie virtuelle
Schwingungsregler zum Einsatz kommen, und die Kopplung mit
Batteriesystemen schafft widerstandsfähige, zuverlässige Systeme.

Speicher

Die Preise für Lithium-Ionen-Batterien sind in den letzten acht Jahren um
80 Prozent gesunken, und weitere Senkungen sind durch steigende
Produktionskapazitäten und Technologieentwicklung zu erwarten. Darüber
hinaus arbeiten Forschung und Industrie an neuen, kostengünstigen
Materialien mit einer höheren Energiedichte als Alternative zu Lithium-Ionen
- Batterien. Eine weitere Möglichkeit sind Pumpspeicherkraftwerke,
für die weltweit ein erhebliches technisches Potenzial besteht.

Sektorenkopplung

Die Elektrifizierung des Transportsektors, der für 39 Prozent des fossilen
Gesamtenergieverbrauchs zuständig ist, sowie der Gebäudeheizung (17
Prozent der fossilen Energieträger) werden die Nutzung erneuerbarer
Energien dramatisch erhöhen. Wärmepumpen als die führende Heizungsform der
Zukunft werden die Energieeffizienz von Gebäude deutlich verbessern.
Industrien wie die Stahl-, Eisen - und Düngemittelherstellung können mit
kostengünstig solar erzeugtem Wasserstoff und Ammoniak die
Treibhausgasemissionen ihrer Prozesse reduzieren.

Power to X/Gas

Kostengünstiger Wind- und Solarstrom kann zur Erzeugung von Wasserstoff,
Methan und anderen Kohlenwasserstoffverbindungen genutzt werden, die als
synthetische Kraft- und Brennstoffe, Prozesschemikalien oder als
Ausgangsstoffe für die chemische Industrie zum Einsatz kommen. Mit
Power-to-Gas oder Power-to-X -Technologien können große viele Terawatt Wind-
und Solarleistung aufgenommen und über lange Zeiträume chemisch gespeichert
werden. Die Forscher sehen hier noch viel Potenzial für
Effizienzsteigerung und Kostensenkung.

Forschung und Produktion

Die »Lernkurve« der Photovoltaik, die in den letzten 40 Jahren eine
Senkung der Modulkosten von 23 Prozent pro Verdopplung der installierten
Kapazität gezeigt hat, wird sich nach Ansicht der Wissenschaftler
fortsetzen. In der Silicium-Photovoltaik, die 95 Prozent des Weltmarktes
ausmacht, geht der Trend zu kostengünstigen Solarzellen mit passivierten
Kontakten, die höhere Wirkungsgrade ermöglichen. Technologische
Fortschritte im Bereich der Dünnschicht- und neuartigen Technologien haben
hier die Wirkungsgrade über die 20%-Marke gehoben, bei Mehrfachsolarzellen
auf Basis von Silicium sind es bereits über 35%.

Auch die erhöhten Produktionsvolumina bedingen neue Forschungs- und
Entwicklungsaufgaben: Fragen von Materialversorgung (vor allem bei
seltenen Elementen wie Silber), Nachhaltigkeit und Recycling rücken bei
einer Produktion im Terawatt-Bereich stärker in den Mittelpunkt.


Die Veröffentlichung der Global Alliance - mit dem Titel
»Terawatt-scale photovoltaics: Transform global energy - Improving costs
and scale reflect looming opportunities« erschien am 31. Mai 2019 in
Science

https://science.sciencemag.org/content/364/6443/836.

Originalpublikation:

10.1126/science.aaw1845

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution273

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE, 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





MELDUNG/229: WDR und Fraunhofer-Institut arbeiten an Optimierung des Fernsehtons (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

WDR und Fraunhofer-Institut arbeiten an Optimierung des Fernsehtons

Next Generation Audio (NGA) für verbesserte Sprachverständlichkeit



Der WDR und das Fraunhofer IIS testen in einem gemeinsamen Projekt,
wie sich der Fernsehton bezüglich Sprachverständlichkeit und
Barrierefreiheit optimieren lässt. Hierzu kommt das maßgeblich vom
Fraunhofer IIS entwickelte Tonübertragungsverfahren MPEG-H Audio zum
Einsatz, das neben der Sprachverständlichkeit auch den Raumklang
verbessern kann.


Die Vorteile für die Zuschauer*innen sind vielfältig:


	MPEG-H Audio verbessert die Sprachverständlichkeit, indem es den Zuschauer*innen ermöglicht, individuell die Lautstärke der Sprache bzw. der Dialoge an ihre Bedürfnisse anzupassen. Zu diesem Zweck wird die Sprache als separates Ton-Objekt übertragen.




	Für die barrierefreie Nutzung der Fernsehprogramme wird schon heute zu vielen Sendungen parallel Audiodeskription ausgestrahlt. Audiodeskription beschreibt akustisch die Bildszenen für Zuschauer*innen mit einer Sehschwäche. Zur besseren Trennung vom eigentlichen Fernsehton kann die Audiodeskription bei der Übertragung mit MPEG-H Audio individuell im Klangbild räumlich verschoben und in der Lautstärke geregelt werden.




	Heutige Tonproduktionen sind kanalorientiert und auf bestimmte Wiedergabeformate ausgelegt - beispielsweise Stereo und 5.1 Surround. Mit MPEG-H können Produktion und Wiedergabe des Tons entkoppelt werden. Die Flexibilität von MPEG-H Audio ermöglicht bei der Wiedergabe eine Anpassung des Produktionsformats an die Möglichkeiten des Wiedergabegerätes in Bezug auf die Lautsprecheranzahl und deren Aufstellung. Auch eine entsprechend ausgestattete MPEG-H-Soundbar ist geeignet, unterschiedliche Lautsprecherkonstellationen nachzubilden. So wird bereits mit einem geringen Installationsaufwand zuhause eine verbesserte räumliche Tonwiedergabe ermöglicht.




	Die Etablierung von NGA erfordert Veränderungen in der Produktion und Distribution sowie entsprechende Empfangsgeräte bei den Zuschauer*innen. In der Kooperation mit dem Fraunhofer IIS werden alle Bereiche betrachtet.




Über das Fraunhofer-Institut für Integrierte Schaltungen
IIS

Im Bereich Audio und Medientechnologien prägt das Institut seit mehr
als 30 Jahren die Digitalisierung der Medien. Mit mp3 und AAC wurden
wegweisende Standards entwickelt und auch an der Digitalisierung des
Kinos war das Fraunhofer IIS maßgeblich beteiligt. Die aktuellen
Entwicklungen eröffnen neue Klangwelten und werden in Virtual Reality,
Automotive Sound Systemen, Mobiltelefonie sowie für Rundfunk und
Streaming eingesetzt. So enthält jedes heute verkaufte Mobiltelefon
Audiotechnologien des Instituts und der Ton von über der Hälfte aller
TV-Ausstrahlungen weltweit und nahezu aller Radio- und Streaming-
Dienste basiert auf Fraunhofer-Codecs. Auch die professionellen
Werkzeuge für digitale Film- und Medienproduktionen finden globale
Anwendung.


Über den WDR

Der Westdeutsche Rundfunk ist als öffentlich-rechtliches
Medienunternehmen das größte in Deutschland und, nach der BBC, das
zweitgrößte Europas. Als Mitglied der ARD und größter Zulieferer für
Das Erste trägt der WDR wesentlich zur Meinungs- und Medienvielfalt in
Deutschland bei; federführend für die ARD betreut er zudem phoenix und
ONE und leistet für ARTE, 3sat, tagesschau24, funk - das Content-
Netzwerk von ARD/ZDF - und den ARD/ZDF-Kinderkanal KiKA wertvolle
Beiträge.

Der WDR bietet mit Programmen des WDR FERNSEHEN, den Radioprogrammen
1LIVE, WDR 2, WDR 3, WDR 4, WDR 5 und WDR COSMO, der interaktiven
Plattform KiRaKa und weiteren multimedialen, digitalen Angeboten
verlässliche Orientierung und bereichert das Leben der Menschen auf
vielfältige Weise. Mit seinen vier Ensembles (WDR Sinfonieorchester,
WDR Funkhausorchester, WDR Big Band und WDR Rundfunkchor) ist er eine
feste Größe in der Kulturlandschaft Nordrhein-Westfalens.

 * 
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AUSSEN/2153: Kreml torpediert Minsker Abkommen und die Legitimität internationaler Institutionen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juni 2019

Kreml torpediert Minsker Abkommen und die Legitimität internationaler Institutionen



Anlässlich der Ankündigung Russlands, Vorbedingungen an die
Wiederaufnahme des Friedensprozesses im Normandie-Format zu stellen,
erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Seit dem Wahlsieg des neuen ukrainischen Präsidenten eskaliert der
Kreml gezielt die Lage in der Ostukraine. Mit der Entscheidung Putins,
im Donbass russische Pässe zu verteilen, hat sich der Kreml faktisch
offen vom Minsker Abkommen verabschiedet. Russland scheint auch die
Anordnung des Internationalen Seegerichtshofs über die sofortige
Freilassung der widerrechtlich inhaftierten 24 ukrainischen Seeleute
nicht umsetzen zu wollen. Die jetzt erhobene inakzeptable Forderung
einer Beteiligung der illegitimen sogenannten "Volksrepubliken" an
offiziellen Friedensverhandlungen ist die nächste russische
Provokation. Es ist offensichtlich, dass Russland an Lösungen, die den
Konflikt deeskalieren oder gar lösen könnten, kein Interesse hat.
Angesichts dieses offen provokativen Vorgehens des Kremls fallen die
Reaktionen der Bundesregierung erstaunlich schwach aus. Wir erwarten
von der Bundesregierung, dass sie endlich klare Worte an den Kreml
richtet und darlegt, wie sie damit umgehen will, dass Russland mehr
und mehr offen und ungescholten das Minsker Abkommen und die
Legitimität internationaler Institutionen torpediert.
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GESUNDHEIT/1032: Konzertierte Aktion Pflege - Keine Beschäftigungstherapie, konsequente Politik ist gefragt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juni 2019

Konzertierte Aktion Pflege - Keine Beschäftigungstherapie, konsequente Politik ist gefragt



Zu den Ergebnissen der sogenannten "Konzertierten Aktion Pflege"
erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Alten- und Pflegepolitik:

In Deutschland herrscht der Pflegenotstand. Die Pflegekräfte in
Deutschland erwarten zurecht, dass sich etwas an ihren
Arbeitsbedingungen, ihrer Bezahlung und ihrem Aufgabenfeld verändert.
Wir begrüßen deshalb, dass sich verschiedene Akteure der Pflegebranche
im Rahmen der sogenannten "Konzertierten Aktion Pflege" um Lösungen
gegen den Pflegenotstand bemüht haben. Doch klar ist auch: Jetzt
müssen die Ministerinnen und Minister liefern. Alleine mit
Absichtserklärungen ist es nicht getan. Die Konzertierte Aktion sollte
keine Beschäftigungstherapie sein. Jetzt muss konsequente Politik
folgen.

Viele Verbesserungen sind notwendig, aber alle Verbesserungen werden
Geld kosten. Der Bundesregierung fehlt noch jede Idee, wie sie die
Mehrkosten finanzieren will. Wir fordern die Einführung einer
Pflege-Bürgerversicherung, mit der einerseits die Finanzierung der
Pflege gerecht verteilt und andererseits die Beiträge stabil gehalten
werden. Um Pflegebedürftige und ihre Angehörigen finanziell zu
unterstützen, wollen wir zudem eine Deckelung der Eigenanteile an den
Pflegekosten. Ein detailliertes Konzept dazu werden wir in Kürze
vorstellen. Mit unseren Vorschlägen zur nachhaltigen Finanzierung
machen wir den Weg frei für gute Arbeitsbedingungen, eine angemessene
Bezahlung für Pflegekräfte und liefern die Antwort auf die Fragen der
Bundesregierung.
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INNEN/3157: Katrin Göring-Eckardt zu GroKo/Klimaschutz, Pflege und 30 Jahre Tiananmen-Massaker


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juni 2019

Die Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckardt zu den Themen GroKo/Klimaschutz, Pflege und 30 Jahren Tiananmen-Massaker



Katrin Göring-Eckardt zu GroKo und Klimaschutz:

"Die Hälfte der Menschen in unserem Land sagt: Klimaschutzpolitik ist
das zentrale Thema, hier muss die Bundesregierung endlich mehr tun.
Das ist eine klare Ansage der Bevölkerung. Doch Union und SPD machen
viel zu wenig. Vier Monate nachdem die Kohlekommission einen
Kompromiss erzielt hat, liegt immer noch nichts auf dem Tisch. Die
Bundesregierung verspricht Ausgleichszahlungen, legt aber keinen
klaren Ausstiegsfahrplan für die Kohle vor. Das Klimaschutzgesetz
lässt die Union im Umweltministerium dahindümpeln. Das zeigt: Diese
Regierung hat nicht verstanden. Wir verlangen, dass vor der
Sommerpause sowohl der Kohleausstieg als auch das Klimaschutzgesetz
auf die Schiene gesetzt werden. Wir brauchen noch vor der Sommerpause
dazu verbindliche Beschlüsse im Deutschen Bundestag. Die
Bundesregierung muss endlich verstehen, dass sie einsteigen muss in
eine Landwirtschaft ohne Gift, in eine Landwirtschaft ohne
Massentierhaltung. Sie muss die Verkehrswende endlich in Angriff
nehmen und mit dem Umstieg auf die Elektromobilität anfangen - und
zwar mit voller Kraft.

Sogar der BDI fordert heute schnell verbindliche Klarheit in der
Energie- und Klimapolitik, weil sonst immer mehr Unternehmen aus
Deutschland vertrieben werden. Ich kann nur sagen, wenn es schon so
weit ist, dass der BDI die Bundesregierung dazu auffordert, ist es der
letzte Moment, die Kurve zu kriegen.

Jetzt sehen wir, dass Union und SPD jeweils für sich fertig haben und
eigentlich auch miteinander. Aber gewählt ist gewählt. Eine Mehrheit
ist eine Mehrheit. Beide Partner haben signalisiert, dass sie es
weiter miteinander versuchen wollen. Dann muss aber auch klar sein: Es
geht nicht mehr, sich nur mit sich zu beschäftigen, sondern es muss
darum gehen, sich mit den zentralen Herausforderungen zu beschäftigen,
die auf der Agenda stehen und die die Bevölkerung verlangt. Nicht mehr
und nicht weniger hat diese Europawahl gezeigt. Wenn die Große
Koalition dazu nicht in der Lage ist, sollte sie den Weg für Neuwahlen
frei machen."

Katrin Göring-Eckardt zu Pflege:

"Die Pflege in Deutschland befindet sich in einem Notstand - und zwar
sowohl bei denen, die gepflegt werden, als auch bei den Pflegekräften.
Sie werden für ihre schwere Arbeit nicht ausreichend bezahlt, es fehlt
an Wertschätzung und an Personal. Wir fordern deshalb eine 
Pflege-Bürgerversicherung. Denn es ist klar: Eine bessere Pflege ist nicht
für lau zu machen. Deswegen sollen alle einzahlen. Wir müssen die
Pflege solidarisch finanzieren.

Und wir wollen auch dafür sorgen, dass der Eigenanteil bei der Pflege
gedeckelt wird. Es kann nicht sein, dass Menschen Angst davor haben,
sich Pflege überhaupt noch leisten zu können. Wir brauchen eine
menschenwürdige Pflege - Menschenwürde bei denen, die gepflegt werden,
und Würde der Arbeit bei denen, die diese Arbeit für uns alle, für die
Gesellschaft tun."

Katrin Göring-Eckardt zu 30 Jahren Tiananmen-Massaker:

"Es jährt sich im 30. Jahr das Massaker vom Tiananmen-Platz. Ich will
ganz persönlich sagen: Ich war damals als junge Frau in der DDR am
Bildschirm und habe gesehen, was dort passiert ist. Für uns war das
eine der furchtbarsten Erfahrungen, die wir gemacht haben. Die
Opposition in der DDR und übrigens auch in den anderen osteuropäischen
Ländern fing gerade an, sich stärker zu vernetzen und zu überlegen,
wie man in diesem Staat für Freiheitsrechte sorgen kann. Und deswegen
war es eine deprimierende, eine furchtbare Erfahrung zu sehen, dass
Tausende Menschen niedergeschossen worden sind auf dem Platz des
Himmlischen Friedens.

Wenn wir heute daran denken, dann kommt es darauf an, dass wir unsere
errungene Freiheit dafür nutzen, in Richtung China ganz klar und
eindeutig zu signalisieren: Menschenrechte, Freiheitsrechte,
Bürgerrechte, das ist die Grundlage für alles, was wir haben in der
Demokratie. Und bei aller Zusammenarbeit, die wir mit China wollen und
natürlich auch brauchen, muss klar sein, dass wir auf diese Menschen-
und Freiheitsrechte Wert legen und sie immer und immer wieder
einklagen. Und dazu gehört auch, dass das, was vor 30 Jahren passiert
ist, nicht mehr totgeschwiegen werden darf, dass wir einfordern, dass
es eine Aufarbeitung gibt. Und dass wir dafür sorgen, dass es nicht
nur ein öffentliches Archiv gibt, um zu sehen, was damals dort
passiert ist, sondern dass bei jedem Besuch in China oder jedem Besuch
chinesischer Funktionäre bei uns immer klar ist: Die Menschenrechte
sind für uns ein wichtiges Thema, und das, was vor 30 Jahren war,
haben wir nicht vergessen.

Was heute in China an Überwachung und an Einschränkung der
Menschenrechte passiert, das kann uns nicht egal sein. Und das
bedeutet eben auch, dass bei wirtschaftlichen Kooperationen
dazugehört, dass man immer auch über die Einhaltung der Menschenrechte
auch mit den Unternehmen jeweils spricht."
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UMWELT/1850: Grüne beantragen Aktuelle Stunde zur Klimapolitik der Bundesregierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juni 2019

Grüne beantragen Aktuelle Stunde zur Klimapolitik der Bundesregierung



Die Grüne Bundestagsfraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Titel:
"Haltung der Bundesregierung zu konkreten Maßnahmen für den
Klimaschutz insbesondere CO2-Preis und Kohleausstieg" beantragt.
Hierzu erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische
Geschäftsführerin:

Die Staatengemeinschaft hat sich mit dem Paris Abkommen international
zum Klimaschutz verpflichtet. Doch die Bundesregierung liefert nicht.
Deutschland muss die Klimaziele endlich umsetzen und konkrete
Maßnahmen auf den Weg bringen. Dazu gehören unter anderem ein
CO2-Preis und ein rascher Ausstieg aus der Kohle. Stattdessen zögert
und verzögert sie auf allen Ebenen, in der GroKo mehren sich sogar die
Stimmen, den Kohleausstieg nicht umzusetzen.

Wir wollen einen klimawirksamen CO2-Preis, der anschließend pro Kopf
rückverteilt wird. Wer das Klima schont, bekommt mehr zurück.

Weder beim CO2-Preis noch beim Kohleausstieg geht es voran. Zwar hat
die Bundesregierung ein Finanzpaket für die betroffenen Regionen
geschnürt, der Kohleausstieg wird aber weiter auf die lange Bank
geschoben. Wir fordern die Bundesregierung auf, ein
Kohleausstiegsgesetz noch vor der Sommerpause vorzulegen und einen
raschen Kohleausstieg einzuleiten.

Darüber hinaus brauchen wir eine Verkehrswende, bei der besonders die
Bahn gestärkt wird, die erneuerbaren Energien müssen weiter ausgebaut
werden und eine Agrarwende hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft.
Die Bürgerinnen und Bürger wollen mehr Klimaschutz - nicht erst in
einigen Jahren, sondern sofort.
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UMWELT/1849: Nachhaltigkeitspolitik der Bundesregierung - Leere Worte anstatt konkreter Taten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juni 2019

Nachhaltigkeitspolitik der Bundesregierung: Leere Worte anstatt konkreter Taten



Zur heutigen Rede von Bundeskanzlerin Angela Merkel auf der
Jahrestagung des Rats für Nachhaltige Entwicklung erklärt Bettina
Hoffmann, Obfrau im Parlamentarischen Beirat für Nachhaltige
Entwicklung:

Angela Merkel benennt die Agenda 2030 als Richtschnur für die Politik
der Bundesregierung. Dies sind leere Worte, solange keine konkreten
Taten folgen. Zwischen Anspruch und der Wirklichkeit klafft weiterhin
eine riesige Lücke. 29 von 66 Indikatoren der deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie sind noch weit vom Ziel entfernt.

Die Bundeskanzlerin trägt eine große Verantwortung für den Stillstand
in der Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland. Denn die Verantwortung
für die Umsetzung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie liegt beim
Kanzleramt. Angela Merkel scheut sich seit Jahren davor, ihr Kabinett
in die Pflicht zu nehmen, um die Nachhaltigkeitsziele zu erreichen.

Es fehlt der Bundesregierung an einem gemeinsamen Willen und einer
gemeinsamen Strategie, um die Agenda 2030 in Deutschland umzusetzen.
Das Gegenteil ist der Fall: Das faktische Regierungshandeln untergräbt
regelmäßig das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung.

Deutschland verfehlt seine Klima-Ziele, aber noch nicht einmal der
Kompromiss der Kohle-Kommission ist bisher umgesetzt. Deutschland
erlebt ein dramatisches Artensterben, aber die
Landwirtschaftsministerin unternimmt nichts, um die Glyphosat-Mengen
zu reduzieren. Ein Drittel der Grundwasserkörper sind einem schlechten
chemischen Zustand, aber die Landwirtschaftsministerin unterstützt
weiterhin die EU-Subventionen für die industrielle Massentierhaltung.

Soll die Agenda 2030 wirklich die Richtschnur der Regierungspolitik
sein, muss die Regierung die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie
maßnahmenorientiert reformieren. Dazu gehört, dass alle Ressorts
verbindliche Aufholpläne vorlegen, mit denen die Nachhaltigkeitsziele
sicher erreicht werden können.
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UMWELT/1848: AKW-Laufzeitverlängerung - Nein zu gefährlichem Unsinn


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Juni 2019

AKW-Laufzeitverlängerung: Nein zu gefährlichem Unsinn



Zu Forderungen von Teilen der CDU/CSU nach einer Laufzeitverlängerung
für Atomkraftwerke erklärt Sylvia Kotting-Uhl:

Die sogenannte Werteunion betreibt Profilierung auf Kosten eines
Problems, das gelöst und nicht zur Selbstdarstellung ausgeschlachtet
werden muss. Gerade diejenigen, die in der Vergangenheit
Energiepolitik zugunsten der großen Energiekonzerne betrieben haben,
sollten sich endlich darauf konzentrieren, die schweren Versäumnisse
im eigenen Laden beim Klimaschutz anzupacken.

Niemandem ist geholfen, wenn grob irreführend suggeriert wird, es gäbe
nur die Wahl zwischen Pest und Cholera. Wir brauchen mehr Tempo beim
Umstieg auf die neue, zukunftsfähige Energieversorgung, nicht weniger
Tempo beim Ausstieg aus der alten, schädlichen. Ab 2030 soll der Strom
in Deutschland zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energien stammen.

Union und FDP haben Hand in Hand mit den vier großen Energiekonzernen
jahrelang den ersten rot-grünen Atomausstieg torpediert, das hat dem
Markt viel zu lange jegliche Planungssicherheit geraubt. Genau die ist
aber essenziell für eine funktionierende Energiewende. Wer es bei CDU
und CSU ernst meint mit Klimaschutz, sollte die Blockierer in den
eigenen Reihen ins Gebet nehmen, anstatt nach gefährlicher Atomkraft
zu rufen.
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GESUNDHEIT/1109: Sehr viel heiße Luft bei der "Konzertierten Aktion Pflege"


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Juni 2019

Sehr viel heiße Luft bei der 'Konzertierten Aktion Pflege'



"Die 'Konzertierte Aktion Pflege' hat am Ende keine Konsequenzen. Eine
Pflegereform sieht anders aus", sagt Pia Zimmermann, pflegepolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Ergebnisse der
"Konzertierten Aktion Pflege" der Bundesregierung, mit der
Arbeitsbedingungen und Ausbildungsmöglichkeiten für Pflegekräfte
verbessert werden sollen. Zimmermann weiter:

"Die eigentliche Leistung der 'Konzertierten Aktion Pflege' ist, auf
182 Seiten nichts inhaltlich Substantielles zu schreiben. Es werden
sogar längst beschlossene Gesetze irrigerweise als Ergebnisse der
'Konzertierten Aktion Pflege' gefeiert, wie das
Personalbemessungsverfahren für die Pflegeheime. Das wurde bereits
2016 mit dem zweiten Pflegestärkungsgesetz beschlossen.

Besonders dramatisch bleibt die Situation für die Pflegekräfte.
Anstatt endlich für einen flächendeckenden Tarifvertrag und anständige
Arbeitsbedingungen zu sorgen, werden weitere Arbeitsgruppen gegründet
und das Thema den Arbeitgebern überlassen. Die Pflegekräfte werden mit
teilweise unmenschlichen Arbeitsbedingungen und prekären Gehältern
einfach im Regen stehen gelassen.

Die Ergebnisse der 'Konzertierten Aktion Pflege' sind keine
Erfolgsgeschichte. Wieder einmal hat die Regierung gezeigt, dass ihr
die Interessen der Arbeitgeber wichtiger sind als die Bedürfnisse der
Menschen mit Pflegebedarf und die Anliegen der Pflegekräfte."

 * 
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GESUNDHEIT/1108: Bernd Riexinger zur Pflegeinitiative der Bundesregierung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Zur Pflegeinitiative der Bundesregierung



Heute hat die Bundesregierung ihre Vorschläge gegen die Personalnot in
der Pflege vorgestellt. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE, dazu:

Die "Aktion Pflege" der Bundesregierung war von Beginn an halbherzig.
Mit einer zu knapp bemessenen Zusatzfinanzierung werden die
grundlegenden Probleme in unserem Pflegesystem nicht gelöst.

So lange Gesundheit und Pflege als profitorientierte Geschäftsfelder
betrachtet werden, werden sie sich nicht am Bedarf der Kranken und
Pflegebedürftigen orientieren. Aber genau das brauchen wir in diesen
Feldern: eine bedarfsorientierte Finanzierung.

Nur so ist ein echter Neustart in der Pflege möglich. Denn wir
brauchen eine grundlegende Aufwertung des Berufes und diese Aufwertung
muss sich auch in den Gehältern spiegeln. Wir fordern einen
Mindestlohn von 14,50 Euro und einen allgemeinverbindlichen
Tarfivertrag.

Auch der geplante Personalschlüssel für Krankenhäuser ist
unzureichend. Da haben wir klare Alternativen vorgelegt und auch in
den Bundestag eingebracht für eine gesetzliche Personalbemessung in
allen Bereichen der Pflege, nicht nur den Krankenhäusern. Das
Verschieben von Alten- zu Krankenpflege ist eine
Vertuschungsstrategie, die das Problem der personellen Unterversorgung
nicht beantwortet.

Ein solcher Neustart muss auch anders finanziert werden. Wir fordern
eine Pflegevollversicherung, an der sich alle Menschen in diesem Land
beteiligen also auch privat Versicherte, Beamte, Abgeordnete und
Selbständige.

 * 
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SICHERHEIT/1964: LINKE verurteilt Blutbad im Sudan


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Juni 2019

LINKE verurteilt Blutbad im Sudan



"Das war ein Blutbad, verübt an wehrlosen Demonstranten", kommentiert
Christine Buchholz, die für die Fraktion DIE LINKE im
Verteidigungsausschuss des Bundestages sitzt, das Vorgehen von
sudanesischer Armee und Milizionären in Khartum am gestrigen Montag,
bei dem laut Ärzten mindestens 35 Menschen getötet wurden. Buchholz
weiter:

"Ich verurteile aufs Schärfste die brutale Gewaltanwendung durch die
sudanesische Armee und die mit ihr verbündeten sogenannten Rapid
Support Forces. Verantwortlich für dieses kriminelle Vorgehen ist der
Militärische Übergangsrat unter Leitung der Generäle Abdelfatah Burhan
und Mohamed Hamdan Dagalo. Dieser Militärrat hat jede Legitimation
verloren. Die Bundesregierung muss unverzüglich die Zusammenarbeit mit
dem Militärrat einstellen. Die Verantwortlichen für die Gewalt gegen
die friedlichen Proteste müssen vor einem unabhängigen Gericht zur
Verantwortung gezogen werden.

Die Bundesregierung ist kein ehrlicher Vermittler in dem Konflikt.
Jahrelang hat sie mit Diktator Baschir und dem Militär im Sudan
kooperiert. Es war die demokratische Massenbewegung im Sudan selbst,
die den Diktator zu Fall brachte. Das sudanesische
Gewerkschaftsbündnis SPA ruft die Bevölkerung auf, den Militärrat
durch 'umfassenden zivilen Ungehorsam' zu stürzen. Das findet die
volle Solidarität der LINKEN."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Juni 2019
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BUNDESTAG/8499: Heute im Bundestag Nr. 642 - 04.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 642

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 4. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.46 Uhr

1. Pro und Contra zur Duldungsregelung

2. Expertenstreit über Wohnsitzauflagen

3. Anhörung zum Menschenrechtsbericht

4. Deutsche Sprachkurse in Weißrussland

5. Kosten des Kosovo-Engagements



1. Pro und Contra zur Duldungsregelung

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/suk) Die geplanten Neuregelungen der Duldung bei
Ausbildung und Beschäftigung stoßen bei Experten auf ganz
unterschiedliches Echo. Dies wurde deutlich in einer öffentlichen
Anhörung des Ausschusses für Inneres und Heimat unter Vorsitz von
Andrea Lindholz (CSU) zu einem entsprechenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/8286).

So sagte Professor Herbert Brücker vom Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung in Nürnberg, derzeit lebten in Deutschland 141.000
Geduldete im erwerbsfähigen Alter. rund ein Drittel von ihnen gehe
einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach, 25 Prozent
seien in der Lage, ihren Lebensunterhalt zu sichern. Grundsätzlich sei
das Vorhaben der Regierung "sinnvoll", sagte Brücker. Die Grundlage
für die Integration sei Rechtssicherheit - sowohl für Arbeitgeber, die
ausbilden oder beschäftigten wollen, als auch für Menschen, die in
Deutschland bleiben wollen. Die Erfahrung zeige, dass Menschen, die
eine gesicherte Perspektive hätten, mehr in Sprachkenntnisse oder
Ausbildung investieren würden. Die Fristen, die im Gesetzentwurf
vorgesehen sind, stellten aber eine hohe Rechtsunsicherheit dar.
Sinnvoller sei eine Stichtagsregelung.

Dem stimmte auch Martin Fleuß, Richter am Bundesverwaltungsgericht
Leipzig, zu. Eine Stichtagsregelung wäre "vorzugswürdig" gewesen.
Grundsätzlich habe das Konzept der Ausbildungs- und
Beschäftigungsduldung eine "Brückenfunktion", um "bereits aufhältigen
Ausländern eine Legalisierung des Aufenthalts" zu ermöglichen - dies
bringe aber auch das Problem mit sich, dass dadurch Anreize gesendet
werden könnten. Begrüßenswert sei, dass die Ausstellung einer
Ausbildungsduldung künftig an die Klärung der Identität gebunden sein
soll.

Kritischer äußerte sich Gerrit Kramer vom Deutschen Industrie- und
Handelskammertag. Die bisherige Anwendung der Ausbildungsduldung sei
bundesweit nicht einheitlich; dies sei für die Unternehmen, die
Planungssicherheit bräuchten, problematisch. Die geplante Regelung
schaffe aber mehr Auslegungsspielräume. Im Jahr 2018 seien 58.000
Ausbildungsplätze bei der Agentur für Arbeit gemeldet gewesen, die
nicht besetzt werden konnte, dem gegenüber stünden 23.000 unversorgte
Jugendliche. Damit Betriebe für offene Stellen auch das Potential von
Geflüchteten nutzen können, sei gesetzgeberisches Handeln nötig.
Anders als vorgesehen, müsse die Antwort auf die frage, ob eine
Ausbildung erfolgreich zu Ende gebracht werden können, von den
Betrieben gegeben werden und nicht von der Ausländerbehörde. Zudem
entsprächen die geplanten Fristen nicht der Realität in den
Unternehmen: Diese würden über die Besetzung von Ausbildungsplätzen
ein Jahr im Voraus entscheiden; dem trage die Neuregelung nicht
Rechnung.

Claudia Karstens vom Paritätischem Gesamtverband äußerte in ihrem
Statement zwei Wünsche: Die Politik möge zu ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren zurückkehren, in der man sich ausreichend Zeit
nehme, und bereits bestehende Gesetze erst einmal evaluieren, bevor
neue verabschiedet würden. Das derzeitige Vorgehen gehe "zu Lasten der
Fachlichkeit" und mache Fehler möglich, die angesichts der wichtigen
Thematik nicht geschehen dürften. Sie sehe drei Hauptprobleme: Zum
einen sei häufig eine Identitätsklärung auch mit großer Anstrengung
der Betroffenen nicht möglich. Zum zweiten sei der Ermessensspielraum
bei aufenthaltsbeendenden Maßnahmen zu groß, zum dritten würden zum
Teil "widersinnige Mitwirkungspflichten" verlangt. Uwe Lübking vom
Deutschen Städte- und Gemeindebund wies darauf hin, dass man den
vielen Menschen, die derzeit nicht zurückgeführt werden könnten, eine
Perspektive eröffnen müsse. In der Praxis stammten viele der
Geduldeten aus sicheren Herkunftsländern; verweigere man ihnen die
Integration in den Arbeitsmarkt, bliebe nur die Abschiebung, die
bekanntermaßen nicht möglich sei oder man müsse ihnen weiterhin
Sozialleistungen zahlen.

Klaus Ritgen vom Deutschen Landkreistag betonte, nicht bei allen
Beteiligten habe sich die Auffassung durchgesetzt, dass auf abgelehnte
Asylbescheide grundsätzlich die Abschiebung und nicht die Aufnahme
einer Beschäftigung folgen müsse. Auch die Forderung nach einer
bundeseinheitlichen Anwendung sehe er kritisch: Es liege im Sinn eines
föderalen Systems, dass der Vollzug von Regeln unterschiedlich
ausgestaltet werde. Wer eine einheitliche Ausgestaltung und keinerlei
Entscheidungsspielräume wolle, müsse ein detailliertes Gesetz
schreiben, dass dann aber ausgesprochen komplex sei.

Die Neuregelung werde "ins Leere laufen": So lautet das Fazit von Lea
Rosenberg, Vorstandsmitglied des Fördervereins Pro Asyl. Grundsätzlich
gab sie zu bedenken, dass nicht alle Geduldeten diesen Status zu Recht
hätten: So seien im Jahr 2018 ein drittel der Entscheidungen des Bamf,
wegen derer es Verfahren gegeben habe, vor Gericht korrigiert worden.
Man müsse daher davon ausgehen, dass einer großen Zahl von
Ausreisepflichtigen der Schutzstatuts zu Unrecht verwehrt werde. Die
Erfahrung zeige, dass viele Ausländerbehörden ihre Kompetenzen nutzen
würden, um Duldungen zu verweigern oder zu verzögern. Sie habe, so
Rosenbeerg, insbesondere bei der Beschäftigungsduldung den Eindruck,
dass ein "Erfolg nicht gewollt" sei.

Professor Daniel Thym von der Universität Konstanz betonte, der
Gesetzgeber stehe Ausreisepflichtigen gegenüber vor "einem Dilemma",
weil er einerseits die Integration fördern und gleichzeitig Anreize
verhindern wolle. Wenn bekannt würde, dass es in Deutschland möglich
sei, trotz eines abgelehnten Asylantrags mit staatlicher Förderung in
Arbeit zu kommen, könne das den Anreiz erhöhen, illegal nach
Deutschland zu kommen. Im Vergleich zu den Voraussetzungen für die
Fachkräfteeinwanderung seien die Kriterien für eine
Beschäftigungsduldung deutlich geringer. Er plädiere dafür, so Thym,
sich im Gesetz auf die grundsätzlichen Vorgaben zu beschränken und auf
die Behörden und Gerichte zu vertrauen, die die Gesetze konkret und
stabil machten. Dies funktioniere in der Regel "halbwegs gut".

 * 

2. Expertenstreit über Wohnsitzauflagen

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Das Vorhaben der Bundesregierung, die seit drei
Jahren befristet geltende Wohnsitzauflage für Asylberechtigte in
Deutschland endgültig festzuschreiben (19/8692), stößt bei
Kommunalvertretern auf Zustimmung und bei Wohlfahrtsverbänden auf
Ablehnung. Das wurde bei einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses
für Inneres und Heimat am späten Montagnachmittag deutlich. Die mit
dem Integrationsgesetz vom Juli 2016 eingeführte Wohnsitzregelung für
international Schutzberechtigte, würde am 6. August dieses Jahres
außer Kraft treten. Aus Sicht der Regierung würde ohne eine
Verlängerung dieser Regelung, der zufolge schutzberechtigte Ausländer
verpflichtet sind, ihren Wohnsitz drei Jahre lang in einem bestimmten
Land und gegebenenfalls an einem bestimmten Ort zu nehmen, "ein
wichtiges integrationspolitisches Instrument für die Betroffenen und
die zu diesem Zweck erforderliche Planbarkeit der Integrationsangebote
von Ländern und Kommunen entfallen", heißt es in dem Gesetzentwurf.

Die Wohnsitzauflage habe sich bewährt, sagte Marc Elxnat vom Deutschen
Städte- und Gemeindebund während der Anhörung und begrüßte das
Regierungsvorhaben. Eine Entfristung der geltenden Regelung bedeute
nicht, dass dies damit für alle Zeiten festgeschrieben ist, befand er.
In den Städten und Gemeinden gebe es die Befürchtung, dass es im Falle
einer Außerkraftsetzung der Wohnsitzregelung zu einer Konzentration
spezieller Communitys in den Städten komme, was einer Integration
nicht zuträglich sei und zu Problemen mit Wohnraumversorgung in
einzelnen Städten führen könne.

Der ländliche Raum habe ein großes Integrationspotenzial, sagte Klaus
Ritgen vom Deutschen Landkreistag. Mit dem Mittel der Einschränkung
der Wohnsitzfreiheit für einen beschränkten Zeitraum könne es
gelingen, den Flüchtlingen vor Augen zu führen, dass sie auch im
ländlichen Raum sehr gute Chancen zur Integration haben. Die geltende
Wohnsitzauflage sei ausreichend evaluiert worden, um eine Entfristung
vorzunehmen, urteilte Ritgen.

Susann Thiel vom Paritätischen Gesamtverband sprach sich gegen eine
Entfristung aus. Dagegen sprächen grundsätzliche Bedenken ebenso wie
die Erfahrungen aus der Praxis, sagte sie. Wohnsitzauflagen seien
rechtlich fraglich, da sie das Recht auf Freizügigkeit einschränkten.
Rechtlich möglich seien die Einschränkungen nur, wenn sie aus
integrationspolitischen Gründen erteilt würden. Die Frage sei also, ob
Wohnsitzauflagen die Integrationschancen steigern oder nicht, sagte
Thiel. Bislang habe es aber keine umfassende Evaluierung gegeben, die
dazu Erkenntnisse haben liefern können. "Aus unserer Sicht ist das
kein geeignetes Mittel, um die Integration von Schutzberechtigten
tatsächlich herzustellen", sagte die Verbandsvertreterin. Erfahrungen
aus der Praxis würden vielmehr auf das Gegenteil hinweisen.

Bernward Ostrop vom Deutschen Caritasverband lehnte eine Entfristung
"ohne Evaluierung" ab und schlug eine befristete Verlängerung der
Regelung vor, um eine "ordentliche Evaluierung" vornehmen zu können.
Der Caritas-Vertreter wies zugleich darauf hin, dass die geltende
Regelung in Regionen mit angespanntem Wohnungsmarkt Flüchtlinge dazu
zwingen könne, länger als angemessen in Gemeinschaftsunterkünften zu
verbleiben. Dies sei nicht integrationsfördernd.

Professor Herbert Brücker vom Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung in Nürnberg sagte, die Annahme, dass sich die
Wohnsitzauflagen positiv auf die Integration auswirken, könne
empirisch nicht bestätigt werden. Seiner Ansicht nach braucht es eine
systematische Evaluation des Gesetzes. Jetzt eine "Entfristung auf
Dauer" festzuschreiben, sei "nicht sinnvoll". Er halte eine
Verlängerung der Wohnsitzauflage um ein Jahr für richtig, sagte
Brücker. Was die Bedenken der Kommunen angeht, ein Wegfall der
Wohnsitzauflage könne zu einer Konzentration in den Großstädten
führen, so fänden sich bei genauerer Betrachtung der Zahlen starke
Zuzüge ebenso wie starke Wegzüge. Eventuellen Risiken für tatsächlich
erheblich über dem Bundesdurchschnitt betroffene Kommunen könne mit
einem Zuzugsstopp begegnet werden, schlug Brücker vor.

 * 

3. Anhörung zum Menschenrechtsbericht

Menschenrechte/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) Der 13. Bericht der Bundesregierung über ihre
Menschenrechtspolitik (19/7730) steht am Mittwoch ab 15 Uhr im
Mittelpunkt einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Zu der Veranstaltung im Raum
E.200 des Paul-Löbe-Hauses sind sieben Sachverständige geladen: Markus
Beeko (Amnesty International), Ulrich Delius (Gesellschaft für
bedrohte Völker), Rainer Dopp (Nationale Stelle zur Verhütung von
Folter), Monika Hauser (medica mondiale e. V.), Michael Krennerich
(Universität Erlangen-Nürnberg und Nürnberger Menschenrechtszentrum),
Michael Ley (ehemaliger Direktor des Ludwig Boltzmann Instituts für
Menschenrechte Wien) sowie Christian Mihr (Reporter ohne Grenzen).

Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich vorab unter Angabe von
Name, Vorname und Geburtsdatum per E-Mail
(menschenrechtsausschuss@bundestag.de) beim Sekretariat des
Ausschusses anzumelden. Für den Einlass ist ein Personaldokument
erforderlich.

 * 

4. Deutsche Sprachkurse in Weißrussland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung liegen keine eigenen
Erkenntnisse zu der Zahl der Deutschstämmigen in Weißrussland vor.
"Laut belarussischer Volkszählung von 2009 lebten 2.474
deutschstämmige Personen in Belarus", heißt es in der Antwort
(19/10475) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9492). Bei der
vorangegangenen Volkszählung 1999 seien 4.805 deutschstämmige Personen
erfasst worden.

In den Jahren 2014 bis 2018 seien von deutscher Seite Finanzmittel in
Höhe von rund 4,3 Millionen Euro in Weißrussland bereitgestellt worden
für die Förderung der deutschen Sprache durch Sprachkurse und
Unterstützung von ausländischen Einrichtungen, die Deutsch als
Fremdsprache lehren.

 * 

5. Kosten des Kosovo-Engagements

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach einer Bilanz des deutschen Engagements im
Kosovo erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/10436). Die Bundesregierung soll Auskunft geben über die
jeweiligen "Kosten des deutschen politischen, militärischen
beziehungsweise zivilen Engagements" des Auswärtigen Amtes und der
Ministerien für Verteidigung, wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Inneres, Wirtschaft und gegebenenfalls weiteren
Geschäftsbereichen.

 * 
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BUNDESTAG/8498: Heute im Bundestag Nr. 641 - 03.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 641

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Juni 2019, Redaktionsschluss: 18.25 Uhr

1. Verbände begrüßen Gesetz trotz Kritik



1. Verbände begrüßen Gesetz trotz Kritik

Verteidigung/Anhörung

Berlin: (hib/AW) Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf des
Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetzes (19/9491) stößt bei
Verbänden und Interessenvertretungen der Soldaten prinzipiell auf
Zustimmung. Kritisch werden hingegen die geplanten Änderungen bei der
wöchentlichen Arbeitszeit bewertet. Dies wurde in einer öffentlichen
Anhörung des Verteidigungsausschusses zu dem Gesetzentwurf und einen
Antrag der AfD-Fraktion (19/9962) am Montag deutlich. Die AfD fordert
in ihrem Antrag, die 41-Stunden-Woche im Grundbetrieb der Bundeswehr
zu kippen und die wöchentliche Dienstzeit zu flexibilisieren. An der
Anhörung nahmen Vertreter des Bundeswehrverbandes, des Verbandes der
Beamten der Bundeswehr, des Verbandes der Reservisten der Deutschen
Bundeswehr, der Verbandes der Soldaten der Bundeswehr sowie der
Vereinten Dienstleistungsgesellschaft Verdi teil.

Der Vorsitzende des Deutschen Bundeswehrverbandes (DBwV), André
Wüstner, begrüßte die Gesetzesinitiative ausdrücklich. Mit dem Gesetz
würde eine Reihe von Verbesserungen für die Soldaten umgesetzt, die
der Bundeswehrverband bereits in der vergangenen Legislaturperiode
eingefordert habe. Dazu gehöre, dass zukünftig die Leistungen aus dem
Einsatzversorgungsgesetz für geschädigte Soldaten nicht nur im Fall
von Auslandseinsätzen der Bundeswehr gewährt werden sollen, sondern
auch bei den "einsatzgleichen Verpflichtungen", die kein eigenes
Bundestagsmandat erfordern. Es sei allerdings nicht einsichtig, dass
die Einsatzversorgung erst ab einer Gefährdungslage der Stufe 3 gelten
soll. Dies sei mit der Fürsorgepflicht des Dienstherren für die
Soldaten nicht vereinbar. Wüstner forderte, dass die Einsatzversorgung
bereits ab der Stufe 2 gewährt wird. Ebenso kritisch bewertete
Wüstner, dass nach der Gesetzesvorlage die Kostenübernahme bei der
Einbeziehung von Angehörigen in die Therapiemaßnahmen für
einsatzgeschädigte Soldaten auf drei Wochen beziehungsweise drei
Maßnahmen pro Kalenderjahr begrenzt werden sollen. Dies monierte auch
Christoph Max vom Hagen, Bundesgeschäftsführer des
Reservistenverbandes.

Auf Ablehnung stößt bei den Verbänden vor allem die im Soldatengesetz
geplante Ausweitung von Ausnahmen von der 41-Stunden-Woche im
Grundbetrieb der Bundeswehr. Eine Ausweitung der wöchentlichen
Arbeitszeit auf bis zu 44 Stunden sei schon deshalb abzulehnen, weil
der Gesetzentwurf keine Kompensation für die geleistete Mehrarbeit
vorsehe, sagte Wüstner. Der Bundesvorsitzende des Verbandes der
Soldaten der Bundeswehr, Thomas Huhndorf, wies darauf hin, dass sich
die eingeführte 41-Stunden-Woche bislang weitestgehend bewährt habe.
Eine Ausweitung der Ausnahmen von der Regelarbeitszeit auf bis zu 44
Wochen-Stunden sei kontraproduktiv, wenn man die Attraktivität der
Bundeswehr als Arbeitgeber steigern wolle. In diesem Sinne äußerte
sich auch Nils Kammradt von Verdi. Bei der Einführung der
41-Stunden-Woche für Beamte sei von der Politik ursprünglich
versprochen worden, dass man nach einer Übergangszeit wieder zur 39
Stunden-Woche zurückkehren wolle. Dies müsse auch für die Soldaten
gelten. Zudem seien die Regelungen für die Ausnahmen von der
41-Stunden-Woche viel zu unbestimmt definiert. Auch Hans Liesenhoff,
stellvertretender Bundesvorsitzender des Verbandes der Beamten der
Bundeswehr, plädierte dafür, an der 41-Stunden-Woche im Grundbetrieb
als attraktivitätssteigernder Maßnahme festzuhalten.

 * 
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BUNDESTAG/8497: Heute im Bundestag Nr. 640 - 03.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 640

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 3. Juni 2019, Redaktionsschluss: 18.04 Uhr

1. Aus ausländischen Erfahrungen lernen



1. Aus ausländischen Erfahrungen lernen

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Mit der Beruflichen Aus- und Weiterbildung in
digitalisierten Regionen hat sich die Enquete-Kommission "Berufliche
Bildung in der digitalen Arbeitswelt" in einer öffentlichen Anhörung
beschäftigt. "In der zweiten Sitzung zum internationalen Vergleich
wollen wir uns mit den Beschäftigungsstrukturen und
Qualifizierungspfaden im Silicon Valley, Singapur und Estland
beschäftigen und erfahren, was sie dort anders oder besser machen und
möglicherweise warum", eröffnete der Vorsitzende Stefan Kaufmann (CDU)
die 11. Sitzung des Gremiums.

Matthias Pilz vom Institut für Berufs-, Wirtschafts- und
Sozialpädagogik der Universität zu Köln berichtete von den
Berufsbildungssystemen in Japan, China und Indien. Japan sei ein gutes
Beispiel dafür, dass die Betriebe sehr aktiv seien, was die
Investitionsbereitschaft in Ausbildungen angehe: "Dort beträgt die
Abiturientenquote 98 Prozent. Somit studieren circa 70 Prozent der
Schulabgänger, denn ein berufliches Bildungssystem existiert nicht",
sagte Pilz. Stattdessen fänden hauptsächlich trainings on the job im
Betrieb statt, für die keine Vorerfahrung nötig sei. Ziel der Betriebe
sei viel mehr, die Leute "zurechtzuschmieden", gleichzeitig sei die
Bereitschaft von außen zu lernen sehr hoch. "Unternehmen melden ihren
Partnern freie Stellen und die Lehrkräfte vor Ort schauen dann, wer
ein geeigneter Kandidat dafür sein könnte", erklärte Pilz. Dieses
System funktioniere aufgrund des wechselseitigen Zugangsmechanismus
gut und das nicht nur bei Großbetrieben.

In China gebe es hingegen ein starkes Vollzeitsystem, das vom Staat
und weniger von den Betrieben vorangetrieben werde. "Interessant ist
die sehr gute bis hervorragende Ausstattung der Berufsschulen in den
Städten und auch, dass eine subtile Aufwertung der beruflichen Bildung
stattfindet, weil insbesondere in den Küstenregionen Fachkräfte
gefragt sind", sagte Pilz. Aber auch reagiere man mit
unternehmenseigenen Klassen und Zusatzangeboten, die den
Standardlehrplan ergänzen. Ganz anders sehe es in Indien aus, einem
Land, in dem weder der Staat noch die Betriebe
Investitionsbereitschaft zeigten. Pro Jahr strömen zwischen 12 und 13
Millionen Jugendliche in das Berufsbildungssystem, doch die
Ausbildungskapazität sei viel geringer, sodass fast 90 Prozent der
Jugendlichen im informellen Sektor landen würden. Im Land gebe es nur
wenige Bildungseinrichtungen, die relativ schlecht ausgestattet seien
und eine geringe Wertschätzung gegenüber Ausbildungsberufen, obwohl
der Bedarf groß sei. Zudem gebe es keine Betriebsbindung, sodass es
gut sein könne, dass 50 Prozent der Normalbeschäftigten nach den
Sommerferien nicht wieder im Betrieb auftauchten, berichtete Pilz.

Mit Blick auf die Entwicklung der Berufsbildung im Ausland müsse in
Deutschland überlegt werden, inwieweit das berufliche Bildungssystem
geweitet werden könne, um hybride Formen weiter auszubauen,
Kooperationen und die Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit weiter zu
fördern, damit es nicht zu einer noch stärkeren Akademisierung komme,
plädierte Pilz.

Konstantinos Pouliakas vom Europäischen Zentrum für die Förderung der
Berufsbildung (CEDEFOP) berichtete von der Situation in den
EU-Mitgliedstaaten: "Wir haben erhoben, dass 70 Prozent der Jobs in
der EU grundlegende digitale Kompetenzen voraussetzen", sagte
Pouliakas. Die Wahrscheinlichkeit, dass Jobs automatisiert oder
ersetzt werden liege nach eigenen Berechnungen bei etwa 14
Prozent - im Verkehrs-, Finanz- und Fertigungssektor sei sie dabei
deutlich höher als dort, wo direkte Interaktionen gefordert seien,
etwa im Bildungs-, Gesundheits- oder Dienstleistungssektor. Immer
wichtiger werde zudem, wie Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt
navigieren und sich selbst organisieren können. Auch wenn etliche
Länder versuchten in digitale Strategien zu investieren zeigten sich
dabei deutliche Unterschiede: "Die digitalen Pioniere sind vor allem
die skandinavischen und die Benelux-Länder sowie Estland. Die, die
hinterherhinken, sind Zypern, Rumänien, Portugal und Griechenland",
berichtete Pouliakas. Der Berufsbildung-Experte warnte davor, neben
den Investitionen in technologische Kompetenzen wie Datenalphabetismus
die kognitiven und menschlichen Fähigkeiten zu vernachlässigen.

Rita Siilivask vom Ministerium für Bildung und Wissenschaft in Estland
berichtete, dass der aktuelle Stand der Digitalisierung im Land das
Ergebnis eines langen Prozesses zwischen öffentlichem und privatem
Sektor sei. "Estland hat eine sehr technikbegeisterte Bevölkerung und
eine proaktive Regierung, deren strategisches Ziel es über Jahrzehnte
war, E-Estonia aufzubauen", berichtete sie. 99 Prozent der Bevölkerung
sei online und es finde ein guter Datenaustausch zwischen den Systemen
statt.

"Berufliche Schulen sind unabhängig und können auf Bedarfe eingehen",
sagte Siilivask. Im Land gebe es 32 Institute für Berufliche Bildung
und sechs für höhere Bildung, orientiert werde sich dabei immer am
europäischen Qualifikationsrahmen. Aber auch in Estland seien die
Arbeitsplätze noch nicht ausreichend digitalisiert, was auch an den
kleinen und mittleren Unternehmen liege. Die Unternehmen seien jedoch
stark in Schulräten und bei der Ausarbeitung von Berufsstandards mit
einbezogen. "Wir lehren Problemlösungsfertigkeiten und wollen ein
Bewusstsein schaffen für Informationstechnologien ab der
Vorschulbildung", erklärte Siilivask. Wichtig sei dafür insbesondere
die kontinuierliche Evaluation über Bewertungsinstrumente und ein
Beobachtungssystem für Bedarfe auf dem Arbeitsmarkt.
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1. Datenaspekte im Fokus der KI-Enquete



1. Datenaspekte im Fokus der KI-Enquete

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder der Enquete-Kommission "Künstliche
Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche,
soziale und ökologische Potenziale" haben sich am Montagnachmittag
schwerpunktmäßig mit dem Thema Daten befasst. Vier Sachverständige
trugen dazu in öffentlicher Sitzung im Rahmen eines Fachgespräches
vor. Zuvor hatte die Philosophin Judith Simon in der Sitzung
öffentlich zu Fragen von Gerechtigkeit und Diskriminierungsfreiheit
referiert. Die den Vorträgen jeweils folgende Fragerunde fand in
nicht-öffentlicher Sitzung statt.

Judith Simon (Universität Hamburg) konzentrierte sich in ihrem Vortrag
vor allem auf Aspekte der Diskriminierung, die sie als
"ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von Gleichen oder
ungerechtfertigte Gleichbehandlung von Ungleichen" verstand. Im
Kontext der Künstlichen Intelligenz (KI) problematisierte die
Inhaberin des Lehrstuhls für Ethik in der Informationstechnologie,
dass beim maschinellen Lernen, weil dort mit Daten der Vergangenheit
trainiert werde, Prognosen und Empfehlungen die Vergangenheit in die
Zukunft fortschrieben. Dadurch könnten "bestehende gesellschaftliche
Ungerechtigkeiten durch den Einbau in scheinbar neutrale Technologien
verschleiert und potentiell verstärkt werden", warnte die Philosophin.
Diese Diskriminierung sei ein Effekt von "technisch-methodischen
Entscheidungen" und erfolge nicht unbedingt mit Absicht. Simon mahnte
an, gesetzliche Anforderungen zu formulieren, die Software-Entwickler
etwa verpflichten, Maßnahmen zur Minimierung von Diskriminierung
nachzuweisen. Zudem bedürfe es Anreizen in Form von
Forschungsförderung. Simon warb für den Auf- beziehungsweise Ausbau
gut ausgestatteter Institutionen für eine "angemessene Aufsicht und
Kontrolle". Anforderungen an die Minimierung von Diskriminierung
sollten sich grundsätzlich an der Eingriffstiefe sowie daran, ob ein
System unumgänglich ist, orientieren. Simon betonte zudem, dass nicht
nur die Software-Entwickler in der Pflicht seien: "Welche Kriterien
für Gerechtigkeit in welchem Kontext angemessen sind, ist keine
technische, sondern eine gesellschaftliche und politische Frage."

Im zweiten Fachgespräch des Tages standen verschiedene Aspekte des
Themas Daten im Fokus. Stefan Heumann, Vorstandsmitglied der Stiftung
Neue Verantwortung sowie sachverständiges Mitglied der
Enquete-Kommission, stellte Ergebnisse einer Studie zu Datenpools der
Stiftung ("Wettbewerb um Daten - Über Datenpools zu Innovationen",
April 2019) dar. Heumann betonte die Bedeutung, die Daten in der
Plattform-Ökonomie einnehmen. Führend seien dabei Unternehmen aus den
USA, aber auch aus China. In Europa gebe es mit Ausnahme von SAP keine
wesentlichen Akteure. Heumann stellte unterschiedliche Modelle für
Datenpools vor und skizzierte elementare Herausforderungen für die
Anwendung in Europa. So müssten Unternehmen vom Mehrwert von
Datenkooperationen überzeugt werden. Zudem bedürfe es Rechtssicherheit
mit Bezug auf kartellrechtliche sowie datenschutzrechtliche Fragen.
Technologisch bestünde Bedarf für Standards im Bereich Daten und
maschinelles Lernen sowie für die Weiterentwicklung dezentraler
KI-Modelle. Governanceseitig sei zudem über Regen für Datenpools
nachzudenken, führte Heumann aus.

Boris Otto vom Fraunhofer-Institut für Software- und Systemtechnik
stellte Grundzüge des Projekts "International Data Space" (IDS) vor.
Ziel der Initiative sei es, eine Architektur für "Datensouveränität in
der Plattformökonomie" zu schaffen. So solle der Fluss der Daten über
verschiedene Plattformen hinweg unter Wahrung der Datensouveränität
ermöglicht werden. Datensouveränität bedeute dabei die
Selbstbestimmung des Datengebers über die Verwendung der Daten. Dies
sei Voraussetzung dafür, dass Unternehmen ihre Daten überhaupt
teilten. Otto sah die Politik in der Pflicht, entsprechende
Rahmenbedingungen etwa durch die gesetzliche Verankerung von
Grundsätzen zu schaffen.

Norbert Pohlmann (Westfälische Hochschule Gelsenkirchen) umriss
zunächst Chancen des KI-Einsatzes im Bereich Cyber-Sicherheit.
KI-Systeme könnten etwa zur Unterstützung und Entlastung von
Cyber-Sicherheitsexperten dienen. In Hinblick auf den Bereich Daten
empfahl der Leiter des Instituts für Internet-Sicherheit unter
anderem, Standards für die Datenqualität von KI-Systemen zu definieren
und zu etablieren. Enorm wichtig, gerade für den Mittelstand, sei
zudem die Förderung einer "leistungsstarken KI-Infrastruktur", sagte
Pohlmann und verwies etwa auf die Notwendigkeit europäischer
Datenpools.

Elisa Lindinger von der Open Knowledge Foundation thematisierte den
Zugang zu öffentlichen Daten. Diese seien "eine vielversprechende
Grundlage für neue KI-Anwendungen" etwa in der Städte- oder
Verkehrsplanung, sagte Lindinger. Der Zugang sei in Deutschland
allerdings nicht gegeben. Dies könne durch ein bundesweites
Transparenzgesetz ermöglicht werden, regte die Sachverständige an.
Zudem müsse "Open by Default" zur Maxime öffentlicher
Verwaltungsarbeit werden. Im Umgang mit öffentlichen Daten mahnte
Lindinger den Schutz personenbezogener Daten an. Sie verwies auf
bestehende technische Verfahren und internationale Ansätze, die
zeigten, "wie offene Daten, Datensouveränität und Datenschutz Hand in
Hand gehen können".
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1. Werkstätten fordern neues Entgeltsystem



1. Werkstätten fordern neues Entgeltsystem

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Werkstätten für Menschen mit Behinderungen
befürchten wirtschaftliche Nachteile durch die geplante Anhebung des
Ausbildungsgeldes. Das wurde während einer Anhörung des Ausschusses
für Arbeit und Soziales am 3. Juni 2019 deutlich. Zur Diskussion stand
ein Gesetzentwurf (19/9478) der Bundesregierung zur Anpassung der
Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes.

Durch den Entwurf sollen einerseits die jüngsten Änderungen beim
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) nach- und mitvollzogen
werden. Zum anderen sollen die Verfahrensvorschriften vereinfacht
werden, um die Harmonisierung mit dem BAföG künftig mit geringerem
Verwaltungsaufwand zu erreichen. Im Detail sieht der Entwurf unter
anderem vor, die Unterkunftskosten in der Berufsausbildungsbeihilfe
und im Ausbildungsgeld einheitlich zu pauschalieren. Außerdem soll die
Bedarfsstruktur des Ausbildungsgeldes deutlich vereinfacht und an jene
der Berufsausbildungsbeihilfe angeglichen werden. Die Höhe des
Ausbildungsgeldes soll an die BAföG-Bedarfssätze angeglichen werden.
Erhöhungen soll es auch im Bereich der Werkstätten für Behinderte
geben.

In der Anhörung betonte Heiko Buschbeck von der
Landesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen Sachsen,
dass es prinzipiell ein gutes Zeichen der Wertschätzung sei, das
Ausbildungsgeld zu erhöhen. Jedoch überfordere selbst eine stufenweise
Erhöhung des Ausbildungsgeldes von derzeit 80 Euro auf 117 Euro ab 1.
August viele Werkstätten finanziell. "Erhöhungen dieser Dimension sind
am Markt nicht durchsetzbar", sagte Buschbeck und schlug vor, mit der
Erhöhung erst ab Januar 2020 zu beginnen. "Das würde uns schon
helfen." Michael Weber von der Landesarbeitsgemeinschaft Werkstätten
für behinderte Menschen in Nordrhein-Westfalen warnte, die Werkstätten
würden an ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gebracht, da deren
Produkte für viele Abnehmer zu teuer würden. Eine Stufenlösung sei
zwar besser, aber nicht optimal. Sowohl Buschbeck wie auch Weber
plädierten dafür, das Entlohnungssystem der Werkstätten insgesamt neu
zu organisieren. Weber schlug eine "Entlohnung aus einer Hand" vor,
anstatt wie bisher das Entgelt in Leistungen unterschiedlicher Träger
zu stückeln. Buschbeck fragte: "Warum wird das Ausbildungsgeld
öffentlich finanziert, während der Grundbetrag (als ein Teil des
Werkstattentgeltes) von den Werkstätten erwirtschaftet werden muss?"
Er plädierte dafür, sowohl das Ausbildungsgeld als auch den
Grundbetrag öffentlich zu finanzieren.

Positiv im Hinblick auf die Fachkräftesicherung bewerteten sowohl der
Deutsche Gewerkschaftsbund als auch die Bundesvereinigung der
Arbeitgeberverbände die geplanten Erhöhungen der Ausbildungsentgelte.
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PRESSEKONFERENZ/1866: Regierungspressekonferenz vom 3. Juni 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Regierungspressekonferenz vom 3. Juni 2019

Themen: Lage im Sudan, Medienberichte über eine Anzeige von
Menschenrechtsanwälten gegen Mitgliedstaaten der EU wegen ihrer
Migrationspolitik vor dem Internationalen Strafgerichtshof, Zustand der
Großen Koalition, Situation in der Ukraine


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Alter (BMI), Fähnrich (BMVg)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Burger: Ich habe Ihnen eine Erklärung zum Thema Sudan vorzutragen: Wir sind
zutiefst über die jüngste Entwicklung in Khartum besorgt. Sicherheitskräfte
haben das Protestgelände vor dem Armeehauptquartier geräumt. Dies geschah
offenbar unter dem Einsatz von Schusswaffen und es gab Tote und zahlreiche
Verletzte. Diese Gewalt ist nicht zu rechtfertigen und muss sofort
aufhören.

Die gewaltsame Räumung des Protestgeländes gefährdet in erheblichem Maße
den Prozess der Übergabe der Regierungsgewalt an eine zivil geführte
Regierung. Zu dieser Übergabe in den nächsten Wochen hatte die Afrikanische
Union den Militärrat mehrfach aufgerufen und der Militärrat hatte sich dazu
auch verpflichtet.

Deutschland unterstützt die Bemühungen der Afrikanischen Union und der
Vereinten Nationen. Wir rufen die Verhandlungspartner dazu auf,
Eskalationen zu vermeiden und an den Verhandlungstisch zurückzukehren.
Vielen Dank!

Frage: Herr Burger, vor dem Hintergrund der tödlichen Proteste wurde auch
das Büro von Al Jazeera in Khartum geschlossen. Gibt es darauf eine
Reaktion?

Burger: Wir haben über diesen Vorgang noch keine eigenen Erkenntnisse und
kennen die Hintergründe nicht. Wenn sich das so bestätigen sollte, dann
wäre das aus unserer Sicht natürlich sehr kritisch zu beurteilen. Sie
kennen unser Engagement für die Pressefreiheit weltweit. Die Freiheit der
Berichterstattung ist zu gewährleisten.

Frage: Ist die Bundesregierung irgendwie aktiv in die Verhandlungen oder
die Herbeiführung von Verhandlungen involviert?

Burger: Wir konzentrieren uns derzeit darauf, die dortigen Bemühungen der
Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen zu unterstützen. Dort
gehören diese Vermittlungsbemühungen hin, und das unterstützen wir.

Frage: In welcher Weise sind deutsche Staatsbürger möglicherweise von einer
veränderten Sicherheitslage betroffen? Gibt es da Empfehlungen oder
Kontakte?

Helfen Sie mir; ich weiß es aus dem Stand heraus nicht: Ist Deutschland
nicht an der Polizeiausbildung beteiligt oder beteiligt gewesen? Ist das
noch relevant und existent? Wird das im Moment eingefroren? Können Sie uns
einen Überblick über die Lage geben, vielleicht auch vonseiten des
Bundesinnenministeriums?

Burger: Nach unserem Kenntnisstand befinden sich zurzeit ungefähr 200
deutsche Staatsangehörige in Sudan. Mit denen steht unsere Botschaft in
Khartum auch in Kontakt. Unsere Botschaft ist auch nach wie vor telefonisch
erreichbar.

Wir haben derzeit keine Hinweise darauf, dass deutsche Staatsangehörige im
Zuge der jüngsten Eskalationen zu Schaden gekommen sind. Wir beobachten das
aber ganz genau. Es wird heute auch eine Telefonschaltung mit der Botschaft
unter Leitung des Krisenbeauftragten des Auswärtigen Amtes stattfinden.
Natürlich aktualisieren wir auch unsere Reise- und Sicherheitshinweise
ständig.

Auf die Frage, ob im Moment möglicherweise in amtlicher Funktion
befindliche deutsche Kräfte betroffen sein könnten, müsste ich die Antwort
nachreichen. Dazu habe ich den aktuellen Stand nicht vorliegen.

Alter: Vielleicht kommt von mir noch ergänzend: Sie erkennen ja, dass die
Information relativ frisch ist. Es müssen jetzt Gespräche geführt werden,
aus deren Ergebnis man Schlussfolgerungen ziehen muss. Dabei wird
selbstverständlich auch der Aspekt eine Rolle spielen, dass man das
Engagement in diesem Land derzeit sozusagen in die Gesamtschau mit
einbezieht, aber ich kann da momentan keine Entscheidung vorwegnehmen.

Zusatzfrage: Gibt es direkte Kontakte zwischen der Bundesregierung, dem
Auswärtigen Amt und dem Militärrat, oder läuft das alles, wie Sie sagten,
über die Afrikanische Union?

Burger: Aus unserer Sicht ist der richtige Kanal für die Vermittlung in
dieser innenpolitischen Krise im Moment wie gesagt der Kontakt zwischen den
Vereinten Nationen, der Afrikanischen Union und den Parteien im Sudan.

Frage: Ich hätte eine Frage zu Libyen. Heute werden Menschenrechtsgruppen
beim Internationalen Strafgerichtshof um eine Voruntersuchung gegen
europäische Regierungen bitten, die für die Rücksendung tausender Migranten
nach Libyen und somit auch für ihre dortige Misshandlung verantwortlich
sein sollen. Explizit werden Frankreich, Italien und Deutschland genannt.
Sieht sich die Bundesregierung für die Rücksendung der Migranten
verantwortlich? Was tut die Bundesregierung, um die Misshandlung von
Migranten in Libyen zu verhindern?

StS Seibert: Ich kann zunächst einmal sagen, dass wir die Medienberichte,
wonach diese Anwälte unter anderem die Bundesregierung - mit anderen - beim
Internationalen Strafgerichtshof angezeigt haben, zur Kenntnis genommen
haben. Zu laufenden Verfahren - das wissen Sie - äußern wir uns nicht. Ich
will trotzdem für die Bundesregierung ganz klar sagen: Den Vorwurf, wir
seien für die Zustände in Libyen verantwortlich, weise ich zurück.

Die Bundesregierung setzt sich gemeinsam mit der Europäischen Union, mit
dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen und mit der Internationalen
Organisation für Migration beständig dafür ein, dass sich die Situation von
Flüchtlingen und Migranten in Libyen verbessert.

Wir setzen uns dafür ein, die freiwillige Rückkehr und Reintegration von
Migranten in ihre Heimatländer zu fördern. Wir setzen uns dafür ein, dass
sichere, legale Wege für schutzbedürftige Flüchtlinge gestärkt werden. Wir
setzen uns insbesondere dafür ein, dass es Alternativen zu diesen
sogenannten "detention centers" gibt, in denen - das wissen wir - zum Teil
schlimme Zustände herrschen. Es gibt zum Beispiel eines, das vom
Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen betrieben wird, eine
Alternative zu diesen "detention centers", ein Transitzentrum für besonders
schutzbedürftige Flüchtlinge in Tripolis, eine "Gathering and Departure
Facility". Von dort werden diese Schutzbedürftigen evakuiert, um dann im
Rahmen des Resettlements Sicherheit und Schutz in anderen Staaten - zum
Beispiel auch in Deutschland - zu finden. Deutschland hat gerade in der
Vergangenheit ein Kontingent von 300 Personen von dort übernommen, und die
Bundeskanzlerin hat gerade Anfang des letzten Monats bei ihrem Besuch in
Niger angekündigt, dass wir ein weiteres Kontingent von 300 Menschen aus
dieser Gruppe der besonders Schutzbedürftigen in Deutschland aufzunehmen
bereit sind.

Das ist unser Einsatz in einer sehr, sehr schwierigen Situation, die in
Libyen herrscht. Deswegen würde ich also auf jeden Fall diesen Vorwurf, wir
seien für die Zustände zuständig oder verantwortlich, zurückweisen.

Zusatzfrage: Es wird auch explizit die Entscheidung, die Mission "Mare
Nostrum" zu beenden und sie durch eine Mission zu ersetzen, die nicht
direkt vor der libyschen Küste patrouilliert, für den Tod tausender
Menschen im Mittelmeer verantwortlich gemacht. Ich weiß, dass die
Bundesregierung darauf oft Antwort gegeben hat. Aber gibt es dazu im Lichte
dieses Versuchs, eine Anklage zu erreichen, jetzt noch einmal eine
Stellungnahme?

StS Seibert: Dazu gibt es keine neue Position der Bundesregierung. Der
Auftrag dieser Operation "Sophia" - - - Auf die beziehen Sie sich ja, wenn
ich das richtig verstehe, oder?

Zusatz: Die kam ja danach, soweit ich weiß.

StS Seibert: Ach so. Gut, ich war jetzt bei der Operation "Sophia". Dann
verstehe ich Ihre Frage vielleicht nicht ganz.

Zusatzfrage: Die Mission "Mare Nostrum", die bis 2014 lief, ging ja bis vor
die Küste von Libyen. Danach war das nicht mehr so. Die Zahl der Geretteten
- jedenfalls durch internationale Schiffe - ist drastisch zurückgegangen.
Ich weiß nicht, ob Sie oder Herr Fähnrich dazu noch einmal Stellung nehmen
wollen.

Fähnrich: 2014/2015? Mir sagt das jetzt auch nichts, wenn es nicht "Sophia"
oder die davor gewesene Rettungsaktion auf nationaler Ebene gewesen ist,
die ja niemals einen Fuß an Land gesetzt hat oder in den libyschen
Hoheitsgewässern gewesen ist. Das war ja alles im freien Seeraum außerhalb
der libyschen Hoheitsgewässer.

StS Seibert: Europa bekennt sich ja zu der Aufgabe, die libysche
Küstenwache auszubilden und zu stärken und in die Lage zu versetzen, ihren
Seeraum, ihren Küstenraum sozusagen selber zu kontrollieren. An dieser
Aufgabe haben wir uns ja auch beteiligt, das ist auch ein Teil der
europäischen Mission dort, und da sind erhebliche Fortschritte erzielt
worden.

Frage: Herr Seibert, Sie sagten, dass Sie eine Verantwortung abweisen. Wie
ist es denn mit einer Mitverantwortung für die Zustände in Libyen? Weisen
Sie die auch zurück?

StS Seibert: Deutschland bemüht sich mit anderen europäischen Partnern, die
Verhältnisse, die Lebensverhältnisse der Migranten und Flüchtlinge in
Libyen, die zum Beispiel sehr, sehr schlecht sind, zu verbessern. Das,
denke ich, kann man aus dem, was wir hier in den vergangenen Wochen und
Monaten zu diesem Thema zu berichten hatten, immer wieder auch belegen.
Unsere Zusammenarbeit mit der Internationalen Organisation für Migration,
die dort konkret Migranten zugutekommt, unsere Zusammenarbeit mit dem 
UN-Flüchtlingshilfswerk, das konkret Flüchtlingen zugutekommt, unsere
Bereitschaft, ein weiteres Kontingent besonders Schutzbedürftiger zu
übernehmen: Das alles sind Bemühungen zugunsten der Menschen dort.

Frage: Nichtsdestotrotz, Herr Seibert: In den vergangenen Jahren, als
dieses Thema diskutiert wurde, war es ja immer die Position der
Bundesregierung, die Sie auch persönlich vertreten haben, dass man keine
Pull-Faktoren herstellen wolle, die dafür sorgen, dass sich noch mehr
Flüchtlinge über Libyen auf den gefahrvollen Weg machten. Sie wollten - das
waren immer Ihre Zitate - nicht das Geschäft der Schlepper befördern. Das,
worauf sich jetzt die Anwälte beziehen, sind aber offenbar doch Tote,
gestorbene Menschen, die zwischen die Mühlsteine einer weiter andauernden
Schlepperpolitik und des Einstellens oder Herunterfahrens von
Hilfsmaßnahmen - auch seitens der EU - geraten sind. Wenn dieses Szenario -
und ich glaube, wir haben die Diskussion alle noch in Erinnerung - so
stimmt, hat Deutschland oder die EU dann nicht doch ein Stück weit eine
Mitverantwortung dafür, dass Menschen zwischen diese Mühlsteine geraten und
dann eben - den Bemühungen, die Sie schildern, die ja keiner bestreitet,
zum Trotz - zu Tode kommen?

StS Seibert: Erstens. Wenn es da jetzt eine Anzeige beim Internationalen
Strafgerichtshof gibt, dann wird die dort bearbeitet werden und dann würde
ich mich zu einem laufenden Verfahren - zumal ich die Anklageschrift nicht
im Detail kenne - hier nicht äußern wollen.

Zweitens. Jeder, der im Mittelmeer als Flüchtling oder Migrant zu Tode
kommt, ist einer zu viel. Die Schuld an diesen Todesfällen tragen in
allererster Linie die kriminellen Schlepper und Schleuser, die diese
Menschen auf hohe See schaffen und ihnen dabei seeuntüchtige Boote und
defekte oder gar keine Schutzwesten mitgeben und ihnen auch noch sämtliches
Geld dafür abknöpfen. Das ist der mörderische Aspekt dieses kriminellen
Schleppergeschäfts.

Frage: Herr Seibert, inwiefern treffen denn die Unruhen innerhalb der
Parteien die Arbeit der Koalition? Wir haben jetzt, glaube ich, auch schon
erste konkrete Auswirkungen in Form einer Absage einer Reise von Herrn Maas
nach Frankreich gesehen. Gibt es noch andere Auswirkungen?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat gestern gesagt - und ich zitiere das
jetzt einmal aus der Erinnerung -, dass wir die Regierungsarbeit mit
Ernsthaftigkeit und Verantwortungsbewusstsein fortsetzen werden, weil die
großen Themen, die wir gemeinsam zu lösen haben, ja auf dem Tisch liegen.
Genau in diesem Geist und mit dieser Entschlossenheit arbeiten das
Kanzleramt und die Ministerien, die wir hier zu vertreten die Ehre haben.

Zusatzfrage: Gibt es weitere Absagen von Arbeitsbesuchen oder Ähnliches -
Herr Burger oder irgendwelche anderen Ministerien?

Burger: Ich habe abgesehen von dem Besuch, der heute in Frankreich nicht
stattfinden konnte, keine weiteren Terminveränderungen mitzuteilen.

Vorsitzender Mayntz: Gibt es ansonsten aus den anderen Häusern etwas? -
Allgemeines Kopfschütteln.

StS Seibert: Sicherlich nicht Kopfschütteln, sondern Nicken zu dem, was ich
gerade gesagt habe.

Zusatzfrage: Ihre Minister sind also alle voll bei der Regierungsarbeit?

StS Seibert: Aber natürlich.

Frage: Zum Thema D-Day/Normandie: Wird sich in diesem Zusammenhang auch das
Normandie-Format noch einmal informell mit der Situation in der Ukraine
befassen, oder ist das angesichts des historischen Ereignisses völlig
außerhalb der Diskussionsebene?

StS Seibert: Es gibt in diesem Normandie-Format immer wieder auf den
verschiedenen Ebenen Kontakte und Besprechungen, auch Treffen; aber ein
Datum für ein Treffen der Staats- und Regierungschefs im Normandie-Format
kann ich Ihnen hier im Augenblick nicht bekanntgeben.

Burger: Ich kann vielleicht ergänzen: Der Außenminister war ja am
Donnerstag in Kiew und hat dort gemeinsam mit seinem französischen
Amtskollegen ein erstes Gespräch mit dem neuen ukrainischen Präsidenten,
Herrn Selensky, geführt. In diesem Gespräch haben sich auch noch einmal
alle Seiten ausdrücklich zum Minsker Prozess und auch zum N4-Format, zum
Normandie-Format als dem Rahmen bekannt, in dem über diesen Prozess
gesprochen wird.

Montag, 3. Juni 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 3. Juni 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-3-juni-2019-1634174
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AUSSEN/1897: Militärregime im Sudan muss sinnlose Gewalt sofort beenden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Juni 2019

DJIR-SARAI: Militärregime im Sudan muss sinnlose Gewalt sofort
beenden



Zur Lage im Sudan erklärt der außenpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Seit Monaten beobachten wir eine überaus angespannte Lage im Sudan.
Dass sie nun in einer Eskalation gipfelt, war abzusehen. Auf
friedliche Demonstrationen mit Gewalt zu reagieren und wahllos auf
Zivilisten zu schießen, ist barbarisch. Das Militärregime muss diese
sinnlose Gewalt sofort beenden und Gespräche zulassen. Es muss der
Opposition die Möglichkeit geben, sich einzubringen. Die Ankündigung
von vorgezogenen Neuwahlen ist ein erster positiver Schritt.
Inwieweit sie wirklich kommen, bleibt abzuwarten. Die internationale
Gemeinschaft ist aufgefordert, Druck auf das Militärregime auszuüben,
damit die Gewalt endet und der Weg zur Demokratie geebnet wird. Der
Sudan braucht freie und faire Wahlen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





BILDUNG/942: Schüler müssen auch im Unterricht von digitaler Bildung profitieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Juni 2019

SUDING: Schüler müssen auch im Unterricht von digitaler Bildung
profitieren



Zur Studie des Rats für Kulturelle Bildung über YouTube-Lernvideos
erklärt die stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding:

"Die Studie macht deutlich, dass Jugendliche längst Vorreiter bei der
Bildungsrevolution sind, da sie Lernvideos für die Schule und
Hausaufgaben nutzen. Das ist eine gute Entwicklung, denn Lernvideos
unterstützen Jugendliche unabhängig von der Hilfe ihrer Eltern und
sorgen so für mehr Chancengerechtigkeit. Schüler müssen jedoch auch
im Unterricht von digitaler Bildung profitieren. Der Digitalpakt
sorgt in einem ersten Schritt dafür, dass die Schulen mit technischen
Geräten und W-LAN ausgestattet werden. Um in entsprechende
Lehrerausbildung und -fortbildungen sowie in digitale Schulbücher und
Lernsoftware zu investieren, brauchen wir darüber hinaus einen
Digitalpakt 2.0. Durch den Einsatz von digitalen Lernmitteln im
Unterricht üben Schülerinnen und Schüler den kritischen Umgang mit
ihnen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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GESUNDHEIT/943: Bundesregierung hat geweckte Erwartungen bei der Pflege nicht erfüllt


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Juni 2019

WESTIG: Bundesregierung hat geweckte Erwartungen bei der Pflege
nicht erfüllt



Zu den Ergebnissen der Konzertierten Aktion Pflege erklärt die
pflegepolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Unter dem Motto 'Masse statt Klasse' stehen die heute verkündeten
Ergebnisse der Konzertierten Aktion Pflege. Zwar sind einige
Maßnahmen wie die bessere Nutzung von Zukunftstechnologien in der
Pflege auf den ersten Blick ein Schritt in die richtige Richtung. Bei
näherer Betrachtung wird jedoch klar, dass es sich in vielen Fällen
um Selbstverständlichkeiten handelt oder sich die Bundesregierung für
längst beschlossene Maßnahmen selbst lobt. Man muss nüchtern
festhalten: Die geweckten Erwartungen wurden nicht erfüllt. Bei einem
zentralen Punkt, wie die Zukunft der Pflege finanziert werden soll,
bleiben die drei Minister unkonkret. Das ist unseriös. Ein
Maßnahmenpaket und warme Worte alleine reicht nicht aus. Die
Bundesregierung muss schleunigst nacharbeiten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4760: Brauchen echtes Einwanderungsgesetz samt Punktesystem


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Juni 2019

VOGEL: Brauchen echtes Einwanderungsgesetz samt Punktesystem



Zur Einigung beim Fachkräfteeinwanderungsgesetz erklärt der
arbeitsmarktpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Einigung der Großen Koalition ist viel zu klein gedacht. Das
vorgelegte Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist ambitionslos und wird
nicht reichen, um den Fachkräftemangel in Deutschland wirksam zu
bekämpfen. Der große Wurf ist das nicht, das sagten auch anerkannte
Migrationsexperten und regen eine große Reform an. So mutig sollten
wir sein und jetzt ein echtes Einwanderungsgesetz samt Punktesystem
nach dem Vorbild erfolgreicher Einwanderungsländer schaffen. Kanada
und Neuseeland machen uns beispielsweise erfolgreich vor, wie das
funktionieren kann. Die Union muss ihre Blockadehaltung aufgeben,
damit wir endlich besser werden im weltweiten Wettbewerb um die
klügsten Köpfe."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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HAMBURG/4776: ÖPNV braucht mehr Kapazitäten und mehr Koordination (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Juni 2019

ÖPNV braucht mehr Kapazitäten und mehr Koordination



Im HVV herrscht derzeit hamburgweit Chaos. "Der ÖPNV ist das Rückgrat
unserer Mobilität. Kommen die Versäumnisse der DB wie zum Beispiel
fehlende Wendeanlagen oder der Hochbahn, die zu wenig Ersatzbusse
plant, mit Weichenstörungen oder Polizeieinsätzen zusammen, geht das
System in die Knie", erklärt dazu die verkehrspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike
Sudmann. "Mehr als nur einmal haben wir die schlechte Planung von
Ersatzverkehren kritisiert, aber der Senat sieht keinen Bedarf, etwas
zu ändern." Kurzfristig könne eine unabhängige
Ersatzverkehrs-Koordination helfen, die bei absehbaren Sperrungen die
Ersatzkonzepte prüft und auch unternehmensübergreifenden Ersatzverkehr
organisieren kann.

Das aktuelle Chaos zeige aber auch, dass langfristig gerade der
Hamburger Süden mehr Kapazitäten brauche: "Die U4 muss endlich nach
Harburg verlängert werden, damit eine zweite Schienenverbindung über
die Elbe zur Verfügung steht", so Sudmann. "Und nach wie vor gilt: Zur
Entlastung von U- und S-Bahn braucht Hamburg dringend ein modernes
Stadtbahnnetz, das den Fahrgästen auch bei unvermeidbaren Störungen
eine akzeptable Alternative bietet."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019
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HAMBURG/4775: Geflüchtete müssen Unterkünfte mit Perspektive Wohnen verlassen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Juni 2019

Geflüchtete müssen Unterkünfte mit Perspektive Wohnen verlassen



77 Geflüchtete, darunter acht Familien mit Kindern, mussten seit
Jahresbeginn ihre Wohnung in einer Unterkunft mit Perspektive Wohnen
(UPW) verlassen und in eine beengte öffentliche Unterkunft mit wenig
Privatsphäre zurückziehen. Das zeigt eine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/17326). Insgesamt
müssen bis Jahresende etwa 1.000 Plätze in UPW-Wohnungen geräumt
werden, die dann als Sozialwohnungen vermietet werden sollen,
insbesondere an den Standorten Am Gleisdreieck, Ohlendieckshöhe und
Duvenacker. In bislang keinem einzigen Fall konnten UPW-Bewohner_innen
eine der so neu entstehenden Sozialwohnungen beziehen.

"Der Senat hat zwar seine Anstrengungen für Wohnraumvermittlung
erhöht, sie bleiben aber ein Tropfen auf den heißen Stein des
Hamburger Wohnungsmarktes. Daher ist seine lapidare Äußerung, dass
Geflüchtete in öffentlicher Unterbringung angehalten sind, sich
eigenständig um Wohnraum zu bemühen, zynisch", meint die
integrationspolitische Sprecherin der Fraktion, Carola Ensslen.
"Geflüchtete haben noch nicht einmal eine Chance, aus einer UPW in
eine so geschaffene Sozialwohnung zu ziehen. Zwar können sie sich mit
Dringlichkeitsschein oder -bestätigung theoretisch darauf bewerben,
aber praktisch hat bislang niemand eine Wohnung bekommen."

Für Geflüchtete würden die UPW so zu einem bloßen Verschiebebahnhof,
kritisiert Ensslen: "Von der Erstaufnahme bis - vielleicht - zur
eigenen Mietwohnung vergehen Jahre mit mehrfachen Umzügen. So kann
Integration nicht gelingen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2388: Seismograf der Gesellschaft (Li)


Landtag intern 4/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Seismograf der Gesellschaft

von Thomas Becker



Mehr als 5.000 Petitionen von Bürgerinnen und Bürgern haben den
Landtag im vergangenen Jahr erreicht. Die Schwerpunkte liegen seit
vielen Jahren im Sozialrecht, in den Bereichen Wohnen, Bauen, Umwelt
und Verkehr sowie im Ausländerrecht.


Manchmal ist das Glück zum Greifen nah - und doch fehlen
Zentimeter. Wenige nur, aber das kann reichen, um Wege zu versperren.
Wie bei einem hochbetagten Ehepaar aus Köln, das im eigenen Haus einen
Treppenlift einbauen wollte. Die zuständige Baubehörde lehnte einen
entsprechenden Antrag mit der Begründung ab, der Hausflur sei zu
schmal.

Um eine Lösung zu erwirken, reichte das Ehepaar eine Petition im
Landtag ein. Darin legten sie dar, dass ein Umzug für sie zu
beschwerlich und der Lift notwendig sei. Bei einer Begehung vor Ort
machte der Petitionsausschuss einen Vorschlag: Man könne das Geländer
im Treppenhaus um einige Zentimeter verlegen, um bau- und
brandschutzrechtliche Bedenken auszuräumen. Die Baubehörde stimmte dem
leicht veränderten Bauantrag schließlich zu - zur Freude des Ehepaars:
Der Weg war bereitet, um die oberen Etagen ihres Hauses wieder bequem
zu erreichen. Mit Fällen wie diesem beschäftigt sich der
Petitionsausschuss häufig. Im vergangenen Jahr trafen rund 5.000
Petitionen von Bürgerinnen und Bürgern ein, die von 21
Ausschussmitgliedern sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der
Verwaltung bearbeitet wurden. Inhaltliche Schwerpunkte liegen seit
Jahren im Sozialrecht, in den Bereichen Wohnen, Bauen, Umwelt und
Verkehr sowie im Ausländerrecht. Erreichen den Landtag mehr als
hundert Gesuche zu einer Thematik, ist von "besonderen Petitionen" die
Rede. Zuletzt war das zum Beispiel bei den Themen dauerhaftes Wohnen
in Wochenendhäusern und Verbot von Nutztiertransporten in EU-Staaten
und Drittländer der Fall.

Eingereicht wurde in diesem Jahr auch eine medienwirksame
Massenpetition, die sich für eine Verlegung des Einschulungsstichtags
für Kinder einsetzt. "Der Landtag Nordrhein-Westfalen verspricht allen
Bürgerinnen und Bürgern, dass jede einzelne Eingabe durch den
Ausschuss geprüft wird", sagt der Abgeordnete Serdar Yüksel,
Vorsitzender des Petitionsausschusses. Da die Eingaben aktuelle
Probleme aufzeigen, wirken sie insgesamt wie ein Seismograf
gesellschaftlich relevanter Themen und ein Spiegelbild dessen, was
Bürgerinnen und Bürger bewegt und ihren Unmut auslöst.

Der Ausschuss tagt rund 15 Mal im Jahr in nicht öffentlicher Sitzung.
Zu jeder Petition holt er eine Stellungnahme der zuständigen Behörde
ein und gibt eine Bewertung ab. In den meisten Fällen sind die
Stellungnahmen und die Recherchen der Landtagsverwaltung ausreichend,
damit die Abgeordneten eine Bewertung des Sachverhalts vornehmen
können. Wenn sich kein ausreichendes Bild bietet oder Fragen
offenbleiben, beschließt der Ausschuss, das aufwendige Verfahren der
Erörterung nach Artikel 41a der Landesverfassung durchzuführen - das
geschieht in 15 bis 20 Prozent der Fälle.


Im Land unterwegs

Pro Jahr sind die Abgeordneten rund 600 Mal zu Erörterungen im Land
unterwegs. In der Regel werden dazu auch die Petentinnen und Petenten
sowie Vertreter der Behörden eingeladen. Die Ministerien der
Landesregierung entsenden ebenfalls einen Vertreter. Das Erscheinen
ist für die Behörden Pflicht. Der Petitionsausschuss ist in dem
Verfahren ein Mediator zwischen Bürgern und Behörden. Die Erfolgsquote
von Petenten in den Fällen mit Erörterung liegt bei rund 50 Prozent
- und damit wesentlich höher als bei nur schriftlichen Verfahren.

Erfolgreich endete auch das Gesuch einer jungen Frau, deren
neugeborenes Baby vom Jugendamt in Obhut genommen wurde. Laut
Aktenlage hatte das Jugendamt diese Entscheidung getroffen, weil die
Petentin als geistig behindert galt und unter Betreuung stand. Im
Erörterungstermin schilderte die tieftraurige, aber selbstbewusste
Frau den Abgeordneten ihr Schicksal. Sie leide unter einer schweren
Legasthenie, sei aber nicht geistig behindert. Der Ausschuss setzte
sich für die Petentin ein; das Baby kehrte nach Monaten zu seiner
Mutter zurück.

Ein anderer Fall aus dem Ausländerrecht: Ein Petent war als Kind aus
Mazedonien geflohen. Als Analphabet und ohne deutsche Sprachkenntnisse
hatte er anfänglich Schwierigkeiten, sich im Schulsystem
zurechtzufinden. Aber er wollte auf eigenen Beinen stehen und nahm
einen Job bei einer Fastfoodkette an, wo er einen Arbeitsvertrag
erhielt. Dennoch wurden ihm die Aufenthaltsduldung und
Arbeitserlaubnis entzogen, da er wegen angeblich mangelhafter
Deutschkenntnisse nicht gut integriert sei. Beim Erörterungstermin
stellte er unter Beweis, dass er alle Voraussetzungen für eine
gelungene Integration erfüllte.

Nicht immer gelingt es, alle Beteiligten von einer gemeinsamen Lösung
zu überzeugen. So ist es dem Ausschuss aufgrund der durch Artikel 97
des Grundgesetzes gewährleisteten richterlichen Unabhängigkeit
verwehrt, gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern oder
aufzuheben. Entscheidungen der Gerichte können nur nach den
Bestimmungen der jeweiligen Prozessordnung durch die nächsthöhere
gerichtliche Instanz überprüft werden. Ist der Instanzenzug
ausgeschöpft, muss das Ergebnis hingenommen werden. Aber selbst wenn
ein Gesuch nicht mit dem erhofften Ergebnis endet, geht von der Arbeit
des Ausschusses ein wichtiges Signal aus: dass sich gekümmert wurde
und die teils abstrakte Welt der Paragrafen ein Gesicht erhält, wenn
bei Erörterungsterminen alle Beteiligten an einem Tisch sitzen.
Manchmal hilft das, eine Entscheidung nachzuvollziehen und weniger
Groll gegen Behörden zu hegen, die nach aktueller Rechtslage
entschieden haben.

Alle Bürgerinnen und Bürger dürfen Petitionen einreichen, auch
 Kinder, Jugendliche, ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger und
 Gruppen wie Vereine, Schulklassen oder Bürgerinitiativen. Fragen
 beantwortet das Petitionsreferat des Landtags

 unter Telefon 0211/884-2143/4248 oder

 per E-Mail an petitionsausschuss@landtag.nrw.de.

 Eine Petition muss schriftlich eingereicht werden, Namen und
 Adresse des Absenders enthalten und unterschrieben sein. Über die
 Internetseite des Landtags www.landtag. nrw.de (Petitionen/Online
 Petition) können Petitionen auch online eingereicht werden. Wenn
 Urteile gesprochen sind oder in privatrechtlichen
 Auseinandersetzungen, ist der Petitionsausschuss nicht
 zuständig.



 * 

Quelle:

Landtag intern 4 - 50. Jahrgang, 16.04.2019, S. 16-17
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SOZIALES/2772: Bessere Bezahlung des Pflegepersonals zeitnah durchsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Bessere Bezahlung des Pflegepersonals zeitnah durchsetzen



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die im Rahmen der Konzertierten
Aktion Pflege erarbeitete Forderung, die Entlohnung des
Pflegepersonals deutlich zu verbessern.

"Auch im Falle einer Pflegebedürftigkeit müssen alle Menschen in
Deutschland würdevoll leben können, unabhängig von Herkunft, sozialem
Status oder Einkommen. Grundvoraussetzung dafür ist qualifiziertes und
motiviertes Pflegepersonal. Die bisherige Bezahlung und die
Arbeitsbedingungen spiegeln aber nicht die notwendige Wertschätzung
für diese psychisch und physisch anspruchsvolle Tätigkeit wieder.

Deshalb begrüßt die SPD-Bundestagsfraktion, dass in der Arbeitsgruppe
unter Federführung Bundesarbeitsministeriums vereinbarte Ziel, die
Entlohnung und die Arbeitsbedingungen in der Altenpflege zu
verbessern. Sie schlägt dafür entweder nach Qualifizierung
differenzierte, deutschlandweite Mindestlöhne auf Vorschlag der
Pflegekommission oder einen flächendeckend erstreckten Tarifvertrag
vor.

Als Sozialdemokraten sind wir davon überzeugt, dass Lohnfindung
Aufgabe der Tarifvertragsparteien sein sollte. Deshalb sind jetzt die
Arbeitgeber im Pflegebereich gefordert einen Arbeitgeberverband zu
gründen und mit Verdi einen Tarifvertrag auszuhandeln. Dieser kann
dann per Allgemeinverbindlicherklärung auf die ganze Republik
erstreckt werden. Sollte dies jedoch nicht klappen, wird der
Gesetzgeber auf Basis der Vorschläge der Pflegekommission nach
Qualifizierung differenzierte, deutschlandweite Mindestlöhne sowie
Mindestarbeitsbedingungen festsetzen.

Für beide Möglichkeiten wird die Bundesregierung die gesetzlichen
Grundlagen bis zum Sommer beschließen, anschließend kommen sie ins
parlamentarische Verfahren. Damit die Arbeit in der Pflege endlich die
Wertschätzung erhält, die sie verdient."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1923: Endspurt im Berufswettbewerb der deutschen Landjugend (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Endspurt im Berufswettbewerb der deutschen Landjugend

Finale in Nordheim und der Region am Ammersee beginnt

Gemeinsame Pressemitteilung von BDL und DBV



In diesen Tagen treffen sich in Baden-Württemberg und Bayern die 115
besten Nachwuchskräfte der Haus- und Forstwirtschaft, des Weinbaus
sowie der Land- und Tierwirtschaft aus der ganzen Republik zum
Bundesentscheid in Herrsching am Ammersee, um am Finale des
bundesweiten Berufswettbewerbs teilzunehmen: "Es ist sehr
beeindruckend, mit welch starker Motivation und Fachkenntnis der
Nachwuchs seine Fähigkeiten zeigt", so Gerald Dohme, stellvertretender
Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes und die Vorsitzende des
Bundes der Deutschen Landjugend Kathrin Muus, (BDL) e.V. ergänzte:,
"Was mich besonders freut: In jeder Sparte sind Frauen beim Finale des
Berufswettbewerbes am Start - insgesamt 35." Der fachliche Wettbewerb
wird alle zwei Jahre von BDL, Deutschem Bauern- und Deutschem
LandFrauenverband mit ihren Landesverbänden sowie der Schorlemer
Stiftung veranstaltet.

"Viele der jungen Ehrenamtlichen oder Unternehmer der Agrarbranche,
die ich in den vergangenen Jahren getroffen habe, betrachten den
Berufswettbewerb rückblickend als wichtigen Impulsgeber ihrer
beruflichen Entwicklung", hob Ralf Wolkenhauer aus dem
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) bei der
feierlichen Auftaktveranstaltung hervor. Dort vertrat er Ministerin
Julia Klöckner als Schirmherrin des Berufswettbewerbes der deutschen
Landjugend, die gern selbst gekommen wäre. Denn die agrarische
Ausbildung sei ein entscheidender Faktor für die Zukunft, in
Umbruchzeiten sogar der entscheidende Faktor für die Qualität der
Lebensmittel und der Umwelt - und zwar unabhängig von der
Produktionsausrichtung, sagte Ralf Wolkenhauer in Bayern.

Während in der Region am Ammersee 90 Auszubildende und Fachschüler der
Sparten Land-, Tier-, Forst- und Hauswirtschaft ihr Können unter
Beweis stellen, werden die deutschen Jugendmeisterschaften für den
Weinbau im baden-württembergischem Nordheim auf dem Gelände der
Privatkellerei Rolf Willy ausgetragen. In dieser Sparte haben sich 25
junge WinzerInnen qualifiziert.

Am Berufswettbewerb der deutschen Landjugend, der in diesem Jahr zum
34. Mal veranstaltet wird, hatten sich - angefangen beim
Kreisentscheid im Februar - etwa 10.000 junge Leute aus ganz
Deutschland beteiligt. Die jungen Menschen, die sich für den
Bundesentscheid qualifiziert haben, bringen als Landessieger der
einzelnen Sparten ihr Wissen und Können ein, knüpfen Netzwerke, um den
Herausforderungen der Zukunft zu begegnen. "Natürlich geht es ums
Siegen. Aber jeder hier weiß, dass schon das Dabeisein ein großer
Gewinn ist", so die BDL-Bundesvorsitzende Kathrin Muus.

Gemeinsam mit Ralf Wolkenhauer vom BMEL, mit Anneliese Göller aus dem
Präsidium des Deutschen LandFrauenverbandes (dlv) und Gerald Dohme vom
Deutschen Bauernverband (DBV), eröffnete die BDL-Vorsitzende am
heutigen Montag in Herrsching den Endspurt des seit Februar laufenden
Wettstreits, der unter dem Motto "Grüne Berufe #landgemacht: Qualität.
Vertrauen. Zukunft." steht.

Den Startschuss für den Weinbau gab Staatssekretärin Friedlinde
Gurr-Hirsch vom Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
Baden-Württemberg zusammen mit der stellv. BDL-Bundesvorsitzenden Mara
Walz und dem Vizepräsidenten des Landesbauernverbandes in
Baden-Württemberg, Klaus Mugele. Bei der Eröffnung in Nordheim sagte
die Staatssekretärin: "Der Weinbau ist bei uns im Südwesten als
prägendes Landschaftselement ein ganz besonderes Kulturgut. Sehr gut
ausgebildete Fachkräfte stehen für eine hohe Qualität der Weine aus
Baden und Württemberg."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019
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HOCHSCHULE/2286: Innovative Konzepte für die Vermittlung von Datenkompetenzen an Studierende gesucht (idw)


Stifterverband - 03.06.2019

Innovative Konzepte für die Vermittlung von Datenkompetenzen an
Studierende gesucht

Data Literacy Education.nrw: Land Nordrhein-Westfalen und Stifterverband
starten gemeinsames Förderprogramm



Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes
Nordrhein-Westfalen schreibt in Kooperation mit dem Stifterverband ein
Förderprogramm zu Data Literacy Education.nrw aus. Bewerben können sich alle
öffentlich-rechtlichen Hochschulen in Nordrhein-Westfalen mit Konzepten zur
Vermittlung von Datenkompetenzen. Zwölf Hochschulen sollen mit jeweils bis
zu 300.000 Euro gefördert werden.

"Der verantwortungsvolle Umgang mit großen Datenmengen ist im digitalen
Zeitalter eine notwendige Querschnittskompetenz aller Absolventinnen und
Absolventen einer Hochschule, um an Arbeitswelt und Gesellschaft teilhaben
zu können", sagt Kultur- und Wissenschaftsministerin Isabel
Pfeiffer-Poensgen "Mit dem Förderprogramm wollen wir Hochschulen in
Nordrhein-Westfalen unterstützen, die Vermittlung von Datenkompetenzen in
die Lehrpläne aufzunehmen."

Ziel des Förderprogramms Data Literacy Education.nrw ist es, die
Vermittlung von Datenkompetenzen disziplinübergreifend für alle
Studierende an den nordrhein-westfälischen Hochschulen zu etablieren. Data
Literacy ist die Fähigkeit, Daten zu erfassen, zu analysieren, kritisch zu
hinterfragen und im Kontext bewusst einzusetzen und darzustellen. Diese
Kompetenz wird bisher noch nicht flächendeckend an Studierende aller
Fächer vermittelt, obwohl Data Literacy für alle Disziplinen von großer
Bedeutung ist.

Das Land Nordrhein-Westfalen sieht Handlungsbedarf und stellt im Rahmen
der landesweiten Digitalisierungsoffensive mit der Digitalen Hochschule
NRW (https://www.dh-nrw.de/) für die Förderung von Datenkompetenzen von
Studierenden insgesamt drei Millionen Euro zur Verfügung. Voraussetzung
für eine Förderung ist, dass das Konzept für Studierenden aller Fächer
angeboten werden kann oder mindestens auf eine fakultätsübergreifende
Fächergruppe ausgerichtet ist.

Die geförderten Hochschulen in Nordrhein-Westfalen werden Teil des
bundesweiten Netzwerks Data Literacy Education des Stifterverbandes. "Wir
entwickeln ein bundesweites Netzwerk, um Hochschulen zusammenbringen, die
sich intensiv mit der Vermittlung von Datenkompetenzen auseinandersetzen",
sagt Andreas Schlüter, Generalsekretär des Stifterverbandes. "In dem
Netzwerk können die Verantwortlichen ihre Konzepte sichtbar machen,
Erfahrungen austauschen und Herausforderungen erörtern und."


Interessierte Hochschulen können sich bis zum 20.09.2019 bewerben.
Eine Jury mit Vertretern aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und
Zivilgesellschaft wird in einem einstufigen Verfahren die zwölf zu
fördernden Hochschulen auswählen. Die detaillierte Ausschreibung finden
Sie unter:

https://www.stifterverband.org/data-literacy-education-nrw

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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ASYL/1378: Gestrige Anhörungen verkommen zur Farce (PRO ASYL)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Gestrige Anhörungen verkommen zur Farce

PRO ASYL prangert in letzter Minute eingefügte Verschärfungen an



Noch während der gestern im Bundestag laufenden Anhörungen haben Union und
SPD offenbar daran gearbeitet, die »Hau-ab-Schraube« weiter anzuziehen.
Kurz vor der Abstimmung im Bundestag werden dem Hau-ab-Gesetz, bekannt als
»Geordnetes-Rückkehr-Gesetz«, jetzt noch weitere bislang umstrittene
Verschärfungen, wie die längere Aufenthaltsdauer in AnkER-Zentren und die
Ausweitung des Ausreisegewahrsams, hinzugefügt.

Die Isolierung von Geflüchteten in AnkER-Zentren und anderen
Aufnahmeeinrichtungen soll bundesweit von sechs auf 18 Monate erhöht
werden. Dazu sagt Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL: »Die
weitere Verschärfung des Hau-ab-Gesetzes ist ein Skandal. Mit der
Verlängerung der Unterbringung in AnkER-Zentren auf bis zu anderthalb Jahre
werden die betroffenen Menschen bewusst isoliert, dies ist
integrationspolitisch eine Katastrophe.« Bereits jetzt sieht man, dass in
AnkER-Zentren untergebrachte Personen kaum Unterstützung bekommen können,
insbesondere der Zugang zu rechtlichem Beistand ist aufgrund der
Abgelegenheit der meisten AnkER-Zentren stark erschwert - damit besteht
auch die Gefahr, dass die Zahl der zu Unrecht im Asylverfahren Abgelehnten
ansteigen wird. Die gesellschaftliche Isolierung wird zudem mit einem
Arbeitsverbot von bis zu neun Monaten und einer Verweigerung von normalen
Sozialleistungen während der 18 Monate untermauert.

Besonders brisant: Die Änderungsvorschläge setzen noch nicht einmal die im
Koalitionsvertrag versprochene unabhängige Asylverfahrensberatung
konsequent um. Stattdessen wird festgeschrieben, dass das BAMF - die
staatliche Behörde also, die selbst an dem Verfahren beteiligt ist -
»unabhängig« beraten soll, wie es bereits in den bisherigen AnkER-Zentren
eingeführt wurde. Tatsächlich unabhängige Akteure wie die
Wohlfahrtsverbände dürfen nur in einem zweiten Schritt eine individuelle
Beratung anbieten, es ist aber fraglich wie das in der Praxis aussehen
wird. Hinzu kommt, dass bereits vor Antragstellung und damit vor jeglicher
Prüfung etwaiger Erfolgsaussichten, der Betroffene gleichzeitig vom BAMF
zur Rückkehr beraten werden soll.

Extrem problematisch ist außerdem die neue Möglichkeit, ausreisepflichtige
Personen schon 30 Tage nach Ablauf ihrer Ausreisefrist ins
Ausreisegewahrsam zu nehmen - unabhängig davon, ob sie Anzeichen dafür
zeigen, untertauchen zu wollen. Gleichzeitig sollen im Rahmen der
Abschiebung den Behörden ermöglicht werden, ohne richterlichen Beschluss
die Wohnung der Betroffenen zu betreten und diese zum Flughafen zu bringen.

»Das ist die Preisgabe aller Inhalte an eine auf rechtsstaatlichen Abwegen
wandelnde Union. Der SPD geht der Machterhalt in einer taumelnden GroKo vor
dem Inhalt. Das ist eine humanitäre Bankrotterklärung und kommt einer
Selbstaufgabe gleich. Der Appell von PRO ASYL und weiteren Organisationen
an den Bundestag, dieses Gesetz nicht zu verabschieden, ist nun umso
dringlicher.« kommentierte Günter Burkhardt.

Auch für das Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung wurden
letzte Änderungen vorgenommen. Anstatt jedoch die in der Anhörung gestern
von PRO ASYL vorgetragenen notwendigen Änderungen vorzunehmen, damit die
neuen Duldungsformen nicht leer laufen, werden nun alle nach dem 1. August
2018 in Deutschland Ankommenden von der Beschäftigungsduldung per se
ausgeschlossen. Die minimale Verbesserung bei der Ausbildungsduldung, durch
die die Vorduldungszeit von sechs auf drei Monate abgesenkt wurde, begegnet
nicht den zahlreichen vorgetragenen Bedenken. Dies gilt umso mehr, als dass
durch einen neuen Abänderungsantrag die zuvor erforderliche
Beschäftigungserlaubnis noch schwieriger zu erhalten sein wird. Die
Ausbildungsduldung führt weiterhin nicht zu der versprochenen
Rechtssicherheit für die Betroffenen und die Arbeitgebenden.

 * 
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HERRSCHAFT/1833: Die Linke - sozioökologische Perspektiven ... (SB)




Heute, da der Kapitalismus zu einem globalen System geworden ist, treibt sein
Raubbau an Mensch und Natur in eine globale, die menschliche Zivilisation
bedrohende Krise. Wir sind davon überzeugt, dass den vielfachen Krisenszenarien
nur durch eine Überwindung des kapitalistischen Ausbeutungssystems, eine
Veränderung der Produktions- und Lebensweise, durch globale Solidarität, durch
die Überwindung des Geschlechtergegensatzes, die Demokratisierung aller
Lebensbereiche und eine Veränderung des Verhältnisses von Mensch und Natur
entgegengewirkt werden kann.
Aus dem Programm der Partei Die Linke

Obwohl das Parteipogramm der Linkspartei ein umfassendes Konzept zur Bewältigung
des Klimawandels enthält, hatte sie im Unterschied zu den Grünen bei der Wahl zum
EU-Parlament keinen Erfolg. Dabei wird der Zusammenhang von sozialer
Gerechtigkeit und ökologischer Nachhaltigkeit im Erfurter Parteiprogramm von
2011 betont, was auf den Kern des Problems verweist, keine wirksame Begrenzung
des Klimawandels und der Naturzerstörung ohne eine grundlegende
gesellschaftliche Veränderung hin zu mehr sozialer Gleichheit erreichen zu
können. Die ohnehin ungelöste und sich stetig verschärfende soziale Frage stellt
sich unter den Bedingungen der auf Wettbewerb und Wirtschaftswachstum
orientierten kapitalistischen Gesellschaftsordnung auf neue, im Verhältnis zu
den produktivistischen und extraktivistischen Arbeitsgesellschaften der
sozialistischen Staatenwelt umfassendere Weise. Den Sozialismus zu realisieren
kann heute nur unter Einbeziehung aller Lebewesen und der natürlichen
Lebensgrundlagen gelingen, also der Umkehrung eines Ressourcenverbrauches, der
in dieser exzessiven Form erst durch die kapitalistische Moderne ermöglicht
wurde.

So eröffnen die dazu erforderliche Vergesellschaftung der Produktionsmittel, die
Kollektivierung der Landwirtschaft und die zentrale Planung der industriellen
Produktion heute sozialökologische Perspektiven für alle Fragen, die die
Beschränkung des Klimawandels und den Schutz verbliebener Naturressourcen
betreffen. Der Abstand zu den zeitlichen Horizonten des Niedergangs ökologischer
Systeme verkürzt sich regelmäßig [2] und rückt die Vorstellung, über so etwas wie
ein CO2-Budget zu verfügen und es sich leisten zu können, noch jahrelang die
Atmosphäre aufzuheizen, in die Nähe einer Aufforderung zum kollektiven Suizid. 
Jetzt und sofort zu handeln ist die Forderung nicht etwa radikaler
KlimaaktivistInnen, sondern das Gebot einer Vernunft, die den Anspruch auf das
rationale Zuendedenken offen zu Tage liegender Entwicklungslinien tatsächlich
erfüllt.

Die neoliberale Konkurrenzgesellschaft ist nicht nur aus ideologischen Gründen
von antisozialistischen und antikommunistischen Ressentiments durchdrungen. 
Versuche, die herrschenden Gewaltverhältnisse grundsätzlich zu überwinden,
stellen einen direkten Angriff auf die privatwirtschaftliche Eigentumsordnung
dar. Insofern kann der Kampf gegen alle emanzipatorische und revolutionäre
Solidarität und Kollektivität, derer es bedarf, die systematische Atomisierung
und Isolierung der Marktsubjekte zu überwinden, auch als das Herzblut einer
Ordnung verstanden werden, die im Angesicht katastrophaler Zukunftsausichten die
Intensität der Ausbeutung und Unterdrückung allen Lebens weiter steigert.

Unter diesen Bedingungen ist die parlamentarische Linke kaum in der Lage, aktiv
den Ökosozialismus zu propagieren oder radikalökologische Forderungen der
autonomen und anarchistischen Linken zu übernehmen. Sie steckt mittendrin in der
politischen Organisation kapitalistischer Reichtumsproduktion und katapultierte
sich mit solchen Positionen zielgerichtet ins Abseits. Zudem kann kaum davon
ausgegangen werden, daß es sich um mehrheitsfähige Forderungen in einer Partei
handelte, die zu einem Gutteil von FunktionsträgerInnen bestimmt ist, die mit
radikaler gesellschaftsverändernder Kritik nichts zu tun haben wollen. Der
Kommunismus, verstanden als Entwurf für die Aufhebung aller Gewaltverhältnisse
zwischen Menschen und zwischen Menschen und anderen Lebewesen, ist in ihren
Augen eine utopische Schwärmerei, mit der sich keine gesellschaftlichen
Mehrheiten mehr organisieren lassen und die in einer im Bundestag vertretenen
Partei nicht einmal als Minderheitenposition legitim vertreten werden kann.

Was der energie- und klimapolitische Sprecher der Bundestagsfraktion Die Linke,
Lorenz Gösta Beutin, zum schlechten Abschneiden der Partei bei der Wahl zum
EU-Parlament zu sagen hat, stellt vermutlich die exponierteste Position
unter den Bundestagsabgeordneten der Linkspartei dar: 

Wir müssen angriffslustiger werden, stärker den Bewegungscharakter unser
 Politik betonen und in der Klimapolitik eine glaubwürdige Antwort geben. 
 Diese kann nicht daran bestehen, dass wir die Marktwirtschaft grün
 anstreichen, sondern in der Forderung nach einer anderen, einer solidarischen
 Gesellschaft. Wir müssen wegkommen von einem Modell des grenzenlosen
 Wachstums, das unsere Erde nachhaltig unbewohnbar macht. Für mich handelt es
 sich dabei auch um eine Form der Klassenpolitik, denn es geht immer noch um
 die da oben und uns hier unten. Wir müssen Ausbeutung ganz grundsätzlich in
 Frage zu stellen. [3] 



Schon mit diesen Forderungen könnte Die Linke sich deutlich von den Grünen
absetzen. Die in der bürgerlichen Mitte angekommene und einen Lifestyle, den man
als ökologisches Biedermeier bezeichnen könnte, zelebrierende Partei steckt
nicht nur unfreiwillig im Räderwerk des grünen Kapitalismus fest, sondern wird
ihrem "Markenkern" hauptsächlich durch die Unterstützung marktbasierter
Mechanismen zur ökologischen Verbrauchsreduktion gerecht. Diese wurden längst
von den großen Investoren und Akteuren des Finanzmarktes als neues
Akkumulationsregime entdeckt, so daß marktwirtschaftlich organisierte
Klimapolitik die herrschenden Klassenantagonismen fortschreibt, wenn sie sie
nicht ohnehin vertieft. Ganz bestimmt ändert der grüne Kapitalismus nichts an
der neokolonialistischen Ausbeutung des Globalen Südens, wie etwa die
finanzielle Kompensierung freigesetzter Treibhausgase durch Emissionszertifikate
und Biodiversitätsoffsets oder die Vertreibung indigener Bevölkerungen aus ihren
Wäldern im Namen des Naturschutzes belegen.

Im Getriebe parlamentarischer Partizipationen könnte die Partei Die Linke sich
als Alternative zu einer grünen Hegemonie empfehlen, indem sie gegen ökologische
Marktlösungen und eine CO2-Bepreisung, die das Kapitalverhältnis und damit die
ungleiche Verfügbarkeit von Naturressourcen absichert, opponiert. Die
naheliegende Option, daß die Linkspartei zur Mehrheitsbeschafferin Der Grünen
wird, wäre dadurch vielleicht gefährdet, zugleich jedoch könnte sie als Adresse
für all diejenigen dienen, die den Optimismus des Aufbruches der
Fridays-for-Future-Bewegung spätestens dann verlieren werden, wenn sie das
realpolitische Manövrieren der von ihnen vermutlich gewählten Grünen
kennenlernen.

Unter den möglichen Entwürfen zur gesellschaftlichen Zukunft hätte ein
Ökosozialismus, der aus dem Zerfall des staatsautoritären Sozialismus zu lernen
versteht, den Vorteil, jeden noch so progressiven Green New Deal in
sozialökologischer Konsequenz und Wirksamkeit zu überholen. Dabei spricht vieles
für den in den USA von der demokratischen Politikerin Alexandria Ocasio-Cortez
propagierten Green New Deal. Ließe sich dieser in dem Land mit dem größten
Pro-Kopf-Ressourcenverbrauch der Welt realisieren, dann wäre schon vieles
gewonnen. Doch auch die sich als demokratische Sozialistin bezeichnende
Ocasio-Cortez käme nicht umhin, die von ihr dringlich gemachte Lösung der
sozialen Frage letztlich zur Überwindung des Kapitalismus weiterzuentwickeln.

Gerade weil die Grünen so erfolgreich sind, ständen der Linkspartei einige
Möglichkeiten zur Verfügung, sich als linke Alternative zum grünkapitalistischen
Angebot zu empfehlen und die zahlreichen losen Enden, die deren umweltpolitische
Agenda aufweist, produktiv aufzunehmen. Das wäre allemal besser, als sich von
jugendlichen KlimaaktivistInnen unverstanden und von ihrem Aufbruch abgehängt zu
fühlen. Diese werden vielleicht schneller, als den Grünen lieb ist, erkennen,
was die von ihnen nicht aufgearbeitete Geschichte dieser Partei über politischen
Opportunismus verrät und warum sich in ihren Reihen PolitikerInnen finden, die
sich eher zu eigenen Gunsten mit Staat und Kapital arrangieren, als den Kampf
ums Leben mit gebotener Konsequenz zu führen.

Wo die FDP neue WählerInnen anspricht, indem sie die Angst vor klimapolitisch
bedingten Wohlstandseinbußen schürt, und so der AfD Konkurrenz macht, die mit
der offenen Verweigerung klimapolitischer Maßnahmen bislang über ein wertvolles
Alleinstellungsmerkmal verfügte, könnte die Linkspartei ihrem Namen gerecht
werden, indem sie den sozialökologischen Handlungsnotstand als Chance begreift
und tut, was Linke angeblich immer tun wollten.


Fußnoten:

[1] https://www.die-linke.de/partei/grundsatzdokumente/programm/

[2] https://www.counterpunch.org/2019/05/31/wwii-lessons-for-the-climate-emergency/

[3] https://www.jungewelt.de/artikel/355850.wir-müssen-angriffslustiger-werden.html
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REPRESSION/1644: USA - schwindende Menschenrechte ... (SB)




Unsere Gegner, die Medien und die ganze Welt werden bald sehen,
dass die Durchsetzungskraft des Präsidenten zum Schutz unseres Landes
sehr substantiell und nicht zu hinterfragen ist.

Stephen Miller (Berater Donald Trumps in der Einwanderungspolitik) [1]

Die Grenze der Vereinigten Staaten zu Mexiko ist die zentrale
Scheidelinie zwischen dem hochindustrialisierten Norden und dem
globalen Süden auf diesem Kontinent, zwischen der Supermacht und dem
von ihr beanspruchten "Hinterhof", zwischen hegemonialem Übergriff und
Vasallenstatus, zwischen Reichtum und Armut. Mehr als ein Jahrhundert
lang hat der US-Imperialismus die Länder Lateinamerikas unterdrückt
und ausgebeutet, durch Interventionen Regierungen gestürzt und von der
CIA unterstützte Diktaturen eingesetzt. Wenngleich nationale Regime
die Interessen einheimischer Eliten bedienen und als Statthalter
fungieren, tragen die USA doch die Hauptverantwortung für Armut und
Elend, Konflikte und Gewalt, nicht zuletzt auch den Klimawandel, der
die Lebensverhältnisse im Süden zunehmend beeinträchtigt. Wenn nun
insbesondere aus Honduras, Guatemala und El Salvador eine Massenflucht
in nördlicher Richtung einsetzt, ist dies eine zwangsläufige Folge der
Ausplünderung und Zurichtung, welche die maßgeblichen Verursacher des
Leidens mit ihren Opfern konfrontiert.

In den ersten sechs Monaten des Haushaltsjahres 2019, das am 1.
Oktober 2018 begann, hat die US-Grenzpolizei insgesamt gut 360.000
"illegale" Einwanderer aufgegriffen, ein Anstieg von mehreren hundert
Prozent im Vergleich zu den entsprechenden Zeiträumen der Vorjahre.
Wurden im März 2017 rund 16.000 Menschen festgenommen, waren es im
März 2018 bereits etwa 50.000 und im März 2019 mehr als 103.000 von
den Behörden gestellte Grenzgänger. Für das gesamte laufende Jahr
werden bis zu einer Million Flüchtlinge erwartet, was den dramatischen
Verlauf dieser aus der Not geborenen Fluchtbewegung unterstreicht.
Dabei sind es weniger die traditionellen Arbeitsmigranten, also junge,
alleinstehende Männer, die versuchen, unentdeckt über die Grenze zu
kommen und dann im Land unterzutauchen. Stattdessen drängen sich an
den Grenzübergängen vor allem Minderjährige, die allein unterwegs
sind, und Familien mit Kindern. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der
Festgenommenen machte in den vergangenen sechs Monaten nach Angaben
der US-Grenzschutzbehörde CBP fast 63 Prozent aus. In vielen Fällen
beantragen diese Menschen nach der Festnahme Asyl. [2]

Die US-Regierung weist jede Verantwortung für die eskalierende
humanitäre Katastrophe kategorisch von sich und setzt ausschließlich
auf repressive Maßnahmen, die den Charakter einer unmittelbaren
Kriegsführung gegen geflohene Menschen annehmen. Kaltes Kalkül der
Abschottung und Abschreckung paart sich mit einer zutiefst
rassistischen Feindbildproduktion, welche die Migranten zu Verbrechern
erklärt, vor deren Infiltration es das Land zu schützen gelte. Da die
Problematik angesichts ihrer Dimensionen und der absoluten
Verweigerung integrativer Ansätze mit den vorhandenen Mitteln
unmöglich zu bewältigen ist, läuft die unerbittliche Stoßrichtung auf
entfesselte Zwangsmaßnahmen hinaus, die selbst die längst verübten
Grausamkeiten weit in den Schatten zu stellen drohen.

Hart gegen "illegale" Einwanderer vorzugehen war das zentrale
Wahlkampfversprechen Trumps. Heute liegen jedoch die Zahlen so hoch
wie seit einem Jahrzehnt nicht mehr. Den Kampf mit dem Kongreß um Geld
für den Bau einer Grenzmauer hat der Präsident verloren und ob er die
Sperranlage anderweitig finanzieren kann, ist noch offen. Daher steht
Trump unter enormem Druck, die Lage an der Grenze unter Kontrolle zu
bringen, was seine Neigung zu aberwitzigen Ideen nur noch verstärkt.
Mehrfach war er drauf und dran, die Grenze zu Mexiko zu schließen, was
es Migranten aus Mittelamerika unmöglich machen würde, Asylanträge zu
stellen. Da diese Maßnahme aber den milliardenschweren Handel zwischen
den USA und Mexiko wie auch die enge Verflechtung der beiderseitigen
Grenzregionen schwer in Mitleidenschaft ziehen würde, rückte Trump
vorerst von dem Plan wieder ab, ohne ihn jedoch endgültig zu begraben.
Statt dessen verkündete er, er gebe Mexiko ein Jahr Zeit, um den
Zustrom von zentralamerikanischen Flüchtlingen in die USA zu stoppen.

Daß die irrlichternde Phantasie des US-Präsidenten keine Tabus zu
kennen scheint, belegt seine zwischenzeitlich angedrohte Idee,
festgenommene Einwanderer von der Grenzpolizei in Städte bringen zu
lassen, die von den Demokraten regiert werden und in denen die lokalen
Behörden nicht mit den Bundesgrenzschutzbehörden zusammenarbeiten. Auf
diese Weise wollte er den Druck auf die Demokraten erhöhen, einer
Verschärfung der Einwanderungsgesetze zuzustimmen. Dabei wäre es weder
legal noch praktikabel, Zehntausende Menschen im Land
umherzutransportieren, um sie nach politischen Kriterien an bestimmten
Orten freizulassen.

Als treibende Kraft hinter der Einwanderungspolitik des US-Präsidenten
gilt sein Berater Stephen Miller, der bereits Redenschreiber im
Wahlkampf war und praktisch hinter jeder Verschärfung der
Immigrationspolitik steckt, die unter Trump vorangetrieben wurde.
Miller machte am rechten Rand der Republikaner über Michele Bachmann
und Jeff Sessions Karriere und brachte es bis ins Weiße Haus, wo Steve
Bannon sein Mentor war. Er genießt das Vertrauen des Präsidenten, der
das Stichwort gibt, woraus Miller einen Plan macht. Die beiden
funktionieren als eingespieltes Team, da Trump sich von seinem Berater
offenbar verstanden und uneingeschränkt unterstützt fühlt. Kritiker
sehen in Miller den berüchtigtsten Rassisten im Weißen Haus und
argwöhnen, er verfolge zusammen mit dem Präsidenten einen weit
größeren Plan, als nur die "illegale" Immigration einzudämmen. Sie
wollen, heißt es, ihre Version eines weißen Amerikas retten, in dem
Weiße europäischer Prägung die Oberhand behalten, und dieses Ziel mit
allen Mitteln durchsetzen.

Miller plädiert stets für die denkbar grausamste aller Varianten und
war einer der Konstrukteure des "Muslim Ban", der es Menschen aus
bestimmten muslimisch geprägten Ländern verbot, in die USA
einzureisen. Er riet Trump zur Entlassung der Heimatschutzministerin
Kirstjen Nielsen, die aus eigener konservativer Überzeugung bereit
war, Gesetze zu beugen, aber nicht, sie zu brechen. Nielsen setzte
Trumps Idee um, Asylsuchende zu zwingen, ihre Verfahren auf
mexikanischem Boden abzuwarten, was von einem Bundesrichter wieder
einkassiert wurde. Als Trump und Miller von ihr verlangten,
Asylsuchende ohne Aussicht auf ein erfolgreiches Verfahren
zurückzuweisen, was eindeutig rechtswidrig wäre, verweigerte sie das.
Der erst 33jährige Miller soll als rechter Einpeitscher für eine
systematische Säuberungsaktion im Ministerium wie auch in den
Sicherheitsbehörden verantwortlich sein, wobei der Umbau der
Heimatschutzes zu chaotischen Verhältnissen führte, da zahlreiche
Führungspositionen vakant wurden.

Geht es nach Miller, werden Eltern an der Grenze wieder von ihren
Kindern getrennt, damit die Eltern trotz richterlicher Verbote
dauerhaft hinter Gitter gebracht werden können. Durch diese
Abschreckung sollen Familien davon abgehalten werden, Asyl in den USA
zu beantragen. Er drängte darauf, zumindest bestimmte Grenzübergänge
zu schließen, den Mauerbau in Angriff zu nehmen, die Zahl der
Grenzschützer deutlich aufzustocken und die Staatsbürgerschaft als
reines Geburtsrecht abzuschaffen. Von Trump zum verantwortlichen
Berater für alle Grenz- und Immigrationsfragen ernannt, ist Millers
Einfluß weiter gewachsen, jegliche Widerstände gegen repressivste
Maßnahmen aus dem Feld zu schlagen.

Die Aufnahmelager, in denen die US-Behörden asylsuchende Menschen
unterbringen und registrieren, sind wegen des Ansturms überfüllt. "Wir
erleben derzeit einen Notstand, der das gesamte Netz unserer
Einrichtungen betrifft", teilte die CBP mit. An der Grenze entfalte
sich eine "humanitäre Krise", "und diese Krise wird schlimmer".
Zahlreiche Migranten werden während der Überprüfung ihrer Asylanträge
auf freien Fuß gesetzt, weil es nicht genügend
Unterbringungsmöglichkeiten gibt. Das Pentagon baut in Arizona und
Texas riesige Zeltlager auf, in denen zumindest ein kleiner Teil der
Migranten interniert werden soll. [3]

Ein aktueller Bericht des Generalinspekteurs des
Heimatschutzministeriums zeugt von unmenschlichen Bedingungen in der
texanischen Aufnahmeeinrichtung El Paso Del Norte. Demnach können die
Häftlinge in Räumen nur stehen und "in den Zellen auf den Toiletten
stehen, um Platz zu schaffen und Freiraum zu gewinnen, wodurch der
Zugang zu den Toiletten behindert wird". Bei der unangekündigten
Inspektion am 7. und 8. Mai befanden sich "etwa 750 bzw. 900 Insassen"
in der Einrichtung, die nur für höchstens 125 Menschen ausgelegt ist.
"Da der Zugang zu Duschen und sauberer Kleidung begrenzt ist, trugen
Häftlinge tage- oder wochenlang verdreckte Kleidung", heißt es weiter.

El Paso Del Norte ist eine von fünf Einrichtungen und zwei
Einreisezentren der Border Patrol im Raum El Paso, zu dem der Großraum
der Stadt und der Osten New Mexicos gehören. Das
Heimatschutzministerium (DHS) empfiehlt den Bau weiterer
Internierungslager in El Paso, und die Einwanderungs- und Zollbehörde
(ICE), die dem DHS untersteht, hat eine zeltartige Anlage aufgebaut,
in der 500 Menschen untergebracht werden können. Sie plant die
Eröffnung einer "modularen Anlage für 800 Insassen" bis zum 31. Juli
und ein dauerhaftes Aufnahmezentrum für 1.800 Menschen bis zum 1.
Dezember 2020. [4]

Ende Dezember hatten sich die USA nach Angaben des
US-Heimatschutzministeriums mit Mexiko auf ein Verfahren zur
Abschiebung zentralamerikanischer Asylsuchender geeinigt. Die
mexikanische Regierung spricht dagegen von einer einseitigen
Entscheidung der USA. Wurden zunächst nur Erwachsene abgeschoben, so
werden inzwischen auch Kinder aus Mittelamerika nach Mexiko
zurückgebracht, wo sie auf die Bearbeitung ihrer Asylanträge warten
müssen. Die Kinder an einen der gefährlichsten Orte der Welt
zurückzuschicken, wo sie Opfer von Gewalt und Menschenhandel werden
können, sei ein neuer Tiefpunkt, kritisierte die
US-Menschenrechtsorganisation Human Rights First. [5]

Um weitere Flüchtlinge abzuschrecken werden Kinder vorsätzlich von
ihren Eltern getrennt. In einem Zeltlager in Tornillo vor den Toren El
Pasos waren 2.600 Jugendliche zwischen 13 und 17 Jahren interniert,
die Asylanträge gestellt hatten. In dem militarisierten Camp waren
alle Regeln der Jugendhaft außer Kraft gesetzt. Es gab keinen
Schulunterricht, keinen Kontakt nach außen, keine psychologische
Betreuung, nur einmal in der Woche für zehn Minuten die Möglichkeit,
mit Angehörigen zu telefonieren. Auch die Bestimmung, daß Kinder nicht
länger als 20 Tage festgehalten werden dürfen, war dort obsolet, denn
manche Kinder wurden über Monate interniert. Das Lager fernab in der
Wüste und von außen nicht einsehbar unterlag strengster Geheimhaltung.
Niemand kam hinein, sofern er nicht dort beschäftigt und an eine
Schweigeverpflichtung gebunden war. Im Januar 2019 wurde das Lager
wegen der immer lauter werdenden Proteste geschlossen und die Politik
der getrennten Familien offiziell für beendet erklärt. Wie die
Washington Post jedoch kürzlich berichtete, werden 2.000 unbegleitete
Kinder "in überfüllten Einrichtungen der Border Patrol festgehalten
[...] über die juristisch erlaubte Frist hinweg, darunter einige, die
12 Jahre alt und jünger sind." Viele Kinder leiden an Windpocken und
Atemwegserkrankungen, seit September sind sechs Kinder im
amerikanischen Gewahrsam gestorben.

Im vergangenen Jahr schloß Trump mit dem mexikanischen Präsidenten
Andrés Manuel López Obrador ein Abkommen, dem zufolge Asylsuchenden
der Aufenthalt in den USA verboten ist, solange ihre Anträge noch
nicht bearbeitet sind. Seither warten Tausende von Migranten südlich
der amerikanischen Grenze. Zuletzt kündigte der US-Präsident die
Einführung von Zöllen auf alle Waren aus Mexiko an, falls die
mexikanische Regierung nicht sofort sämtlichen Einwanderern aus
Mittelamerika die Durchreise durch ihr Staatsgebiet verwehrt. Trump
plant zudem die Einführung einer neuen Regel, die "für
Mittelamerikaner das Asylrecht beendet". Flüchtlinge, die über ein
Drittland wie Mexiko an die amerikanische Grenze kommen, sollen keine
Asylanträge mehr stellen dürfen.

Wenngleich die geographischen und politischen Voraussetzungen dieses
Grenzregimes nicht mit denen Europas identisch sind, erinnern die
Maßnahmen der Trump-Administration durchaus an die Flüchtlingsabwehr
der EU. Daß die Menschenrechte dramatisch schwinden, sobald es um die
eigenen Fleischtöpfe geht, entspricht den Prioritäten der Staatsräson
beiderseits des Atlantiks, wo man sich zivilisatorischer
Errungenschaften rühmt, um sie den Hungerleidern desto nachhaltiger
abzusprechen. Ob ideologisches Sturmgeschütz oder sich selbst
erfüllende Prophezeiung - im "Kampf der Kulturen" wird die
Überlebensfrage mit erlesener Grausamkeit gestellt.


Fußnoten:

[1] www.sueddeutsche.de/politik/trump-weisses-haus-miller-1.4405646

[2] www.sueddeutsche.de/politik/usa-fluechtlinge-mexiko-grenze-1.4409547

[3] www.spiegel.de/politik/ausland/usa-armee-plant-an-der-grenze-zu-mexiko-zeltstaedte-fuer-migranten-a-1268822.html

[4] www.wsws.org/de/articles/2019/06/03/bord-j03-1.html

[5] www.tagesspiegel.de/politik/migranten-usa-schieben-mittelamerikanische-kinder-nach-mexiko-ab/23990480.html
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ASIEN/932: Afghanistan - Verhandlung bricht an den Akzenten ... (SB)


Afghanistan - Verhandlung bricht an den Akzenten ...



In Afghanistan laufen die Bemühungen um Frieden auf Hochtouren.
Gleichzeitig tobt der Krieg mit einer noch niemals dagewesenen Härte.
Die Zahl der getöteten und verletzten Zivilisten schießt in die Höhe
nicht zuletzt wegen der 2017 von US-Präsident Donald Trump gelockerten
Einsatzregeln für die amerikanische Luftwaffe. Während die Taliban
rund die Hälfte Afghanistans kontrollieren, ist in der anderen Hälfte
des Landes niemand und auch kein Objekt vor ihren Überfällen und
Bombenanschlägen sicher. Am 8. Mai tötete eine Bombe, welche die
Taliban vor dem Kabuler Büro der weitgehend von den USA finanzierten
Hilfsorganisation Counterpart International zur Detonation brachten,
vier Soldaten, drei Zivilisten sowie einen bewaffneten Wachmann. Bei
der Explosion einer weiteren Bombe am 24. Mai in der Kabuler
Al-Takwa-Moschee kam der populäre islamische Gelehrte und
Taliban-Kritiker Samiullah Rayhan sowie zwei seiner Gemeindemitglieder
ums Leben. Einen Autobombenanschlag, der sich am 31. Mai ebenfalls in
der afghanischen Hauptstadt ereignete, überlebten vier US-Soldaten
schwer verletzt.

Allein am 28. Mai forderte der Krieg in Afghanistan mehr als 40 Tote.
Bei Kämpfen in der östlichen Provinz Khost fielen 13 Soldaten, während
im westlichen Ghor 23 Menschen, darunter Spezialstreitkräfte,
Polizisten, Zivilisten und örtliche Milizionäre bei einer
Taliban-Operation umkamen. Im nördlichen Samagan überrannten die
Taliban einen Außenposten der Armee und töteten sechs Soldaten und
Polizisten. Dessen ungeachtet fand am 28. und 29. Mai im Moskauer
Nobelhotel President ein großes innerafghanisches Friedenstreffen
statt. Anlaß der Versammlung war eine vom Kreml veranstaltete Feier
zum 100jährigen Bestehen der diplomatischen Beziehungen zwischen
Afghanistan und Rußland.

In seiner Eröffnungsrede versprach Außenminister Sergej Lawrow den
afghanischen Vertretern jede Hilfe Moskaus bei der Schaffung von
Frieden und Stabilität am Hindukusch. Die Interessen Rußlands am
Frieden in Afghanistan sind elementar. Die Russen befürchten einen
Terrorismus-Export von Afghanistan in die Nachbarländer Tadschikistan,
Kasachstan, Turkmenistan und Usbekistan sowie eine Destabilisierung
ganz Zentralasiens. Nach einem Besuch in Tadschikistan warnte am 22.
Mai der langjährige Chef des russischen Auslandsgeheimdienstes FSB,
Alexander Bortnikow, vor der Anwesenheit von rund 5000 Kämpfern der
"Terrormiliz" Islamischer Staat an der Nordgrenze Afghanistans.

Folglich dürfe die russische Seite die Stellungnahme, die der Chef der
Taliban-Delegation, Mullah Abdul Ghani Baradar, in Moskau abgegeben
hat, mit Wohlwollen aufgenommen haben. Baradar, der Mitte der
neunziger Jahre zusammen mit Mullah Mohammed Omar die Taliban
gegründet hat und im vergangenen Oktober auf Betreiben der USA aus dem
Gefängnis in Pakistan entlassen worden war, um den afghanischen
"Friedensprozeß" voranzutreiben, erklärte: "Das Islamische Emirat
Afghanistan [als dessen Vertreter sich die Taliban bis heute
betrachten - Anm. d. SB-Red.] strebt freundschaftliche Beziehungen zu
all seinen Nachbarn an und wird es niemandem erlauben, vom
afghanischen Territorium aus Angriffe auf andere Staaten zu
unternehmen."

Eine solche Garantie samt ihrer konsequenten Einhaltung ist das
Mindeste, was die USA und ihre NATO-Verbündeten verlangen, bevor sie
überhaupt die Erfüllung der Forderung der Taliban nach Abzug aller
fremdländischen Truppen aus Afghanistan in Erwägung ziehen. Angeblich
hat der US-Chefunterhändler bei den Verhandlungen in Doha, Zalmay
Khalilzad, gegenüber den Taliban die Bereitschaft der Trump-Regierung,
die amerikanischen Streitkräfte heimzuholen, im Prinzip signalisiert.
Doch wie die Umsetzung in Wirklichkeit aussehen könnte, weiß niemand.
Rußland wäre sicherlich zufrieden, wenn die Taliban zusammen mit der
staatlichen Armee und Polizei in Afghanistan oder auch ohne sie für
Ordnung sorgten und mit aller Härte den Umtrieben der IS-Milizionäre
ein Ende machten.

Die USA halten dagegen an der von ihnen finanziell unterstützten
Regierung in Kabul sowie an deren Streitkräften, die das Pentagon seit
mehr als 17 Jahren für viel Geld ausbildet und bewaffnet, fest. Vor
diesem Hintergrund kann man sich vorstellen, daß die Amerikaner bei
den Verhandlungen mit den Taliban den Abzug ihrer regulären Soldaten
in Aussicht stellen, gleichzeitig aber erreichen wollen, daß eine
kleinere Anzahl amerikanischer Spezialstreitkräfte, Ausbilder,
Techniker sowie privater Sicherheitsleute in Afghanistan bleiben, um
bei der "Terrorbekämpfung" mitzumachen, Kriegsgerät Made in the USA zu
warten und die Beziehungen zum afghanischen Offizierkorps und
Geheimdienst weiterhin pflegen zu können.

Ob die Taliban mit einem solchen Arrangement leben können oder
nicht, muß sich erst zeigen. Bislang weigern sich die einstigen
Koranschüler jedenfalls, jeden offiziellen Kontakt zur Regierung von
Präsident Ashraf Ghani, den sie für eine Marionette des Westens
halten, aufzunehmen. Bei den zweitägigen Treffen in Moskau stand den
Taliban eine Delegation gegenüber, die von Ex-Präsident Hamid Karsai
geführt wurde und in der viele gesellschaftliche Gruppen und
politische Parteien vertreten waren. An den innerafghanischen
Beratungen sollte sich als einziger Vertreter der Regierung Ghani
deren Botschafter in Moskau, Latif Bahand, beteiligen. In der
Öffentlichkeit weigern sich die Taliban, mit Bahand auch nur ein
Wort zu wechseln. Das schließt aber eine Begegnung hinter
verschlossenen Türen nicht aus.

Das sinkende Ansehen des Staatsoberhauptes im eigenen Land macht Ghani
als potentiellen Verhandlungspartner für die Taliban entbehrlich. Der
afghanische Präsident sieht sich im Parlament in Kabul sowie in den
afghanischen Medien seit Monaten schweren Vorwürfen der Korruption und
der Unfähigkeit ausgesetzt. Mit einer Wiederwahl Ghanis bei der
Präsidentenwahl, die im Juli stattfinden sollte, jedoch wegen
Organisationspannen bis auf September verschoben werden mußte, ist
nicht zu rechnen.
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ARBEIT/642: Konzertierte Aktion Pflege (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Konzertierte Aktion Pflege

Mitarbeitende in der Pflege und Einrichtungen ermutigen und motivieren



Berlin, 04. Juni 2019. "Die Mitarbeitenden in der Pflege und die
Pflegeeinrichtungen müssen gestärkt und dürfen nicht überfordert werden",
betont Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich der heute veröffentlichten
verbindlichen Ziele der Konzertierten Aktion Pflege (KAP). Dringend
notwendig sei, die Arbeitsverdichtung im Arbeitsalltag zu reduzieren, die
Arbeitsbedingungen von Pflegekräften zu verbessern und die Ausbildung in
der Pflege zu stärken. Auch sei eine bundesweite Refinanzierung tariflich
vereinbarter Vergütungen unerlässlich. "Wenn aber die Maßnahmen zur
Verbesserung wie im geplanten Tempo realisiert werden, könnten fehlende
personelle Kapazitäten die Ziele der KAP faktisch konterkarieren", so
Neher.

Denn in den vergangenen Jahren mussten die Einrichtungen und die
Mitarbeitenden bereits viele Reformen umsetzen. Aktuell sind die
Einrichtungen und Mitarbeitenden mit allen Kräften beschäftigt, sich auf
die neue Pflegeausbildung vorzubereiten und insbesondere im vollstationären
Bereich das Indikatoren-gestützte Qualitätsprüfverfahren einzuführen.
Bedingt durch den Fachkräftemangel haben die Einrichtungen so kaum noch
personelle Reserven für Projektmanagement und Umsetzung.

"Die Ziele der Konzertierten Aktion Pflege sollten in der Praxis keine
Abwehrreaktionen bei den Pflegeinrichtungen und insbesondere bei den
Pflegekräften hervorrufen. Die Einrichtungen brauchen Zeit, um die
Maßnahmen entsprechend realisieren zu können", betont Neher. Für eine
Stärkung und Unterstützung der Pflege-Mitarbeitenden in den Einrichtungen
braucht es eine Roadmap und ein Monitoring. Zudem muss eine Refinanzierung
der Personalkosten sichergestellt sein und der zusätzliche Aufwand beim
Sammeln von Daten in den Pflegesatz- und Vergütungsverhandlungen
berücksichtigt werden. Besonders in den Blick genommen werden müssen die
Entbürokratisierung und die Beschleunigung des Antrags- und
Nachweisverfahrens. Hier sind innovative Ansätze gefordert. Nur so sind die
Pflege-Mitarbeitenden in den Einrichtungen zu ermutigen und es bleibt
hinreichend Zeit für die Pflegebedürftigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de
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GEWERKSCHAFT/316: Konzertierte Aktion Pflege - ver.di bekräftigt die Forderung nach Aufwertung und Entlastung der Pflege (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Juni 2019

Konzertierte Aktion Pflege: 

ver.di bekräftigt die Forderung nach Aufwertung und Entlastung der
Pflege



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) bekräftigt
anlässlich der Vorstellung der Ergebnisse der Konzertierten Aktion
Pflege der Bundesregierung ihre Forderung nach Aufwertung und
Entlastung der Pflege. "Die Beschäftigten müssen sich darauf
verlassen können, dass sich ihre Situation Zug um Zug bessert. Die
professionell Pflegenden werden die Ergebnisse der Konzertierten
Aktion Pflege daran messen, was in ihrem Arbeitsalltag ankommt. Vor
allem in der Altenpflege müssen die Entgelte für diese
verantwortungsvolle und oft auch anstrengende Arbeit deutlich
angehoben werden. Und es muss Schluss sein mit der ständigen
Überlastung durch zu wenig Personal", sagte Sylvia Bühler, Mitglied
im ver.di-Bundesvorstand. "Es war richtig, alle Verantwortlichen in
der Konzertierten Aktion zusammen zu holen, am Ende sind die
getroffenen Ergebnisse aber Kompromisse. Und angesichts der
kritischen Lage hätte ich den Beschäftigten entschlossenere Maßnahmen
gewünscht." Warum die Arbeitgeber im Mangelberuf Pflege zum Beispiel
künftig nicht gänzlich auf sachgrundlose Befristungen verzichten
wollten, sei nicht nachzuvollziehen.

Äußerst positiv sei, dass es mittlerweile eine breite Allianz gebe,
die die Forderung nach bedarfsgerechten und bundeseinheitlichen
Personalvorgaben unterstütze, so Bühler weiter. "Der
Bundesgesundheitsminister ist gefordert, diese klare Botschaft
aufzunehmen und entsprechende Gesetze für die Altenpflege und die
Krankenhäuser auf den Weg zu bringen."

Bühler: "Gut, dass in der Konzertierten Aktion mehrheitlich das Ziel
eines Tarifvertrages unterstützt wird, der auf die gesamte
Altenpflege erstreckt werden soll. Alle Akteure in der Altenpflege
müssen ihrer gesellschaftlichen Verantwortung gerecht werden und dazu
beitragen, die Arbeitsbedingungen attraktiv zu gestalten." Dies sei
eine Voraussetzung, um Personal zu gewinnen, damit Pflegebedürftige
sicher und qualifiziert versorgt werden. "Ich fordere die
kommerziellen Pflegekonzerne auf, endlich ihren Widerstand gegen
einen solchen bundesweit geltenden Tarifvertrag aufzugeben. Der Zug
steht auf dem Gleis, wer ihn stoppen will, handelt
verantwortungslos." Damit zwei wichtige Ziele - nämlich faire Löhne
für die Beschäftigten und Schutz der Pflegebedürftigen vor
finanzieller Überforderung - nicht gegeneinander ausgespielt werden
können, sei der Gesetzgeber gefragt. Die Eigenanteile für die
Pflegekosten müssten zunächst begrenzt und perspektivisch abgeschafft
werden. Bühler: "In der Altenpflege kann man wie im Brennglas sehen,
welch fatalen Folgen es hat, wenn ein wesentlicher Bereich der
Daseinsvorsorge dem wirtschaftlichen Wettbewerb und Hedgefonds
überlassen wird."

Die Ergebnisse der Konzertierten Aktion zur Digitalisierung
unterstreichen aus der Sicht von ver.di den pflegeentlastenden
Aspekt. Die Digitalisierung kann einen Beitrag leisten, die
Arbeitsbedingungen in der Pflege attraktiver zu gestalten. Bühler:
"Um aus der Digitalisierung eine Erfolgsgeschichte zu machen, sind
die Menschen zu beteiligen. Der Missbrauch von personenbezogenen
Daten muss ausgeschlossen werden." Keinesfalls dürften die Daten zur
Überwachung und Kontrolle der Beschäftigten genutzt werden.

In der "Ausbildungsoffensive Pflege" der Konzertierten Aktion sieht
ver.di ein wichtiges Signal, um mehr Menschen für die Pflegeberufe zu
begeistern. Bühler: "Entscheidend ist jedoch, dass Auszubildende
nicht nur gewonnen, sondern durch attraktive Bedingungen und eine
faire Bezahlung nach der Ausbildung auch im Beruf gehalten werden."

 * 

Quelle:
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LEISTUNGEN/636: Pflege - Sozialverband Deutschland warnt vor steigenden Kosten (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 4. Juni 2019

Pflege: Sozialverband Deutschland warnt vor steigenden Kosten



"Die Ergebnisse bleiben weit hinter den Erwartungen zurück. Denn
Absichtserklärungen allein reichen nicht aus, um die Situation in der
Pflege zu verbessern", sagt SoVD-Präsident Adolf Bauer anlässlich der heute
von der Bundesregierung vorgelegten Ergebnisse der vor einem Jahr
gestarteten "Konzertierten Aktion Pflege". "Insbesondere die Gretchenfrage
der Finanzierung bleibt unbeantwortet", warnt der Verbandspräsident. Die
Pflegekosten würden steigen. Grob fahrlässig sei es, den Pflegebedürftigen
und ihren Angehörigen weitere finanzielle Lasten aufzubürden.

"Pflege ist bereits heute ein handfestes Armutsrisiko", betont Adolf Bauer.
Ziel müsse es sein, die solidarische Pflegeversicherung gerecht und
zukunftsfest zu gestalten. "Wir fordern eine Pflegevollversicherung, die
über eine Bürgerversicherung finanziert wird", sagt Bauer.

Der SoVD ist eine der maßgeblichen Organisationen für die Wahrnehmung der
Interessen pflegebedürftiger und behinderter Menschen und vertritt die
sozialpolitischen Interessen der gesetzlich Rentenversicherten, der
gesetzlich Krankenversicherten und der pflegebedürftigen und behinderten
Menschen. Über 580.000 Mitglieder sind bundesweit im SoVD organisiert. Der
Verband wurde 1917 als Kriegsopferverband gegründet.

 * 

Quelle:
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GEWERKSCHAFT/1831: Beschäftigte protestieren gegen Verkauf der Lufthansa-Tochter LSG (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Juni 2019

Beschäftigte protestieren gegen Verkauf der Lufthansa-Tochter LSG



Berlin - Der von der Lufthansa angekündigte Verkauf der Cateringtochter
Lufthansa Service Gesellschaft (LSG) stößt bei der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) auf scharfe Kritik und
Widerstand. Aus diesem Grund hat ver.di zu Aktionen aufgerufen. So
werden am morgigen Mittwoch (5. Juni 2019) Beschäftigte aus ganz
Deutschland unter dem Motto "Wir kochen vor Wut - LSG - Not4sale" dem
Lufthansa-Vorstand in Frankfurt am Main rund 4.000 Unterschriften
gegen den geplanten Verkauf überreichen. Die Aktion findet im Vorfeld
eines Dialoges mit dem Lufthansa-Vorstand zu den Verkaufsplänen
statt. Bei dem Gespräch wird es um die ver.di-Forderung nach dem
Verbleib der Catering Tochter in der Lufthansa-Familie sowie den
Erhalt aller Arbeitsplätze und Sozialstandards gehen. Am Donnerstag
(6. Juni 2019) wird es zu bundesweiten Protest-Mittagspausen an den
Standorten Frankfurt, München, Köln und Düsseldorf kommen.

"Wir lehnen den Verkauf der LSG entschieden ab", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. "Ein solches Ansinnen
ist sozial verantwortungslos und zudem wirtschaftlich äußerst
fragwürdig." Behle wies darauf hin, dass die LSG dem
Lufthansa-Konzern Stabilität und Millionengewinne beschere und die
Premium Marke Lufthansa stärke. Die allein in Deutschland rund 7.000
Beschäftigten würden mit höchster Qualität und verlässlich die
Versorgung von Passagieren mit Speisen und Getränken garantieren.

Die insgesamt über 35.500 Beschäftigten des zweitgrößten Caterers der
Welt produzieren etwa 700 Millionen Essen für 300 Fluggesellschaften.
In Deutschland konzentriert sich die Produktion vor allem auf die
Flughäfen Frankfurt und München, neben Düsseldorf, Köln, Alzey,
Stuttgart, Hannover und Berlin sowie die Lufthansa Lounges.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1830: Bessere Aufenthaltsbedingungen für Lkw-Fahrer auf Rasthöfen gefordert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Juni 2019

BGL und ver.di fordern bessere Aufenthaltsbedingungen für Lkw-Fahrer
auf Rasthöfen und schärfere Kontrollen



Berlin - Angesichts des alltäglichen Sozialdumpings im europäischen
Straßengüterverkehr und des zugleich massiv zunehmenden Fahrermangels
in der Transportlogistikbranche fordern der Spitzenverband der
deutschen Transportunternehmer BGL und die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) gemeinsam am Rande der Leitmesse
"transport logistic 2019" in München:

Getreu dem Motto "der Ehrliche darf nicht der Dumme sein" brauchen
wir im Straßengüterverkehr dringend schärfere Kontrollen. Die
gesetzlichen Lenk- und Ruhezeitregelungen, aber auch Lohn- und
Sozialvorschriften sind nur soweit gut, wie sie auch kontrolliert
werden können. Wir fordern daher schnellstmöglich ein verbindliches
europäisches Melderegister, in dem jeder gewerbliche Transport auf
der Straße registriert und damit kontrollierbar gemacht wird.

Gleichzeitig müssen die Aufenthaltsbedingungen auf den Rasthöfen
zügig verbessert werden, damit Lkw-Fahrerinnen und Lkw-Fahrer die
gesetzlich vorgeschriebenen Pausen und Ruhezeiten so einlegen können,
dass ein echter Erholungseffekt möglich ist. Hierfür fordern wir
ausreichend geeignete Stellplätze, saubere (sanitäre) Einrichtungen
und bezahlbare Angebote für Produkte und Dienstleistungen an den
Rasthöfen.

 * 
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STATISTIK/4383: Mietschulden sind bei Überschuldeten im Osten verbreiteter (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 03.06.2019

Mietschulden sind bei Überschuldeten im Osten verbreiteter



WIESBADEN - Im Jahr 2018 waren deutschlandweit zwei von zehn überschuldeten
Personen, die bei einer Schuldnerberatungsstelle Hilfe suchten, von
Mietschulden betroffen. Dies teilt das Statistische Bundesamt (Destatis)
auf Basis der Ergebnisse der Überschuldungsstatistik 2018 anlässlich der
Aktionswoche Schuldnerberatung vom 3. bis 7. Juni 2019 mit. Zwischen dem
früheren Bundesgebiet und den neuen Ländern (einschließlich Berlin) gibt es
deutliche Unterschiede: In den neuen Ländern ließ sich fast jeder Dritte
(31 %) aufgrund von Mietschulden in einer Schuldnerberatungsstelle beraten,
wohingegen dies im früheren Bundesgebiet mit 18 % für nur knapp jede fünfte
überschuldete Person zutraf.

Die entsprechenden Verbindlichkeiten aller beratenen Personen bei
Vermietern betrugen im Jahr 2018 durchschnittlich 870 Euro. Demnach waren
Überschuldete deutschlandweit durchschnittlich mit knapp 1,8 Monatsmieten
im Rückstand, denn 2018 lagen die durchschnittlichen Wohnkosten (Miete
inklusive Nebenkosten) aller beratenen Schuldner bei 491 Euro. In Relation
zu den durchschnittlichen Gesamtschulden (29 008 Euro) machten Mietschulden
allerdings lediglich einen Anteil von 3 % aus.

In den neuen Ländern betrugen die Mietschulden von beratenen Personen im
Jahr 2018 durchschnittlich 1 147 Euro und damit 46 % mehr als im früheren
Bundesgebiet mit durchschnittlich 786 Euro. Die offenen Verbindlichkeiten
bei Vermietern entsprachen gut 2,7 Monatsmieten in den neuen Ländern
gegenüber 1,5 Monatsmieten im früheren Bundesgebiet.

Methodischer Hinweis:

Die Ergebnisse der Überschuldungsstatistik beruhen auf Angaben von 559 der
insgesamt rund 1 450 Schuldnerberatungsstellen in Deutschland. Sie stellten
anonymisierte Daten von rund 136 000 beratenen Personen mit deren
Einverständnis bereit. Die Teilnahme an dieser Statistik ist sowohl für die
Beratungsstellen als auch für die Ratsuchenden freiwillig. Die gemeldeten
Daten werden anschließend auf die Grundgesamtheit aller durch
Schuldnerberatungsstellen beratenen Personen hochgerechnet.

Zu den Ergebnissen der Überschuldungsstatistik können detaillierte Daten
und Zeitreihen über die Tabellen der Tabellengruppe 63511 in der Datenbank
GENESIS-Online abgerufen werden.

 * 
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MELDUNG/613: European Lawyers in Lesvos erhält internationalen Friedenspreis (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Juni 2019

European Lawyers in Lesvos erhält internationalen Friedenspreis

Pax Christi International zeichnet das Projekt am 26. Juni in Brüssel aus



Berlin (DAV). In den letzten drei Jahren halfen bereits 144
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus 17 Ländern ehrenamtlich mehr
als 9.000 schutzsuchenden Menschen im griechischen Moria-Camp mit
kostenloser Rechtsberatung. Dafür erhält das Projekt "European Lawyers
in Lesvos" nun den Pax Christi International Peace Award.

European Lawyers in Lesvos (ELIL) ist eine gemeinnützige Organisation,
die unabhängige Pro-bono-Rechtsberatung für Asylsuchende im Moria-Camp
auf der griechischen Insel Lesbos anbietet. Gegründet wurde ELIL im
Juni 2016 durch den Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE) und den
Deutschen Anwaltverein (DAV), die zusammen mehr als eine Million
Anwältinnen und Anwälte repräsentieren. Die beiden Organisationen sind
heute die Gesellschafterinnen von ELIL.

Pax Christi International zeichnet die Arbeit von ELIL mit dem Peace
Award 2019 aus - für die zahlreichen Stunden ehrenamtlicher
rechtlicher Hilfe unter widrigsten Umständen und für die vielen
Menschen, denen unabhängiger Rechtsrat hilft, ihre Lage besser
einzuschätzen und ihre Erfolgsaussichten realistisch zu beurteilen.

"Unabhängige Rechtsberatung ist ein notwendiger Bestandteil
humanitärer Ersthilfe in Krisensituationen - ELIL ist hierbei das
Leuchtturm-Projekt, das durch den Friedenspreis von Pax Christi
International nun zurecht internationale Wertschätzung erfährt",
betont DAV-Präsidentin Edith Kindermann.

Der Aufsichtsratsvorsitzende von ELIL, Präsident des EuGH a.D. Prof.
Dr. Vassilios Skouris ergänzt: "ELIL ist inspiriert vom Glauben an die
fundamentale Notwendigkeit, den Rechtsstaat zu bewahren, die
Menschenrechte zu schützen und einen Zugang zum Recht zu schaffen.
Diese Auszeichnung, zu diesem Zeitpunkt, ist ein riesiger
Motivationsschub, der uns helfen wird, mit dieser wichtigen Arbeit
fortzufahren."

ELIL steht für einen gleichberechtigten und ungehinderten Zugang zum
Recht sowie unabhängige Rechtsberatung nach den beruflichen und
ethischen Standards der Anwaltschaft. Zusammen mit einem kleinen Team
hauptamtlicher griechischer Asylrechtsanwälte helfen die
Ehrenamtlichen bei der Vorbereitung der asylrechtlichen Anhörung oder
bei der Familienzusammenführung. In über 37.000 ehrenamtlichen Stunden
standen die europäischen Anwältinnen und Anwälte den Geflüchteten -
überwiegend aus Syrien, dem Irak und Afghanistan - bereits mit
professionellem Rechtsrat zur Seite.

Die Verleihung des Pax Christi International Peace Awards findet am
26. Juni in Brüssel in Anwesenheit des CCBE-Präsidenten José de
Freitas und DAV-Vizepräsidentin Dr. Claudia Seibel statt.

Pax Christi International ist eine katholische Organisation der
Friedensbewegung mit weltweit 120 Mitgliedsorganisationen, die seit
1988 jährlich einen Friedenspreis an Einzelpersonen oder Einrichtungen
vergibt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 06/19 vom 4. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/389: Argentinien - Vier Tote nach Polizeieinsatz, Organisationen fordern Rücktritt von Ministerin (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Vier Tote nach Polizeieinsatz: Organisationen fordern Rücktritt von
Ministerin Bullrich



(Montevideo, 28. Mai 2019, la diaria) - Zuerst starben vier
Jugendliche während eines verstörenden Vorfalls in der Nacht zum
Montag, 20. Mai 2019. Daran beteiligt war ein höchst zweifelhaftes
Vorgehen der Polizei, das noch untersucht wird. Als die argentinische
Sicherheitsministerin Patricia Bullrich nun auch noch das Verhalten
des Polizisten Luis Chocobar rechtfertigte, erhielt die Kontroverse
neuen Auftrieb. Chocobar hat Ende 2017 einen jungen Mann in La Boca,
einem Stadtteil von Buenos Aires erschossen [1], nachdem jener einen
Touristen überfallen hatte und floh. Der Polizist wartet momentan noch
auf seinen Prozess.

Der Fall von San Miguel del Monte - einer argentinischen Kleinstadt in
der Provinz Buenos Aires - hat die argentinische Öffentlichkeit
erschüttert [2]. Ein Fiat 147 fuhr durch eine Straße der Stadt, als er
von mindestens einem Kleinbus der Polizei verfolgt wurde. In dem Fiat
befanden sich ein junger Mann von 22 Jahren und vier Jugendliche im
Alter von 13 und 14 Jahren. Sie wurden von dem Polizeiwagen aus
mehrmals beschossen, bis das Auto gegen den geparkten Anhänger eines
Lastwagen stieß und in zwei Teile gerissen wurde. Die vier
Jugendlichen waren sofort tot. Die fünfte Person, ein dreizehnjähriges
Mädchen, befindet sich im Hospital, ihr Zustand ist kritisch.


Polizei sprach zunächst von Verkehrsunfall

Die Darstellungen der Polizei änderten sich im Laufe der Zeit: Zuerst
war von einem Verkehrsunfall die Rede. Als aber bekannt wurde, dass
eine Überwachungskamera die Verfolgung aufgezeichnet hatte, gab die
Polizei zu, dass der Unfall bei hoher Geschwindigkeit stattgefunden
habe. Doch dann berichteten Nachbar*innen, sie hätten Schüsse vor und
nach dem Aufprall gehört.

Nun wurde eine Untersuchung eingeleitet, und am 24. Mai wurden die
sieben an dem Polizeieinsatz beteiligten Polizist*innen festgenommen.
Doch es wurden auch weiterhin Unregelmäßigkeiten bekannt. In den
darauffolgenden Tagen wurden weitere fünf Personen in Haft genommen:
Der stellvertretende Leiter der städtischen Polizei, Franco Micucci,
der städtische Beauftragte für Sicherheit in San Miguel del Monte,
Claudio Martínez, und weitere drei Polizist*innen. Von allen
Inhaftierten war nur eine Polizistin bereit, ihre Version der
Vorkommnisse vor den Behörden auszusagen. Die meisten Polizist*innen
sind des Mordes in besonders schwerem Fall oder wegen Verschleierung
einer Straftat angeklagt. Ein besonders schwerer Fall liege vor, da
die Polizist*innen ihre Position ausgenutzt und außerdem Schusswaffen
benutzt haben sollen.


Erst die Waffe, dann der Verstand

Die ursprüngliche Version der Polizei lautete, sie habe die jungen
Leute verfolgt, weil das Auto mit der Beschreibung eines Wagens
identisch gewesen sei, in dem mehrere Personen nach einem Raub
geflüchtet seien. Einige Tage später und mit der Verhaftung weiterer
Personen trat jedoch die Hypothese in den Vordergrund, dass die
Verfolgung einen anderen Grund gehabt haben könnte. Dorina Bernárdez,
Anwältin der Familie eines der getöteten Jugendlichen, erklärte
gegenüber der Tageszeitung Página 12, dass untersucht werde, ob die
jungen Leute die Polizist*innen beim Begehen einer Straftat beobachtet
haben, die mit dem Drogenhandel zu tun gehabt hätte. Auch Ministerin
Bullrich erklärte, es gebe "schwerwiegende Indizien" in diesem Fall,
die "zeigen, dass etwas Komplexeres" hinter den Vorfällen stehe.

Doch schnell wurde die Ministerin für das Vorgehen der Polizist*innen
in diesem Fall verantwortlich gemacht. Zivilgesellschaftliche
Organisationen wiesen auf Gemeinsamkeiten in der Vorgehensweise zum
Fall von La Boca hin, im Hinblick auf die Verfolgung und Ermordung
angeblicher Schuldiger, ohne dass Beweise vorgelegt wurden. Die
Kommission für Erinnerung [3] CPM (Comisión por la Memoria), die die
Familien der beiden getöteten Jugendlichen juristisch vertreten wird,
betonte, dass "es sich nicht um einen Einzelfall handelt", sondern
Teil einer "langen Geschichte polizeilicher Gewalt in dieser Stadt"
sei. Margarita Jarque, Anwältin und Mitglied der Organisation,
erklärte, diese Tat "zeigt die Geringschätzung für das Leben und die
"Chocobarisierung" des polizeilichen Handels, bei dem zuerst die Waffe
benutzt wird und dann der Verstand".


Bullrich: Tödliche Polizeigewalt "ein Konstrukt" der
Zivilgesellschaft

Die Umsetzung der "Chocobar-Doktrin" in der Polizeiarbeit wurde von
Bullrich erst am Freitag, 24. Mai 2019, verteidigt als "ein klares
Beispiel, wie die Polizeikräfte in Erfüllung ihrer Pflicht handeln
müssen". Mehr noch: andere Todesfälle, wie die von Santiago Maldonado
oder Luciano Arruga, in denen das Vorgehen der Polizei untersucht
wurde, seien "ein Konstrukt" der zivilgesellschaftlichen
Organisationen, so Bullrich.

Angesichts dieser Erklärungen forderten mehrere Organisationen
Präsident Mauricio Macri auf, die Ministerin ihres Amtes zu entheben.
"Der Paradigmenwechsel, den die Ministerin als Politik ihrer Amtszeit
verlangt, ist der größte Rückschritt, in der Demokratie (seit dem Ende
der Diktatur, Anm. d. R.), nach der Straffreiheit für die
Völkermörder, und bringt den Rechtsstaat in ernsthafte Gefahr",
kritisierten die Organisationen.


Anmerkungen:

[1] https://www.losandes.com.ar/article/view?slug=chocobar-el-policia-que-mato-a-un-ladron-en-la-boca-volvio-a-su-trabajo-y-asi-se-mostro

[2] https://www.anred.org/?p=115495

[3] http://www.comisionporlamemoria.org/la-cpm-patrocina-legalmente-a-las-familias-victimas-de-la-masacre-de-monte/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/vier-tote-nach-polizeieinsatz-organisationen-fordern-ruecktritt-von-ministerin-bullrich/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06947: Aufeinandertreffen zweier Taktikfüchse (SB)


Partien zwischen zwei kombinationsstarken Großmeistern besitzen immer
ein besonderes Flair. Man spürt förmlich, wie die Gedanken knistern,
wie sich an einer Konfliktgrenze zwei Genies der Taktik
gegenüberstehen und mit all ihrem Einfallsreichtum das Letzte aus der
Stellung herausholen. Wenn Michael Tal und Efim Geller bei einem
Turnier oder einer nationalen Meisterschaft aufeinandertrafen, waren
die Zuschauer begreiflicherweise nur an dieser Partie interessiert.
Hunderte Blicke folgten gebannt dem Geschehen auf dem Brett.
Langweilig waren die Auseinandersetzungen zwischen Tal und Geller nie.
Darauf ließ sich schwören. Beide bevorzugten den Kampf auf Messers
Schneide und waren allem Remisgeplänkel feind. Im heutigen Rätsel der
Sphinx war Geller am Zuge. Er sah, daß er den weißen Randspringer
nicht nehmen konnte wegen 1...De8xa4 2.Lc4xf7+ Tf8xf7 Tc2xc8+ usw.,
also zwang er sein Gegenüber, nach 1...Lc8xg4 2.Dd1xg4 De8xa4 3.Tf1xf7
Tf8xf7 4.Lc4xf7+ Kg8xf7 5.Dg4-f5+ Kf7-e7 6.Df5xe4+ Ke7-d7 7.De4-b7+
Kd7-e6 8.Db7-e4+ Ke6-d7 ins Remis abzuwickeln. Nun, Wanderer, was wäre
eigentlich nach 1...d4-d3? geschehen?






[image: SCHACH-SPHINX/06947: Aufeinandertreffen zweier Taktikfüchse (SB)]



Tal - Geller

UdSSR 1978


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Balance kam ins Straucheln, als Weiß mit 1.e4-e5! f6xe5 2.f4-f5!
g6xf5 3.De1-g3+ Kg8-h8 4.Ld2-c3 Da3-a6 5.Tc1-d1 Tc8-g8 Unruhe ins
Spiel brachte. Die taumelnde Stellung des Nachziehenden fiel, als Weiß
zum taktischen Stoß ansetzte: 6.Td1xd6! Tg8xg3 7.Lc3xe5+ Kh8-g8
8.Td6xa6 Le6xc4 9.h2xg3 Lc4xa6 10.Tf1xf5 Ta8-d8 11.Lb1-e4 Td8-d1+
12.Kg1-h2 La6-c8 13.Tf5-g5+ Kg8-f7 14.Le5-c3 Td1-c1 15.Tg5xc5 Lc8-e6
16.Tc5-c8+ Kf7-e8 17.Le4-c6+ Ke8-d8 18.Lc3-a5 und Schwarz gab auf, da
er gegen die Mattdrohung 19.Tc7-a7+ Kd8-c8 20.Ta7-a8# machtlos war.



Erstveröffentlichung am 5. Juni 2006

4. Juni 2019
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





SEMINAR/707: Unna - "Entspannen mit Klangschalen" am 15. Juni 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Entspannen mit Klangschalen



Kreisstadt Unna. Klangmassagen entspannen Körper und Geist auf eine
sehr angenehme Weise. Sie wirken durch die die sanften und
harmonischen Klänge und durch ihre Schwingungen, die wie eine leichte
Massage empfunden werden. Am Samstag, 15. Juni 2019, vermittelt
Entspannungspädagogin Gabriele Esser diese Entspannungsmethode mit
Klangschalen. Klangmeditationen führen in einen Zustand tiefer
körperlicher und seelischer Entspannung. Die positive Wirkung der
Klangentspannung können Teilnehmende im Workshop erleben, Sorgen und
Zweifel loslassen und somit neue Kraft für den Alltag schöpfen.

Der Tagesworkshop findet in der Zeit von 10 bis 16 Uhr im
Entspannungsraum der VHS statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 40 Euro.

Anmeldung nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-714 oder
www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/165: Kiel - Moks mit "IOTA.KI" zu Festival "Hart am Wind" eingeladen, 5.-9.6.2019


THEATER BREMEN

Moks mit "IOTA.KI" zu Festival "Hart am Wind" eingeladen



Das Moks ist mit seiner Produktion "IOTA.KI" zu "Hart am Wind", dem 6.
Norddeutschen Theaterfestival für junges Publikum, eingeladen. Das
renommierte Festival findet vom 5. bis 9. Juni in Kiel statt und hat
das programmatische Thema "Vielfalt (er)leben". Das Programm wurde von
einem Auswahlkomitee aus knapp 80 Bewerbungen von Stadt-, Staats- und
Landestheatern sowie der Freien Szene aus Schleswig-Holstein, Hamburg,
Niedersachen und Bremen ausgewählt. Eine der zehn Inszenierungen, die
neben eigenen Produktionen des Jungen Theaters im Werftpark und dem
Gastspiel "CREATE" aus Århus das Hauptprogramm bilden, ist "IOTA.KI".
Mit ihrer Form des Live Animation Cinemas, bei der vor den Augen der
Zuschauer*innen ein Trickfilm animiert, geschnitten und vertont wird,
erzählen Nils Voges und sein Kollektiv sputnic die Geschichte der
jungen Astronomie-Studentin Anna und der von ihr geschaffenen
Künstlichen Intelligenz IOta.

Mehr Informationen rund um "Hart am Wind" gibt es auf der Homepage des
Theater Kiel: 

https://www.theater-kiel.de/theater-im-werftpark-kiel/hart-am-wind/

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/916: Wertheim - Kabarettabend mit Urban Priol am 7. Juni 2019


Stadt Wertheim

Kabarettabend mit Urban Priol

Mit neuem Programm auf der Burg



Wertheim. Einer der populärsten und besten deutschsprachigen
Kabarettisten kommt auf die Burg Wertheim: Urban Priol präsentiert am
Freitag, 7. Juni, sein aktuelles Kabarettprogramm
"gesternheutemorgen". Beginn ist um 20 Uhr.

Nachdem das Energiebündel mehr als drei Jahrzehnte deutsche Geschichte
bühnentauglich begleitet hat, lässt Urban Priol in seinem neuen
Programm Kabarettklassiker, die in all den Jahren entstanden sind, neu
aufleben.

Den Zuschauer erwartet tiefsinniges, brandaktuelles Kabarett,
geschmückt mit den Höhepunkten der vergangenen Jahrzehnte. Der
Veranstalter verspricht ein farbenfrohes Feuerwerk der gehobenen
Unterhaltung. 

Karten gibt es im Vorverkauf bei den Kundenforen der
örtlichen Zeitungen oder unter www.hofgarten-kabarett.de und
www.reservix.de im Internet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. Juni 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1286: Herten - "Besorgte Bürger oder Wie kommt der Elefant wieder aus dem Raum?", 13.6.19


Stadt Herten

Streit, Hass und Angst - Warum eigentlich?

Theater Dionysos im Glashaus



Herten. "Wir sind das Volk"-Rufe auf der einen Seite. "Wir sind 
mehr"-Sprechchöre auf der anderen: die Gesellschaft ist gespaltener denn je
und das nicht nur in Deutschland. Passend zur aktuellen
weltpolitischen Situation zeigt das Theater Dionysos am Donnerstag,
13. Juni, um 19.30 Uhr im Glashaus Herten das Schauspiel
"Besorgte Bürger oder: wie kommt der Elefant wieder aus dem Raum?"

Anhänger von Pegida warnen seit Jahren auf ihren Demonstrationen vor
der Überfremdung des Landes. Spätestens seit 2015, dem Jahr als die
vielen Flüchtlinge nach Deutschland kamen, ist die Stimmung
aufgeheizt. Aber auch die Gegenbewegung ist erstarkt und geht auf die
Straße. Ein Riss geht durch die Gesellschaft. In Schulklassen,
Familien, am Arbeitsplatz: überall diskutieren und streiten die
Menschen miteinander. Das gleiche Phänomen findet sich im Ausland, zum
Beispiel in Großbritannien bei der Debatte um den "Brexit" bei der
Diskussion um den Klimawandel - Streit überall und kaum jemand hört
noch zu.

Doch Angst war noch nie ein guter Ratgeber. Was geschieht hier gerade?
Welche Kräfte wirken gerade, und kann sich die Gesellschaft ihnen noch
entziehen? Was ist wirklich wichtig? Was sind die Sehnsüchte, Ziele
und Visionen der Menschen? Im Anschluss an die Aufführung gibt es für
Interessierte ein Gespräch mit den Schauspielerinnen und
Schauspielern, moderiert durch den Regisseur Lutz Pickardt.

Eintrittspreise:

Der Eintritt beträgt 11 Euro im Vorverkauf und 14 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 7 Euro. Ermäßigung gibt es für
Hertenpass-Inhaberinnen und -Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen
und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler und FSJler.

Kartenvorverkauf:

- Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232

- Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0
23 61) 1 70 02 

- RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699
Herten, Tel. (0 23 66) 18 11 60

- www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Informationen zum Kartenverkauf gibt es beim Glashaus Herten unter der
Telefonnummer (0 23 66) 303 232.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 29. Mai 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/371: Stunde der Gartenvögel mit Rekord-Beteiligung (NABU/LBV/NABU RP)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. Juni 2019

Stunde der Gartenvögel mit Rekord-Beteiligung

Teilnehmerzahl mit über 76.000 auf Höhenflug/Insektenfresser im
Sinkflug



Berlin - Die "Stunde der Gartenvögel" auf steilem Höhenflug: Mit über
76.000 Teilnehmern erreicht Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmach-Aktion eine Rekord-Beteiligung. Aus über 51.000 Gärten wurden
dem NABU und seinem bayerischen Partner, dem Landesbund für
Vogelschutz (LBV) über 1,6 Millionen Vögel gemeldet. Das Endergebnis
der Zählung liegt nun vor.

"So viele Vogelfreunde wie noch nie haben mitgemacht - ein Drittel
mehr als im vergangenen Jahr. Wir freuen uns sehr über das riesige
Interesse an der heimischen Vogelwelt", so NABU-Bundesgeschäftsführer
Leif Miller. "Die Rekord-Beteiligung zeigt, wie sehr das Thema
Artenschutz bewegt. Die Menschen sind aufgerüttelt und wollen, dass
endlich mehr getan wird, um das verheerende Artensterben zu stoppen."

Auch bei den Gartenvögeln, denen es immer noch viel besser geht als
den Feldvögeln, macht sich offensichtlich der Insektenschwund
bemerkbar. Während sich insgesamt bei den Gartenvögeln Zu- und
Abnahmen die Waage halten, gibt es bei den reinen Insektenfressern in
den Gärten keine Gewinner: Von den neun häufigsten Insektenfresser-
Arten nehmen sechs deutlich ab, nur drei können ihre Bestände halten.
Besonders dramatisch sind die anhaltenden Rückgänge seit Beginn der
Stunde der Gartenvögel im Jahr 2005 bei Mauersegler mit minus sieben
Prozent pro Jahr, Mehlschwalbe mit minus fünf Prozent pro Jahr und
Hausrotschwanz mit einem Minus von vier Prozent pro Jahr. Auch
Mönchsgrasmücke, Zaunkönig und Zilpzalp nehmen in den Gärten deutlich
ab.

Deutschlandweit wurden in diesem Jahr pro Garten im Schnitt 32 Vögel
gesichtet. Damit liegt dieses Endergebnis sechs Prozent unter dem
langjährigen Durchschnitt. Einen deutlichen Abwärtstrend der
Gesamtzahl an Gartenvögeln kann man jedoch bisher nicht feststellen.
Pro Garten konnten innerhalb der Zählstunde durchschnittlich 11
Vogelarten entdeckt werden. Dieser Wert liegt im Bereich des
langjährigen Mittels.

Gute Nachrichten gibt es bei den Spatzen: Der Haussperling kann ein
Plus von sieben Prozent verbuchen und liegt mit seinem bisher besten
Ergebnis von durchschnittlich 5,34 Exemplaren pro Garten unangefochten
an der Spitze der häufigsten Gartenvögel. Auch sein Cousin, der
Feldsperling gewann acht Prozent gegenüber dem Vorjahr und zeigt damit
wie der Haussperling einen langjährig deutlich steigenden Bestand.
Nach den jahrzehntelangen Rückgängen beider Arten, die dazu geführt
hatten, dass sie auf der Vorwarnliste der Roten Liste gelandet waren,
ist das sehr erfreulich. "Beide Arten haben offenbar vom warmen,
trockenen Sommer 2018 profitiert", so NABU-Vogelschutzexperte Marius
Adrion.

Außer für die Insektenfresser gibt es schlechte Nachrichten für die
Amsel, immer noch Nummer zwei der häufigsten Gartenvögel: Die Amsel
setzt ihren steten Negativ-Trend weiter fort und erreicht mit 2,93
Vögeln pro Garten ihr bisher schlechtestes Ergebnis - elf Prozent
weniger als im Vorjahr. Der Rückgang ist besonders in den Gebieten
stark, in denen das tödliche Usutu-Virus im vergangenen Jahr erstmals
nachgewiesen wurde. "Das zeigt, dass der Rückgang der Amselpopulation
auch mit dem Auftreten von Usutu zusammenhängt", so Adrion.

Wer Amsel, Drossel, Fink und Star helfen möchte, der sollte seinen
Garten oder Balkon vogelfreundlichen gestalten. Tipps dazu gibt es
unter www.NABU.de/balkon und www.NABU.de/vogelgarten .

Die nächste NABU-Mitmachaktion ist gerade angelaufen. Beim
Insektensommer werden Sechsbeiner gezählt und gemeldet.
NABU-Vogelschutzexperte Adrion: "Da viele Vogelarten von Insekten
leben, ist das auch eine wichtige Aktion für Vogelfreunde."




Infos zur Aktion:

www.stundedergartenvoegel.de

Broschüre 15 Jahre Stunde der Gartenvögel:

www.NABU.de/15-jahre-sdg

Information zum Insektensommer:

www.insektensommer.de

Ende NABU Pressedienst, 04.06.2019




 * 



Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 4. Juni 2019

Neue Rekordbeteiligung an der Stunde der Gartenvögel

Begeisterung für heimische Artenvielfalt nimmt immer stärker zu -
Insektenfresser und Amsel im Sinkflug - Viele Rotkehlchen



Hilpoltstein, 04.06.19 - Die "Stunde der Gartenvögel" auf Höhenflug:
Mit über 11.400 bayerischen Teilnehmern erreicht Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmach-Aktion auch im Freistaat eine neue
Rekord-Beteiligung. Vom 10. bis 12. Mai hatte der LBV zusammen mit
seinem bundesweiten Partner NABU zur Zählung der Vögel im Garten
aufgerufen. In Bayern zählten die Naturfreunde in über 8.200 Gärten
über 265.000 Vögel. So viele Vogelfreunde wie noch nie haben
mitgemacht und somit den bisherigen Höchstwert von 2017 deutlich
übertroffen. "Wir freuen uns sehr über das riesige Interesse an der
heimischen Vogelwelt. Die Rekordbeteiligung zeigt auch, wie sehr das
Thema Artenschutz gerade seit unserem erfolgreichen Volksbegehren
bewegt. Die Menschen sind spätestens seit dem großen Erfolg im Februar
aufgerüttelt und wollen, dass endlich mehr getan wird, um das
verheerende Artensterben zu stoppen", so der stellvertretende
LBV-Artenschutzreferent Ulrich Lanz.

Den Gartenvögeln geht es immer noch viel besser als den Feldvögeln.
Aber auch bei ihnen scheint sich der Insektenschwund bemerkbar zu
machen - die drei häufigsten Insektenfresser-Arten in den Gärten
zählen seit Jahren zu den Verlierern. So sind die anhaltenden
Rückgänge seit Beginn der Stunde der Gartenvögel im Jahr 2005 bei der
Mehlschwalbe dramatisch. Dieses Jahr zählt sie nicht einmal mehr zu
den zehn häufigsten Gartenvögeln und rutscht auf Rang 11 ab. Für die
Rauschwalbe geht es sogar von der 14. runter auf die 19. Stelle. Am
schlimmstem erwischt es jedoch den Mauersegler, der vom 12. auf den
18. Platz abstürzt. "Alle drei Arten gehen schon seit Jahren stetig
zurück, und Mehl- und Rauchschwalbe wurden 2016 unter die gefährdeten
Arten der Roten Liste der bayerischen Brutvögel aufgenommen. Die
aktuellen Daten bestätigen diesen Negativtrend - er scheint sich
weiter fortzusetzen", so Lanz.

Außer für die Insektenfresser gibt es auch schlechte Nachrichten für
die Amsel, obwohl sie noch in neun von zehn Gärten beobachtet wurde.
Denn zum ersten Mal in der 15-jährigen Geschichte der Mitmachaktion
ist sie nicht die Nummer zwei der häufigsten Gartenvögel. "Die Dürre
2018 und der damit verbundene schlechte Bruterfolg im Vorjahr dürften
hauptverantwortlich für den diesjährigen Rückgang sein. Auch das
Usutu-Virus könnte beteiligt sein", sagt der Artenschützer. Dieses für
Amseln tödliche Virus breitet sich in Bayern aus und hat 2018 zum
Beispiel im Großraum Nürnberg zu hohen Verlusten geführt.
"Populationsgefährdend ist das Virus aber nicht, denn die Amseln
entwickeln eine gewisse Immunität dagegen, und die Bestände erholen
sich wieder.

Im letzten Jahr noch unser Sorgenkind, übertraf das Rotkehlchen nun
alle Erwartungen. Es wurden so viele der fleißigen Sänger beobachtet
wie noch nie. In nahezu jedem zweiten bayerischen Garten wurden sie
gezählt. "Am Beispiel des Rotkehlchens lässt sich gut zeigen, dass
bestimmte Populationsschwankungen auch ganz natürlich auftreten. Da
der vergangene Winter recht mild war und auch die Obstbäume und
Sträucher noch reichlich Früchte trugen, konnten viele
Insektenfresser, die im Winter auf Früchte ausweichen, gut über die
Runden kommen und das Rotkehlchen eine so hohe Zunahme verzeichnen",
sagt Lanz weiter.

Bayernweit wurden in diesem Jahr pro Garten im Schnitt 32 Vögel
gesichtet. Damit liegt dieses Endergebnis auf dem gleichbleibenden,
aber zu niedrigen Niveau der beiden Vorjahre. Immerhin hat sich die
Anzahl nicht noch weiter verringert. Der am häufigsten beobachtete
Gartenvogel im Freistaat bleibt der Haussperling, auch wenn sich seine
kritische Gesamtsituation aufgrund der Wohnungsnot vor allem in den
Städten nicht verbessert hat. Hinter dem Spatz folgen sein nächster
Verwandter der Feldsperling (2.) und der Star (3.) auf den weiteren
Spitzenrängen. Die Kohlmeise folgt der Amsel (4.) und rundet die
Top-Fünf der Platzierungen ab. Alle Endergebnisse können
landkreisgenau auf www.stunde-der-gartenvoegel.lbv.de eingesehen
werden und die interaktive Karte zeigt, wie sich eine Vogelart an
einem ausgesuchten Ort oder Landkreis entwickelt hat.

Von ganz besonderen Erlebnissen berichteten Teilnehmer vor allem in
Nordbayern. Sie konnten überfliegende oder rastende Bienenfresser
beobachten und melden. Genauso spektakulär waren Einzelbeobachtungen
des extrem seltenen Wiedehopfs in nahezu allen Regierungsbezirken und
die Meldung eines ebenso bedrohten und seltenen Wiesenpiepers aus
Mittelfranken.

Wer Amsel, Drossel, Fink und Star helfen möchte, der sollte seinen
Garten oder Balkon vogelfreundlichen gestalten. Tipps dazu gibt es
unter www.lbv.de/garten und www.lbv.de/balkon.

Die nächste Mitmachaktion von LBV und NABU ist gerade angelaufen. Beim
Insektensommer werden Sechsbeiner gezählt und gemeldet.
LBV-Artenschutzreferent Ulrich Lanz: "Da viele Vogelarten von Insekten
leben, ist das auch eine wichtige Aktion für Vogelfreunde."

Ende Presseinformation, 04.06.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.
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Pressedienst des NABU Rheinland-Pfalz - 4. Juni 2019

Teilnahmerekord bei Stunde der Gartenvögel

Mit mehr als 3400 Rheinland-Pfälzern nahmen so viele Personen wie noch
nie an diesjähriger Stunde der Gartenvögel teil

Mainz - Mehr als 72.700 von bundesweit deutlich über 1.6 Millionen
Vögel wurden bei der NABU-Mitmachaktion "Stunde der Gartenvögel" in
Rheinland-Pfalz gezählt. 3446 Menschen im Land hatten der Natur am
Aktionswochenende Anfang Mai eine Stunde ihrer Zeit geschenkt und
notiert, welche Vögel sie in Gärten und Parks oder vom Balkon aus
sahen. Das waren in Rheinland-Pfalz so viele Teilnehmer wie noch nie.
Die Top Fünf-Arten 2019 sind Haussperling, Kohlmeise, Amsel, Blaumeise
und Star, wobei die Kohlmeise die Amsel in diesem Jahr wieder
überholte und der Star die Elster vom fünften Platz verdrängte.
Insgesamt wurden 128 verschiedene Vogelarten beobachtet.

"So viele Vogelfreunde wie noch nie haben mitgemacht - knapp ein
Drittel mehr als im vergangenen Jahr. Wir freuen uns sehr über das
riesige Interesse an der heimischen Vogelwelt", so Fiona Brurein,
Pressereferentin des NABU Rheinland-Pfalz. "Die Rekord-Beteiligung
zeigt, wie sehr das Thema Artenschutz bewegt. Die Menschen sind
aufgerüttelt und wollen, dass endlich mehr getan wird."

Häufigste Art in Rheinland-Pfalz bleibt der Haussperling, der im
Vergleich zum Vorjahr ein Plus von sieben Prozent verzeichnen konnte.
Die Kohlmeisen konnte in diesem Jahr mit einem Plus von 14 Prozent
wieder einen Platz gutmachen und landen auf dem zweiten Platz, nachdem
im letzten Jahr der Bestand leicht zurück gegangen war.
Verlierer sind dieses Jahr tendenziell jene Vogelarten, welche sich
ausschließlich von Insekten ernähren und am Gebäude brüten. So haben
beispielsweise Mehl- und Rauchschwalben über 20 Prozent verloren,
Mauersegler sieben Prozentpunkte im Vergleich zum Vorjahr. Der
langjährige bundesweite Trend seit Beginn der Zählung im Jahr 2005
liegt bei Mauerseglern bei durchschnittlich minus sieben Prozent pro
Jahr, bei Mehlschwalben bei minus fünf Prozent pro Jahr.

Der NABU Rheinland-Pfalz bedankt sich bei allen Teilnehmenden der
"Stunde der Gartenvögel". Die Ergebnisse der diesjährigen Aktion
können online unter

https://www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/stunde-der-gartenvoegel/ergebnisse/15767.html

angesehen und mit denen früherer Jahre verglichen werden.
Wer Amsel, Drossel, Fink und Star helfen möchte, der sollte seinen
Garten oder Balkon vogelfreundlichen gestalten. Tipps dazu gibt es
unter www.NABU.de/balkon und www.NABU.de/vogelgarten.

Die nächsten NABU-Mitmachaktionen sind gerade angelaufen. Der
Fledermauszensus richtet sich an Fledermausquartiersbesitzer und
findet das kommende Wochenende vom 07.-10. Juni statt. Beim nächsten
Termin für den Insektensommer vom 02.-11. August werden Sechsbeiner
gezählt und gemeldet. "Da viele Vogelarten von Insekten leben, ist das
auch eine wichtige Aktion für Vogelfreunde." bemerkt Brurein.

Infos zur Aktion:

www.stundedergartenvoegel.de

Broschüre 15 Jahre Stunde der Gartenvögel:

www.NABU.de/15-jahre-sdg

Informationen zum Fledermauszensus:

www.rlp.nabu.de/fledermauszensus

Informationen zum Insektensommer:

www.insektensommer.de

Ende Pressedienst des NABU Rheinland-Pfalz, 04.06.2019

 * 
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AKTION/672: Kein Fisch Meer (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 4. Juni 2019

Kein Fisch Meer: Deutsche Umwelthilfe, Our Fish und Deepwave
fordern ein Ende der Überfischung zum Welttag der Meere

Deutsche Umwelthilfe, Our Fish und Deepwave kritisieren Versäumnis der
Politik, Überfischung zu stoppen - DUH fordert Ende der Überfischung
und illegaler Fischrückwürfe auf See - Aktion der DUH, Our Fish und
Deepwave zum Welttag der Meere vor den Toren der Bundesregierung
veranschaulicht verheerende Auswirkungen der Überfischung -
Marktschreier prangert zu hohe Fangmengen für Dorsch, Hering & Co. an



Berlin, 4.6.2019: Es bleiben nicht mal mehr sieben Monate, um die
Überfischung in unseren europäischen Meeren zu beenden. Zu dieser
Frist verpflichteten sich 2013 alle EU-Mitgliedstaaten in der
Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP). Kurz vor dem Welttag der Meere am
8. Juni machen die Deutsche Umwelthilfe (DUH), Our Fish und Deepwave
auf die verheerenden Folgen eines nicht nachhaltigen
Fischereimanagements aufmerksam. Vor dem Reichstag in Berlin forderten
sie die Bundesregierung mit einer bildstarken Aktion auf, die
Überfischung bis 2020 zu beenden.

Leere Marktstände auf einem inszenierten abgesagten Fischmarkt
verdeutlichen, wie es in Zukunft an der Nord- und Ostseeküste immer
häufiger aussehen könnte. Ein einsamer Marktschreier schildert
stimmgewaltig, wie es zu den leeren Fischauslagen kommen konnte.

41 Prozent der Fischbestände im Nordostatlantik sind überfischt. Zu
diesen Fischpopulationen zählen auch der westliche Hering und der
östliche Dorsch in der Ostsee. Diese Populationen sind aktuell in
einem sehr schlechten Zustand. Erstmals empfehlen die Wissenschaftler
vom Internationale Rat für Meeresforschung 2019 für beide Populationen
eine Null-Quote, das heißt einen Fangstopp ab 2020. Auch das
Warnemünder Heringsfest wurde bereits in diesem Jahr abgesagt, da es
im Frühjahr nicht genug Heringe in der Ostsee gab. Das ist unter
anderem das Resultat jahrzehntelanger Überfischung.

"Unsere wichtigsten Speisefischarten in Nord- und Ostsee stehen unter
Druck: Überdüngung, Verschmutzung, die Folgen der Klimakrise und die
Überfischung machen unseren Meeresökosystemen zu schaffen", sagt
Sascha Müller-Kraenner, DUH-Bundesgeschäftsführer. "Trotz der
gesetzlichen Vorgabe, die Überfischung bis 2020 zu beenden, wurden
wieder zu viele Fangquoten für 2019 oberhalb der wissenschaftlichen
Empfehlungen festgelegt. Frau Klöckner - es ist fünf vor zwölf und Sie
sind als Fischereiministerin verantwortlich für unsere
Fischpopulationen. Sorgen Sie für den sofortigen Fangstopp bedrohter
Populationen und nachhaltige Fangmengen bis 2020", fordert
Müller-Kraenner weiter.

"2019 muss das Jahr sein, in dem die Fanggrenzen endlich den
wissenschaftlichen Empfehlungen entsprechen. Außerdem müssen die
EU-Fischereiminister das 2020-Ziel der Gemeinsamen Fischereipolitik
ernst nehmen, um die Überfischung in den europäischen Meeren zu
beenden", sagt Rebecca Hubbard, Direktorin der Our Fish Kampagne.
"Eigentlich ist es eine einfache Rechnung: Wird zu viel Fisch aus dem
Meer geholt, kollabieren die Fischpopulationen und sind dann
wirtschaftlich nicht mehr nutzbar. Nur eine nachhaltige Fischerei kann
die Widerstandsfähigkeit unserer Fischpopulationen gegenüber den
Auswirkungen der Klimakrise stärken und führt zu höheren
wirtschaftlichen Erträgen und somit zur Schaffung und Erhaltung von
Arbeitsplätzen in der Fischerei und den Küstengemeinden."

Anna Groß, CEO der Meeresschutzorganisation Deepwave: "Überfischung
ist nicht nur ein ökonomisches Problem. Sie zeigt deutlich unseren
völlig falschen Bezug zu den Meeren. Wir behandeln sie als
auszuschöpfende Ressource, als Wasserstraße, als Entsorgungsdeponie.
Ohne uns darüber im Klaren zu sein, dass wir so zielstrebig auf das
Kippen unserer Meere zusteuern. Die derzeitige Fischerei ist
verschwenderisch und zerstört eine gemeinschaftliche Ressource. Sie
kann dies nur tun, weil sie durch eine Politik gedeckt wird, die
unseren Meeren nicht genug Zeit gibt, um sich zu regenerieren. Trotz
der seit Januar 2019 vollumfänglichen Anlandungspflicht werden für den
täglichen Konsum unvorstellbare Mengen an Meereslebewesen als
ungewollter Beifang zurück ins Meer geworfen und wie Abfall
behandelt."

Über Our Fish

Die europäische Initiative Our Fish will sicherstellen, dass die
EU-Mitgliedstaaten die Gemeinsame Fischereipolitik umsetzen und für
nachhaltige Fischbestände in den europäischen Meeren sorgen. Die
Deutsche Umwelthilfe koordiniert die Our Fish-Kampagne in Deutschland.

Über Deepwave

Die Meeresschutzorganisation mit Sitz in Hamburg setzt sich regional
und international für den Schutz der Ozeane und ihrer Bewohner ein.
Deepwave setzt sich für ein geschärftes Bewusstsein für den globalen
Zusammenhang der Gefährdungen des Wasserplaneten ein, denn nur so kann
das gemeinsame Erbe des Weltmeeres für künftige Generationen erhalten
werden. Die essentielle Problematik der Überfischung auf der Agenda zu
halten, ist eine der Aufgaben von Deepwave.



Links:

Mehr über Our Fish: http://our.fish/de/ 

Mehr zu Deepwave: https://www.deepwave.org/

Mehr zur Fischereipolitik: https://www.duh.de/fischerei/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 04.06.2019

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19
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BILDUNG/577: UN-Dekade zeichnet Projekt "Artenkennerpass Forchheim" aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 4. Juni 2019

"Artenkennerpass Forchheim" wird offizielles Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt

Bayerischer Umweltminister Thorsten Glauber überreicht die
Auszeichnung



München, 4. Juni 2019 - Der Landkreis Forchheim bietet in Kooperation
mit Partnerorganisationen aus Natur- und Umweltschutz Schüler/innen ab
der achten Klasse Kurse zur Bestimmung von Tier- und Pflanzenarten.
Das Projekt fußt auf der Überzeugung, dass Artenkenntnis eine wichtige
Voraussetzung für die Erhaltung der Biodiversität ist. Heute wird der
"Artenkennerpass Forchheim" als offizielles Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt ausgezeichnet. Die Verleihung von Vielfalt-Baum
und Urkunde führt der bayerische Staatsminister für Umwelt und
Verbraucherschutz Thorsten Glauber in der Zoologischen Staatssammlung
München durch.

Die Fachjury der UN-Dekade Biologische Vielfalt entschied sich für
eine Auszeichnung, da das Projekt Artenkenntnisse junger Menschen in
vorbildlicher Weise fördert und die Teilnehmer/innen eng mit dem Thema
"Biologische Vielfalt" verbindet. Dazu arbeitet der Landkreis
Forchheim mit der Bayerischen Akademie für Naturschutz und
Landschaftspflege, dem Bund Naturschutz Bayern, dem Bayerischen
Naturschutzfonds, dem Staatlichen Schulamt Forchheim sowie dem
Tiergarten Nürnberg zusammen.

Im Rahmen des Projekts "Artenkennerpass Forchheim" können Kurse zu
verschiedenen Themengebieten - z. B. Pilze, Blütenpflanzen oder
Wildbienen - gewählt werden. Nach einer kleinen Prüfung im Anschluss
an den ersten Kurs erhalten die Teilnehmer/innen einen
Artenkennerpass. Anschließend können die Jugendlichen Aufbaukurse zu
ihrem Themengebiet belegen oder einen Kurs in einem anderen der
insgesamt 25 Bereiche absolvieren. Jeder abgeschlossene Kurs wird im
Artenkennerpass festgehalten.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Landkreis Forchheim

Landratsamt Forchheim

Oberes Tor 1, 91320 Ebermannstadt

in Zusammenarbeit mit:

Bayerische Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege,

Bund Naturschutz Bayern,

Bayerischer Naturschutzfonds,

Staatliches Schulamt Forchheim,

Tiergarten Nürnberg

www.artenkennerpass.de




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2632&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.06.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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LUFT/629: Luftreinhalteplan für Berlin unzureichend (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 3. Juni 2019

Deutsche Umwelthilfe kritisiert Luftreinhalteplan für Berlin als
unzureichend - Senat muss Saubere Luft im gesamten Stadtgebiet bis
Ende 2019 sicherstellen

Bürger haben ein Recht auf "Saubere Luft" im gesamten Stadtgebiet -
Berliner Senat verstößt gegen Grundsatzurteil des
Bundesverwaltungsgerichts: Selbst unter optimistischen Annahmen wird
der Grenzwert für Stickstoffdioxid (NO2) nicht einmal in 2020
eingehalten - Deutsche Umwelthilfe kündigt Vollstreckungsantrag zur
Umsetzung des Urteils von Oktober 2018 an - Nur zonale
Dieselfahrverbote einschließlich der Abgasstufe Euro 5 stellen die
schnellstmögliche Einhaltung des Grenzwerts von NO2 sicher - Deutsche
Umwelthilfe fordert eine kurzfristige Nachbesserung des
Luftreinhalteplans



Berlin, 3.6.2019: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) kritisiert die
aktuelle Fortschreibung des Luftreinhalteplans für Berlin als
ungeeignet, um den Bürgern schnellstmöglich das Recht auf "Saubere
Luft" zu gewähren. Hierzu war der Senat vom Verwaltungsgericht Berlin
im Oktober letzten Jahres im Rahmen einer Klage der DUH verpflichtet
worden. Damit sich die Umsetzung des rechtskräftigen Urteils nicht
länger verzögert und die Berlinerinnen und Berliner so schnell wie
möglich zu ihrem Recht auf "Saubere Luft" kommen, wird die DUH einen
Vollstreckungsantrag einreichen. In einem solchen
Vollstreckungsverfahren kann das Gericht gegen den Senat bei
Nichtbeachtung eines Urteils Bußgelder verhängen und notfalls auch zu
schärferen Maßnahmen greifen.

Die DUH kritisiert, dass die NO2-Grenzwerteinhaltung mit den
vorgesehenen Maßnahmen nicht sichergestellt ist. Eine Unterschreitung
des Grenzwertes für NO2 im vom Bundesverwaltungsgericht gesetzten
Zeitrahmen ist ausgeschlossen. Außerdem unterschlägt der Senat mehrere
Straßen, an denen der NO2-Grenzwert selbst nach einer Umsetzung der im
Luftreinhalteplan vorgesehenen Maßnahmen nach wie vor massiv
überschritten bleibt, darunter auch entlang der Wohnbebauung an der
Stadtautobahn im Bereich des Dreiecks Funkturm.

Dazu Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Dieser
Luftreinhalteplan ist nicht seriös und ignoriert das Recht auf
"Saubere Luft" vor allem für besonders unter dem Dieselabgasgift
leidende Personengruppen wie Asthmatiker, Kinder, alte und kranke
Menschen. Nicht akzeptabel ist zudem, dass der Senat mehrere hohe
gemessene NO2-Grenzwertüberschreitungen an bisher nicht als belastet
bekannten Straßenabschnitten Berlins nicht berücksichtigt. Berlin
sollte sich an Madrid orientieren, wo es durch mutige, zonale
Dieselfahrverbote gelungen ist, im März dieses Jahres die beste
Luftqualität seit zwanzig Jahren zu erreichen. Stattdessen wird in der
deutschen Bundeshauptstadt das jahrelange Versagen in der
Luftreinhaltepolitik fortgesetzt. Nur durch ein zonales
Dieselfahrverbot in der Innenstadt wird es gelingen, in Berlin als
eine der am stärksten mit Dieselabgasen belasteten Städte die
Luftqualität wieder ausreichend zu verbessern. Die DUH wird nun vor
dem Verwaltungsgericht Berlin einen Vollstreckungsantrag zur
Durchsetzung des rechtskräftigen Urteils für die "Saubere Luft" noch
in diesem Jahr stellen und die dafür notwendigen Maßnahmen damit
durchsetzen."

Die DUH fordert den Senat auf, den Luftreinhalteplan so
fortzuschreiben, dass die NO2-Grenzwerteinhaltung sicher im gesamten
Stadtgebiet gewährleistet wird. Die Menschen in Berlin haben auf jedem
Fußweg, vor jeder Schule und Wohnung sowie jedem Kindergarten ein
Recht auf "Saubere Luft". Zusätzlich zu den Dieselfahrverboten hält
die DUH ein größeres Tempo bei der Verkehrswende für notwendig. Neben
einer verbindlichen Parkraumbewirtschaftung mit drastisch erhöhten
Parkgebühren und einer Verringerung der Zahl der Parkplätze sollte der
motorisierte Individualverkehr auf Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit
im gesamten Stadtgebiet verringert werden. Dies verringert auch die
Lärmbelastung und erhöht die Verkehrssicherheit.

Zentrale Maßnahme für die DUH ist ein zonales Fahrverbot für
Diesel-Pkw, Nutzfahrzeuge und Busse bis einschließlich der Abgasnorm
Euro 5. Dieses muss zum 1. September 2019 in Kraft treten. Das BVerwG
hat in seinen Urteilen vom 27. Februar 2018 eindeutig klargestellt,
dass der Erlass von Dieselfahrverboten zulässig und auch zwingend
geboten ist, sofern der gesetzlich vorgeschriebene Jahresmittelwert
von 40 2/m3 anderweitig nicht bis Ende 2019 eingehalten werden kann.
Dass dies in Berlin der Fall ist, hat das Verwaltungsgericht Berlin im
Urteil vom 9. Oktober 2018 zu Recht festgestellt. Erhalten die von
Fahrverboten betroffenen Fahrzeuge ein Hardware-Update und halten
diese auf der Straße die Abgasnormen ein, wären sie von Fahrverboten
befreit. Die DUH fordert daher, dass die Autohersteller diese
Maßnahmen auf ihre Kosten bei allen Betrugs-Diesel-Pkw durchführen.

Rechtsanwalt Peter Kremer, der die DUH in dem Verfahren vertritt,
ergänzt: "Das Verwaltungsgericht Berlin hat den Senat verurteilt, den
Luftreinhalteplan bis Ende März so fortzuschreiben, dass der Grenzwert
stadtweit eingehalten wird. Im Juni denkt der Senat immer noch über
einen Entwurf nach. Mit diesem Entwurf lässt sich der Grenzwert weder
rechtzeitig noch überhaupt einhalten. Offensichtlich meint der Senat,
dass ein Urteil nur eine unverbindliche Aufforderung ist - das ist ein
merkwürdiges Rechtsstaatverständnis."

Nach der verzögert gestarteten Öffentlichkeitsbeteiligung ist der
Senat abermals in Verzug. Die Einrichtung der streckenbezogenen
Dieselfahrverbote und Tempo-30-Bereiche soll rechtswidrig frühestens
im August beginnen.

Links:

Die eingereichte Stellungnahme der DUH zum Entwurf der 2.
Fortschreibung des Luftreinhalteplans für Berlin und das aktualisierte
Hintergrundpapier zu allen Klagen für Saubere Luft der DUH (Stand 1.
April 2019) finden Sie am Ende dieser Seite.



Stellungnahme 722 KB

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Verkehr/Luftreinhaltung/2019-05-29_Stellungnahme_LRP_Berlin_DUH.pdf

Klagen für Saubere Luft 7 MB

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Verkehr/Feinstaub/Right-to-Clean-Air_Hintergrundpapier_D_01042019.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 03.06.2019
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MASSNAHMEN/371: Emissionshandel 2018 - Deutsche Anlagen mindern um 3,5 Prozent (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 4. Juni 2019

Emissionshandel 2018: Deutsche Anlagen mindern um 3,5 Prozent

Jahresbericht zeigt: Minderungen gehen auf rückläufigen Emissionen der
Energiewirtschaft zurück



Im Jahr 2018 emittierten die rund 1.870 im Europäischen
Emissionshandelssystem (EU-ETS) erfassten stationären Anlagen in
Deutschland etwa 422 Millionen Tonnen Kohlendioxid-Äquivalente
(CO2-Äquivalente). Dies entspricht einem Rückgang um 3,5 Prozent
gegenüber 2017. Das berichtet die Deutsche Emissionshandelsstelle
(DEHSt) im Umweltbundesamt detailliert in ihrem diesjährigen Bericht
über die Treibhausgasemissionen der emissionshandelspflichtigen
stationären Anlagen und im Luftverkehr für Deutschland im Jahr 2018
(VET-Bericht 2018). Der Rückgang der Emissionen geht maßgeblich auf
Minderungen in der Energiewirtschaft zurück. Die Emissionen der
energieintensiven Industrie stagnieren dagegen weiter auf dem hohen
Niveau der Vorjahre.

Rund 70 Prozent der Treibhausgasemissionen aus Deutschlands
emissionshandelspflichtigen stationären Anlagen stammen aus
Energieanlagen, gut 30 Prozent aus Industrieanlagen. Im Jahr 2018
gingen die Emissionen der Energieanlagen um etwa vier Prozent auf 298
Millionen Tonnen Kohlendioxid zurück. Grund ist die erheblich
gestiegene Einspeisung von Wind- und Solarstrom, die zu einem Rückgang
der Verstromung von Braunkohle, Steinkohle und Erdgas führten.
Außerdem war die Stromerzeugung insgesamt leicht rückläufig. Der
relativ starke Rückgang der Emissionen in der Energiewirtschaft setzt
sich damit weiter fort. Die Emissionen der energieintensiven Industrie
bewegten sich in den Jahren 2013 bis 2017 jeweils zwischen rund 123
und 126 Millionen Tonnen CO2-Äq und blieben auch 2018 mit 124
Millionen Tonnen CO2-Äq auf diesem hohen Niveau. Der Rückgang der
gesamten deutschen ETS-Emissionen seit 2013 ist damit fast vollständig
auf den Emissionsrückgang der Energieanlagen zurückzuführen.

"Die aktuelle Entwicklung im Emissionshandel ist positiv und
unterstreicht die Bedeutung des Emissionshandelssektors für die
Erfüllung der Europäischen Klimaziele im Energie- und Industriesektor.
Die Reform des Europäischen Emissionshandels zeigt Wirkung", so Maria
Krautzberger, die Präsidentin des UBA. "Dennoch braucht es einen
sorgfältig abgestimmten Instrumentenmix aus zusätzlichen, abgestimmten
Maßnahmen und Instrumenten wie den geplanten Ausstiegspfad für die
Kohle in Deutschland. Insbesondere die bislang geringen Minderungen in
der Industrie machen deutlich, dass neben dem CO2-Preissignal auch die
Förderung vorhandener Technologien zur Marktdurchdringung, von
Innovationen bis zur Marktreife und entsprechende Investitionen
notwendig sind, um die Industrie bei der Dekarbonisierung voran zu
bringen."

Der signifikante Preisanstieg für Emissionsberechtigungen (eine EUA -
European Emission Allowance - entspricht einer Tonne CO2) im Jahr 2018
setzte insbesondere für die Energiewirtschaft ein wirksames
Preissignal und ist neben den ebenfalls gestiegenen Steinkohlepreisen
mit ein wichtiger Faktor für den spürbaren Rückgang der Emissionen aus
der Steinkohleverstromung. In der Industrie ist das Preissignal
allerdings noch zu gering, um wirksame Anreize für emissionsmindernde
Investitionen zu schaffen. Die EUA-Preise bewegten sich im Jahr 2018
beinahe kontinuierlich aufwärts in einem Intervall zwischen etwa 7,60
Euro zum Jahresanfang bis 25,80 Euro zum Jahresende, der
Durchschnittspreis für 2018 betrug rund 16 Euro.

Emissionen in der EU: 
Gegenüber 2005 sind die ETS-Emissionen europaweit mit rund 29 Prozent
deutlich stärker zurückgegangen als in Deutschland mit etwa 18
Prozent. Dabei hat sich der Rückgang der Emissionen im Zeitraum 2013
bis 2018 europaweit verlangsamt: Im Jahr 2018 lagen die Emissionen
sowohl für Europa als auch für Deutschland um etwa zwölf Prozent
unterhalb des Werts von 2013.

Emissionen im Luftverkehr: 
Für 2018 meldeten insgesamt 72 der in Deutschland verwalteten
emissionshandelspflichtigen Luftfahrzeugbetreiber Emissionen in Höhe
von 9,4 Millionen Tonnen Kohlendioxid. Damit sind die Emissionen im
Vergleich zum Vorjahr um rund 2,7 Prozent gestiegen und erreichen
einen neuen historischen Höchststand.

Weitere Informationen:

Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt): 
Die Deutsche Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt ist die
nationale Behörde für die Umsetzung des europaweiten Emissionshandels
für stationäre Anlagen sowie für den Luftverkehr. Zu ihren Aufgaben
gehören die Zuteilung und Ausgabe kostenloser Emissionsberechtigungen,
die Prüfung der Emissionsberichte und der Überwachungspläne sowie die
Verwaltung von Konten im EU-Emissionshandelsregister. Sie steuert die
Auktionierung und informiert die Öffentlichkeit und Marktteilnehmer
über die Versteigerungsergebnisse. Sie ist zudem zuständig für die
administrativen Belange bei der Nutzung der projektbasierten
Mechanismen, Joint Implementation und Clean Development Mechanism. Die
DEHSt ist zudem die nationale Bewilligungsbehörde für die Zahlung von
Beihilfen für stromintensive Unternehmen zur Kompensation indirekter
CO2-Kosten (Strompreiskompensation).



Links

Vollständiger VET Bericht 2018 und Executive Summary

http://www.dehst.de/VET-Berichte

Dokumente

Pressemitteilung 17/2019

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/dokumente/pm-2019-17_vet-bericht_2018.pdf
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ATOM/095: AKW Mochovce 3 - Betreibergesellschaft stimmt internationaler Inspektion zu (Umweltinstitut München)


Umweltinstitut München e. V. Gemeinsame Pressemitteilung mit GLOBAL
2000 und BUND Naturschutz in Bayern - 25. Mai 2019

Durchbruch bei AKW Mochovce 3: Betreibergesellschaft stimmt
internationaler Inspektion zu



Aktuellen Medienberichten zufolge hat die Betreibergesellschaft des
slowakischen Atomkraftwerks Mochovce 3, Slovenské elektrárne, einer
Inspektion der Baustelle durch ein Team der internationalen
Atomaufsicht IAEO zugestimmt. Damit würde eine der Forderungen des
internationalen Bündnisses von Umweltschutzorganisationen erfüllt, die
vor gravierenden Baumängeln und dem Risiko eines schweren Atomunfalls
bei Inbetriebnahme des Reaktors warnen. Im Vorfeld haben über 260.000
Menschen einen gemeinsamen Appell der Organisationen GLOBAL 2000,
Umweltinstitut München und BUND Naturschutz in Bayern unterzeichnet,
in dem unter anderem eine solche Inspektion gefordert wird.

"Wir begrüßen als Zwischenerfolg unserer Kampagne, dass es zu einer
internationalen Überprüfung der völlig aus dem Ruder gelaufenen
Mochovce-3-Baustelle kommen wird", sagt Reinhard Uhrig, Atom-Sprecher
von GLOBAL 2000. "Jetzt müssen die Regierungen der europäischen
Staaten dafür Sorge tragen, dass dies keine reine Alibi-Überprüfung
wird: Unabhängige, kritische ExpertInnen müssen Teil dieser Kontrolle
werden."

"Die Atomkraft ist eine energiepolitische, wirtschaftliche und
ökologische Sackgasse", erklärt Dr. Hauke Doerk, Referent für
Radioaktivität beim Umweltinstitut München. "Die Inbetriebnahme eines
Atomkraftwerks, noch dazu mit völlig veralteter Technik und derartigen
Baumängeln, widerspricht jedem gesunden Menschenverstand. Wir
erwarten, dass die Zustände auf der Baustelle einer ernsthaften
Überprüfung nicht standhalten und dieses sinnlose Projekt damit auf
dem Müllhaufen der Geschichte landet."

"Das ist auch ein Erfolg eines demokratischen Europas mit einer
starken Zivilgesellschaft. Denn über eine Viertelmillion Menschen
haben sich dank der Initiative mehrerer Umweltorganisationen dem
Aufruf angeschlossen und eine internationale Überprüfung erwirkt.",
sagt Martin Geilhufe, Landesbeauftragter BUND Naturschutz in Bayern.

Hintergrund

Das AKW am Standort Mochovce in der Slowakei liegt knapp 400 km von
Deutschland entfernt - der explodierte Reaktor 4 im ukrainischen
Tschernobyl 1300 km. Der Bau von vier Blöcken sowjetischen Typs WWER
440-213 in Mochovce wurde 1978 in der damals kommunistischen
Tschechoslowakei beschlossen und begann 1985. Die ersten beiden Blöcke
gingen 1998 und 2000 ans Netz. Die Blöcke 3 und 4 wurden jedoch aus
wirtschaftlichen Gründen zunächst nicht fertiggestellt, seit 1993
blieben sie als Bauruine stehen. Im Zuge der Übernahme des
slowakischen Energiekonzerns Slovenské elektrárne durch den
italienischen Konzern ENEL wurde 2008 der Weiterbau beschlossen.

Mehrere ehemals auf der AKW-Baustelle beschäftigte Ingenieure bezeugen
schwerste Mängel bei der Umsetzung des Projekts. GLOBAL 2000 deckte
Anfang April durch einen am Projekt beteiligten Baustatik-Ingenieur
gravierende Missstände auf der Baustelle auf, so wurden die so
genannten "hermetischen Kammern" rund um den Reaktordruckbehälter für
seismische Verstärkungen tausendfach "blind" angebohrt - die Bohrungen
mit einem Durchmesser bis zu zehn Zentimeter und einer Tiefe von einem
halben bis zu einem Meter in Stahlbeton-Wände mit einer Stärke von 1,5
Metern könnte möglicherweise in vielen Fällen die Stahl-Armierung des
Betons getroffen und die Statik der Wände im Falle von Erdbeben oder
Dampfexplosionen bei einem Störfall beeinträchtigt haben.

Die Petition "Stopp Mochovce - Atomruine nicht ans Netz"
unterschrieben bislang rund 260.000 Menschen aus Österreich und
Deutschland.
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FISCHEREI/205: Wissenschaftler empfehlen Schließung der Fischerei auf einzelne Bestände von Dorsch und Hering (WWF)


WWF Pressemitteilung - 4. Juni 2019

Jeder Fisch zählt

Wissenschaftler empfehlen Schließung der Fischerei auf einzelne
Bestände von Dorsch und Hering



Die Überfischung in der Ostsee hat ein dramatisches Ausmaß erreicht.
Das zeigen die heute veröffentlichten wissenschaftlichen
Fangempfehlungen des ICES (Wissenschaftlicher Rat zur Erforschung der
Meere). Die Forscher empfehlen den verantwortlichen Politikgremien
Fischereischließungen für den westlichen Heringsbestand sowie den
östlichen Dorschbestand für 2020.

"Das ist die bittere Quittung für rund 30 Jahre legalisierte
Überfischung. Um die Bestände von östlichem Dorsch und westlichem
Ostseehering vor dem Kollaps zu retten, muss die Fischerei leider
sofort und bis einschließlich nächstes Jahr eingestellt werden, nur
dann besteht Hoffnung auf Erholung. Ein dauerhaftes Versagen den
Fischereidruck in einem überdüngten, sauerstoffarmen und sich
erwärmenden Meer an die verschlechterten Lebensbedingungen anzupassen,
fordert seinen Tribut. Es ist lange klar, dass es dem östlichen Dorsch
schlecht geht, so mager wie die Tiere seit Jahren sind. Der
Fischereidruck ist eines von vielen Problemen, aber eben das, was man
gezielt steuern kann. Die dramatische Situation erfordert sofortige
Schonzeiten - jeder Fisch zählt", sagt Stella Nemecky,
Fischereiexpertin des WWF Deutschland. Damit die Bestände sich
überhaupt erholen können, müssten Fangmengen endlich gemäß der
wissenschaftlichen Empfehlung für eine nachhaltige Bewirtschaftung
festgesetzt werden, nicht darüber. Sowohl der bestehende 
Mehrjahres-Managementplan für die Ostsee, sowie das übergeordnete Ziel der
Gemeinsamen EU-Fischereipolitik schreiben genau das vor. Bis 2020
wollten die Fischereiminister für gesunde Bestände sorgen. Ein Jahr
vor Ablauf der Frist verschlechtert sich die Situation weiter, weil
Regierungen noch immer kurzsichtige Industrieinteressen bedienen.
Mittlerweile werden 88 Prozent der quotierten Fischbestände in der
Ostsee überfischt.

"Die jährlich festgelegten Höchstfangmengen sind das schärfste
Schwert, um die Überfischung zu beenden. Die Fischereiminister müssen
endlich zu ihrem Wort stehen und die Fischerei nachhaltig ausrichten.
Ohne Fisch lässt sich die Zukunft der Fischer nicht sichern", so
Nemecky. Vom westlichen Heringsbestand entfallen 55 Prozent der Quote
auf deutsche Fischer. Beim östlichen Dorschbestand sind es neun
Prozent. Wichtiger für deutsche Fischer ist der westliche
Dorschbestand, der mit leisen Anzeichen der Erholung gegen die
fortgesetzte Überfischung ankämpft, so dass ICES eine weitere
deutliche Kürzung der Fangmenge empfiehlt. "Beim westlichen Dorsch
wird derzeit der einzig gute Nachwuchsjahrgang nach 15 sehr mageren
Jahren weggefischt, bevor er sich überhaupt fortgepflanzt hat. Dieser
Hoffnungsjahrgang aus 2016 ist nun so groß, dass er in den Netzmaschen
endet", so Nemecky. Hier müsse zum Wiederaufbau des Bestandes 70
Prozent der Quote gekürzt werden.

Zusätzlich verschärfen Rückwürfe die Überfischung der Dorschbestände.
Seit 2015 ist es Ostseefischern untersagt beigefangen Dorsch über Bord
zu werfen, stattdessen müssen sie ihn an Land bringen. "Es gibt kein
Zeichen, dass sich auf See an verbotenen Rückwürfen etwas geändert
hat. Ohne verbessertes Monitoring und Kameraüberwachung an Bord wird
sich die Anlandepflicht in der Praxis nicht durchsetzen lassen.", sagt
Nemecky. Geschätzte 16 Prozent illegale Rückwürfe schwächen den
überfischten Bestand des östlichen Dorschs zusätzlich. Die
Dunkelziffer dürfte darüber liegen. "Dorsch und Hering sind die
Grundpfeiler im Ökosystem der Ostsee. Die Tatsache, dass wir nur noch
auf den Erfolg von Notfallmaßnahmen hoffen können, ist ein
Armutszeugnis für die Fischereiminister."
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MELDUNG/172: Germanwatch begrüßt Unions-Ankündigung zur Erarbeitung von CO2-Preis-Konzepten (GW)


Germanwatch e.V. - 3. Juni 2019

Germanwatch begrüßt
Unions-Ankündigung zur Erarbeitung von CO2-Preis-Konzepten

Dimap-Umfrage: Mit einer CO2-Steuerreform könnte Bundesregierung auf
große Zustimmung stoßen



Berlin (3. Juni 2019). Die Entwicklungs- und Umweltorganisation
Germanwatch begrüßt, dass sich nun auch CDU und CSU beim Klimaschutz
besser aufstellen wollen und ankündigen, ein Konzept für eine am
Klimaschutz ausgerichtete Steuerreform zu erarbeiten. "Die Union
kündigt an, endlich auf das immer größere Drängen aus der Bevölkerung
zu reagieren. Darüber freuen wir uns", sagt Christoph Bals,
Politischer Geschäftsführer von Germanwatch. 62 Prozent der
Wahlberechtigten befürworten in einer am Sonntag veröffentlichten
dimap-Umfrage grundsätzlich eine am CO2-Ausstoß orientierte
Steuerreform.

"Die Regierung hätte die Mehrheit der Bevölkerung offensichtlich auf
ihrer Seite, wenn sie das Steuer- und Abgabensystem am CO2-Ausstoß
ausrichtet und die soziale Dimension dabei einbezieht", so Bals.
"Klimaschädliche Subventionen abzubauen und die Energiesteuern
orientiert am CO2-Gehalt zu modernisieren, wäre das effektivste
Vorgehen." Die dimap-Umfrage zeige: "Die Menschen unterstützen einen
CO2-Preis solange klar ist, dass die Steuerreform mehr Klimaschutz
auf der einen und auch Entlastungen auf der anderen Seite bringt. Am
verständlichsten und planbarsten für die Menschen wäre dabei eine
Steuerlösung und kein undurchsichtiger Emissionshandel."

Die repräsentative Umfrage von dimap im Auftrag von Germanwatch, der
Stiftung Neue Energie und des Vereins CO2abe zeigt: Auch
Geringverdiener und Unions-Wähler befürworten mit jeweils 58 bzw. 59
Prozent eine CO2-Steuerreform. Mit Blick auf die kommenden
Landtagswahlen besonders interessant: In Ostdeutschland wird eine
solche Steuerreform ebenfalls mehrheitlich befürwortet. Die Zustimmung
der Menschen im Osten steigt von gut der Hälfte (55%) auf fast zwei
Drittel (64%), wenn der CO2-Preis aufkommensneutral ist.

Zwei andere Umfragen hatten im April und Anfang Mai noch ergeben, dass
eine Mehrheit eine neue CO2-Steuer ablehne. Die Menschen wollten
offenbar nicht einfach eine neue Steuer, so Bals. Sie akzeptierten
aber sehr wohl am CO2-Gehalt ausgerichtete Steuersätze, wenn es um
eine umfassende Steuerreform geht und die Rückverteilung von
Mehreinnahmen nicht hinten runter fällt.

dimap hat in der neuen Umfrage zudem gefragt, ob der Klimaschutz auch
künftig die derzeit große oder eine noch größere politische Bedeutung
haben sollte. Die Antwort ermutigt zu ernsthafter Klimapolitik: 85
Prozent beantworten diese Fragen zusammen genommen mit Ja. Bei den
Anhängern von Union und SPD sind es jeweils sogar 88 Prozent. Ost- und
Westdeutschland unterscheiden sich hier kaum.




Weiterführende Links

Detail-Ergebnisse der Umfrage

https://germanwatch.org/de/16543
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MELDUNG/171: Umfrage - Fast zwei Drittel für CO2-Steuerreform (GW)


Germanwatch e.V. - 2. Juni 2019

Umfrage: Fast zwei Drittel für CO2-Steuerreform

Auch Unions-Wähler und Geringverdiener mehrheitlich für an CO2-Ausstoß
orientierter Steuerreform / Wenig Unterschiede zwischen Ost- und
Westdeutschland / Auftraggeber der Umfrage fordern CO2-Preis ab 2020



Berlin (2. Juni 2019). Fast zwei Drittel der Wahlberechtigten (62
Prozent) halten eine CO2-orientierte Reform der Abgaben, Umlagen und
Steuern auf Energie grundsätzlich für sinnvoll. Das zeigt eine neue
repräsentative Umfrage von dimap im Auftrag der Umwelt- und
Entwicklungsorganisation Germanwatch, der Stiftung Neue Energie und
des Vereins CO2abe. Auch Geringverdiener und Unions-Wähler befürworten
demnach mit jeweils 58 bzw. 59 Prozent eine CO2-Steuerreform. Mit
Blick auf die kommenden Landtagswahlen besonders interessant: In
Ostdeutschland wird eine solche Steuerreform ebenfalls mehrheitlich
befürwortet. Die Zustimmung der Menschen im Osten steigt von gut der
Hälfte (55%) auf fast zwei Drittel (64%), wenn der CO2-Preis
aufkommensneutral ist.

85 Prozent der Menschen wollen, dass Klimaschutz weiterhin eine
große oder sogar noch größere Bedeutung für die Politik hat


dimap hatte zudem gefragt, ob der Klimaschutz auch künftig die derzeit
große oder eine noch größere politische Bedeutung haben sollte. Die
Antwort ermutigt zu ernsthafter Klimapolitik: 85 Prozent beantworten
diese Fragen zusammen genommen mit Ja. Bei den Anhängern von Union und
SPD sind es jeweils sogar 88 Prozent. Auch eine klare Mehrheit der
AfD-Anhänger (58 Prozent) will, dass Klimaschutz Topthema der Politik
bleibt. Mit Blick auf die kommenden Landtagswahlen interessant:
Ost- und Westdeutschland unterscheiden sich hier kaum.

"Die große Zustimmung in der Bevölkerung gibt der Bundesregierung
Rückenwind, um eine CO2-Bepreisung zum kommenden Jahr einzuführen",
sagt Dr. Hermann Falk, Geschäftsführer der Stiftung Neue Energie.
"Besonders erfreulich: Die Umfrage zeigt deutlich, dass die Menschen
auf dem Land weit überwiegend für die CO2-Bepreisung sind. Damit
dürfte auch die Zustimmung der Pendler größer sein, als von Manchen
angenommen."

Dr. Jörg Lange, geschäftsführender Vorstand des Vereins CO2 Abgabe
e.V., ergänzt: "Keiner der derzeit ernsthaft diskutierten Vorschläge
zu einer CO2-Bepreisung enthält eine neue Steuer zur Steigerung des
allgemeinen Steueraufkommens. Vielmehr geht es darum, Fehlanreize der
bestehenden Steuern und Umlagen auf Energie durch am CO2-Ausstoß
orientierte Steuersätze auf Kohle, Erdöl und Erdgas zu korrigieren.
Und genau eine solche am Verursacherprinzip orientierte und sozial
gerechtere Steuerreform, die den Klimaschutz endlich voranbringt,
befürwortet eine große Mehrheit der Befragten."

"Wie die Europawahl zeigt auch diese Umfrage, dass die meisten
Menschen einen neuen Gesellschaftsvertrag wollen, der uns und
künftigen Generationen eine lebenswerte Zukunft ermöglicht", sagt
Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch. "Wir
erwarten nun, dass das Kabinett bis September und der Bundestag bis
Ende des Jahres ein Umsetzungspaket mit einem wirkungsvollen CO2-Preis
beschließen."

dimap hat die Umfrage im Zeitraum 22. bis 27.5.2019 erhoben.

Detail-Ergebnisse der Umfrage

https://germanwatch.org/de/16543
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AGRARINDUSTRIE/151: Anhaltend hoher Antibiotikaverbrauch in Massentierhaltung (GW)


Germanwatch e.V. - 29. Mai 2019

Behördenbericht zeigt Versagen der bisherigen Politik: Anhaltend
hoher Antibiotikaverbrauch in Massentierhaltung

Auswertung der staatlichen Antibiotika-Datenbank zeigt, dass sich die
Tiergesundheit in Mastanlagen nicht bedeutend verbessert hat.
Germanwatch fordert Verbot der Reserveantibiotika im Stall und
finanzielle Anreize, so dass Tierschutz kostengünstiger wird als
Antibiotikaeinsatz.



Berlin (29. Mai 2019). Die heute bekannt gewordene Auswertung der
staatlichen Antibiotikadatenbank bestätigt, dass in deutschen
Tierhaltungen weiterhin massenhaft Antibiotika eingesetzt werden.
Dadurch steigt das Risiko der Ausbreitung von Resistenzen. Besonders
bedenklich: Für den Menschen besonders wichtige Reserveantibiotika
werden wieder häufiger in der Tierhaltung genutzt. Ärzte benötigen
Reserveantibiotika beim Menschen, wenn andere Antibiotika nicht mehr
wirken. Die Bundesregierung werde ihrer Verantwortung nicht gerecht,
sagt Reinhild Benning, Agrarexpertin von Germanwatch: "Seit fünf
Jahren erfassen Behörden in Deutschland, wie häufig Antibiotika in
Mastanlagen eingesetzt werden. Doch ernsthaft Handeln können sie
nicht. Sie dürfen vor allem Bescheinigungen zum Antibiotikaeinsatz
sichten - notwendige, über die Gesetze hinausgehende Auflagen zum
Tierschutz in Ställen dürfen sie nicht machen." Damit seien sie
machtlos dagegen, dass Tiere, die gesetzeskonform gehalten werden,
massenhaft erkranken. "Angesichts der schwachen Gesetze verwundert es
nicht, dass bei Hähnchen und Puten seit 2015 bereits wieder häufiger
Antibiotika eingesetzt werden", so Benning weiter.

Germanwatch fordert Bundeslandwirtschaftministerin Klöckner auf, der
Auswertung der Datenbank nun endlich wirksame Maßnahmen folgen zu
lassen. Reinhild Benning: "Die Bundesregierung droht bei der
Bekämpfung von Antibiotikaresistenzen aus Tierhaltungen zu versagen.
Sie muss den Einsatz von Reserveantibiotika im Stall verbieten. Eine
Abgabe auf alle übrigen Antibiotika sollte dafür sorgen, dass der
Tierschutz sich besser rechnet als der Einsatz von Medikamenten. Es
darf nicht länger billiger sein, massenhaft Antibiotika einzusetzen,
statt Zucht, Haltung und Futter zu verbessern und Tiere gesund zu
halten." Zudem gelte es, gewaltige Lücken bei der Erfassung des
Antibiotikaverbrauchs etwa in Brütereien und in der
Futtermittelindustrie zu schließen. Ergänzend fordert Benning: "Wir
brauchen eine Kennzeichnungspflicht für Fleisch nach dem Vorbild der
Eierkennzeichnung. Nur so können Verbraucher Fleisch aus alternativen
Haltungen zuverlässig erkennen. Auch viele Bauern fordern die
staatliche Kennzeichnungspflicht für ihre Planungssicherheit."

Schweden, Niederlande und Dänemark sind beim Gesundheitsschutz
viel weiter

Andere EU-Staaten seien beim Gesundheitsschutz viel weiter als
Deutschland. "In Schweden gelten höhere Tierschutzanforderungen in der
Landwirtschaft. Landwirte dort benötigen gerade einmal ein Siebtel der
Antibiotikamenge je Kilogramm Fleisch im Vergleich zu ihren Kollegen
in Deutschland", sagt Benning. "Die Niederlande setzen klare
Reduktionsziele für Antibiotika und Dänemark arbeitet mit Verboten für
Reserveantibiotika im Stall. Dort gibt es auch eine klare Obergrenze,
wie viel Antibiotika Schweinehalter je Kilogramm Fleisch verbrauchen
dürfen. In Deutschland hat Bundesministerin Klöckner bisher keine
konkreten Ziele für die Senkung des Antibiotikaverbrauchs gesetzt. So
nutzen einige Mäster seit 2015 wieder häufiger Antibiotika, und
Behörden haben keine Handhabe einzugreifen."

Steigende Antibiotikaeinsätze verstoßen nicht etwa gegen die Deutsche
Antibiotika-Resistenzstrategie DART2020, sondern sie erfolgen vielmehr
im Rahmen der dort vorgegebenen wenig konkreten Maßnahmen zur
Resistenzbekämpfung. In Deutschland werden zwar Daten von Tierärzten
und Tierhaltenden in sogenannten Stallbüchern aufgezeichnet, aber nur
ein Teil von ihnen muss sie digital an Behörden melden.
Kontrollbehörden dürfen bisher nicht einmal diese wenigen Daten über
Dosis und Wirkstoffe auswerten. Benning: "Die geltenden Gesetze für
Tierhalter, Tierärzte und Behörden verhindern die wirkungsvolle
Bekämpfung der Antibiotikaresistenzen in Tierfabriken."

Eine Laboruntersuchung von Stichproben im Auftrag von Germanwatch
hatte im April gezeigt, dass Billighähnchen vom Discounter zu 56
Prozent mit Keimen kontaminiert waren, die resistent gegen Antibiotika
sind. Jedes dritte Hähnchen war sogar mit Erregern belastet, die
resistent gegen Reserveantibiotika sind. Laut dem staatlichen
Zoonosenmonitoring tragen bis zu 66 Prozent der Supermarkthähnchen
resistente Keime, die bis in die Küchen von Verbrauchern verschleppt
werden können. Bei Hähnchen steigen die Resistenzraten gegen das
wichtige Reserveantibiotikum Colistin.



Weiterführende Links

Link zu Untersuchung im Auftrag von Germanwatch (April 2019)

https://germanwatch.org/de/16437

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.05.2019

Herausgeber: Germanwatch e.V.

Büro Bonn:

Dr. Werner-Schuster-Haus, Kaiserstr. 201, 53113 Bonn

Tel.: 0228/60492-0, Fax: 0228/60492-19

Büro Berlin:

Stresemannstr. 72, 10963 Berlin

Tel.: 030/28 88 356-0, Fax: 030/28 88 356-1

E-mail: info@germanwatch.org

Internet: http://www.germanwatch.org
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KLIMA/708: Erderwärmung - Verschiebungen der Nahrungskette ... (SB)




[image: Kadaver, aufgereiht - Foto: doi: https://doi.org/10.1371/journal.pone.0216532.g002]

Am 17. Oktober 2016 wurden am nördlichen Strand von St. Paul Island
die Kadaver von zwei Trottellummen, acht Hornlunden, zwei jungen und
27 erwachsenen Gelbschopflunden eingesammelt.

Foto: doi: https://doi.org/10.1371/journal.pone.0216532.g002



Wissenschaftliche Untersuchungen haben ergeben, daß ein Massensterben
unter Seevögeln 2016 auf der zu den Aleuten zählenden St. Paul-Insel
sehr wahrscheinlich Folge der Erwärmung des Meeres war. Die Arktis
heizt sich doppelt so schnell auf wie die Erde insgesamt, was zur
Folge hat, daß sich das Meereis immer weiter zurückzieht. Dadurch
kommt es am Beginn der marinen Nahrungskette zu Verschiebungen, bei
denen die energiereicheren, größeren Arten dem Meereis folgen und
abwandern.

Die vom Massensterben betroffenen Gelbschopflunde (Fratercula
cirrhata) und Schopfalke (Aethia cristatella), die in der besagten
Zeit in der Mauser waren und deshalb schlechter fliegen konnten,
mußten sich viel mehr bewegen, um ihren Nahrungsbedarf zu decken.
Viele hatten nicht die Kraft oder noch nicht das erforderliche
Federkleid entwickelt, um ihrer abwandernden Beute in die kälteren
Regionen hinterherzuziehen. Auch kräftige Winterstürme könnten
verhindert haben, daß die Vögel wie in den normalen Jahren ihre
Brutgebiete verlassen.

Zwischen Oktober 2016 und Januar 2017 starben vermutlich viele
tausend Gelbschopflunde und einige hundert Schopfalke aus zunächst
unerklärlichen Gründen. Diese Vögel mit den kräftigen Schnäbeln und
flossenartigen Füßen leben vom Zooplankton und von den Fischen in der
Beringsee. Die Meereswissenschaftlerin Julia Parrish, Professorin an
der Universität von Washington und Direktorin des Coastal Observation
and Seabird Survey Team (COASST), hat das Vogelsterben untersucht und
Ende Mai 2019 über ihre vorläufigen Resultate im Wissenschaftsjournal
PLOS ONE berichtet. [1]

Demnach kam es seit 2014 zu sechs ähnlichen Massensterben unter
Seevögeln an der nordamerikanischen Pazifikküste der Arktis. Mal
starben 400.000 Aleutenalke, mal 500.000 Trottellummen. Auch in
früheren Jahrzehnten wurden solche Massensterben beobachtet, aber
inzwischen träten sie jedes Jahr auf, berichtete Parrish. [2]

Die ausgeprägte Erwärmung der Arktis hat mehrere Ursachen. Zum einen
verringert sich die Albedo (Rückstrahlung) dadurch, daß das helle,
stark reflektierende Meereis verschwindet und dunkleres, Wärme
absorbierendes Wasser freigegeben wird. Zum anderen tragen Luft- und
Meeresströmungen Wärme in den Hohen Norden ein. Das hat zur Folge,
daß sich die gesamte marine Nahrungskette verändert. Das fängt mit
dem winzigen Zooplankton an, das von Fischen gefressen wird, die
wiederum Hauptnahrungsmittel der Seevögel sind.

Im Laufe der Erdgeschichte traten fünf globale und zahllose regionale
Massensterben von Tierarten auf. Doch inzwischen ist der Mensch
treibender Faktor des gegenwärtig ablaufenden, sechsten globalen
Artensterbens. Laut den Vereinten Nationen sterben täglich bis zu 130
Arten aus. Wiederum im erdgeschichtlichen Vergleich kommt die
gegenwärtige Verdrängung und Vernichtung anderer Arten durch den
Menschen geradezu explosionsartig. Der Weltbiodiversitätsrat (IPBES)
berichtete kürzlich, daß rund eine Million der sieben bis acht
Millionen Tier- und Pflanzenarten weltweit innerhalb der nächsten
Jahrzehnte aussterben könnten.

Die Kombination von Nahrungsknappheit und Mauser ist nicht der
einzige Faktor, der wissenschaftlich als mögliche Ursache von
Massensterben unter Seevögeln untersucht wird. Der Geologische Dienst
der USA (USGS) überprüft in Kooperation mit anderen Institutionen
auch die Möglichkeit, daß giftige Algenblüten verantwortlich oder
mitverantwortlich für einige der Massensterben unter Seevögeln sind.
Solche Algenblüten rund um Alaska und die Aleuten treten ebenfalls
als Folge eines wärmeren Meerwassers auf. [3]

In den letzten sechs Jahren sind allein im nordamerikanischen Teil
der Arktis mehrere Millionen Seevögel verendet. Auch wenn die
Tierbestände teilweise noch sehr groß sind, könnten durch die Häufung
der Massensterben selbst diese Arten in Gefahr geraten, ausgelöscht
zu werden. Ob das zu verhindern ist, kann niemand sagen, aber eines
ist sicher: wenn die menschengemachten Treibhausgasemissionen aus dem
Verbrennen fossiler Energieträger und bestimmter landwirtschaftlicher
Praxen nicht drastisch reduziert werden, tritt die düstere Prognose
des Weltbiodiversitätsrats ein. Dann wandeln sich die Ozeane und das
Klima so schnell und so stark, daß viele Arten auf der Strecke
bleiben.




[image: Vogel hockt auf Felsen - Foto: Mike Boylan, USFWS]

Gelbschopflund (Fratercula cirrhata)

Foto: Mike Boylan, USFWS




Fußnoten:


[1] Jones T, Divine LM, Renner H, Knowles S, Lefebvre KA, Burgess HK, et al. (2019) Unusual
mortality of Tufted puffins (Fratercula cirrhata) in the eastern Bering Sea. PLoS ONE 14(5):e0216532. https://doi.org/10.1371/journal.pone.0216532

[2] https://insideclimatenews.org/news/29052019/puffin-deaths-arctic-climate-change-alaska-wildlife-biodiversity

[3] tinyurl.com/y3d9cksk
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AKTIONSTAGE/1009: Weltumwelttag mit Ausstellungseröffnung & Strandfunde-Bestimmen - NATUREUM Darßer Ort, 5.6.


Deutsches Meeresmuseum / NATUREUM - 3. Juni 2019

Weltumwelttag mit Ausstellungseröffnung und Strandfunde-Bestimmen
am NATUREUM Darßer Ort



Anlässlich des Weltumwelttags am 5. Juni lädt das NATUREUM am Darßer
Ort mit einer neuen Fotoausstellung und zum Strandfunde-Bestimmen an
den Leuchtturm im Nationalpark Vorpommersche Boddenlandschaft ein.

"Das NATUREUM ist nicht nur am Weltumwelttag ein Ort der sensiblen
Annährung an den Schutzgedanken in der Kernzone des Nationalparks.
Eigenes Erleben und die Informationen in den Ausstellungen und im
Freigelände vermitteln, dass man nur das schützen kann, was man
kennt", sagt die Außenstellenleiterin vom NATUREUM, Ines Martin. Von
10:00 - 14:00 Uhr können Besucher ihre Strandfunde auf dem schönen
Innenhof des kleinen Naturkundemuseums bestimmen lassen. Als Experte
steht ihnen der Diplom-Geologe und Buchautor Rolf Reinicke zur
Verfügung.

Im Anschluss findet die Eröffnung der Fotoausstellung "Gegensätze:
Nord°Ost°See" von Dr. Reinhardt Kölmel im Petroleumbunker
statt. Der langjährige Leiter des Natureums Niederelbe zeigt
beeindruckende Küsten und Küstenlandschaften von der polnischen Ostsee
bis zur deutschen Nordsee bei Helgoland. Die großformatigen Fotos
stellen Gegensätze und auch Parallelen zwischen den beiden
europäischen Meeren heraus und überraschen mit ihrer eindrucksvollen
Schönheit.

Das NATUREUM am Darßer Ort hat von Juni bis August täglich ab 10:00
Uhr bis 17:00 Uhr geöffnet. Aufgrund seiner einmaligen Lage in der
Kernzone des Nationalparks ist dieser Standort des Deutschen
Meeresmuseums ausschließlich zu Fuß, per Fahrrad oder Kutsche
erreichbar.

Text: Deutsches Meeresmuseum

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.06.2019

Deutsches Meeresmuseum

Katharinenberg 14-20, 18439 Stralsund

Tel.: +49 (0) 3831 2650 210, Fax: +49 (0) 3831 2650 209

Internet: www.meeresmuseum.de
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TOUR/560: Falterfang und Fledermausgang - Bremen, 8.6. (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 4. Juni 2019

Falterfang und Fledermausgang 

- Pfingstsamstag lockt der NABU Nachtfalter in Wulsbüttel an

- Leuchtturm mit speziellem Lichtspektrum

- Fledermäuse dank Ultraschall-Detektor hören

- Insekten zählen mit dem "Insektensommer"

- nur bei trockenem Wetter - eventuelle Absage unter NABU-Bremen.de



(Bremen, den 04.06.19) Am Pfingstsamstag, den 8. Juni, veranstaltet
der NABU von 22 bis 0 Uhr einen Falterfang und Fledermaus-Rundgang auf
dem Gelände des Schullandheimes Dreptefarm, Paschberg 9 in Wulsbüttel.
Tagfalter wie Pfauenauge oder Admiral sind noch vielen bekannt und
werden jetzt im Rahmen des "Insektensommers" überall erfasst. Doch nur
wenige kennen die Vielzahl an Eulen, Spannern und Spinnern, die sich
auf die Dunkelheit spezialisiert haben.

Sönke Hofmann vom NABU will eine kleine Einführung in den
Lichtfallenfang geben. Leuchten mit einem speziellen Lichtspektrum
locken dabei die meist paarungswilligen Nachtinsekten magisch an. Sie
landen schließlich auf einem Stoffschirm und können dann gut
beobachtet werden. "Bei moderner Straßenbeleuchtung versucht man
dieses Spektrum tunlichst zu vermeiden, damit aus der Laterne keine
Insektenfalle wird. Wir nutzen es für unsere ganz harmlose Neugier."

An alten Leuchten kann man in mancher Nacht ganze Schwärme von Faltern
beobachten. Fledermausarten wie der Große Abendsegler suchen solche
Füllhörner gezielt auf. "Nachtinsekten kann man ohne Fledermäuse gar
nicht thematisieren", findet Hofmann, weshalb er auch einen
Ultraschall-Detektor zum Falterfang mitnimmt. Er wandelt die von den
Fledermäusen im unhörbaren Bereich ausgestoßenen Ortungsrufe in
hörbare Töne um. So können Fledermäuse viel leichter beobachtet
werden.

Doch zurück zu den Schmetterlingen: Über 90 Prozent gehören zu den
Nachtfaltern, macht rund 3.300 Arten in Deutschland. "Als gelernter
Förster kenne ich vor allem ein paar 'Forstschädlinge' wie
Kiefernspanner und Forleule, ansonsten habe ich da mächtige Lücken.
Aber mir geht es um das Erlebnis", so Hofmann. Menschen und
insbesondere Kinder an die Natur heranzuführen und zu interessieren
sei die Aufgabe des NABU. Wenn daraus Spezialisten entstehen, sei das
auch ein Gewinn für den Naturschutz.

Parallel zur Aktion findet die Pfingstfreizeit des NABU statt, die
dank Bingo-Förderung auch an anderen Tagen den Lichtturm aufbaut und
Insekten erforscht. Da der Falterfang und Fledermausgang nur bei
trockenem Wetter sinnvoll sind, bittet der NABU vor Aufbruch um einen
Blick auf seine Homepage. Ab spätestens 19 Uhr gibt er unter
www.NABU-Bremen.de bekannt, ob die Veranstaltung stattfinden kann. Für
Mitglieder ist sie kostenlos, Nicht-Mitglieder zahlen 3 Euro pro
Person.

Noch bis Sonntag, den 9. Juni, sind alle Naturfreunde aufgerufen, eine
Stunde lang die Insekten im eigenen Garten oder am Lieblingsplatz in
der Natur zu zählen. Die Daten sammelt der NABU unter
www.Insektensommer.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.06.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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ERSTAUFLAGE/1008: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3014 (SB)


Michelle Stern

Der Feind in mir

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3014



17. - 18. Oktober 2045 NGZ

Die THORA, Reginald Bulls Flaggschiff, ist auf dem Weg ins
Ephelegonsystem, dem Sitz der Liga Freier Galaktiker. Wie Perry Rhodan
bereits vermutet hat, haben sich die beiden Kopfgeldjäger Dancer und
Schlafner während des Gefechts mit den Lathonen an Bord geschmuggelt.
Sie haben von den Cairanern den Auftrag bekommen, den
Diogo-Akzelerator-Antrieb (eine Weiterentwicklung des Linearantriebs)
zu sabotieren, damit das Schiff danach eingenommen werden kann.

Um entsprechend agieren zu können, brauchen die beiden Helfer unter
der Besatzung, die sie bereits im Vorfeld durch die Injektion von
Organoiden beeinflußt haben. Zwei Besatzungsmitglieder werden von
ihnen sogar in Suspension versetzt. Anschließend nehmen Dancer und
Schlafner mithilfe ihrer Faszialmasken deren Identitäten an.

Um ihrer habhaft zu werden, will Perry Rhodan als Lockvogel fungieren
und läßt sich von Reginald Bull durchs Schiff führen. Dabei erkundigt
er sich nach Zeminah Paath, die Bull unter Bewachung gestellt hat.
Sein Freund erklärt ihm warum: Kurz vor dem Raub der Erde gab es
Meldungen über Thesanit, die sich angeblich in die Milchstraße verirrt
hätten. Viele Psychomediker führten die häufigen Meldungen über die
Thesanit, die alle gleich beschrieben wurden, auf eine Massenhysterie
zurück, die durch in der Prä-Raptischen Phase eingetretene
psychoplastische Veränderungen ausgelöst wurde. Perry Rhodan kann sich
zwar unter psychoplastischen Veränderungen nichts vorstellen,
verzichtet aber auf eine Erklärung. Er erfährt, daß es nie gelungen
sei, einen Vertreter dieser Rasse zu fassen und mutmaßt, daß alle
diese Meldungen vielleicht auf eine einzige Thesan zurückgingen - auf
Zeminah Paath.

Dancers und Schlafners Ziel ist die Antriebssektion, davon lassen sie
sich auch durch den im hydroponischen Park flanierenden Perry Rhodan
nicht ablenken. Unbemerkt schieben sie auch Donn Yaradua ein Organoid
unter, das sie in einem geeigneten Augenblick aktivieren wollen. Es
gelingt ihnen sogar, der Sicherheitschefin Aluna Meghendi ein Organoid
anzuheften, ohne daß sie es merkt.

Als die in Suspension versetzten Besatzungsmitglieder gefunden werden,
wird das Ausmaß der Manipulation der beiden Kopfgeldjäger deutlich.
Man muß von wesentlich mehr Organoid-Trägern ausgehen, als bereits
vermutet. Aber nun weiß man, welches Aussehen sich die beiden gegeben
haben. Aluna Meghendi macht sich auf die Suche, nicht ahnend, daß die
Booth, die mobile Kleinfestung, die für Aluna immer ein Hort der
Sicherheit war, sich plötzlich gegen sie wendet. Da das Gefährt einen
Plasmaanteil besitzt, kann es ebenfalls von einem Organoid manipuliert
werden. Es wird der Sicherheitschefin zum Gefängnis und Dancer
übernimmt ihre Identität.

Schlafner wird entdeckt und soll mit Hilfe des TARA-Psi daran
gehindert werden, den Akzelerator zu erreichen. Bei dem TARA-Psi
handelt es sich um einen Kampfroboter, der Paraeffekte synthetisieren
kann. Es ist ein auf Rudyn von Robotikern und Posbis entwickelter
experimenteller Prototyp, dessen Konstruktionsdaten so geheim sind,
daß auch Reginald Bull sie nicht kennt. Der TARA-Psi beherrscht
Telekinese, kann teleportieren und dabei sogar einen Menschen
mitnehmen. Dennoch gelingt es Schlafner zur Antriebszone vorzudringen.
Farye Sepheroa und Donn Yaradua setzen ihm nach und versuchen ihn
aufzuhalten. Schlafners Plan ist, die Schleuse zum Akzelerator zu
öffnen, damit Dancer als Aluna Meghendi hineinfliegen kann, um
angeblich den Antrieb zu sichern. Dabei könnte sie dann unauffällig
Bomben anbringen, die den Antrieb lahmlegen, aber sonst nur geringe
Kollateralschäden hervorrufen.

Faryes Schutzanzug verfügt über eine Möglichkeit, eine Strukturlücke
in den gegnerischen Schutzschirm zu schalten. Diese soll Donn Yaradua
nutzen, um Schlafner mit seiner Paragabe unschädlich zu machen.
Schlafner erkennt die Gefahr und aktiviert Yaraduas Organoid. Der
Schutzschirm des Parabolisten fällt aus und Farye muß ihn in
Fernsteuerung nehmen. Schlafner spürt, daß er einem Paraangriff
ausgesetzt wird und schlägt auf die selbe Weise zurück. Die Gaben der
beiden Männer sind ähnlich. Schlafner gelingt es, eine Tür der
Schleusenkammer zu öffnen. Öffnet er auch die zweite, wird eine
tödliche Hitzestrahlung entweichen, die Yaradua möglicherweise tötet.
Schlafner zögert, Yaradua greift erneut mit seiner Gabe an, doch
Schlafner kann sie abwehren. Er öffnet die zweite Tür.

Farye, die selbst unter Feuer der von Dancer und Schlafner
manipulierten Kampfroboter steht, kann Yaradua gerade noch rechtzeitig
aus der Gefahrenzone zerren. Die Booth taucht auf. Endlich kommt die
Sicherheitschefin und will Schlafner aufhalten. Als sich Perry Rhodan
fragt, warum sie nicht schon längst zur Stelle war, wird ihm klar, daß
sie ebenfalls übernommen wurde. Blitzschnell informiert er Bully, der
den Befehl erteilt, die Booth aufzuhalten. Der TARA-Psi teleportiert
in die Schleuse und drängt die Booth zurück, die sofort flieht.
Schlafner erliegt Yaraduas Angriff und kann festgenommen werden.

Es stellt sich heraus, daß auch die Positronik TOIO von dem
Verbrecherpärchen manipuliert worden ist. Mehrere Gänge im Schiff sind
ohne Überwachung. Diese wurden von Dancer präpariert, um
gegebenenfalls fliehen zu können. Sie verläßt die Booth und setzt sich
eine andere Fazialmaske auf. Dennoch kommt sie nicht weit. Rhodan und
Bull können sie stellen.

Nach einem Treffen mit Reginald Bull und Perry Rhodan, der mit den
beiden Attentätern sprechen will, setzt sich Aluna Meghendi wieder in
ihre Booth, um zu kontrollieren, ob sich darin noch
Hinterlassenschaften Dancers befinden. Sie ahnt nicht, daß das Gefährt
nun selbständig in Dancers Sinn handelt. Als Aluna versucht, eine
Sicherheitssperre zu aktivieren, betäubt die Kampfmaschine sie.

In der Zwischenzeit stattet Perry Rhodan in Begleitung Zeminah Paaths
Dancer und Schlafner einen Besuch ab. Daß Rhodan mit einer Thesanit
zusammenarbeitet, die man mit dem Raub Terras in Verbindung bringt,
zeigt den beiden, daß sie sich Rhodan anvertrauen könnten. Dieser
fordert sie auf, mit ihm zusammen die Wahrheit über die Cairaner und
die verschwundene Erde herauszufinden. Da geht die Meldung ein, daß
sich die Booth selbständig gemacht hat, um sich beim Akzelerator zu
sprengen. Das wäre mehr als ein simpler Sabotageakt. Es würde das
ganze Schiff zerstören. Offensichtlich haben die Cairaner ohne Wissen
von Dancer und Schlafner das Organoid der Booth entsprechend
programmiert.

Da die Sicherheitskräfte nicht massiv durchgreifen können, ohne den
Tod Aluna Meghendis zu riskieren, bietet Dancer ihre Hilfe an. Der
TARA-Psi teleportiert sie in die Nähe der Booth, wo sie einen Impuls
aktiviert, der die Verriegelung öffnet. Als der TARA-Psi Aluna
befreien will, wehrt diese sich. Nur sie kann verhindern, daß die
Booth sich wieder selbständig macht. Sie fordert Dancer auf, sich mit
ihrer Paragabe ihres Körpers zu bedienen. So kann die Booth mit
vereinten Kräften überlistet werden.

Die Untersuchung der Bomben ergibt, daß sie das gesamte Schiff in die
Luft gejagt hätten. Schlafner und Dancer fühlen sich von den Cairanern
hintergangen und sind nun bereit, die Seiten zu wechseln. Allerdings
sind sie von Vitalenergie abhängig, die nur die Cairaner liefern
können. Wenn das Paragewebe in ihren Gehirnen nicht mit Vitalenergie
versorgt wird, stirbt es ab, und mit ihm höchstwahrscheinlich auch das
Gehirn selbst. Perry Rhodan bietet den beiden medizinische Hilfe an.

Am 18. Oktober 2045 NGZ erreicht die THORA das Ephelegonsystem, das
von einem weiterentwickelten TERRANOVA-Schirm geschützt wird. Es wird
"Zentralgalaktische Festung" genannt. Diese wird von dem "dunklen
Giganten mit den unzerstörbaren Leib" behütet - Icho Tolot, der in
einer Rudyn umkreisenden "Festung in der Festung" lebt, die von den
Leuten die "Augen des Giganten" genannt wird, da sie sich durch drei
rotglühende Punkte auszeichnet. Rhodan hofft, seinen alten Freund
Tolot bald treffen zu können.

4. Juni 2019
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KURSUS/1259: Leer - "Marmeladen, Dips, Chutney und mehr selber machen" am 12.6.2019


Landkreis Leer

Kreativkurs im Schloss Evenburg

12. Juni: Marmeladen, Dips, Chutney und mehr



Süß, sauer oder würzig - Kräuter eignen sich zum dippen, würzen, als
beilage zu Fleisch oder Fisch oder auch als leckerer Brotaufstrich.
Gemeinsam mit Kursleiterin Carmen Schnieder werden am 12. Juni
Marmeladen, Dips und Saucen hergestellt und mit hausgebackenem Brot
verköstigt. Der Kurs beginnt um 14.30 Uhr und endet voraussichtlich
gegen 17.30 Uhr.

Eine Teilnahme kostet 22,50 Euro, zwei bis drei Gläser oder Dosen zum
Abfüllen sind mitzubringen.

Anmeldungen unter T.: 0175 1533028

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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SPIELE/429: Bielefeld - Längst vergessene Brett- und Kartenspiele wiederentdecken am 7. Juni 2019


Stadt Bielefeld

Brett- und Kartenspiele in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Um Brett- und Kartenspiele geht es in der
Veranstaltungsreihe "Irgendwas is' immer" am Freitag, 7. Juni, um
14.30 Uhr in der Stadtbibliothek am Neumarkt. In Kooperation mit dem
Verein Spielwiese haben Besucher die Möglichkeit, längst vergessene
Brett- und Kartenspiele wiederzuentdecken oder neu zu erlernen. 

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7437: Hanau - Führung durch die Innenstadt am 15. Juni 2019


Stadt Hanau

Führung durch die Innenstadt

Ein Angebot der Tourist-Information am Samstag, 15. Juni, 14 Uhr



Von der Altstadt zur Neustadt führt diese 90minütige Tour durch die
Hanauer Innenstadt, die die Tourist-Information Hanau am Samstag, 15.
Juni, anbietet. Die Reise durch die Geschichte der Stadt mit
Stadtführer Ulrich Lüer beginnt im heutigen Schlossgarten und geht
weiter über den Schlossplatz zum Altstädter Markt, vorbei an der
Marien- und Johanneskirche zur ehemaligen Judengasse (heute
Nordstraße). In der Hanauer Neustadt führt die Route über den
Freiheitsplatz zum Neustädter Markt mit historischem Rathaus und dem
Nationaldenkmal der Brüder Grimm bis hin zur
Wallonisch-Niederländischen Kirche mit dem Denkmal des Grafen Philipp
Ludwig, dass dort zu Ehren des Neustadtgründers errichtet wurde.
Unterwegs erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Fülle an
Informationen über Gründung und Geschichte der Stadt.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus per Telefon unter 06181-295 739 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3,
Telefon 06181-427 78 99. Weitere Informationen über diese und andere
Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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